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39. Sitzung 

Bonn, den 12. November 1987 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Dr. Jenninger: Die Sitzung ist eröffnet. 

Meine Damen und Herren, nach einer interfraktio-
nellen Vereinbarung soll die verbundene Tagesord-
nung erweitert werden. Die Punkte sind in der Ihnen 
vorliegenden Zusatzpunkte-Liste aufgeführt: 

1. Aktuelle Stunde 

Haltung der Bundesregierung zu der bevorstehenden Auf-
nahme der binären C-Waffen-Produktion in den USA (be-
reits in der 38. Sitzung erledigt) 

2. Beratung des Antrags der Fraktion DIE GRÜNEN: 

Förderung des Friedensprozesses in Zentralamerika 
—Drucksache 11/1130 — 

3. Zweite Beratung und Schlußabstimmung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwu rfs eines Gesetzes zu dem 
Zusatzabkommen vom 2. Oktober 1986 zum Abkommen 
vom 7. Januar 1976 zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und den Vereinigten Staaten von Amerika über Soziale 
Sicherheit und zu der Zusatzvereinbarung vom 2. Oktober 
1986 zur Vereinbarung vom 21. Juni 1978 zur Durchführung 
des Abkommens 
—Drucksachen 11/588, 11/1150 — 

4. Zweite Beratung und Schlußabstimmung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Abkommen vom 14. November 1985 zwischen der Bundes-
republik Deutschland und Kanada fiber Soziale Sicherheit 
und der Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens 
sowie zu der Vereinbarung vom 14. Mai 1987 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regie-
rung von Quebec fiber Soziale Sicherheit und der Durchfüh-
rungsvereinbarung hierzu 
—Drucksachen 11/1001, 11/1149 — 

5. Erste Beratung des von den Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes zur Errichtung einer Stiftung „Mu tter und Kind 
— Schutz des ungeborenen Lebens" 
—Drucksache 11/1136 — 

6. Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP: Überprüfungsordnung für Heilpraktiker 

—Drucksache 11/1133 — 

Zugleich soll, soweit erforderlich, von der Frist für 
den Beginn der Beratungen abgewichen werden. 

Weiterhin ist interfraktionell vereinbart worden, 
Punkt 16 der Tagesordnung — Achtes Gesetz zur Än-
derung des Arbeitsförderungsgesetzes — heute um 
9 Uhr und Punkt 2 der Tagesordnung — Verlänge

-

rung der Amtszeit der Jugendvertretungen in den Be-
trieben — am Freitag um 9 Uhr zu beraten. 

Punkt 15 der Tagesordnung — Verbesserung der 
Anbindung Berlins an das Bundesgebiet — soll be-
reits nach Punkt 3 heute um ca. 12 Uhr aufgerufen 
werden. 

Da die Fragestunde voraussichtlich nur 45 Minuten 
dauert, sollen die Punkte 4 a und 4 b der Tagesord-
nung schon gegen 14.45 Uhr aufgerufen werden. 

Sind Sie mit der Erweiterung bzw. Änderung der 
Tagesordnung einverstanden? — Ich höre keinen Wi-
derspruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 16 auf: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs eines 
Gesetzes zur Ergänzung der arbeitsmarktpoli-
tischen Instrumente und zum Schutz der Soli-
dargemeinschaft vor Leistungsmißbrauch 
(Achtes Gesetz zur Änderung des Arbeitsför-
derungsgesetzes) 
—Drucksachen 11/800, 11/890 — 

a)  Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) 

—Drucksache 11/1160 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Heyenn 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus

-

schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

—Drucksache 11/1162 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Sieler (Amberg) 
Strube 
Zywietz 

(Erste Beratung 27. und 30. Sitzung) 

Hierzu liegen Änderungs- und Entschließungsan-
träge der Fraktion der SPD auf den Drucksachen 
11/1163 bis 11/1168 vor. 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat ist für die Beratung eine Stunde 
vorgesehen. — Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist 
so beschlossen. 



2558 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlpe riode — 39. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 12. November 1987 

Präsident Dr. Jenninger 

Ich eröffne die Aussprache und erteile zunächst 
dem Berichterstatter, dem Abgeordneten Heyenn, das 
Wort  zu einer kurzen Erklärung. 

Heyenn (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte den Bericht um folgenden Punkt 
ergänzen: In der Einleitungsformel zum Gesetzent-
wurf heißt es: „Der Bundestag hat mit der Mehrheit 
seiner Mitglieder ... beschlossen: ". Dies ist nach Auf-
fassung der Gesetzesinitiatoren deshalb erforderlich, 
weil die Förderung der Berufsausbildung von benach-
teiligten Jugendlichen, die Förderungsmöglichkeiten 
nach dem Bundesbeihilfengesetz für arbeitslose Ju-
gendliche und die Sprachförderung von Aussiedlern, 
Asylberechtigten und Kontingentflüchtlingen in die 
Finanzhoheit der Bundesanstalt für Arbeit übertragen 
werden; dies sei ein Fall des Art. 87 Abs. 3 Satz 2 des 
Grundgesetzes. 

Ich möchte an  dieser Stelle allen Mitarbeitern in der 
Druckerei und im Ausschußsekretariat, die an der Fer-
tigstellung von Beschlußempfehlung und Bericht bis 
weit in den frühen Morgen und erneut ab 6 Uhr gear-
beitet haben, für diese Arbeit recht herzlichen D ank 
sagen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Schemken. 

Schemken (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Mit dieser achten Än-
derung des Arbeitsförderungsgesetzes leistet die Bun-
desregierung, insbesondere auch die Koalitionsfrak-
tionen, einen weiteren Beitrag zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit. 

(Frau Steinhauer [SPD]: Das glauben Sie 
doch selber nicht! — Weitere Zurufe von der 
SPD — Günther [CDU/CSU]: Die Wahrheit 

können die nie hören!) 
Schon die 7. Novelle zum Arbeitsförderungsgesetz 
— das wissen Sie sehr wohl — hat einen Startschuß 
zur Qualifizierungsoffensive gegeben. 

(Heyenn [SPD]: Fehlstart! — Weitere Zurufe 
von der SPD und den GRÜNEN) 

Jeder weiß, daß Arbeitslose heute zum Teil schon des-
halb nicht mehr vermittelt werden können, weil sie 
leider nicht über die notwendige Qualifikation verfü-
gen. 
Allein 1986 — das belegt die Wirkung der siebten 

Novelle — konnten die beruflichen Weiterbildungs-
maßnahmen in der Arbeitsverwaltung um 30 % ge-
steigert werden, in den ersten neun Monaten dieses 
Jahres gegenüber dieser enormen Steigerung noch 
einmal um 18,8 %. Die Bundesanstalt wird damit den 
Herausforderungen der 90er Jahre gerecht. Wir wol-
len nicht die Mängelverwaltung, sondern wir wollen 
den Jugendlichen und auch den älteren Menschen 
eine Perspektive eröffnen, damit durch Qualifizierung 
der Arbeitsmarkt gerade für den Langzeitarbeitslosen 
wieder geöffnet wird. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Kollege, gestatten Sie 
eine Zwischenfrage der Abgeordneten Frau Stein-
hauer? 

Schemken (CDU/CSU): Ja gerne, bitte schön. 

Frau Steinhauer (SPD): Herr Kollege, Sie sagen, mit 
der siebten Novelle sei ein Startschuß für die Qualifi-
zierungsoffensive gegeben worden, und das solle jetzt 
weitergehen. Wie erklären Sie sich denn, daß die Ar-
beitsämter angewiesen sind, mit ihren Qualifizie-
rungsoffensiven einzuhalten, auf keinen Fa ll  mehr 
auszugeben als im letzten Jahr? 

(Zurufe von der SPD) 

Schemken (CDU/CSU) : Wir haben im Gegensatz zu 
Ihrer Zeit die Mittel für die Qualifizierung erhöht. 

(von der Wiesche [SPD]: Wir reden von jetzt, 
von der Offensive!) 

— Ja, ich möchte das darstellen. Sie hatten gestern 
doch große Sorge um die Finanzierbarkeit des ganzen 
Unternehmens. Wir haben mittlerweile bei der Quali-
fizierung Ausgaben von weit über 12 Milliarden. In 
Ihren Zeiten lagen die Ausgaben weit darunter; Sie 
lagen unter 6 Milliarden DM. Sie haben uns die Ar-
beitsverwaltung mit einem Defizit von 6 Milliarden 
DM übergeben, und wir verfügen jetzt über eine 
Rücklage von über 5 Milliarden DM. Wir müssen al-
lerdings — Frau Steinhauer, haben Sie bitte Verständ-
nis dafür — diese Mittel im richtigen Maßstab für 
Qualifizierungsmaßnahmen ansetzen. 
Die Lohnkostenzuschüsse für ältere Bürger werden 

ausgebaut. Wir wollen damit den älteren Arbeitslo-
sen und den Langzeitarbeitslosen — wir haben 
432 000 Arbeitslose über 50 Jahre — durch dieses Ge-
setz, das einen längeren Lohnkostenzuschuß von ma-
ximal acht Jahren an das Unternehmen gewähren soll, 
das einen älteren Arbeitslosen einstellt, helfen. 
Ein entscheidender Punkt in unserem Entwurf ist 

der § 63 des AFG, wodurch wir vor allen Dingen den 
Arbeitern in der Stahlindustrie die notwendige Abfe-
derung gewähren. Es geht darum, daß wir es über 
eine Vorschrift ermöglichen, bei Ankündigung von 
Massenentlassungen über das Kurzarbeitergeld zu 
helfen, damit diese Massenentlassungen vermieden 
werden. Dies gilt für den Montanbereich. Wir wissen 
sehr wohl, daß der Antrag der SPD diese Regelung 
ergänzen und erweitern soll. Wir warnen allerdings 
davor, daß diese Regelung für alle Gebiete, für alle 
„Krisenbranchen" gilt. Dann ist nicht mehr Stahl der 
Schwerpunkt, obwohl wir ihn als solchen herausge-
stellt haben. Denn besonders in Nordrhein-Westfalen, 
im Revier, werden diese Probleme für uns so deutlich, 
daß es notwendig ist, hier eine sozial verträgliche Re-
gelung für die Strukturbereinigung der Stahlindustrie 
zu leisten, damit vor allen Dingen bei Anpassungs-
schwierigkeiten die älteren Arbeitnehmer eine Mög-
lichkeit finden, über die Zahlung des Kurzarbeitergel-
des wieder in den Arbeitsmarkt eingeführt zu wer-
den. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Schemken (CDU/CSU): Bitte schön, Herr Urba-
niak. 

Urbaniak (SPD): Herr Kollege, können Sie bestäti-
gen, daß der SPD-Antrag darauf abzielt, bei der Kurz- 
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arbeitergeldregelung alle Branchen zu umfassen, und 
vor allen Dingen auf das opera tive Feld abzielt, wäh-
rend dieser Zeit der Kurzarbeit die Arbeitnehmer 
durch weitere Qualifizierungen auf die neuen Struk-
turen in Unternehmen vorzubereiten, und daß Sie 
nicht bereit waren, diesen wich tigen Punkt in Ihre 
Überlegungen einzubeziehen und uns zuzustim-
men? 

Schemken (CDU/CSU): Wir haben bewußt gesagt, 
wir beziehen diese Möglichkeit der Abfederung 
— besonders in strukturschwachen Gebieten — auf 
die Stahlindustrie. Wenn wir jetzt die Textilindustrie, 
die Werften und vielleicht auch noch die Schuhindu-
strie hinzunehmen, dann ist es ein Gesamtpaket der 
Subventionen aber nicht mehr eine gezielte Hilfe für 
die Stahlarbeiter an Rhein und Ruhr. Aber dies möch-
ten wir in dieser Stunde tun, weil dort die Not am 
größten ist; das ist unser Thema. Man kann nicht alles 
auf einmal tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine weitere Zwischenfrage? 

Schemken (CDU/CSU): Noch eine; haben Sie Ver-
ständnis, daß ich noch andere Dinge vortragen 
möchte. Sie wollen mich sehr wahrscheinlich daran 
hindern. — Bitte schön. 

von der Wiesche (SPD): Ich habe eine Frage an Sie, 
da Sie eben so deutlich die Mobilisierungsoffensive 
im Bereich der Fort- , Weiter - und Ausbildung her-
ausgestellt haben. In unserem Antrag war unter ande-
rem enthalten, — 

Präsident Dr. Jenninger: Ich bitte eine Frage zu stel-
len. 

von der Wiesche (SPD): — daß gerade dieser Be-
reich der Fo rt- und Weiterbildung mit einbegriffen 
war. Diesen Bereich haben Sie aber abgelehnt. 

Präsident Dr. Jenninger: Bitte stellen Sie eine 
Frage, Herr Kollege. 

von der Wiesche (SPD): Warum haben Sie diesen 
Bereich abgelehnt? 

Schemken (CDU/CSU): Es ist nach unserer Rege-
lung ganz klar, daß der betroffene Arbeitnehmer über 
die Arbeitsverwaltung in entsprechende Qualifizie-
rungsmaßnahmen eingeführt werden kann. Das ist 
selbstverständlich. Es ist natürlich die Frage, ob man 
durch eine so vordergründige Formulierung vor-
täuscht, daß sich ein über 50jähriger über die Einfüh-
rung in die Technologie möglicherweise mit einem 
Arbeitsplatz in Stuttgart abfinden muß. Ich sage das 
bewußt einmal so. Wir streuen uns hier doch Sand in 
die Augen, und das hat ja keinen Sinn, da Sie es ja 
nicht nur für den Stahlbereich beantragen — das ist 
doch nicht glaubwürdig — , sondern viele andere Be-
reiche in völlig andere Arbeitsmärkte einführen. 
Wenn ich das aber für alle Branchen tue — vor diesem 
Hintergrund steht ja diese Einlassung in Ihrem An-
trag — , ist es nicht mehr die Hilfe für die Stahlarbei-
ter. Ich kann nur noch einmal ausführen, daß wir hier 

auf den Stahlbereich abheben, weil dort in der Tat die 
Probleme in besonderem Maße auf den Nägeln bren-
nen. 

Wir haben das bewährte Programm für benachtei-
ligte Jugendliche in Gesetzesqualität gehoben. Ich 
verstehe die Erregung in diesem Punkte nicht, und ich 
muß den Mitgliedern der SPD-Fraktion hier deutlich 
sagen, daß wir ihrem Entschließungsantrag nicht zu-
stimmen können. Wenn wir uns im Bildungsausschuß 
auf eine gemeinsame gutachtliche Stellungnahme ge-
einigt haben 

(Zurufe von der SPD) 

— ja, in der Tat — , halten wir es nicht für richtig, daß 
hier noch einmal ein Initiativantrag vorgelegt wird, 
der über das hinausgeht, was eigentlich im Beratungs-
verfahren durch den federführenden Ausschuß in die-
ser Fragen erreicht ist. Wir haben das, was wir beraten 
haben, in die gutachtliche Stellungnahme gefaßt, daß 
wir das Benachteiligtenprogramm nach wie vor gesi-
chert wissen wollen. Wir wollen auch die Ausgestal-
tung bis hin zur sozialen Begleitung gesichert haben, 
und wir wollen gesichert haben, daß sich die überbe-
trieblichen Lehrwerkstätten bei fortschreitenden 
Technologien in starkem Maße dem Anpassungspro-
zeß stellen. Das ist auch ein Auftrag an die Bundesre-
gierung. 

Ich wollte nur einige Punkte nennen, die für die 
Jugendlichen wichtig sind, die nicht über den Haupt-
schulabschluß verfügen. Diese haben es am schwer-
sten, denn wer gar nicht erst mit einer Ausbildung 
beginnt, hat Schwierigkeiten und wird sehr wahr-
scheinlich bei Fortschreibung der Technologie zum 
Langzeitarbeitslosen von morgen. Dem wollen wir mit 
der Gesetzesqualität des AFG als eines Angebots an 
die Schüler, die nicht den Hauptschulabschluß haben, 
begegnen. Schönen Dank. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Was heißt „schönen 
Dank "?) 

— Ja, das ist sehr wichtig: schönen Dank an die, die 
mitgewirkt haben. Man soll in der Politik auch einmal 
danken, nicht nur meckern, Frau Unruh. Das ist ganz 
wichtig. Ich möchte im übrigen allen danken, die mit-
gewirkt haben, auch den Ausschußsekretären. Herr 
Berichterstatter, das geht auch an Sie. In der Zusam-
menschreibung der Berichterstattung ging es sehr 
konziliant zu. Dank geht aber auch an das Ministe-
rium und an  die Beamten und auch an die Mitarbeiter 
in der Druckerei, die hier bis in die Nacht hinein 
gewirkt haben. Da möchte ich im Zwischentakt auch 
einmal herzlichen Dank sagen. 

Nun möchten wir allerdings eines noch verbessern 
die Vermittlung, ohne dem Arbeitsamt seine wirk lich 
wichtige Aufgabe zu nehmen. Es geht um die Frage, 
ob ein Arbeitsamt angesichts der Herausforderung 
durch die Notwendigkeit einer flexiblen Reaktion auf 
den Arbeitsmarkt mit seinen unterschiedlichen struk-
turellen Vorgaben noch so reagieren kann, wie es in 
diesem Falle möglicherweise auch unsere Rundfunk- 
und Fernsehanstalten hilfreich mit erledigen kön-
nen. 

(Dreßler [SPD]: Was wollen Sie damit andeu

-

ten?) 
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— Ja, wir wollen die Arbeit zum Arbeitsuchenden und 
den Arbeitsuchenden zur Arbeit bringen. 

(Zuruf von der SPD: Nach der Tagesschau!) 

Das ist das Entscheidende. 

(Zuruf von der SPD: Der große Preis!) 

Denn der Arbeitslose kommt oft über die vielen 
Wege und das schwierige Prozedere in der Beratung 
nicht so schnell an den Arbeitsplatz, den er möglicher-
weise erreichen kann. 

Ich komme aus einer Region, in der Facharbeiter 
wieder gesucht werden, in der wir leider keine Fach-
arbeiter haben. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Wir würden sie gerne übernehmen, wir würden sie 
gerne — jetzt komme ich zu Ihnen, Herr von der Wie-
sche — von Hattingen übernehmen, von dort, wo 
Thyssen bedauerlicherweise in der Tat dem einzelnen 
sagen muß, daß er nicht mehr weiter beschäftigt wer-
den kann. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Sie meinen aber Di

-

plomingenieure als Facharbeiter!) 

Das ist der Punkt. Uns geht es darum, daß wir hier zu 
einer besseren und gezielteren Beratung kommen. 

Der Schutz der Solidargemeinschaft ist auch davon 
abhängig, daß wir Manipulationen vorbauen. Ich 
glaube, das ist in aller Sinne. Das gilt, wenn es um die 
Frage des Konkursausfallgeldes geht, wo es sich an 
den einen Teil, an die Arbeitgeberschaft, richtet, und 
es gilt genauso, wenn es darum geht, daß über die 
Erhöhung des Verdienstes in den letzten drei Mona-
ten vor einer Kündigung der Arbeitnehmer ausge-
kauft werden soll. Ich halte dies für ein Problem. Die-
ser Mißbrauch, der dazu führt, daß auf Kosten der 
Solidargemeinschaft ein Arbeitslosengeld gezahlt 
werden muß, was nicht vertretbar ist, muß beseitigt 
werden. 

(Zuruf des Abg. Kolb [CDU/CSU]) 

Auf Grund von Gerichtsurteilen sind wir gehalten, 
das Arbeitsförderungsgesetz in bezug auf das Ar-
beitslosengeld und die Arbeitslosenhilfe für Studen-
ten anzupassen. Dies tun wir. In Zukunft bekommen 
diejenigen Studenten Arbeitslosengeld, die während 
ihres Studiums eine typische Arbeitnehmertätigkeit 
nachweisen können. Diejenigen, die das nicht nach-
weisen können, sind nicht in der Arbeitslosenunter-
stützung anzusiedeln. Dies hat uns das Verfassungs-
gericht eindeutig bestätigt. 

Im Zusammenhang mit den Mehrkosten für den 
Winterbau möchten wir nicht die Bagatellgrenze ein-
führen. Wir haben uns mit den Tarifpartnern, also 
sowohl mit den Arbeitnehmern als auch mit den Ar-
beitgebern, in der Beratung so geeinigt, daß die Ver-
änderungen, die wir diesbezüglich einführen wollten, 
den vorgetragenen Wünschen und Anregungen nicht 
entsprechen. 

Wir sind fest davon überzeugt, daß mit diesem Zu-
schnitt der Arbeitsverwaltung besser auf die Bedürf-
nisse und Herausforderungen der Zukunft reagiert 
werden kann. Den jugendlichen Aussiedlern — das 
muß ich auch einmal sagen — und den ausländischen 
Mitbürgern, die über den EG-Vertrag auf unseren 

Arbeitsmarkt kommen, ist mit einem Bildungsangebot 
bis hin zur sprachlichen Förderung eine Hilfe zu ge-
währen. Ohne Bewältigung der deutschen Sprache ist 
eine Ausbildung nicht möglich. Wer eine Berufsaus-
bildung nicht absolviert, läuft Gefahr, einen sozialen 
Abstieg zu erfahren. 

Wenn wir es mit unseren ausländischen Mitbür-
gern ehrlich meinen, müssen wir sie über die Qualifi-
kation, über die Bildung in eine soziale Position brin-
gen, die es ausschließt, daß in der dritten Generation 
hier ein Klassenkampf entsteht. 

(Zuruf der Abg. Frau Steinhauer [SPD]) 

Es ist wichtig, soziale Gerechtigkeit über Bildung 
und berufliche Bildung herbeizuführen. Soziale Ge-
rechtigkeit muß auch do rt  herrschen, wo es notwendig 
ist, Arbeitslose zu unterstützen. Ich darf noch einmal 
darauf verweisen, daß wir es gern tun, wenn es um die 
Stahlindustrie geht. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Heyenn. 

Heyenn (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Dieses Achte Gesetz zur Änderung des Ar-
beitsförderungsgesetzes ist in der wechselvollen Ge-
schichte der Arbeitsförderung das Gegenteil einer 
Heldentat. 

(Dreßler [SPD]: Sehr wahr!) 

Minimalen Verbesserungen, die der Kollege Schem-
ken hier sehr ausführlich begründet hat — ich bewun-
dere ihn, daß er in der Lage war, zu so wenig Inhalt so 
lange zu reden — , steht ein milliardenschwerer „Ver-
schiebebahnhof" zu Lasten der Solidargemeinschaft 
der Beitragszahler gegenüber. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNEI) 

Das leugnet, Herr Kollege Blüm, die Bundesregierung 
auch nicht. Der Stufenplan zur Anerkennung der Kin-
dererziehungszeiten für ältere Mütter mußte finan-
ziert werden. Deswegen wird mit diesem Gesetz in 
Nürnberg abkassiert. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Ganz schlimm!) 

Arbeitgeber und Gewerkschaften sprechen von ei-
nem finanziellen Raubzug bei der Bundesanstalt für 
Arbeit. Dem kann man nur zustimmen. 

Ich sage erneut: Hier wird mit Sonderzügen Kohle 
aus Nürnberg abgeholt. 

(Dreßler [SPD]: Sehr richtig!) 

Die Bundesregierung und die Koalitionsfraktionen 
sind unseren wiederholten Aufforderungen, den Ent-
wurf zurückzuziehen, nicht gefolgt. Nicht einmal das 
Fiasko der öffentlichen Anhörung des Ausschusses 
für Arbeit und Sozialordnung hat sie zu einer Ände-
rung bewogen. Das war vor vier Wochen, und das war 
für die Bundesregierung eine Pleite auf der ganzen 
Linie. Wann hat es das schon einmal gegeben, daß der 
geballte Sachverstand von Arbeitgebern, Arbeitneh-
mern und der Bundesanstalt für Arbeit einschließlich 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlpe riode — 39. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 12. November 1987 	2561 

Heyenn 

der Selbstverwaltung einen Gesetzentwurf als völli-
gen Unsinn abgelehnt hat? 

Niemand hat die Verschiebung der Kosten allge-
meinbildender Maßnahmen vom Bund auf die Bun-
desanstalt für Arbeit für sinnvoll gehalten. Alle haben 
diesen finanziellen Raubzug auf Kosten der Beitrags-
zahler angeprangert und klargemacht, daß sich der 
Bundesminister hier an den Beitragszahlern schadlos 
hält. 

(Zustimmung der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Die achte Novelle ein Flickwerk zu nennen, meine 
Damen und Herren, wäre geschmeichelt. 

(Dreßler [SPD]: Ja, das ist gut!) 

Dies ist kein Arbeitsförderungskonzept. Hier geht es 
um einen miesen Finanztrick, um gesamtgesellschaft-
liche Aufgaben auf die Solidargemeinschaft der Bei-
tragszahler abzuladen. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Die Sprachförderung von Aussiedlern, von Asylbe-
werbern und von Kontingentflüchtlingen ist Allge-
meinbildung reinsten Wassers. Sie ist genauso logisch 
wie der Englischunterricht an allgemeinbildenden 
Schulen. Auch die Förderung von benachteiligten 
Jugendlichen und die Erweiterung der Berufsausbil-
dungsbeihilfen aus Beitragsmitteln zu bezahlen ist 
nicht nur falsch, sondern mit hoher Wahrscheinlich-
keit verfassungswidrig. Die Selbstverwaltung der 
Bundesanstalt will diese Fragen klären, insbesondere 
die Verfassungsfragen. 

Für mich ist klar, daß das, was Sie mit der achten 
Novelle machen, zumindest den Gleichheitsgrund-
satz unseres Grundgesetzes verletzt. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Sie treiben mit dieser Novelle die Bundesanstalt für 
Arbeit tief ins Defizit. Wer konkret nachrechnet, wird 
bereits im nächsten Jahr, ganz vorsichtig gesagt, ein 
Defizit feststellen und 1989 ein Minus von mindestens 
2,5 Milliarden DM. 

Nun haben im Ausschuß die FDP-Fraktion und die 
Sozialdemokraten erklärt, daß beide Parteien eine 
Abdeckung dieses Defizits durch Beitragsanhebun-
gen oder durch Leistungsverschlechterungen nicht 
mitmachen werden. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Wir auch!) 

— Die GRÜNEN auch. Vielen Dank für die Ergän-
zung. 

Der Bundesarbeitsminister wird also 1989 selbst bei 
günstigen Entwicklungsannahmen vor nahezu 3 Mil-
liarden DM Defizit stehen, das er aus dem Bundes-
haushalt decken muß. Dazu kommt die Anforderung 
ab 1991 mindestens 5,6 Milliarden DM, für die Erhö-
hung des Bundeszuschusses zur Rentenversicherung 
zur Verfügung zu stellen. Ich frage: Herr Bundesar-
beitsminister, stehen Sie nicht in der Tat vor einem 
finanzpolitischen Fiasko Ihrer Sozialpolitik? 

(Dreßler [SPD]: So ist es!) 

Ich habe schon gesagt: Die zugrunde liegenden 
Schätzungen sind bereits heute Makulatur. Das 
durchschnittliche Wachstum der Arbeitslosenzahl 
wird größer sein, und zwar nicht erst, seitdem Börsen-
chaos und Dollarsturz die Finanzmärkte bestimmen. 
Wenn es nur 70 000 Arbeitslose mehr gibt, kostet das 
schon eine halbe Milliarde DM mehr, und Sie treten 
— Herr Kollege Schemken hat das sehr geschönt; dies 
war kein Start, dies war ein Fehlstart in die Qualifizie-
rungsoffensive — auf die Bremse. Ich kommentiere 
das nur mit einem berühmt gewordenen Wo rt : Das ist 
absurd und töricht. 

(Urbaniak [SPD]: Wer war das denn?) 

Der Bundesanstalt für Arbeit fehlt also schon jetzt 
das Geld für die notwendigen Aufgaben. Dieser 
Stopp-Erlaß hat sich bereits insofern nega tiv ausge-
wirkt, als wir im Oktober 5 % weniger Eintritte in 
Maßnahmen hatten als im Vorjahr. Sie programmie-
ren damit zusätzliche Arbeitslosigkeit. 

Aber neben den entscheidenden unsauberen Ma-
chenschaften der Übertragung von ureigenen Aufga-
ben des Bundes auf die Bundesanstalt für Arbeit gibt 
es eine Reihe weiterer Gemeinheiten in dieser No-
velle, die wir strikt ablehnen. 

(Egert [SPD]: „Gemeinheiten" haben Sie ge-
sagt? Zu Recht!)  

Die Ausbuchung von Nichtleistungsempfängern 
nach drei Monaten, wenn das Arbeitsgesuch nicht 
erneuert wird, ist eine Verfälschung. Sie wollen die 
Arbeitslosenstatistik korrigieren. Sie bekämpfen hier 
erneut die Statistik; Sie sollten aber die Zahl der Ar-
beitslosen bekämpfen. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Die weitere Privatisierung der Arbeitsvermittlung 
ist Unsinn; denn die Arbeitsvermittlung sollte im In-
teresse der Arbeitsuchenden und der Arbeitgeber in 
die Hände der Profis bei den Arbeitsämtern gehö-
ren. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Sie unterlaufen das Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts zum Arbeitslosengeldbezug von Schülern 
und Studenten. 

Wir lehnen auch die Änderung des § 55 a ab, weil 
die Förderung der Selbständigkeit Sache der Wirt-
schaftspolitik und nicht Sache der Beitragszahler ist. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Richtig!) 

Die Verlängerung des Bemessungszeitraumes für 
das Arbeitslosengeld bis zu zwölf Monaten ist völlig 
unpraktikabel. Das hat die Anhörung einwandfrei er-
wiesen. 

Ich frage auch, Herr Bundesarbeitsminister, warum 
den Arbeitslosen immer wieder in besonderer Weise 
der Hang zum Mißbrauch unterstellt wird, obwohl die 
Untersuchungen der Bundesanstalt für Arbeit und des 
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung Ent-
gegenstehendes sagen 

(Beifall bei der Abg. Frau Unruh [GRÜNE]) 

und wir bereits ausreichende Vorkehrungen gegen 
Mißbrauch im AFG haben. 
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Während der Beratungen im Ausschuß ist auch dar-
über beraten worden, was für Arbeitnehmer in Struk-
turkrisenbranchen getan  werden muß. Für uns — das 
ist durch die Fragen deutlich geworden — geht es 
dabei nicht nur um den Problembereich Stahl, son-
dern auch um andere, vergleichbare Krisenentwick-
lungen. Ich darf als Nordeutscher nur auf die Situation 
bei den Werften hinweisen. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Es werden leider immer mehr Branchen, die vor rie-
sengroßen Problemen stehen. 

Das Instrument der Kurzarbeit darf nicht nur zur 
Bewältigung von Konjunkturkrisen, sondern muß 
auch für Strukturkrisen zur Verfügung stehen. Eine 
nur stahltypische Regelung, wie Sie sie jetzt vorschla-
gen, ist verfassungsrechtlich bedenklich. Um aber 
eine notwendige Regelung nicht überhaupt zu ge-
fährden, haben wir aus politischen Gründen unsere 
Bedenken zurückgestellt. Denn für die besonders 
schwierigen Probleme der Stahlindustrie sind Hilfen 
für soziale Flankierung unverzichtbar notwendig. 

(Beifall bei der SPD) 

Den § 128 sinnvoll zu renovieren ist mehr als 
schwierig. Man sollte ihn besser abschaffen. In vielen 
Bereichen der Wirtschaft geht es nur noch darum, den 
unvermeidlichen Personalabbau sozial erträglich zu 
machen. 

Wir haben, einem Beschluß des Deutschen Bundes-
tages der letzten Woche folgend, einen Entschlie-
ßungsantrag erarbeitet, mit dem die Bundesregierung 
aufgefordert wird, eine redaktionelle Neufassung des 
Arbeitsförderungsgesetzes vorzulegen, in der aus-
schließlich geschlechtsneutrale Funktionsbezeich-
nungen und Berufsbezeichnungen enthalten sind. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Frau Unruh [GRÜNE]) 

Alle Mitglieder des Ausschusses freuen sich darüber, 
daß wir im Bereich der Sozialpolitik hier und heute mit 
der Umsetzung dieses Beschlusses anfangen. 

Wir haben während des parlamentarischen Verfah-
rens immer wieder nachgefragt, ob die Koalition die 
Defizite mit Leistungseinschränkungen oder mit Bei-
tragserhöhungen beantworten wi ll. Zuverlässige Ant-
worten oder überhaupt Antworten haben wir von der 
Bundesregierung hierzu nicht gehört. Herr Blüm, bei 
Ihnen herrscht Ratlosigkeit. Wir wollen Ihnen mit un-
serem Entschließungsantrag die Möglichkeit geben, 
sich eindeutig dagegen auszusprechen, daß entste-
hende Defizite durch Beitragsanhebungen oder 
durch Leistungskürzungen abgedeckt werden. Wir 
beantragen zu diesem Entschließungsantrag nament-
liche Abstimmung. 

Dies ist ein Gesetz, meine Damen und Herren, das 
die totale Unterwerfung der Sozialpolitik und damit 
des Norbert  Blüm unter die unsozialen Forderungen 
der Finanzpolitik des Herrn Stoltenberg kennzeich-
net. Wir lehnen diese Novelle ab. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Heinrich. 

Heinrich (FDP): Herr Präsident! Meine Kolleginnen 
und Kollegen! Mit der jetzt vorliegenden 8. Novelle 
werden frühere Koalitionsvereinbarungen umgesetzt. 
Im Mittelpunkt der politischen Auseinandersetzung 
steht die Finanzierung des Benachteiligtenpro-
gramms, des Bildungsbeihilfengesetzes und der 
Sprachförderung für Aussiedler. Man kann sicher ge-
teilter Meinung sein, ob diese Maßnahmen tatsächlich 
zum Aufgabenbereich der Bundesanstalt für Arbeit 
gehören. Niemand wird leugnen, daß diese Maßnah-
men wie auch die im Juni von uns beschlossene Ver-
längerung des Arbeitslosengeldbezugs und die er-
freuliche Inanspruchnahme der Mittel für berufliche 
Qualifizierung den finanziellen Spielraum der Bun-
desanstalt für Arbeit in gefährlicher Weise ausschöp-
fen und der Bundesanstalt im Jahre 1989 voraussicht-
lich finanzielle Schwierigkeiten ins Haus stehen. 
Wir begrüßen, daß auch die Sozialpolitiker der 

CDU/CSU mit uns der Auffassung sind, 

(Zuruf von der SPD: Mehr die der CSU!) 

das Beitragssatzerhöhungen und Leistungskürzun-
gen selbstverständlich nicht in Frage kommen kön-
nen. Es ist ganz klar: Ihr Entschließungsantrag wird 
damit hinfällig. Denn es ist ja wohl guter Brauch in 
diesem Hause, daß man Selbstverständlichkeiten hier 
nicht auch noch beschließt. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Aber damit sich niemand Illusionen hingibt: Für den 
Fall von Defiziten bei der Bundesanstalt für Arbeit 
muß der Bundeshaushalt zusätzlich in Anspruch ge-
nommen werden. 

(Sehr gut! bei den GRÜNEN) 

Der Gesetzentwurf enthält mit der Verbesserung der 
Lohnkostenzuschüsse für ältere langfristig Arbeits-
lose zugleich einen wichtigen Beitrag zur Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit und zur Förderung der Be-
schäftigungschancen für diesen benachteiligten Per-
sonenkreis. 

Präsident Dr. Jenninger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage, Herr Abgeordneter? 

Heinrich (FDP): Ja, bitte. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter Urba-
niak, bitte sehr. 

Urbaniak (SPD): Herr Kollege, da Sie nach den ge-
strigen Beratungen feststellen, daß mit einem Defizit 
statt 1989 schon 1988 zu rechnen ist, frage ich Sie: Wie 
hoch schätzen Sie das Defizit für 1989 ein, liegt es bei 
2,5 oder 3 Milliarden, und ist es Ihre Meinung, dieses 
muß über den Bundeshaushalt abgedeckt werden? 

Heinrich (FDP): Herr Kollege Urbaniak, schätzen 
kann fehlen. Ich halte mich aus einer Schätzung raus, 
die in der derzeitigen Situation nur aus sehr pauschal 
gegriffenen Zahlen bestehen kann. Ich bleibe aber bei 
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meiner Aussage, daß wir das De fizit aus dem allge-
meinen Haushalt finanziert haben wollen. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Wir begrüßen nachhaltig die Verlängerung des 
Überbrückungsgeldes bei der Gründung einer selb-
ständigen Existenz, denn dadurch wird der Anreiz 
gestärkt, sich selbständig zu machen, und damit wer-
den auch langfristig weitere Arbeitsplätze geschaffen. 
Nach meiner Auffassung stellen auch die vorgesehe-
nen Erleichterungen hinsichtlich der Bekanntgabe 
von Stellenangeboten und -gesuchen in Rundfunk 
und Fernsehen und über BTX sowie die Möglichkeit 
uneigennütziger und unentgeltlicher Arbeitsvermitt-
lung einen Schritt in die richtige Richtung dar. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine weitere Zwischenfrage? 

Heinrich (FDP): Ja, aber meine Redezeit wird da-
durch sehr beschränkt. — Bitte schön, Herr Kollege. 

Kirschner (SPD): Herr Kollege Heinrich, Sie kennen 
ja das entsprechende Schreiben des Herrn Staatsse-
kretärs Vogt, daß wir 1989 mit Milliarden-Defiziten 
bei der Bundesanstalt zu rechnen haben. Sie selbst 
geben dies hier zu und sagen, dieses müsse aus dem 
Bundeshaushalt ausgeglichen werden. Können Sie 
mir sagen, welche Summe der Bundesfinanzminister 
dafür in die Finanzplanung eingestellt hat? 

Heinrich (FDP): Das kann er gar nicht im Vorgriff 
machen, weil er noch nicht sicher ist und weil man 
überhaupt noch nicht sagen kann — und hier ver-
weise ich auf die Antwort an den Kollegen Urba-
niak — , in welcher Höhe entsprechende finanzielle 
Risiken auf den Bundeshaushalt zukommen. 
Ich möchte noch den Gedanken zur Arbeitsvermitt-

lung fortführen. Ich möchte die unentgeltliche und 
uneigennützige Arbeitsvermittlung besonders her-
ausstellen, denn damit können wir verkrustete Struk-
turen der Arbeitsvermittlung etwas locke rn. Das ist in 
dieser arbeitsmarktpolitischen Situa tion meiner Mei-
nung nach dringend nötig. 
Die zahlreichen Neuregelungen und Vereinfachun-

gen bei der Anwendung des AFG tragen hoffentlich 
dazu bei, die Arbeitsverwaltung von überflüssigem 
Papierkram zu entlasten, damit sie sich besser ihren 
eigentlichen Aufgaben widmen kann. Wenn jetzt von 
seiten der Opposi tion argumentiert wird, daß Nichtlei-
stungsempfänger die Vermittlungsgesuche nach drei 
Monaten erneuern müssen, so ist darauf hinzuweisen, 
daß eine ganze Reihe von Arbeitsämtern dieses ohne-
hin schon praktiziert, nur wird dieses Verfahren jetzt 
fortgeschrieben. 

(Abg. Frau Steinhauer [SPD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Heinrich (FDP): Verehrte Frau Steinhauer, ich 
möchte meinen Beitrag jetzt zu Ende bringen. Ich bin 
überzeugt, er wird auch noch Ihr Interesse finden. 
Danke schön. 

In Erfüllung der Zusage gegenüber dem Koalitions-
partner, im Bereich der Stahlindustrie die Beschäfti-
gungsprobleme sozial abzufedern, haben wir uns der 
Notlösung Ergänzung der Regelung über das Kurzar-
beitergeld nicht entzogen. Dieser Entschluß ist uns 
nicht leichtgefallen. Ich möchte auch darauf hinwei-
sen, daß er nicht unproblematisch ist; denn damit wird 
— wenn auch befristet — die Struktur des Kurzarbei-
tergeldes wesentlich verändert und die bestehende 
Zweiklassengesellschaft von Arbeitnehmern in und 
außerhalb der Stahlindustrie verstärkt, werden wie-
der einmal Großunternehmen begünstigt, denn klei-
nere und mittlere Unternehmen können davon keinen 
Gebrauch machen. 
Es wurde leider der Tatbestand einer neuen Sub-

vention geschaffen. Das muß man hier so offen an-
sprechen. Damit aber nicht irgendwelche Illusionen 
beim BMA genährt und in anderen Branchen geweckt 
werden, ist darauf hinzuweisen, daß die Begrenzung 
dieser Regelung auf Stahl und die Befristung für uns 
endgültig sind 

(Beifall bei der FDP) 
und wir einer Verlängerung nicht zustimmen werden. 
Mit dieser Regelung tragen wir in diesem speziellen 
Fall besonders der Situation der Arbeitnehmer in den 
Stahlregionen Rechnung. Mit dieser Maßnahme darf 
kein Präjudiz für weitere Forderung geschaffen wer-
den. 
Zusammenfassend möchte ich feststellen: Die 

8. AFG-Novelle bringt Vereinfachungen für die Ver-
waltung, Verbesserungen der Arbeitslosigkeit und fi-
nanzielle Probleme für die Bundesanstalt für Arbeit. 
Es wird daher künftig darauf ankommen, das arbeits-
marktpolitische Instrumentarium noch stärker als bis-
her zielorientiert nach adäquaten qualitativen Krite-
rien auszurichten. 
Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abgeord-
nete Hoss. 

Hoss (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Fraktionen der Regierungskoalition ha-
ben einen Gesetzentwurf zur Abstimmung vorgelegt, 
der lautet: Ergänzung der arbeitsmarktpolitischen In-
strumente und zum Schutze der Solidargemeinschaft 
vor Leistungsmißbrauch. Das ist ein sehr hoher An-
spruch. 

(Zuruf von der SPD: Schon der Titel ist Täu

-

schung!) 
Es ist wirklich notwendig, diesen Gesetzentwurf dar-
aufhin zu untersuchen, ob er diesem Anspruch ge-
recht wird. 
Wir gehen davon aus, daß es notwendig ist, die 

anhaltende Arbeitslosigkeit abzubauen und Pro-
gramme zu entwickeln, die darauf hinauslaufen, wirk-
lich effektive Maßnahmen zum Abbau der Arbeitslo-
sigkeit zu ergreifen. Nicht umsonst sprechen auch alle 
führenden Persönlichkeiten davon — sei es Präsident 
Weizsäcker, sei es  Kohl auf dem DAG-Gewerkschafts-
tag — : Das Massenarbeitslosigkeitsproblem ist das 
Problem Nummer eins. Aber der Gesetzentwurf, der 
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hier vorgelegt wird, ist das genaue Gegenteil davon, 
Massenarbeitslosigkeit abzubauen. Ich möchte an 
zwei wesentlichen Punkten darlegen, worum es bei 
dem vorgelegten Entwurf in Wirklichkeit geht. 

Erstens geht es dabei um eine Neuordnung der 
Finanzbeziehungen, die zu einer Belastung für dieje-
nigen werden, die Hilfe am nötigsten hätten. Bisher 
steuerfinanzierte Programme in den Bereichen des 
Ministeriums für Bildung und Wissenschaft und des 
Ministeriums für Arbeit und Sozialordnung werden in 
der Finanzierung auf die Bundesanstalt für Arbeit ver-
lagert. Die Förderung der Berufsausbildung arbeits-
loser Jugendlicher — das Bildungsbeihilfengesetz für 
arbeitslose Jugendliche — , bisher aus allgemeinen 
Steuermitteln finanziert, soll durch diesen Gesetzent-
wurf auf die Bundesanstalt für Arbeit übertragen wer-
den, die diese Sachen dann zu finanzieren hat. Damit 
werden aus dem Fonds der Beitragskasse der Solidar-
gemeinschaft der Arbeitenden Dinge finanziert, die 
nicht in diesen Bereich hineingehören. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Genauso ist es mit dem Programm zur Sprachför-
derung; ein Programm, das dazu dient, den allgemei-
nen Duktus von Sprache, Kultur und Bildung zu för-
dern. Dieses Programm wird darauf reduziert, daß es 
aus der Bundesanstalt für Arbeit finanziert wird. Die 
Bundesanstalt für Arbeit wird im laufenden Haus-
haltsjahr in Höhe von sage und schreibe nahezu einer 
Milliarde DM mit Dingen zusätzlich belastet, für die 
sie nicht aufzukommen hat. Der allgemeine Bundes-
haushalt, den Stoltenberg vorgelegt hat, wird um 
diese Milliarde entlastet: 

(Zuruf von der CDU/CSU: 900 Millionen!) 

zur Finanzierung des Weltraumprogramms und zur 
Finanzierung der Steuerreform, die am allerwenig-
sten denen zugute kommt, die es brauchen, nämlich 
den Arbeitslosen. Gelder, die durch Beiträge aufge-
bracht worden sind, werden hier zweckentfremdet 
verwandt. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Limbach? 

Hoss (GRÜNE): Ja. 

Präsident Dr. Jenninger: Bitte sehr, Frau Kollegin. 

Frau Limbach (CDU/CSU): Herr Kollege, haben Sie 
nie in Ihrer Tätigkeit als Abgeordneter Hilfestellung 
für arbeitslose Aussiedler leisten sollen, die deshalb 
Schwierigkeiten hatten, weil sie ungelöste Sprach-
probleme hatten? 

Hoss (GRÜNE): Ihre Frage zielt nicht auf das, wor-
auf ich mich gestützt habe. Natürlich muß diese Hilfe 
geleistet werden. Es kommt darauf an , aus welchem 
Topf es finanziert wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Hier wird eine Sache aus dem Topf der Bundesanstalt 
für Arbeit finanziert, die bisher aus anderen Töpfen 
— der Steuer — finanziert wurde. 

Jetzt läuft meine Zeit; drei Minuten habe ich 
noch. 
Bei der Bundesanstalt für Arbeit hatten sich 5,4 Mil-

liarden DM durch die Kürzung von Leistungen ange-
sammelt, die an die Arbeitslosen gezahlt worden wa-
ren. Das, was angesammelt wurde, wird jetzt zur Fi-
nanzierung des Stoltenbergschen Etats eingesetzt. 
Das muß einmal ganz klar herausgeste llt werden. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Pfui Teufel!) 

In der Kürze der Zeit wi ll  ich noch sagen, daß sich 
die andere Seite des Gesetzentwurfs mit Maßnahmen 
gegen Leistungsmißbrauch beschäftigt. Das dient im 
Grunde dazu, ein Programm vorzulegen, das kein Pro-
gramm zum Kampf gegen Arbeitslosigkeit ist, son-
dern zum Kampf gegen Arbeitslose. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Kolb [CDU/ 
CSU]: Gegen Leistungsmißbrauch!) 

Wenn z. B. diejenigen Schüler und Studenten, die 
arbeitslos sind und die Zeit nutzen, sich in einer Fach-
schule, in einem Seminar einzuschreiben, von vorn-
herein als unwürdig bezeichnet werden, Arbeitslo-
sengeld zu beziehen, dann ist das ein Kampf gegen 
Arbeitslose. 

(Vogt [Düren] [CDU/CSU]: Das ist ja nun 
ausgesprochen falsch!) 

— Herr Vogt, selbst diejenigen, die während ihrer 
Arbeitslosigkeit ein Studium beginnen, sich aber aus-
drücklich bereit erklären, das Studium abzubrechen, 
wenn ihnen ein Arbeitsplatz zugewiesen wird, be-
kommen keine Arbeitslosenunterstützung mehr. Das 
ist ein Kampf gegen diejenigen, die am härtesten be-
troffen sind. 

Genauso ist es mit der Neuregelung des Bemes-
sungszeitraumes. In Ihrem Entwurf heißt es, daß bei 
denjenigen, die arbeitslos werden, das Einkommen 
der letzten drei Monate als Bemessungsgrundlage 
dient: Wenn in den letzten drei Monaten eine Steige-
rung des Entgeltes vorhanden war, wird dies berück-
sichtigt und die Bemessung des Arbeitslosengeldes 
reduziert. Mir fällt an Ihrem Entwurf auf, daß Sie 
nichts getan haben, um diejenigen Arbeitslosen, die in 
den letzten Monaten ihrer Arbeit Lohnrückstufungen 
erleiden mußten, in einen normalen Stand zu setzen, 
sondern da sagen Sie, das Arbeitslosengeld dieser 
Leute solle nach dem Geld bemessen werden, das sie 
zuletzt hatten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Hier sieht man  nämlich, daß Sie den Mißbrauch, der 
von seiten der Unternehmer get rieben wird, nicht an-
greifen, sondern daß Sie diejenigen angreifen, die die 
Unterstützung am nötigsten brauchen. Deshalb leh-
nen wir diesen Gesetzentwurf von A bis Z ab. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich erteile dem Herrn Bun-
desminister für Arbeit und Sozialordnung das Wort. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte an den Beginn meines Beitrages auch, wie der 
Kollege Heyenn, den Dank an die Mitglieder des Aus- 
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schusses und auch an die Mitarbeiter des Ausschusses 
richten, von denen ich weiß, daß sie gerade in der 
letzten Nacht eine hohe Arbeitsleistung erbracht ha-
ben, die keineswegs selbstverständlich ist. Deshalb 
sage ich meinen Dank für diesen Beitrag. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das Gesetz entspricht unserer Sozialpolitik. 

(Lachen und Zustimmung bei der SPD und 
den GRÜNEN) 

—Ja, so ist es. Ich bekenne mich ausdrücklich dazu. 
Das ist eine Sozialpolitik, die nicht mit Patentrezepten 
arbeitet und nicht mit Leuchtkugeln ein Feuerwerk 
veranstaltet, sondern Schritt für Schritt Werkstück für 
Werkstück vorlegt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD und den GRÜNEN) 

Wir haben das Arbeitslosengeld zweimal — machen 
wir einmal die Werkstücke — verlängert. Ist das etwas 
für die Arbeitslosen, oder ist das nichts? Wir haben die 
berufliche Qualifikation auf eine bis dahin unbe-
kannte Rekordhöhe gebracht. Soll ich noch einmal die 
Zahl nennen? In diesem Jahr werden knapp 600 000 
an Maßnahmen der beruflichen Fortbildung und Um-
schulung teilnehmen, nachdem Sie sich mit 260 000 
Teilnehmern verabschiedet haben. 

(Heyenn [SPD]: Immer nur diese Halbwahr

-

heiten! — Zuruf der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

— Verehrte Frau Kollegin, sind 600 000 mehr oder 
weniger als zu SPD-Zeiten? 

(Kuhlwein [SPD]: 2,2 Millionen Arbeitslose 
sind auch mehr als 1,8 Millionen!) 

Wir haben mehr für berufliche Bildung ausgegeben. 
Wir haben das Kurzarbeitergeld verlängert. Wir ha-
ben in diesem Jahr die Vorbeschäftigungszeiten für 
den Bezug von Arbeitslosengeld herabgesetzt, so daß 
viele Arbeitslose, die bisher gar nicht in den Genuß 
von Arbeitslosengeld gekommen sind, weil sie die 
entsprechenden Vorbeschäftigungszeiten nicht vor-
weisen konnten, jetzt Arbeitslosengeld beziehen kön-
nen. 

Mit anderen Worten: Den Älteren hat es geholfen 
—das war Sozialpolitik — , daß wir das Arbeitslosen-
geld verlängert haben. Den Jüngeren haben wir ge-
holfen, indem wir die Vorbeschäftigungszeiten herab-
gesetzt haben. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Aber doch bitte mit 
Bundeszuschüssen!) 

Qualifizierung hilft allen, Männern wie Frauen. 

Ich will hinzufügen, daß mit der Verlängerung des 
Arbeitslosengeldes auch die Sozialhilfe entlastet wird. 
Gerade in den Städten, die durch hohe Arbeitslosig-
keit stark in Bedrängnis sind, wird die Verlängerung 
des Arbeitslosengeldes dazu beitragen, Sozialhilfeko-
sten zu sparen. Das ist doch eine sehr praktische, hilf-
reiche Sozialpolitik. 

Nun zu dem Benachteiligtenprogramm, den Bil-
dungsbeihilfen, zur Sprachförderung und zu den Ver-
stärkungsmitteln ABM. 

(Zuruf von der SPD: Das ist doch ein Ver

-

schiebebahnhof!) 

— Seien Sie vorsichtig mit dem „Verschiebebahn-
hof " ! 

(Kuhlwein [SPD]: Ich erinnere mich noch gut 
daran, Herr Blüm!) 

Die werden jetzt in Nürnberg finanziert, so wie sie 
bisher in Nürnberg organisiert waren. Es kann doch 
niemand sagen, diese Maßnahmen hätten mit Nürn-
berg und der Bundesanstalt nichts zu tun, wenn das 
dort  bisher schon organisatorisch abgewickelt wird. 
Das wäre dann ja gegen den Sinn der Bundesanstalt. 
Wenn sie Aufgaben organisatorisch abwickelt, dann 
liegt es, finde ich, doch nahe, daß sie sie auch finan-
ziert. 

(Heyenn [SPD]: Diese Logik hat kurze Beine, 
Herr Blüm!) 

Wenn gesagt wird, die Kohlen würden in Nürnberg 
abgeholt, dann kann ich nur antworten: Die Kohlen 
werden dort gefördert, wo sie gebraucht werden, 
nämlich in Nürnberg. So ist das. 

(Zurufe von der SPD) 

— Erregen Sie sich doch nicht so! Es geht doch auch 
ganz ruhig. 

Jetzt will  ich auch noch darauf hinweisen, daß es für 
das Benachteiligtenprogramm ein Vorteil ist, wenn es 
aus dem jährlichen Verteilungskonflikt des Haushalts 
herauskommt und damit eine Daueraufgabe der Bun-
desanstalt wird. Das ist, finde ich, ein großer, großer 
Fortschritt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte auch für uns sagen: Es ist gegenüber dem 
Standpunkt, den wir früher eingenommen haben, 
ebenfalls ein Fortschritt, daß wir das Benachteiligten-
programm als Daueraufgabe akzeptieren. Es war ein-
mal als ein Programm vorübergehender A rt  angelegt. 
Ich glaube, daß das Benachteiligtenprogramm den 
Arbeitsmarkt selbst in Zeiten der Vollbeschäftigung 
begleiten wird, daß es deshalb eine Daueraufgabe des 
Arbeitsmarktes ist. 

(Zurufe von der SPD) 

— Ja, wenn es eine Daueraufgabe ist, brauchen wir 
darüber nicht jährlich im Rahmen des Haushalts kon-
fliktreich zu verhandeln. Dann bleibt es bei der Bun-
desanstalt. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

—Könnte es nicht ein Beitrag zur Humanisierung des 
Parlamentslebens sein, wenn Sie mir einmal zuhör-
ten? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich sehe auf dem Arbeitsmarkt zwei Bewegungen. 
Einerseits brauchen wir höher qualifizierte Arbeitneh-
mer. Der technologische Fortschritt führt nicht zur 
Abqualifikation der Arbeitnehmer, sondern die Anfor-
derungen werden höher. Deshalb ist die eine Antwort 
darauf Qualifikation. 
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Aber vergessen wir über Qualifikation nicht jene 
Mitbürger, die an  der Qualifikation nicht teilnehmen 
können, die dafür nicht geeignet sind und die auch ein 
Recht auf Mitarbeit haben. Deshalb, glaube ich, muß 
unser Interesse, muß unsere Sorge nicht nur den Qua-
lifizierungsfähigen gelten, sondern auch denjenigen, 
die es schwer haben, auf dem Arbeitsmarkt unterzu-
kommen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Das wissen wir auch 
alles!)  

Es gibt Voraussagen, daß 3 Millionen Arbeitsplätze 
für sogenannte Ungelernte in den nächsten zehn Jah-
ren wegfallen. Deshalb appelliere ich, dieses Benach-
teiligtenprogramm nicht als eine vorübergehende 
Aufgabe zu sehen, sondern als eine dauerhafte be-
gleitende Maßnahme des Arbeitsmarktes. 

Sie haben ein starkes Wo rt  gebraucht und gesagt, 
das sei gemein. Was ist denn daran gemein, daß wir 
den Lohnkostenzuschuß für schwer Vermittelbare 
verlängern? Das ist doch das Gegenteil von gemein. 

(Heyenn [SPD]: Wer hat das gesagt?) 

— Sie haben unsere heutige Novelle als gemein be-
zeichnet, Herr Heyenn. Jetzt zähle ich mal auf, was in 
dieser Novelle steht. Wir erhöhen den Lohnkostenzu-
schuß und verlängern ihn. Das entspricht einer Anre-
gung, die gerade von den Wohlfahrtsverbänden kam 
— ich sehe den Kollegen Buschfort hier — , von der 
Arbeiterwohlfahrt, von der Ca ritas, vom Diakonischen 
Werk, von den Kirchen: die Lohnkostenzuschüsse zu 
verlängern, weil sich herausgestellt hat, daß der An-
reiz zur Einstellung, wenn sie nur kurzfristig gewährt 
werden, relativ gering ist, das nenne ich Fortschritt, 
das nenne ich eine praktische Hilfe für die älteren 
Arbeitnehmer. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Heyenn? 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Ja. 

Heyenn (SPD) : Herr Bundesminister, sind Sie bereit, 
zur Kenntnis zu nehmen, daß ich zwar eine Reihe von 
Gemeinheiten aufgezählt habe, aber die Lohnkosten-
zuschüsse und ihre Erhöhung nicht in diesen Katalog 
aufgenommen habe, weil ich das ausdrücklich be-
grüße? 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Für diesen teilweisen Rückzug bin ich schon 
dankbar. 

(Heyenn [SPD]: Das ist unsauber! Es ist kein 
Rückzug, wenn ich etwas richtigstelle! — 
Kühbacher [SPD]: Sie sind ein Schmutzwer

-

fer! — Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: 
„Ein Schmutzwerfer" wurde da gesagt! Herr 

Präsident, walten Sie Ihres Amtes!) 

— Ich finde es gut, daß dieser große Globalbegriff 
„gemein" jetzt schon relativiert wird. Wenn ich noch 

20 Minuten rede, werden Sie a lles zurücknehmen 
müssen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Jetzt komme ich zu dem zweiten Teil, zur Qualifi-
zierung der Arbeitnehmer. Ich bekenne mich dazu, 
daß jetzt eine Phase eintreten muß, in der wir auf die-
sem hohen Niveau eine Konsolidierung brauchen. 
Das entspricht auch der Lebenserfahrung: Wenn eine 
Sache gepuscht wird, ist die Gefahr groß, daß die 
Treffsicherheit solcher Maßnahmen nicht immer die 
beste ist. Daß man nach einer Zeit rasanten Aufbaus 
eine Phase der Konsolidierung braucht, liegt im Inter-
esse der beruflichen Qualifikation. Ich trage hier zwar 
immer Zahlen vor und bin auch auf die Zahlen stolz. 
Dennoch genügen Zahlen allein nicht, um die Richtig-
keit diese Programms vorzuführen. Die Zahlen sind 
mit Sicherheit nicht falsch, sie tun Ihnen nur weh, weil 
sie besser als Ihre Zahlen sind. 

(Heyenn [SPD]: Die Zahl der Arbeitslosen?) 
Meine Damen und Herren, ich plädiere jetzt für eine 

Konsolidierungsphase und füge hinzu, daß nach unse-
rer Auffassung berufliche Weiterbildung und Fortbil-
dung nicht ausschließlich Aufgabe der Bundesanstalt, 
sondern vornehmlich der Betriebe selber ist. Deshalb 
dürfen die hohen Zahlen nicht zum Alibi werden, in 
den Betrieben Anstrengungen zu unterlassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich plädiere dafür, daß berufliche Bildung, Weiterbil-
dung vor Ort in den Betrieben stattfindet. Wer unsere 
Wirtschaft modernisieren will, muß die Arbeitnehmer 
qualifizieren. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich finde es auch ganz wichtig, daß sich herum-
spricht, daß Fortbildung, Weiterbildung, Qualifizie-
rung nicht nur eine Sache der jungen Arbeitnehmer 
sind, sondern daß auch die älteren Arbeitnehmer die 
Chance erhalten müssen, auf der Höhe ihrer Zeit zu 
bleiben. Es geht nicht nur um Aufstieg, es geht auch 
darum, im erlernten Beruf mithalten zu können. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Minister, gestatten 
Sie eine weitere Zwischenfrage des Abgeordneten 
Heyenn? 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Bitte, Herr Heyenn. 

Heyenn (SPD): Herr Bundesarbeitsminister, die Ar-
beitgeber, die Arbeitnehmer, also die Tarifpartner in 
der Bundesrepublik, und die Bundesanstalt für Arbeit 
halten diesen Gesetzentwurf für unsinnig. Teilen Sie 
nicht meine Auffassung, daß der Bundesarbeitsmini-
ster, wenn sich die Tarifpartner in der Bundesrepublik 
in dieser Art  zu einem Gesetzentwurf äußern, zumin-
dest die Verpflichtung hat, sich vor dem Plenum des 
Deutschen Bundestages mit den Argumenten von Ar-
beitgebern und Arbeitnehmern auseinanderzuset-
zen? 

(Zustimmung des Abg. Kühbacher [SPD]) 
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Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Falls Sie es nicht gemerkt haben, Herr Heyenn: 
Das mache ich die ganze Zeit. 

(Lachen bei der SPD) 

Ich setze mich die ganze Zeit mit Argumenten ausein-
ander, die gegen unseren Gesetzentwurf vorgebracht 
werden. Es kann nicht gegen die Arbeitslosen sein, 
wenn wir diese Qualifizierungspolitik betreiben, wie 
wir sie treiben. Es kann nicht gegen die Arbeitnehmer 
sein, wenn wir den Lohnkostenzuschuß erhöhen. Es 
kann nicht gegen die Arbeitnehmer sein, wenn wir die 
Vermittlung verbessern, wenn wir dazu beitragen, 
daß die Vermittlung auch von privaten Initiativen un-
terstützt wird. Wollen Sie denn den Leuten den guten 
Willen absprechen, die mithelfen wollen, daß Arbeits-
lose untergebracht werden? Wie borniert muß jemand 
sein, wenn er sagt: Nur Profis dürfen das tun? Welche 
verkalkte Welt! 

(Scharrenbroich [CDU/CSU]: Das ist die so

-

zialdemokratische Welt!) 

Wenn einer helfen wi ll , soll er helfen, je mehr, desto 
besser. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist alles die alte Schablonenpolitik: Wenn es ein 
bißchen anders ist als in der Vergangenheit, ist es 
falsch. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Bei uns ist das nicht so. Wir gehen schon auf neue 
Vorschläge ein. 

Wenigstens noch ein paar Punkte: Daß die Qualifi-
zierung erfolgreich ist, können Sie daran sehen, daß 
rd. 70 % der an solchen Qualifizierungsmaßnahmen 
Teilnehmenden ein halbes Jahr später wieder in Ar-
beit untergekommen sind. Das beweist, daß die Qua-
lifizierungen nicht umsonst waren. 

Ich will  darauf hinweisen, daß 35 % der Teilnehmer 
weibliche Arbeitnehmer sind. Diese Zahl bef riedigt 
uns noch nicht, ist allerdings höher als früher. Was 
auch wichtig ist: Zwei Drittel der Teilnehmer waren 
im letzten Jahr selbstarbeitslos; für die ist die Quali-
fizierungsoffensive auch in erster Linie gedacht. In 
früheren Zeiten war höchstens die Hälfte der Teilneh-
mer zuvor arbeitslos, heute sind es zwei Drittel. Ich 
finde, diejenigen, die es am nötigsten brauchen, soll-
ten auch als erste begünstigt werden. 

Meine Damen und Herren, wenn wir Mißbrauch in 
der Arbeitslosenversicherung bekämpfen, kann das 
nicht gegen die Solidarität sein. Wenn wir in der Sta-
tistik Anforderungen an die Genauigkeit stellen, dann 
muß das dann doch auch in Ihrem Sinne sein. Es kann 
doch nicht sein: einmal in der Statistik, immer in der 
Statistik. Eine solche Statistik wird doch wertlos. Inso-
fern müssen wir doch überprüfen, ob der, der sich 
arbeitslos gemeldet hat, auch nach einem halben Jahr 
tatsächlich noch arbeitslos ist. Wenn er sich nicht mel-
det, dann gehe ich davon aus, daß er nicht arbeitslos 
ist, sonst würde er sich melden. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Frau Abgeordne-
ten Steinhauer? 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Bitte schön. 

Frau Steinhauer (SPD): Herr Minister, würden Sie 
mir zustimmen, daß es nicht eine Frage der Statistik 
ist, sondern eine Frage bezüglich der Arbeitsämter, 
daß sie mehr Stellen angeboten bekommen, die sie 
vermitteln können? 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Verehrte Frau Kollegin, die Bundesanstalt für 
Arbeit hat jetzt 70 000 Beschäftigte. Das ist ein Riesen-
tanker, kann ich nur sagen. Ich wünsche mir, daß sie 
ihre Vermittlungsoffensive dadurch unterstützt, daß 
die modernen Mittel der Kommunikationstechnologie 
verstärkt in den Dienst der Bundesanstalt gestellt wer-
den. 

(Frau Steinhauer [SPD]: Sie haben die Frage 
nicht beantwortet!) 

Präsident Dr. Jenninger: Gestatten Sie eine weitere 
Zwischenfrage der Frau Abgeordneten Steinhauer? 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Verehrte Frau Kollegin, bitte. 

Frau Steinhauer (SPD): Herr Bundesminister, sind 
Sie mit mir einig — Sie haben die Frage nicht beant-
wortet — , daß es darum geht, mehr Stellen durch Ar-
beitsmarktpolitik zu schaffen, anstatt Statistikbereini-
gung zu betreiben? 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Wir machen beides. Wir schaffen mehr Stellen: 
800 000 Arbeitsplätze mehr haben wir in den letzten 
Jahren geschaffen, nachdem Sie eine Million DM 
durch den Schornstein gejagt haben. Beides! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Der Kampf gegen Arbeitslosigkeit wird nicht mit 

der Statistik geführt. Wenn aber Statistiken einen 
Sinn haben sollen, müssen sie stimmen, sonst brauche 
ich sie nicht. Dafür sorgen wir. Daß sich nicht jeder 
Student arbeitslos melden und Geld abholen kann, 
liegt daran, daß die Arbeitslosenversicherung nicht 
die Ersatzinstitution für BAföG ist. Wir wollen schon 
dafür sorgen, daß die Arbeitslosenversicherung die 
Insititution bleibt, die die Arbeitnehmer schützt. 
Meine Damen und Herren, was das Defizit anbe-

langt: Darüber kann man immer streiten. Niemand 
hat die Zukunft fest im Griff. So sicher, wie die 
Prognostiker immer meinen, ist die Zukunft nicht in 
den Griff zu bekommen. Daß aber ausgerechnet Sie 
das Defizitthema vorführen, ist allerdings erstaunlich. 
Sie haben doch noch vor acht Monaten einen Gesetz-
entwurf vorgelegt, dessen Ausführung 6,5 Milliarden 
DM gekostet hätte. 6,5 Milliarden DM legen Sie vor, 
ohne jede Defizitfrage zu erörtern. Bei 900 Millionen 
DM malen Sie den Teufel an die Wand. Erinnern Sie 
sich doch einmal daran, daß Sie mehr als das sechsfa-
che von dem ausgeben wollten, was wir heute vorle-
gen. 
Wir legen heute einen Gesetzentwurf vor, von dem 

ich nicht behaupte, daß er das Problem der Arbeitslo-
sigkeit löst. Solche Alleslöser gibt es nämlich nicht. Er 
leistet aber einen wich tigen Beitrag für eine lebens- 
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nahe, für eine praktische, für eine hilfreiche Sozialpo-
litik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Herren, 
ich bitte die Damen und Herren in der hinteren Hälfte 
des Saales, Platz zu nehmen. Sie sehen: Es sind noch 
Plätze frei. — Darf ich diese Aufforderung an die Kol-
legen, die in der hinteren Hälfte des Saales stehen, 
wiederholen. 

Das Wort  hat der Herr Abgeordnete Kastning. 

Kastning (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Blüm, ich denke, wie Sie soeben mit dem 
Kollegen Heyenn in einer Antwort umgesprungen 
sind, das ist nicht Ausdruck einer besonderen Dialogs-
fähigkeit des Arbeitsministers in diesem Hause. Es 
sollte uns langsam auch leid sein, Ihre Formeln Woche 
für Woche in diesem Hause zu hören, Sie hätten das 
Arbeitslosengeld verlängert, dies und jenes getan. Es 
muß langsam draußen im Lande klar sein, daß sie vor-
her gestrichen und gekürzt haben und sich jetzt als 
der große Meister, als der Retter hinstellen. Wenn Sie 
sagen: Nie ein so großer Umfang an Qualifizierungs-
maßnahmen; dann darf man auch daran erinnern: 
Noch nie eine so hohe Arbeitslosigkeit wie heute! 

(Beifall bei der SPD) 

Wer immer wieder dieselbe Leier aus dem Fenster 
redet, der wird die Folgen des Unwetters draußen 
nicht beseitigen oder mindern. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich möchte aber Ihre 
Aufmerksamkeit zum Schluß dieser Aussprache auch 
noch einmal auf das sogenannte Benachteiligten-
programm lenken, das Anfang der 80er Jahre — also 
noch zu sozialliberaler Regierungszeit — , als die Kluft 
zwischen dem Angebot an Ausbildungsstellen und 
der Nachfrage größer zu werden begann, entstanden 
ist. Dieses von allen Seiten als außerordentlich be-
währt eingestufte Programm hat mittlerweile in der 
Tat ein Volumen von über 400 Millionen DM erreicht. 
Tausende von Jugendlichen hätten ohne diese Unter-
stützung keine Chance auf eine qualifizierte Ausbil-
dung bekommen. 

Wenn das Bundesinstitut für Berufsbildung vor eini-
gen Wochen in einer Pressemitteilung schreibt: „Nach 
einer Untersuchung des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft fanden 63 % der männlichen Teil-
nehmer eine Beschäftigung im erlernten oder einem 
verwandten Beruf " , dann unterstreicht das nur diese 
Feststellung. Allerdings wird zugleich darauf hinge-
wiesen, daß nur 42 % der jungen Frauen eine Arbeits-
marktchance hatten. Ich denke, dies ist für uns alle ein 
Grund, weiter über die Möglichkeiten des Programms 
nachzudenken. 

Meine Damen und Herren, auch wenn sich die Si-
tuation auf dem Ausbildungsstellenmarkt in den kom-
menden Jahren — —

(Unruhe — Kuhlwein [SPD]: Wir verstehen 
nichts!) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Herren, 
ich bitte um etwas mehr Ruhe für den Redner. 

(Kuhlwein [SPD]: Vor allem vor der Regie

-

rungsbank!) 

Kastning (SPD): Meine Damen und Herren, auch 
wenn sich die Situation auf dem Ausbildungsstellen-
markt in den kommenden Jahren — — 

(Unruhe) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich bitte, auch die Gesprä-
che vor der Regierungsbank einzustellen. 

(Beifall bei der SPD) 

Kastning (SPD): Ich fange noch einmal mit dem Satz 
an. — Meine Damen und Herren, auch wenn sich die 
Lage auf dem Ausbildungsstellenmarkt in den näch-
sten Jahren ein wenig verbessern wird, so wird das 
Benachteiligtenprogramm für einen nicht unerhebli-
chen Teil der Jugendlichen auch zukünftig die einzige 
Chance bieten, eine vernünftige Ausbildungsmög-
lichkeit zu erhalten. 

(Beifall des Abg. Kuhlwein [SPD]) 
Darin — das darf auch bei einer strittigen Debatte 
gesagt werden — sind sich alle Bildungspolitiker 
— zumindest in diesem Hause — erfreulicherweise ei-
nig, auch wenn es in der Einschätzung des Umfangs 
für die Zukunft unterschiedliche Meinungen gibt. 

Nun ist schon seit langem die Forderung erhoben 
worden, dieses Programm gesetzlich abzusichern, um 
Unsicherheiten in der Planung bei den Trägern, in der 
Verwaltung der Mittel durch die Arbeitsämter und 
auch bei den betroffenen Jugendlichen auszuräumen. 
Es hätten sich mehrere Möglichkeiten geboten. Die 
Koalition hat sich für das Arbeitsförderungsgesetz 
entschieden. 

Meine Damen und Herren, dieser Schritt hat einen 
großen Mangel: Der Bund zieht sich aus der finanziel-
len Verantwortung zurück. 

(Heyenn [SPD]: So ist es leider!) 

Mir scheint, die AFG-Novelle zielt vor dem Hinter-
grund der auch von der früheren Bundesbildungsmi-
nisterin, Frau Dr. Wilms, vertretenen Zurückhaltung 
gegenüber diesem Programm in erster Linie nicht auf 
Rechtssicherheit für das Benachteiligtenprogramm, 
sondern auf Entlastung des Bundeshaushalts. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Kollege Heinrich von der FDP hat das vorhin 
auch sehr deutlich und nüchtern ausgedrückt, als er 
sagte: Im Mittelpunkt der Novelle steht die Änderung 
der Finanzierung des Benachteiligtenprogramms. 

Leider ist unser Versuch gescheitert, mit der Auf-
nahme ins AFG zugleich einen individuellen Rechts-
anspruch auf Förderung zu verknüpfen. Dieser Ver-
zicht Ihrerseits, meine Damen und Herren von der 
Koalition, könnte sich schon sehr bald als ein erhebli-
cher Mangel erweisen. Das Programm ist nämlich in-
sofern nicht wahrhaft abgesichert, als es — je nach 
Kassenlage der Bundesanstalt für Arbeit — finanziell 
disponibel bleibt. Das heißt: Das Programm bleibt ein 
konjunkturabhängiges Ins trument. Es ist demgegen-
über kein Instrument der Verstetigung und des Rechts 
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auf Gleichheit der Bildungschancen der benachteilig-
ten Jugendlichen. 

Die Erfahrungen aus den jährlichen Kämpfen um 
die Finanzierung schon im Bundeshaushalt und die 
prognostizierte Entwicklung der Finanzen der Bun-
desanstalt für Arbeit sollten uns nachdenklich stim-
men. Meine Damen und Herren, sie sollten uns gerade 
deshalb nachdenklich stimmen, weil ja auch Herr Mi-
nister Blüm soeben gesagt hat: Es sei eine Dauerauf-
gabe. Wenn es eine Daueraufgabe ist, dann würden 
wir doch wohl durch die Schaffung eines Rechtsan-
spruchs auf einen Ausbildungsplatz im Rahmen des 
Benachteiligtenprogramms wirklich eine glaubwür-
dige Politik vertreten. Ich sage noch einmal: Wir soll-
ten es deshalb im Gesetz verankern. Es darf nicht bei 
den bisherigen undurchsichtigen und bürokratischen 
Ermessensentscheidungen bleiben. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn nun aber eine Abschiebung der Finanzierung 
zur Bundesanstalt in die Beitragskasse erfolgt, sollten 
wir alles tun, damit es dennoch ein regelhaft angebo-
tenes Ausbildungsprogramm bleibt und kontinuier-
lich weiterentwickelt wird. 

Wir haben darüber im Ausschuß für Bildung und 
Wissenschaft ausführlich beraten und uns gutachtlich 
geäußert. Ich nenne hier kurz nur einige der Punkte, 
auf die wir uns im Ausschuß einstimmig verständigt 
haben. Vor allem der inhaltlich weiterhin zuständige 
Bildungsminister Möllemann, der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung und auch die demnächst 
hoffentlich zu beteiligende Ministerin für Jugend soll-
ten im Kontakt mit der Bundesanstalt besonders dar-
auf achten. 

(Anhaltende Unruhe) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Herren, 
darf ich Sie erneut um Ruhe bitten. 

Kastning (SPD): Zum Beispiel muß nach den bishe-
rigen Erfahrungen und Einschätzungen die erweiterte 
Zielgruppe Mädchen in Defizitregionen mittelfristig 
weiter gefördert werden. Unabdingbar ist auch, die 
grundsätzliche konzeptionelle Struktur des Pro-
gramms zu erhalten, die in der engen Verknüpfung 
von beruflicher Ausbildung und sozialpädagogi-
scher Hilfe zum Ausdruck kommt. Wer dies abbaut, 
geht an den Kern des Benachteiligtenprogramms. 
Diese Konzeption ist im Haushalt der Bundesanstalt 
für Arbeit, aber auch in dem begleitenden Ministe-
rium finanziell entsprechend abzusichern, das ja für 
Fortbildung und Weiterentwicklung Arbeit leisten 
soll. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben uns im Bildungsausschuß weiter darauf 
verständigen können, daß das Programm auch künftig 
nicht auf ausbildungsbegleitende Hilfen beschränkt 
werden kann. Es gab und gibt vielleicht Tendenzen, 
in die Richtung zu gehen, ausbildungsbegleitende 
Hilfen in den Vordergrund zu stellen. Wir meinen 
jedoch, das Schwergewicht muß bei Vollzeitmaßnah-
men liegen. 

Wenn ich das Wo rt  von Herrn Schemken von heute 
morgen, daß wir es mit den jungen Menschen ehrlich  

meinen sollten, ernst nehme, bitte ich, die gemeinsa-
men Positionen der Bildungspolitiker auch in diesem 
Hohen Haus noch einmal zu bekräftigen und damit 
öffentlich zu dokumentieren, daß es uns mit dieser 
Gruppe der jungen Menschen in der Bundesrepublik 
ernst ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber da trotz der Übereinstimmung im Ausschuß 
für Bildung und Wissenschaft in den Koalitionsfraktio-
nen weiterer Beratungsbedarf vorhanden zu sein 
scheint — das ist mir etwas unverständlich, aber es ist 
so — , beantrage ich abweichend von unserer ur-
sprünglichen Absicht der Abstimmung, den von uns 
vorgelegten Entschließungsantrag, der mit dem Be-
schluß des Bildungsausschusses wortgleich ist, zur 
weiteren Beratung an Ausschüsse zu überweisen; ich 
schlage vor: federführend an den Ausschuß für Bil-
dung und Wissenschaft, mitberatend an den Aus-
schuß für Arbeit und Sozialordnung und den Aus-
schuß für Jugend, Fami lie, Frauen und Gesundheit. 

Ich hoffe, daß wir uns im Interesse der Sache in nicht 
allzu ferner Zeit von dieser Stelle aus als Parlament 
wieder einmütig äußern können, damit die Regierung 
Rückendeckung hat, aber, wenn es nötig ist, auch 
angetrieben werden kann, die Bundesanstalt für Ar-
beit zu bewegen, das Programm wie bisher vernünftig 
weiterzuführen. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich schließe die Ausspra-
che. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung. 

Ich rufe den Art. 1 in der Ausschußfassung auf. 
Hierzu liegen Änderungsanträge der Fraktion der 
SPD vor. 

Wer stimmt für den Änderungsantrag auf Drucksa-
che 1163? — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der 
Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Wer stimmt für den Änderungsantrag auf Drucksa-
che 1164? — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der 
Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Wer stimmt für den Änderungsantrag auf Drucksa-
che 1165? — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der 
Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Wer stimmt für Art. 1 in der Ausschußfassung? — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Art . 1 ist angenom-
men. 

Ich rufe Art. 2 in der Ausschußfassung auf. Wer 
stimmt für die aufgerufene Vorschrift? — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — A rt. 2 ist angenommen. 

Ich rufe den Änderungsantrag der Fraktion der SPD 
auf Drucksache 11/1166 auf. Es wird beantragt, nach 
Art. 2 neue Art. 2 a, 2 b und 2 c einzufügen. Wer 
stimmt dafür? — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun-
gen? — Der Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Ich rufe die Art. 3 bis Art . 13, Einleitung und Über-
schrift in der Ausschußfassung auf. Wer den aufgeru-
fenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Die aufgerufenen Vorschriften sind 
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angenommen. Damit ist die zweite Beratung abge-
schlossen. 

Wir treten in die 
dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Meine Da-
men und Herren, nach Art. 87 Abs. 3 Satz 2 des 
Grundgesetzes bedarf das Gesetz zu einer Annahme 
der Mehrheit der Mitglieder des Bundestages. Das 
sind 249 Stimmen. 
Meine Damen und Herren, die Fraktionen der 

CDU/CSU und FDP verlangen zur Schlußabstimmung 
gemäß § 52 unserer Geschäftsordnung nament liche 
Abstimmung. Das Verfahren ist Ihnen bekannt. Ich 
eröffne die nament liche Abstimmung. — 

Meine Damen und Herren, ich darf Sie darauf auf-
merksam machen, daß wir im Anschluß daran eine 
weitere namentliche Abstimmung haben werden. Es 
ist also noch eine zweite nament liche Abstimmung zu 
erwarten. 
Meine Damen und Herren, ist noch ein Mitglied des 

Hauses anwesend, das seine Stimme nicht abgegeben 
hat? — Das ist nicht der Fa ll. Ich schließe die Abstim-
mung. Ich bitte die Schriftführer, mit der Auszählung 
zu beginnen. 

Ich unterbreche die Sitzung für einige Minuten. 

(Unterbrechung von 10.16 bis 10.23 Uhr) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Herren, 
wir setzen die Beratungen nach der Unterbrechung 
fort. Ich darf zunächst das von den Schriftführern er-
mittelte Ergebnis der Schlußabstimmung über den 
von den Fraktionen der CDU/CSU und der FDP ein-
gebrachten Gesetzentwurf zur Änderung des Arbeits-
förderungsgesetzes bekanntgeben. 
Von den voll stimmberechtigten Mitgliedern des 

Hauses haben 450 ihre Stimme abgegeben. Davon 
ungültige Stimmen: keine. Mit Ja haben 258, mit Nein 
190 Abgeordnete gestimmt, Enthaltungen: 2. 

21 Berliner Abgeordnete haben ihre Stimme abge-
geben. Davon ungültige Stimmen: keine. Mit Ja ha-
ben 13, mit Nein 8 Abgeordnete gestimmt. Enthaltun-
gen: keine. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 449 und 21 Berliner Abgeordnete; 
davon 

ja: 	258 und 13 Berliner Abgeordnete 

nein: 	189 und 8 Berliner Abgeordnete 

enthalten: 	2 

Ja 

CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Austermann 

Bauer 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Dr. Biedenkopf 

Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Börnsen (Bönstrup) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Breuer 
Bühler (Bruchsal) 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Czaja 
Dr. Daniels (Bonn) 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Eigen 
Engelsberger 
Eylmann 
Dr. Faltlhauser 
Dr. Fell 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 
Francke (Hamburg) 
Dr. Friedmann 
Dr. Friedrich 
Fuchtel 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
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Berliner Abgeordnete 

Frau Olms 
Sellin 

Enthalten 

FDP 

Funke 
Dr. Graf Lambsdorff 

Gemäß § 48 Abs. 3 unserer Geschäftsordnung stelle 
ich fest, daß die erforderliche Mehrheit der voll stimm-
berechtigten Abgeordneten dem Gesetz zugestimmt 
hat. Das Gesetz ist damit angenommen. 

(Unruhe) 

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie um etwas 
Aufmerksamkeit und darum, nicht gerade vor dem 
Pult des Präsidenten Unterhaltungen zu führen. 

Der Ausschuß empfiehlt weiter unter Nr. 2 der Be-
schlußempfehlung, den Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung zur Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes 
für erledigt zu erklären. Wer stimmt dafür? — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Die Beschluß-
empfehlung ist angenommen. 

Weiterhin empfiehlt der Ausschuß unter Nr. 3 der 
Beschlußempfehlung die Annahme einer Entschlie-
ßung. Wer stimmt dafür? — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? Die Entschließung ist angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Entschlie-
ßungsanträge der Fraktion der SPD. 

Wir stimmen zunächst über den Antrag auf Druck-
sache 11/1167 ab. Dieser Entschließungsantrag soll 
federführend an den Ausschuß für Bildung und Wis-
senschaft und zur Mitberatung an die Ausschüsse für 
Arbeit und Sozialordnung sowie für Jugend, Fami lie, 
Frauen und Gesundheit überwiesen werden. Sind Sie 
mit dieser Überweisung einverstanden? — Dann ist so 
beschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag auf Drucksache 11/1168. Hierzu verlangt 
die Fraktion der SPD nament liche Abstimmung. Das 
Verfahren ist Ihnen bekannt. Ich eröffne die nament-
liche Abstimmung. — 

Ich darf die Frage stellen: Ist noch jemand im Hause 
anwesend, der seine Stimme nicht abgegeben hat? — 
Das ist nicht der Fa ll. Ich schließe die Abstimmung. Ich 
bitte die Schriftführer, mit der Auszählung zu begin-
nen. 

Meine Damen und Herren, das Ergebnis der na-
mentlichen Abstimmung gebe ich später bekannt. *) 
Wir setzen die Beratungen mit dem nächsten Tages-
ordnungspunkt fort. 

Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, die stehen, 
entweder Platz zu nehmen oder den Saal zu verlassen. 
— Ich bitte, der Aufforderung des Präsidenten Folgen 
zu leisten. Ich denke sonst nicht daran, die Sitzung 
fortzusetzen. Das gilt auch für die beiden Kollegen, 
die da vorne vor dem Rednerpult stehen. — 

*) Ergebnis Seite 2575 B 

Ich rufe den Punkt 3 sowie den Zusatzpunkt 2 der 
Tagesordnung auf: 

3. a) Beratung des Antrags der Fraktion der 
SPD 

Friedensprozeß in Mittelamerika 

—Drucksache 11/824 — 

b) Beratung der Großen Anfrage des Abgeord-
neten Volmer und der Fraktion DIE GRÜ-
NEN 

Unterstützung für die UNO-FDN-Contra in 
der Bundesrepublik Deutschland 

—Drucksachen 11/72, 11/1106 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Ausschuß für wirtschaft liche Zusammenarbeit 
Haushaltsausschuß 

Zusatztagesordnungspunkt 2: 

Beratung des Antrags der Fraktion DIE GRÜ-
NEN 

Förderung des Friedensprozesses in Zentral-
amerika 

— Drucksache 11/1130 — 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind für die gemeinsame Beratung 
dieser Tagesordnungspunkte zwei Stunden vorgese-
hen. — Ich sehe keinen Widerspruch. Dann ist das so 
beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Wischnewski. 

Wischnewski (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Am 7. August dieses 
Jahres haben die Präsidenten von Costa Rica, El Sal-
vador, Guatemala, Honduras und Nicaragua den Frie-
densplan von Guatemala oder den Arias-Plan, wie 
man ihn auch nennt, unterzeichnet. Zwei Christde-
mokraten, darunter der Präsident Cerezo, der sich 
auch ganz besondere Verdienste um das Zustande-
kommen des Abkommens erworben hat, ein Sozialde-
mokrat, nämlich der Präsident Oscar Arias, der den 
Plan erarbeitet hat und dafür mit dem Nobelpreis aus-
gezeichnet worden ist, ein Liberaler und ein Sandinist 
haben sich gegenseitig anerkannt und sich gegensei-
tig verpflichtet, den Weg des Friedens zu gehen. Die-
ser Friedensplan ist nach Jahren und Jahrzehnten des 
Krieges, der Gewalt, der Diktatur die große Chance 
für Frieden und Demokratie in Zentralamerika insge-
samt. 

Dieser Plan sieht die na tionale Versöhnung in den 
einzelnen Ländern durch Dialog, durch Amnes tie, 
durch Berufung von nationalen Versöhnungskommis-
sionen vor, dieser Plan sieht die Einstellung der Feind-
seligkeiten vor, dieser Plan macht ganz konkrete Aus-
sagen in bezug auf die Demokratisierung, und dieser 
Plan sieht in allen Ländern freie Wahlen vor. Der Plan 
verbietet die Unterstützung für irreguläre Streitkräfte 
und aufständische Bewegungen in der Region, und 
dieser Plan fördert die Zusammenarbeit der fünf Län-
der, um gemeinsam für Frieden, Demokratie und Ent- 
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wicklung in dieser Region einzutreten. Dieser Plan ist 
mit einem sehr genauen Zeitplan verbunden und sieht 
insbesondere auch eine interna tionale Kontrollkom-
mission vor. 

Gekrönt werden soll das ganze in der zweiten 
Hälfte des nächsten Jahres durch die Wahl eines Zen-
tralamerikanischen Parlaments, wobei das Europäi-
sche Parlament als Beispiel Pate gestanden hat. Ich 
bin doch sehr, sehr überrascht, daß ein Parlamentari-
scher Staatssekretär der Bundesregierung — nicht 
Sie, Herr Kollege Schäfer, sondern einer aus einem 
anderen Hause — dort unten versucht hat, den Leuten 
klarzumachen, daß man ein solches Zentralamerika-
nisches Parlament nicht wählen solle. Das hat ein Par-
lamentarischer Staatssekretär Ihrer Regierung getan. 
Für mich ist das nicht nur ein dubioser, sondern ei-
gentlich ein skandalöser Vorgang. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Dieser Friedensplan ist ein Dokument der Selbstbe-
stimmung. Denn die fünf Länder sind darum bemüht, 
ihren eigenen Weg zu gehen. Ich möchte auch von 
dieser Stelle aus den Präsidenten von Costa Rica zu 
diesem Plan ausdrücklich beglückwünschen. 

(Beifall der Abg. Frau Dr. Hamm-Brücher 
[FDP]) 

Es wäre eine große Sache, wenn am 10. Dezember 
dieses Jahres bei der Übergabe des Friedensnobel-
preises in Oslo alle fünf zentralamerikanischen Präsi-
denten gemeinsam auftreten und den Nobelpreis ent-
gegennehmen könnten. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau 
Dr. Hamm-Brücher [FDP]) 

Bevor das Ziel dieses Planes erreicht ist, bevor er 
umgesetzt ist, sind noch viele und große Hindernisse 
zu überwinden. Das muß man ganz klar sehen. Ein 
Plan bedeutet noch nicht, daß man das Ziel automa-
tisch erreicht. Alle Beteiligten, alle direkt Beteiligten 
und auch die nicht direkt Beteiligten müssen helfen, 
diese Hindernisse zu überwinden. 

Dieser Plan ist von den Vereinten Nationen begrüßt 
worden, von der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft, von der Bundesregierung und, wenn ich das 
richtig verstehe, von allen im Deutschen Bundestag 
vertretenen Parteien. Aber ich sage hier auch in a ller 
Deutlichkeit, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren: Begrüßen reicht bei weitem nicht aus. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Volmer 
[GRÜNE]) 

Da muß mehr geschehen. Die Erfüllung des Plans 
bedarf der tatkräftigen politischen und wirtschaftli-
chen Unterstützung. 

Ich habe in den letzten Tagen die Möglichkeit ge-
habt, mit den fünf Staatspräsidenten der Unterzeich-
nerstaaten zu sprechen. Ich habe in den letzten Tagen 
die Möglichkeit gehabt, mit allen zu sprechen, die an 
den Konflikten beteiligt sind: mit den Vertretern der 
Streitkräfte, mit den Vertretern der politischen Par-
teien, der Oppositionsparteien, insbesondere aber 
auch mit den Vertretern der katholischen Kirche. Ich 
möchte hier insbesondere den Repräsentanten der ka

-

tholischen Kirche in Zentralamerika sehr herzlich da-
für danken, daß sie besonders große Anstrengungen 
unternehmen, um diesem Plan zum Erfolg zu verhel-
fen. 

Lassen Sie mich nach dem Stand der vergangenen 
Woche zu den fünf Ländern ein paar Bemerkungen 
machen. 

Zuerst zu Costa Rica. Präsident Arias sieht in dieser 
Stunde seine Hauptaufgabe da rin, in ständigen Kon-
takten mit den anderen Präsidenten dafür Sorge zu 
tragen, daß der Plan weiter abgewickelt werden kann. 
Er hat alle militärischen Maßnahmen der Contra von 
seinem Hoheitsgebiet aus gegen Nicaragua in der 
Zwischenzeit unterbunden. Das ist auch der Grund, 
warum Nicaragua die Klage vor dem Internationalen 
Gerichtshof zurückgenommen hat. Demokratie und 
Menschenrechte sind in diesem Land ein Vorbild für 
alle Länder in der Region. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Zu Guatemala: Präsident Cerezo, von dem ich 
schon gesagt habe, daß auch er sich große Verdienste 
um das Zustandekommen erworben hat, hat den Dia-
log mit der Guerilla in Madrid führen lassen. Dieser 
Dialog hat leider nicht zu einem Ergebnis geführt; die 
Kampfhandlungen sind wieder aufgenommen. Präsi-
dent Cerezo hat allerdings zugesagt, daß er sofort 
bereit sei, den Dialog wieder aufzunehmen, wenn die 
Guerilla die Waffen niederlegt. Es gibt in Guatemala 
große Bemühungen um die Verbesserung der Men-
schenrechte. Es gibt auch Fortschritte in diesem Be-
reich, aber es gibt auch schwere Rückfälle, insbeson-
dere in den letzten Tagen und Wochen. Präsident 
Cerezo ist sehr darum bemüht, den Friedensplan 
durch stille Diploma tie zu unterstützen. 

Eine Bemerkung zu El Salvador. Präsident Duarte 
hat den Dialog mit der FDR/FMLN aufgenommen. 
Der Dialog ist nach der Ermordnung des Koordinators 
der Menschenrechtskommission von El Salvador 
Anaya von der FDR/FMLN unterbrochen worden. In 
diesen Tagen ist der Erzbischof Rivera y Damas um 
eine Wiederanknüpfung der Kontakte bemüht. Es ist 
eine Amnestie verabschiedet worden, die wohl mehr 
als 400 Menschen betreffen wird. Ein zeitlich be-
grenzter, einseitiger Waffenstillstand ist von Präsident 
Duarte verkündet worden. Tragischerweise hat es ge-
rade in den letzten Tagen grausame politische Morde 
gegeben. Diese Morde erfolgten offensichtlich, um die 
Politiker der FDR, die bereit sind, in ihr Land zurück-
zukehren, von der Rückkehr dahin abzuhalten. Ich 
denke an Politiker wie Rubén Zamora, Oqueli oder 
Ungo, die alle in der letzten Zeit ihre Bereitschaft zur 
Rückkehr erklärt haben. 

Wenn der Friedensprozeß gelingen soll, muß Präsi-
dent Duarte den Rückkehrwilligen die notwendige 
Sicherheit gewähren. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich möchte diese Bitte, diese Forderung heute ganz 
deutlich zum Ausdruck bringen. 

(Beifall der Abg. Frau Dr. Hamm-Brücher 
[FDP]) 
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Eine Bemerkung zu Honduras. Hier ist die Entwick-
lung noch am weitesten zurück. Die Versöhnungs-
kommission ist erst in den letzten Tagen gebildet wor-
den, nachdem man lange darüber geredet hat, ob man 
überhaupt eine braucht. Von entscheidender Bedeu-
tung dabei ist, daß das Friedensabkommen vorsieht, 
daß kein Unterzeichnerland sein Hoheitsgebiet für 
irreguläre Truppen zur Verfügung stellen darf. Das 
Abkommen verbietet auch militärische und logisti-
sche Hilfe an irreguläre Truppen. 

Noch befindet sich das militärische Hauptquartier 
der Contra in Honduras; noch gibt es Truppen der 
Contra in Honduras und wichtige Basen. Die neue 
Entwicklung in den Vereinigten Staaten sollte es Hon-
duras jetzt leichter machen, seine Verpflichtungen in 
dieser Frage nach dem Vertrag zu erfüllen. Die Erfül-
lung des Friedensabkommens durch Honduras ist von 
entscheidender Bedeutung. Mir haben der Präsident 
und der Außenminister zugesagt, sie würden erfüllen. 
Es ist höchste Zeit, daß entscheidende Schritte getan 
werden. 

Nun zu Nicaragua. Die Entwicklung in Nicaragua 
ist von besonderer Bedeutung. Auch ist hier in einer 
Reihe von Fragen besonders schnell gehandelt wor-
den. Kardinal Obando y Bravo wurde zum Vorsitzen-
den der Versöhnungskommission berufen. Jeder 
weiß, daß er kein Freund der Sandinisten ist. Katholi-
schen Geistlichen wurde die Wiedereinreise gestattet. 
Radio Catolica hat seine Tätigkeit wieder aufnehmen 
können, „La Prensa" erscheint wieder. Wir sollten uns 
alle darüber freuen, daß „La Prensa" wieder er-
scheint. Aber ich sage auch: Es wäre gut, wenn „La 
Prensa" durch objektive Berichterstattung und jour-
nalistische Qualität zum Friedensprozeß beitragen 
würde. 

Der innere Dialog zwischen der Regierung und den 
oppositionellen Parteien ist aufgenommen, er hat be-
gonnen. 

Der Stand des Dialogs bereitet mir Sorge. Das hat in 
erter Linie damit zu tun, daß die oppositionellen de-
mokratischen Parteien bis zum äußersten zersplittert 
und zerstritten sind: Vier liberale Gruppen oder Par-
teien, drei christlich-demokratische oder christlich

-

soziale Gruppen und Parteien, drei konservative Par-
teien, drei marxistisch-leninistische Parteien, eine 
trotzkistische Partei und eine Partei, die sich sozialde-
mokratisch nennt, aber nichts damit zu tun hat. Dann 
darf man sich nicht wundern, daß es schwierig ist, den 
Dialog miteinander zu führen. Hier sehe ich eine 
wichtige Aufgabe für unsere Stiftungen. 

Am 5. November dieses Jahres sind neue Maßnah-
men getroffen worden. 

Erstens. 967 Menschen sind begnadigt worden. Sie 
sind aus der Haft entlassen worden oder werden in 
diesen Tagen entlassen. 

Zweitens. Eine allgemeine Amnestie ist vorbereitet 
und dem Parlament zugeleitet. Sie tritt in Kraft, wenn 
die Internationale Kontrollkommission die Vorausset-
zung dafür für gegeben hält. Das heißt, die Sandini-
sten überlassen diese Entscheidung einem internatio-
nalen Gremium, in dem sie nur eine Stimme haben. 

Drittens. Die Voraussetzungen für die Aufhebung 
des Ausnahmezustands sind geschaffen. Auch hier 
wird wie beim zweiten Punkt verfahren. 

Viertens. Eine zeitlich unbegrenzte Amnestie gilt 
für die Zukunft für alle diejenigen, die die Waffen nie-
derlegen, und für alle diejenigen, die bisher politisch 
oder publizistisch für die Contra tätig waren. Von be-
sonderer Bedeutung aber ist, daß die Sandinisten zur 
Erreichung des Waffenstillstands einen Vermittler für 
die Feuereinstellung mit der Contra ernannt haben. 
Kardinal Obando y Bravo hat diese Aufgabe über-
nommen. Wir alle sollten ihm dankbar sein, daß er 
bereit war, diese schwierige Aufgabe zur Erreichung 
des Waffenstillstandes zu übernehmen. 

Den Sandinisten ist diese Entscheidung nicht leicht-
gefallen. Die Contra hat einen sehr grausamen Krieg 
geführt und führt ihn noch. Tausende sind ermordet 
worden, auch Bundesbürger. Die Sandinisten haben 
sich selbst überwunden, um dem Friedensabkommen 
in diesem Punkt gerecht zu werden. 

Nun muß auch die Bundesregierung die notwendi-
gen Entscheidungen treffen. Die Entwicklungshilfe 
muß wieder aufgenommen werden. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Volmer 
[GRÜNE]) 

Lassen Sie mich vier deutliche Forderungen heraus-
stellen, die zur Verwirklichung des Friedensabkom-
mens erfüllt sein müssen. 

Erstens. Die fünf Staaten Costa Rica, El Salvador, 
Guatemala, Honduras und Nicaragua müssen jeder 
für sich alle Forderungen des Abkommens erfüllen. 
Dabei ist die Simultanität, die Gleichzeitigkeit, die 
vorgesehen ist, von entscheidender Bedeutung. Wenn 
wir hierbei helfen können, dann müssen wir das 
tun. 

Zweitens. Von entscheidender Bedeutung ist die 
Haltung der Vereinigten Staaten. Es ist wichtig, daß 
die Vereinigten Staaten ebenfalls das Abkommen un-
terstützen. Das bedeutet, die Contra aufzufordern, die 
Waffen niederzulegen, und die Finanzierung der Con-
tra einzustellen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Wir begrüßen ausdrücklich, daß der Präsident der 
Vereinigten Staaten vor der OAS, der Organisation 
Amerikanischer Staaten, den Dialog unter bestimm-
ten Voraussetzungen angeboten hat. Präsident Or-
tega befindet sich zu dieser Stunde in Washington. 
Wenn man will, kann man jetzt mit ihm dort  reden. 

Drittens. Die Europäische Gemeinschaft darf es 
nicht bei Erklärungen und Begrüßungen belassen. Sie 
muß den Friedensprozeß politisch und wirtschaftlich 
fördern und unterstützen. Die Ursachen des Konflikts 
in Zentralamerika liegen auch in Armut und Unterent-
wicklung. 

Am 1. Januar übernimmt die Bundesrepublik den 
Vorsitz in der Europäischen Gemeinschaft, und Ende 
Februar findet dann unter besonderer Verantwortung 
der Bundesregierung der Dialog Zentralamerika

-

Europa in Hamburg statt. Europa muß größere politi- 
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sche und materielle Anstrengungen unternehmen, 
um den Prozeß zu fördern. 

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten der GRÜNEN) 

Viertens und letztens. Von entscheidender Bedeu-
tung ist die Haltung der Bundesregierung. Die sehr 
unterschiedliche Behandlung der fünf zentralameri-
kanischen Staaten ist jetzt überhaupt nicht mehr zu 
verantworten, sondern jetzt kommt es darauf an, den 
Friedensprozeß zu unterstützen, indem man alle 
gleichbehandelt. Wenn man Blockfreiheit will — und 
wir wollen das alle in dieser Region — , dann muß man 
seinen eigenen Beitrag dazu leisten. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Die fünf Staaten in dieser Situation unterschiedlich zu 
behandeln, das fördert den Friedensprozeß nicht. 

Wir fordern Sie auf, im Sinne unseres Antrages die 
Entwicklungshilfe für Nicaragua wieder aufzuneh-
men, damit wir einen Beitrag leisten, um den Frieden 
in Zentralamerika zu fördern. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU und der GRÜ-

NEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, bevor ich dem nächsten Redner, Professor Dr. 
Abelein, das Wort gebe, möchte ich Ihnen das Ergeb-
nis der namentlichen Abstimmung bekanntgeben. 
Wir haben über den Entschließungsantrag der Frak-
tion der SPD auf Drucksache 11/1168 abgestimmt. 
Abgegebene Stimmen: 473. Ungültig: Keine. Mit Ja 
haben 200 gestimmt. Mit Nein haben 268 gestimmt. 
Fünf Abgeordnete haben sich der Stimme enthalten. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 472; davon 

ja: 	199 

nein: 	268 

enthalten: 	5 

Ja 

SPD 

Frau Adler 
Dr. Ahrens 
Amling 
Andres 
Antretter 
Dr. Apel 
Bachmaier 
Bahr 
Bamberg 
Becker (Nienberge) 
Bindig 
Frau Blunck 
Dr. Böhme (Unna) 
Börnsen (Ritterhude) 
Brandt 

Brück 
Büchler (Hof) 
Büchner (Speyer) 
Dr. von Bülow 
Frau Bulmahn 
Buschfort 
Catenhusen 
Frau Conrad 
Conradi 
Daubertshäuser 
Diller 
Frau Dr. Dobberthien 
Dreßler 
Egert 
Dr. Ehrenberg 
Dr. Emmerlich 
Erler 
Esters 
Ewen 

Frau Faße 
Fischer (Homburg) 
Frau Fuchs (Verl) 
Frau Ganseforth 
Gansel 
Dr. Gautier 
Gerster (Worms) 
Gilges 
Dr. Glotz 
Frau Dr. Götte 
Graf 
Großmann 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haack (Extertal) 
Frau Hämmerle 
Frau Dr. Hartenstein 
Hasenfratz 
Dr. Hauchler 
Heimann 
Heistermann 
Heyenn 
Hiller (Lübeck) 
Dr. Holtz 
Horn 
Jahn (Marburg) 
Jansen 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jungmann 
Kastning 
Kiehm 
Kirschner 
Kißlinger 
Klein (Dieburg) 
Dr. Klejdzinski 
Klose 
Kolbow 
Koltzsch 
Koschnick 
Kühbacher 
Kuhlwein 
Lambinus 
Leidinger 
Lennartz 
Leonhart 
Lutz 
Frau Luuk 
Frau Matthäus-Maier 
Menzel 
Dr. Mertens (Bottrop) 
Meyer 
Dr. Mitzscherling 
Müller (Düsseldorf) 
Müller (Pleisweiler) 
Müller (Schweinfurt) 
Müntefering 
Nagel 
Nehm 
Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Niggemeier 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oesinghaus 
Oostergetelo 
Paterna 
Pauli 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Dr. Pick 
Porzner 
Poß 
Purps 
Reimann 
Frau Renger 
Reuter 
Roth 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Dr. Scheer 
Schluckebier 

Schmidt (München) 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Schmidt (Salzgitter) 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schreiner 
Schütz 
Seidenthal 
Frau Seuster 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Frau Simonis 
Singer 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Dr. Sperling 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stobbe 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Vahlberg 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Vosen 
Waltemathe 
Walther 
Weiermann 
Frau Weiler 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Frau Wieczorek-Zeul 
Wiefelspütz 
von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittich 
Würtz 
Zander 
Zeitler 
Zumkley 

DIE GRÜNEN 

Frau Beer 
Frau Brahmst-Rock 
Brauer 
Dr. Daniels (Regensburg) 
Frau Eid 
Frau Flinner 
Frau Garbe 
Häfner 
Frau Hensel 
Frau Hillerich 
Hoss 
Kleinert (Marburg) 
Kreuzeder 
Dr. Lippelt (Hannover) 
Dr. Mechtersheimer 
Frau Nickels 
Frau Olms 
Frau Rust 
Frau Saibold 
Frau Schilling 
Schily 
Frau Schmidt-Bott 
Sellin 
Frau Trenz 
Frau Unruh 
Frau Vennegerts 
Volmer 
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Weiss (München) 
Frau Wilms-Kegel 
Frau Wollny 
Wüppesahl 

Nein 

CDU/CSU 

Dr. Abelein 
Austermann 
Bauer 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Frau Berger (Berlin) 
Dr. Biedenkopf 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blens 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Börnsen (Bönstrup) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Borchert 
Breuer 
Bühler (Bruchsal) 
Buschbom 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Czaja 
Dr. Daniels (Bonn) 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dörflinger 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Echternach 
Eigen 
Engelsberger 
Eylmann 
Dr. Faltlhauser 
Feilcke 
Dr. Fell 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 
Francke (Hamburg) 
Dr. Friedmann 
Dr. Friedrich 
Fuchtel 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Geis 
Dr. Geißler 
Dr. von Geldern 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Gröbl 
Dr. Grünewald 
Günther 
Dr. Häfele 
Harries 
Frau Hasselfeldt 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 
Hedrich 
Freiherr Heereman von 
Zuydtwyck 

Helmrich 
Dr. Hennig 
Herkenrath 

Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Frau Hürland-Büning 
Dr. Hüsch 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Limburg) 
Jung (Lörrach) 
Kalb 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Dr. Kappes 
Frau Karwatzki 
Kiechle 
Kittelmann 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kolb 
Kossendey 
Kraus 
Krey 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Lemmrich 
Lenzer 
Frau Limbach 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Dr. Lippold (Offenbach) 
Dr. h. c. Lorenz 
Louven 
Lowack 
Lummer 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Marschewski 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Dr. Miltner 
Dr. Müller 
Müller (Wadern) 
Müller (Wesseling) 
Nelle 
Dr. Neuling 
Neumann (Bremen) 
Niegel 
Dr. Olderog 
Oswald 
Frau Pack 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rauen 
Rawe 
Reddemann 
Regenspurger 
Repnik 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Riesenhuber 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch (Quickborn) 
Dr. Rose 
Rossmanith 
Roth (Gießen) 
Rühe 

Dr. Rüttgers 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Schartz (T rier) 
Schemken 
Scheu 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
von Schmude 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Dr. Schwarz-Schilling 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Dr. Stoltenberg 
Straßmeir 
Strube 
Stücklen 
Frau Dr. Süssmuth 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Dr. Uelhoff 
Uldall 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Vondran 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warnke 
Dr. Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 
Weirich 
Weiß (Kaiserslautern) 
Werner (Ulm) 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski  

Wissmann 
Dr. Wittmann 
Dr. Wörner 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zeitlmann 
Zierer 
Dr. Zimmermann 
Zink 

FDP 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Dr. Bangemann 
Beckmann 
Bredehorn 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Frau Folz-Steinacker 
Funke 
Gallus 
Gattermann 
Genscher 
Gries 
Grünbeck 
Grüner 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Haussmann 
Dr. Hitschler 
Hoppe 
Dr. Hoyer 
Irmer 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Lüder 
Mischnick 
Neuhausen 
Nolting 
Richter 
Rind 
Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Solms 
Dr. Thomae 
Timm 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 
Zywietz 

Enthalten 

FDP 

Baum 
Cronenberg (Arnsberg) 
Heinrich 
Dr. Hirsch 
Frau Würfel 

Damit ist der Antrag abgelehnt. 

Herr Professor Dr. Abelein, Sie haben das Wo rt . 

Dr. Abelein (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Zentralamerika ist heute neben dem 
Mittleren und dem Nahen Osten und dem südlichen 
Afrika eines der großen Krisengebiete der Weltpolitik. 
Das ergibt sich aus einem Blick auf den Globus. Hier 
befinden wir uns an einer sehr sensiblen Nahtstelle 
der Weltpolitik, der Verbindung zwischen den beiden 
großen kontinentalen Massen Amerikas. 
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Zentralamerika durchlebt gegenwärtig schwere 
Zeiten. Bürgerkriegsähnliche Konflikte, politische La-
bilität, Terrorismus, Infla tion, Preisverfall und hohe 
Auslandsverschuldung prägen das Bild. Wir verfolgen 
diese Situation mit großer Sorge, denn sie betrifft auch 
uns. 

Zu Recht wurde vorher darauf hingewiesen, daß 
auch in den wirtschaftlichen und sozialen Zuständen 
und — ich ergänze das — in den politischen und men-
schenrechtlichen Situationen die Ursachen für die 
Konflikte liegen. Es gilt hauptsächlich, die Ursachen 
zu beseitigen, die leider die Voraussetzung für die 
nachfolgenden Konflikte darstellen. 

Bisher nahmen sich hauptsächlich die Contadora-
Staaten, auch die USA einer Lösung der schwerwie-
genden Probleme und Konflikte an. Wir haben diese 
Bemühungen unterstützt. 

(Bindig [SPD]: Alle?) 

Jetzt haben wir eine Zäsur insofern zu beobachten, als 
die fünf kleinen zentralamerikanischen Staaten in der 
Bemühung, der Verantwortung in ihrer Region ge-
recht zu werden, selbst versuchen, die Geschicke in 
ihre Hand zu nehmen. Insofern bedeutet der Gipfel 
von Guatemala am 6. und 7. August 1987 eine bedeu-
tende und von uns begrüßte Entwicklung. 

Der Friedensplan für Zentralamerika, dem ein Vor-
schlag des Präsidenten von Costa Rica zugrunde liegt, 
wurde von den fünf Präsidenten der beteiligten Staa-
ten unterzeichnet und erscheint uns als eine akzep-
table Grundlage für die weiteren Bemühungen, den 
Frieden herzustellen. Dafür erhielt Präsident Arias 
den Nobelpreis. Ob ich darin persönlich allerdings ein 
gutes Omen sehe, steht auf einem anderen Blatt; denn 
wenn ich die Erfahrungen der Friedensnobelpreise 
hier heranziehe, muß ich sagen, daß leider die Erwar-
tungen, für die normalerweise Nobelpreise auf diesem 
Gebiet zuerkannt wurden, in der Regel nicht erfüllt 
worden sind. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Das muß 
aber nicht an den Preisträgern liegen!) 

Dennoch begrüßen wir diesen Nobelpreis. 

Dieser Friedensplan unterliegt großen Gefährdun-
gen. Auch davon war bereits die Rede. 

In den fünf Staaten zeigt sich — das muß anerkannt 
werden — der politische Wille zu Dialog und Eini-
gung, wenn auch teilweise aus sehr verschiedenen 
Motiven. Falls dieser Wille echt ist und nicht nur mo-
mentan, taktisch, situationsbedingt ist und falls er er-
halten bleibt, hängt die weitere Entwicklung nicht 
unwesentlich davon ab, daß auch die mittelbar betei-
ligten Staaten diesen Friedensprozeß unterstützen. 
Dazu zählen die USA, Kuba und die Sowjetunion. 

Ich hoffe, daß Ortega bei seinem letzten Besuch in 
der Sowjetunion gehört hat, daß diese Basis entgegen 
seinen ursprünglichen Erwartungen wohl nicht das 
hergibt, was er sich davon versprochen hat. Darin 
sehe ich eine wesentliche Voraussetzung für eine 
günstige Entwicklung. Ich glaube nicht, daß sich die 
Sowjetunion nach den Erfahrungen in Afghanistan 
und Kuba etwas Ähnliches in Guatemala — nicht zu-
letzt auch aus finanziellen Erwägungen heraus — zu

-

sätzlich leisten kann. Auch dort liegen posi tive An-
satzpunkte. 

(Bindig [SPD]: Guatemala?) 

Ich möchte auf Einzelheiten des Planes jetzt nicht 
eingehen; sie sind nachzulesen, teilweise bereits ge-
schildert. 

Ich mache die Beurteilung des Kollegen Wi-
schnewski der Situa tion in den fünf Ländern mit eini-
gen Einschränkungen — jedenfalls im Grundsätzli-
chen — durchaus mit. Ich sehe die Entwicklung in 
Guatemala, die nicht gefährdet werden sollte, als be-
sonders günstig an. Ich weiche in einigen Punkten von 
Ihrer Beurteilung über Nicaragua wesentlich ab, die 
mir zu optimistisch — um es einmal vorsichtig auszu-
drücken — zu sein scheint, auch mit einigen Schiefla-
gen, die mir dabei vorgekommen sind, behaftet zu 
sein scheint. Denn ich glaube, es ist unangebracht, 
nur den Contras einen besonders grausamen Krieg 
vorzuhalten. Sie sollten hier die besonders grausame 
Kriegsführung der Sandinisten aus Gründen der Ob-
jektivität, die hier nur weiterhelfen kann, einbezie-
hen. 

(Bindig [SPD]: Sagen Sie einmal etwas zu 
den Mörderbanden der Contras!) 

Ich komme zu der Situation in El Salvador, einer 
besonders schwierigen Situation. Sie steht der 
Schwierigkeit in Nicaragua fast nicht viel nach; denn 
Duarte hat es ja besonders schwer bei den zwei Fron-
ten, zwischen denen er steht, seine Bemühungen zum 
Erfolg zu bringen. 

Nicaragua erklärte die Absicht, eine Amnestie für 
inhaftierte Bürgerkriegskämpfer zu erlassen und den 
Ausnahmezustand aufzuheben, aber beides erst nach 
einem verifizierten Ende der Contra-Aggression, und 
diese Notifizierung wollten sie durch diese internatio-
nale Überwachungskommission haben. Das scheint 
mir keine gute Voraussetzung von seiten Nicaraguas 
für den weiteren Friedensprozeß zu sein — hier unter-
scheide ich mich von Ihnen — , denn hier sind von 
Nicaragua Voraussetzungen eingeführt, die nichts 
Gutes versprechen. 

(Zurufe von der SPD) 

Wir begrüßen natürlich die Person des Vermittlers, 
der am ehesten die Chance hat, do rt  zu einer Befrie-
dung der Situation beizutragen. 

Mich überrascht nicht, daß die Contras nach den 
bisherigen Meldungen die Beschränkung auf militä-
rische Fragen ablehnen und die Sandinisten nur mili-
tärische Fragen klären wollen, als Voraussetzung für 
die weitere Entwicklung. Es ist durchaus einleuch-
tend, daß die Sandinisten zuerst die militärische Si-
cherheit haben wollen, die Überhand, um dann völlig 
freie Hand für das zu haben, was nachher passiert. 

Ich muß Ihnen gestehen: Aus meinen persönlichen 
Eindrücken bin ich zwar ebenfalls gedämpft optimi-
stisch — das müssen wir sein — , aber ich bin auch 
skeptisch. Wenn ich mir die letzten Äußerungen des 
Präsidenten von Nicaragua auf einer dieser Massen-
versammlungen in Managua vor Augen halte 
— schreckliche Ereignisse, die in Managua immer 
wieder aufgeführt werden — , daß man sich weder 
durch Kugeln noch durch Stimmen werde besiegen 
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lassen, dann muß ich sagen: Das ist ein völlig anderes 
Demokratieverständnis, als ich es habe. Für mich sind 
Wahlen nicht eine unerläßliche Voraussetzung, unbe-
dingt die eigene Posi tion bestätigt zu bekommen, son-
dern darin sind Unsicherheiten. 

Um das zu sehen, habe ich selber eine dieser großen 
Massendemonstrationen mitgemacht, auf der einen 
Seite die posierenden Machthaber, auf der anderen 
Seite die zusammengetriebenen Massen, die Sprech-
chöre mit Megaphon. Ich muß Ihnen gestehen, das 
erinnert mich an unselige Ereignisse aus unserer jün-
geren, dunklen deutschen Geschichte. Ich bin nicht 
bereit, diesen Leuten von vornherein ohne gewisse 
Sicherheiten zu vertrauen. Ich bin gern bereit, Ihren 
Optimismus mitzumachen, aber ich bin gespannt, 
wieweit die Machthaber in Nicaragua bereit sind, hier 
die wesentlichen Voraussetzungen zu erfüllen. Ich 
muß gestehen: Hier sind für mich leider noch einige 
Fragezeichen vorhanden. 

Ihren Vorschlag, Nicaragua zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt wieder Entwicklungshilfe zu gewähren, 
kann ich leider nicht empfehlen. Nicaragua sollte 
Hilfe bekommen, aber erst dann, wenn sich die S an

-dinisten an demokratische Prinzipien halten. 

(Zuruf von den GRÜNEN: An Ihre?) 

Davon scheinen sie mir noch weit entfernt zu sein. Ich 
will  aber gern die Entwicklung bis zum Januar abwar-
ten und die Ergebnisse des neuen Friedensplans dann 
einer Beurteilung unterziehen. Im übrigen bin ich sehr 
dafür — hier bin ich wieder der gleichen Meinung wie 
Sie — , daß die Bundesrepublik Deutschland in enger 
Zusammenarbeit mit der EG diesen jetzt neu begin-
nenden Prozeß in Mittelamerika politisch und wirt-
schaftlich nachdrücklich unterstützen sollte. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Bindig [SPD]: Kein kritisches Wort gegen die 

Contras!) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort  hat der Herr 
Abgeordnete Volmer. 

Volmer (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! 56 Fragen hatten wir eingebracht, die die 
Unterstützung der Contras in der Bundesrepublik 
Deutschland, insbesondere durch Unionspolitiker und 
unionsnahe Organisationen, beleuchten sollten. Nur 
16 dieser Fragen hat die Bundesregierung beantwor-
tet, ein gutes Drittel davon recht einsilbig mit Ja oder 
Nein, 40 Fragen blieben faktisch unbeantwortet. Zu 
15 Fragen wollte die Bundesregierung mit Verweis 
auf ihre Kompetenz, zu 7 mit Hinweis auf das Steuer-
geheimnis nicht Stellung nehmen. Bei 5 Fragen wurde 
ihre Nichtbeantwortung in die Floskel gekleidet, daß 
die Bundesregierung alle Erkenntnisse ausnutze, um 
sich ein Bild der Lage zu verschaffen. Bei 6 Fragen 
gab sie die in der Fragestellung enthaltenen Zusam-
menhänge als „nicht bekannt" an, 7 weitere „beant-
wortete" sie durch allgemeine Hinweise auf ihre Poli-
tik. Für dieses Kunststück benötigte die Bundesregie-
rung genau 1 Jahr 4 Monate und 2 Tage, 16 Monate, 
um herauszufinden, daß sie nicht antworten wi ll . 

Die faktische Nichtbeantwortung beweist, daß die 
Bundesregierung sich scheut, ihre Zentralamerika

-

politik jenseits allgemeiner und nichtssagender Er-
klärungen dezidiert darzustellen. Sie scheut sich des-
halb, weil im Gegensatz zu den öffentlichen Beteu-
erungen eine Reihe von Unionspolitikern und ihnen 
nahestehende Organisationen die Contras nicht nur 
ideologisch unterstützen. Die in der Anfrage enthalte-
nen Behauptungen sind belegbar. Zum Glück haben 
sie auch ohne Antwort durch die Bundesregierung 
bereits große Verbreitung gefunden. 

Ich fordere — wie auch gerade Kollege Wi-
schnewski schon — vor allen Dingen von den Kolle-
ginnen und Kollegen der Unionsfraktionen: Distan-
zieren Sie sich von der Contra, und distanzieren Sie 
sich von Ihren Kollegen, die diese Terrorbande ideo-
logisch unterstützen! 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Meine Damen und Herren, die Unterstützung der 
Contra ist nur die härteste Maßnahme, mit der rechts-
stehende politische Kreise in den USA und hier versu-
chen, Nicaragua in die Knie zu zwingen. Auch mit 
diplomatischen Methoden wird Druck ausgeübt. Seit 
Jahren wird versucht, den Friedensprozeß in Mittel-
amerika zum Scheitern zu bringen, um Nicaragua in 
der Isolation und der Wirkungsrichtung eines Krieges 
niedriger Intensität durch die USA zu halten. Nun, wo 
ein Friedensabkommen greifbar erscheint, versuchen 
diese Kräfte zumindest alles, um es gegen Nicaragua 
zu wenden und die umliegenden Staaten ungescho-
ren zu lassen. 

Ich will diese Behauptung begründen: Das eigentli-
che Problem in der zentralamerikanischen Region ist 
die bittere soziale Not der meisten Menschen, die Exi-
stenz von Oligarchien und ihrer Militärregimes und 
die ungeschminkte Politik der Vereinigten Staaten, 
im sogenannten nationalen Eigeninteresse Ausbeu-
tung und Militarismus zu stabilisieren. Grundlage ist 
die immer noch gültige Monroe-Doktrin von 1823, die 
forderte, nach der Ausrottung der nordamerikani-
schen Indianer sich nun auch Mittelamerika einzuver-
leiben oder zumindest gefügig zu machen. 

Gegen Ausbeutung durch Großgrundbesitzer, ge-
gen militaristische Willkür und gegen den Hegemo-
nieanspruch der USA hat sich das Volk von Nicaragua 
erhoben. Nicht weil es wirtschaftlich wirklich wich tig 
ware, sondern weil es das Symbol für den Freiheits-
willen und einen eigenständigen Entwicklungsweg 
ist, wird alles daran gesetzt, von der Interventionsdro-
hung bis zur feinen Diplomatie, die Revolu tion zu zer-
stören und die alten Abhängigkeiten — humanisiert 
oder nicht — wieder herzustellen. Die militärische 
Methode ist Sache der USA, bei der Diploma tie ma-
chen auch die europäischen Staaten mit. 

Der Contadora-Prozeß wurde von allen Parteien 
des Bundestages begrüßt, von den USA massiv be-
kämpft. Dabei war die Tatsache, daß sich Nicaragua 
auf die Contadora-Akte eingelassen hat, selbst schon 
ein Zugeständnis, das eigentlich nicht einmal plausi-
bel war. Denn warum muß ein Land, das eigene Vor-
stellungen von Blockfreiheit, gemischter Wi rtschaft 
und Pluralismus entwickeln will, in Verhandlungen 
mit solchen gezerrt werden, die für die soziale Lage 
ihrer Völker nicht das mindeste Interesse aufbringen? 
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Warum muß sich ein Land von denen, die es militä-
risch oder diplomatisch angreifen, sagen lassen, es 
solle Frieden schließen? 

Aus zwei Gründen hat sich Nicaragua dennoch auf 
den Contadora-Prozeß einlassen und ihn sogar beflü-
geln müssen. Es mußte einen diplomatischen Schutz-
wall aufbauen, um sich der militärischen Ang riffe 
durch die USA erwehren zu können. Und es wollte die 
geringen Spielräume nutzen, die die unterschiedli-
chen Auffassungen von USA und EG über die A rt  der 
Wiedereingemeindung Nicaraguas ins westlich-kapi-
talistische System bieten. 

Denn darum geht es beiden, den Vereinigten Staa-
ten und der Europäischen Gemeinschaft: Oberstes 
Ziel der Außenpolitik ist die Absicherung des gemein-
samen Systems möglichst weltumspannender Markt-
wirtschaft. Innerhalb des Systems wird dann zuneh-
mend härter um Ressourcen und Märkte gekämpft. 
Während die USA Mittelamerika als Kolonie fast klas-
sischen Zuschnitts betrachten, hat die EG andere In-
teressen. Sie würde nur zu gern ihre Handelspoli tik, 
mit der sie ihre Weltgeltung sichert, auf Zentralame-
rika ausdehnen. Dem aber steht der amerikanische 
Anspruch entgegen. 

Um ihre eigene Sphäre ausdehnen zu können, hat 
die EG ein Interesse an einer Regelung in Mittelame-
rika, die diese Region dem fest de finierten, militärisch 
abgesicherten Zugriff der USA entzieht. Es ist der 
reine Egoismus, das reine Eigeninteresse, das die EG-
Staaten treibt. Dieses Motiv wird stärker, je mehr sich 
die wirtschaftspoli tischen Verwerfungen zwischen ihr 
und ihrem militärischen Bündnispartner vertiefen. 
Hier liegt tatsächlich eine geringe Chance für die Völ-
ker Mittelamerikas, aus der brutalsten Form von Herr-
schaftssicherung, nämlich Krieg und Diktatur, heraus-
zufinden. 

Damit ist aber nicht die Garantie eigenständiger 
Entwicklung gewonnen. Auch die EG-Staaten, deren 
Mittelamerikapolitik ja im wesentlichen von Bundes-
außenminister Genscher geprägt wird, haben kein In-
teresse an einem wirklich blockfreien Nicaragua, das 
seine Eigenständigkeit auch als wirtschaftliche Unab-
hängigkeit definiert. Genschers Politik steht nicht im 
Widerspruch zu der seiner Parteifreunde Bangemann 
und Lambsdorff. Deren harter Wirtschaftsliberalismus 
erfordert weltweit ein offenes, nicht kolonial, aber 
auch nicht durch Rücksichtnahme auf die sozialen 
Bedürfnisse der Menschen geprägtes politisches Sy-
stem, das ihnen Genscher verschafft. 

Nur so kann verstanden werden, daß die Bundesre-
gierung Nicaragua Hilfe für den Fall  in Aussicht stellt, 
daß es die drei Ziele seiner Revolu tion — eben Block-
freiheit, Pluralismus und gemischte Wirtschaft — 

verwirklicht. Weshalb sollten sich Konservativ-Libe-
rale als Hüter von Revolu tionen aufspielen? Ein Blick 
auf die Geschichte Nicaraguas zeigt, daß der Wille zur 
Verwirklichung dieser drei Ziele vorhanden ist, aber 
der ständigen Gegenwehr gegen militärische Inter-
vention und Wirtschaftsboykott zum Opfer zu fa llen 
droht. Würde — so frage ich — die Bundesregierung 
auch dann auf Einhaltung von Blockfreiheit pochen, 
wenn sich Nicaragua zu sehr dem Westen zuneigte? 
Würde sie gemischte Wi rtschaft einklagen, wenn der 
privatkapitalistische Ansatz zu groß wäre? Mit Sicher

-

heit nicht. Die Einforderung dieser Ziele durch die 
westlich gebundene, marktwirtschaftlich ausgerich-
tete Bundesregierung bedeutet nichts anderes, als daß 
Nicaragua die Vorstellungen eigenständiger Ent-
wicklung aufgeben und ins westliche Lager zurück-
kehren soll. Zugestanden wird nur die Abschaffung 
des Kolonialstatus. 

Aber selbst dieses Eigeninteresse der EG bricht sich 
an den Beziehungen zu den USA. Bündnistreue zum 
großen Bruder in der NATO geht letztlich vor, und so 
vermochte die EG auch nicht zu verhindern, daß 
Reagan die Contadora-Initiative zum Scheitern 
brachte. 

Ein ähnliches Schicksal droht nun dem Arias-Plan. 
Als Nicaragua diesen Plan akzeptierte, setzte Wa-
shington, das ihn hatte völlig verhindern wollen, alles 
daran, seine Rea lisierung zu torpedieren. Hebel wa-
ren die ihm hörigen Regimes in Honduras und El Sal-
vador, die nach entsprechenden Weisungen aus dem 
Norden das gesamte Repe rtoire von diplomatischen 
Sabotagemaßnahmen durchspielten. 

Die europäischen Staaten, die den Arias-Plan unter-
stützen, üben einseitig Druck auf Nicaragua aus, doch 
endlich die Bestimmungen zu erfüllen. Diese Auffor-
derung geht an der Wirk lichkeit vorbei, wie eine ver-
gleichende Auflistung all der Maßnahmen zeigt, die 
die einzelnen Konfliktparteien seit der Unterzeich-
nung des Plans ergriffen haben. Herr Wischnewski 
hat vorhin einige Elemente angedeutet. Ich habe vor 
kurzem im Auswärtigen Ausschuß eine fast vollstän-
dige Auflistung vorgenommen und kann das hier aus 
Zeitgründen nicht wiederholen. Interessenten, die in 
den Ausschußprotokollen nachlesen, werden erken-
nen: Nicaragua hat eine lange Reihe von einseitigen 
Vorleistungen und Schritten zur Rea lisierung des 
Plans unternommen. In Honduras, El Salvador oder 
Guatemala tat sich aber überhaupt nichts, was halb-
wegs mit den Initiativen Nicaraguas vergleichbar 
wäre. 

(Scharrenbroich [CDU/CSU]: Dann müssen 
Sie Herrn Wischnewski auch jetzt zitieren!) 

Dies betrifft gleichermaßen die Fragen von nationa-
lem Dialog, Waffenstillstand, Amnestie und anderen 
Elementen, die im Arias-Plan gefordert sind. 

Dessen ungeachtet läuft eine interna tionale Kam-
pagne, die Nicaragua ins Unrecht setzen und El Sal-
vador als leuchtendes Beispiel hinstellen wi ll . 

Von Nicaragua wird verlangt, daß es endlich den 
Dialog mit den Contras beginne. Dies hat auch der 
frisch ernannte Friedensnobelpreisträger A rias getan. 
Es soll suggeriert werden, daß die Sandinisten nicht 
bereit seien, die Arias-Forderung nach einem natio-
nalen Dialog aufzunehmen. Nun, die Forderung, mit 
den Contras zu verhandeln, ist nicht legi tim, weil sie 
gegen den Plan und eigentlich auch gegen die Grund-
idee von Esquipulas II verstößt. Arias selbst hat auf 
Druck der Vereinigten Staaten nun gegen seinen Plan 
verstoßen. Jetzt aber hat Nicaragua sogar ungeachtet 
nicht vorhandener Notwendigkeit den Vorsitzenden 
der Nationalen Versöhnungskommission, Bischof 
Obando y Bravo, einen ausgesprochenen Regierungs-
gegner, gebeten, als Vermittler mit den Contras über 
eine Feuereinstellung zu verhandeln. 
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Von Nicaragua wird eine allgemeine Amnestie ge-
fordert. Auch dies ist nicht durch Esquipulas II abge-
deckt. Dieselbe Propaganda, die diese illegitime For-
derung erhebt, verschweigt gleichzei tig, daß Nicara-
gua schon weitgehende Amnestierungen beschlossen 
hat und praktiziert. Es gibt sogar eine Amnestie für 
Contras, die die Waffen niederlegen. Nur die ehema-
ligen Gardisten von Somoza sind ausgeschlossen. 

Nun hat auch El Salvador eine Feuereinstellung 
und eine Amnestie verfügt, was von der Propaganda 
groß herausgestellt wird. Der Hintergrund aber ist ein 
anderer: Mit diesen Maßnahmen soll gerade jetzt, wo 
der nationale Dialog an der Ermordung von Herbert 
Araya, dem Führer der regierungsunabhängigen 
Menschenrechtsorganisation, zu scheitern droht, der 
Eindruck erweckt werden, Dua rte halte sich an Esqui-
pulas II. Wenn man sich die Hintergründe der Feu-
ereinstellung anschaut, kommt man zu einer völlig 
anderen Auffassung. Damit werden die militärstrate-
gischen Positionen abgesichert, die bei der letzten 
großen Offensive mit 40 000 Mann gerade erkämpft 
worden sind. Daher ist dies für die Befreiungsbewe-
gung überhaupt nicht akzeptabel. 

Das Fazit solcher Gegenüberstellung ist eindeutig: 
Nicaragua tut a lles und noch mehr, um die Verpflich-
tungen des Arias-Plans zu erfüllen. Honduras und Sal-
vador sträuben sich. Costa Rica macht nun einseitig 
Druck gegen Nicaragua. Guatemala bewegt sich we-
der nach außen noch nach innen. Die Contras morden 
weiter, von den USA unterstützt. Und die EG will die 
Peitsche durch das Zuckerbrot ersetzen. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Und Sie bewegen 
sich im Kreis! — Irmer [FDP]: Die Sandinisten 

sind Lämmer?!) 

Ob diese Haltungen Frieden in die Region bringen, 
darf bezweifelt werden. 

Deshalb fordern wir GRÜNEN von der Bundesre-
gierung: 

Der Arias-Plan muß durchgesetzt werden, auch ge-
gen die USA und ihre Marionetten in Honduras und El 
Salvador. Eine abstrakte Befürwortung reicht nicht 
aus. Die Kräfte in der Region, die ihn tragen, müssen 
gezielt unterstützt, denen, die verschleppen oder boy-
kottieren, muß die Unterstützung entzogen werden. 

Deshalb fordern wir: Nicaragua muß sofort und 
ohne Bedingung wieder Entwicklungshilfe erhalten. 
Die Entwicklungshilfe für Honduras, Salvador und 
Guatemala, deren Außen- und Innenpolitik beweist, 
daß die dortigen Regimes nicht die Interessen ihrer 
Völker im Auge haben, muß eingestellt werden. 

Der einseitige Druck auf Nicaragua muß aufhören: 
Nicaragua hat ein Recht, zu leben, auch gegen den 
Willen der USA. Und es hat das Recht auf eigenstän-
dige Entwicklungswege, selbst wenn das der EG 
nicht paßt. 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort  hat die Abge-
ordnete Frau Dr. Hamm-Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Präsident! 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Sie wissen, 
daß ich eine Freundin sehr offener Auseinanderset-
zungen hier untereinander bin. Aber es fällt mir 
schwer, Herr Kollege Volmer, nach Ihrer von einseiti-
gen Verdächtigungen und einseitigen Weltbildorien-
tierungen strotzenden Rede einen Dialog zu begin-
nen. Ich glaube, Sie machen den gleichen Fehler, den 
wir anderen oft vorwerfen, nämlich die Welt immer in 
Gut und Böse einzuteilen und davon auszugehen: Der 
Frieden der Welt ist erst dann herzustellen, wenn das 
Böse vertilgt und das nach Ihrer Ansicht Gute damit 
zum Siege gebracht wird. Wir Deutschen haben nun 
doch wirklich so viel historische Erfahrung, daß wir 
wissen müssen, daß es nicht möglich ist, Prozesse, wie 
wir sie in Zentralamerika erleben, die so schwierig 
und so differenziert sind, mit dem Kästchendenken, 
wie Sie es uns wieder vorgeführt haben, zu bessern 
und einen nützlichen Beitrag dazu zu leisten. 

Ich halte diese Debatte für außerordentlich wich tig. 
Wir beschäftigen uns ja nicht allzu häufig — — 

(Gilges [SPD]: Grenzen Sie sich doch mal 
gegen Herrn Abelein ab!) 

— Ich bin ja gerade dabei, für die FDP zu versuchen, 
einen konstruktiven Beitrag zu leisten. Wenn ich ge-
nau zugehört habe, Herr Kollege, gibt es zwischen 
Herrn Wischnewski und Herrn Abelein sehr viel mehr 
Einigkeit und Gemeinsamkeit, als Sie eben vermutet 
haben. Ich habe mir Notizen gemacht und versuche, 
das Gemeinsame und vielleicht nachher natürlich 
auch das Trennende aus der Sicht der FDP zusam-
menzufassen. 

Das erste, worin sich beide Redner einig waren, war 
die bei Ihnen ein bißchen größere, bei Herrn Abelein 
etwas geringere, gemäßigte Hoffnung, daß wir durch 
den Arias-Plan nach fast einem Jahrzehnt von Bürger-
kriegen in der Region nun doch einen Friedensprozeß 
erleben können und daß dieser Prozeß allererste Fort-
schritte zeigt. Innerhalb dieser festgesetzten Dreimo-
natsfrist sind — trotz Rückschlägen und auch noch 
nicht mit ganz sicheren Ergebnissen — die ersten 
Schritte getan worden — ich brauche das jetzt nicht 
noch einmal zu wiederholen — : Waffenstillstand, Ver-
mittlungsgespräche beginnen, der Ausnahmezustand 
wurde teilweise aufgehoben, Amnestie wurde in Aus-
sicht gestellt, und man hofft für das Jahr 1988 auf 
Wahlen zu einem zentralamerikanischen Parlament. 
Und ich möchte nicht hoffen, Herr Wischnewski, daß 
es zutrifft, daß ein Parlamentarischer Staatssekretär 
diese Wahlen für nicht notwendig und im Hinblick auf 
den Friedensprozeß für nicht dringlich geboten hält. 

(Wischnewski [SPD]: Das trifft leider zu!) 

— Na, wir werden das einmal klären. 

Ich glaube, auch die nationalen Versöhnungskom-
missionen sind ein wichtiger Beitrag zu diesem Pro-
zeß. Der Exekutivausschuß der fünf Außenminister, 
der gebildet wurde, wird den Prozeß weiter begleiten 
und überwachen. Und die internationale Kontrollin-
stanz, die neben den nationalen Kommissionen fun-
gieren soll, hat hier eine wichtige Aufgabe und soll 
ihre Arbeit am Sitz der Vereinten Nationen in New 
York dann wohl im Dezember aufnehmen. Ich glaube, 
daß die Hoffnung, die dieser Plan weckt, eben in dem 
Ineinandergreifen all dieser Maßnahmen besteht, daß 
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man nicht das eine oder andere herausbrechen und 
sagen kann: Das geht, und das geht nicht. Vielmehr 
gilt es, diesen Plan jetzt als Ganzes zu fördern und zu 
unterstützen, wo auch immer. 

Sie haben von der Lage in den verschiedenen Län-
dern gesprochen, Herr Wischnewski. Ich habe Ihre 
Reisebilanz hier mit großer Dankbarkeit angehört. Ich 
glaube, es ist ein wich tiges Zusammenwirken zwi-
schen Regierung und Opposi tion, wenn sich Vertreter 
der Opposition bemühen, auch außenpolitisch solche 
Gespräche zu führen. Ich möchte Ihnen für die FDP 
ein Dankeschön dafür sagen. 

(Beifall bei der FDP) 

Sie haben erwähnt, Herr Wischnewski, daß die San-
dinisten einen wich tigen Schritt getan haben, als sie 
eine Vermittlerrolle des Erzbischofs von Managua, 
Obando y Bravo, akzeptierten. Das bedeutete schon, 
daß man ein gewaltiges Stück über den eigenen 
Schatten springen mußte. Wie Friedensprozesse über-
haupt nur dann in Gang kommen, wenn beide Seiten 
immer bereit sind, ein Stück über den eigenen Schat-
ten zu springen. 

(Bindig [SPD]: Über welchen Schatten 
springt die Bundesregierung?) 

— Nun, darüber werden wir uns dann, Herr Kollege 
Bindig, im Ausschuß hoffentlich ausführlich unterhal-
ten, weil wir hier etwas differenziertere Vorschläge zu 
machen haben. 

El Salvador: Unterbrechung des Waffenstillstands-
dialogs durch die beklagenswerte Ermordung des 
Vorsitzenden der Menschenrechtskommission. Wir 
hoffen, daß wir auch in El Salvador weiterkommen. 

Vorsichtiges Fazit ist, daß es für alle zentralameri-
kanischen Staaten schon bisher als wich tig gelten 
kann, daß die wechselseitige Einflußnahme unter Be-
rufung auf den Friedensplan der wichtigste Hebel bei 
seiner Verwirklichung ist, dieses Ineinandergreifen 
der Bemühungen der einzelnen Staaten, die daran 
beteiligt werden. Niemand in der Region — das kam 
auch aus dem Bericht von Herrn Wischnewski sehr 
klar heraus — kann und will  die Verantwortung für 
das Scheitern dieses Planes mehr auf sich nehmen. Ich 
glaube, das ist auch die überzeugende Kraft der Idee, 
die Herr Arias in seinem Plan verwirklichen möchte. 

Zweiter Punkt: Wir sind uns einig, meine Damen 
und Herren, daß die USA in diesem Prozeß einen ent-
scheidenden Beitrag leisten müssen, und eine vorsich-
tige Wende der Regierungspolitik bahnt sich ja an. 
Herr Volmer, wenn Sie die Rede des Präsidenten vor 
der OAS ein bißchen genauer lesen, dann müssen Sie 
sagen, daß auch Reagan ein Stück über den eigenen 
Schatten gesprungen ist, und das ist ja nur sehr zu 
begrüßen. Denn er hat am Montag erklärt, daß man, 
wenn die Regierung in Managua mit den Contras 
ernsthaft verhandele, entgegen der bisherigen Politik 
bereit sei, Gespräche mit dem sandinistischen Regime 
aufzunehmen, sofern diese im Rahmen regionaler 
Verhandlungen unter Einschluß der anderen vier mit-
telamerikanischen Staaten stattfänden. Reag an  hat 
ausdrücklich in Aussicht gestellt, daß Außenminister 
Shultz zu Gesprächen zur Verfügung stünde. Es ist zu 
hoffen, Herr Wischnewski, daß anläßlich des Besuchs 

von Ortega in Washington diese Gespräche auch zu-
stande kommen. 

Der amerikanische Kongreß, der ein unabhängiges 
Parlament ist, hat die weitere Hilfe, ich glaube: 
227 Millionen Dollar, für die Con tras ohnehin suspen-
diert. Ich glaube, die Regierung selber will auch von 
einem weiteren Antrag zur Bewi lligung im Augen-
blick Abstand nehmen. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, daß auch 
hier ein Prozeß in Gang gekommen ist, den wir von 
unserer Seite hoffnungsvoll unterstützen sollten, wo 
immer möglich. 

Drittens sind wir uns einig — auch das kam aus den 
beiden Debattenbeiträgen hier ganz klar heraus —, 
daß die EG und die Bundesrepublik Deutschland eine 
wichtige Rolle der Ermutigung und Unterstützung in 
diesem Prozeß spielen muß, nicht um unserer eigenen 
wirtschaftlichen Vorteile willen, Herr Kollege Volmer, 
sondern weil wir uns überhaupt bemühen, in den Kri-
senregionen der Welt solche Prozesse in Gang zu brin-
gen, Kooperationsabkommen abzuschließen, um die 
wirtschaftliche Zusammenarbeit als wich tige, ent-
scheidende flankierende Maßnahme zur Besserung 
der verheerenden sozialen Verhältnisse in diesen 
Ländern voranzubringen. Das ist doch der Sinn der 
Kooperationsabkommen; den kann man doch nur un-
terstützen und nicht gleich wieder denunzieren, Herr 
Volmer. 

(Volmer [GRÜNE]: Das nehme ich Ihnen 
nicht so ganz ab!) 

Ich finde es ungewöhnlich einäugig, wie Sie das hier 
wieder gemacht haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir wissen, daß unsere Mittelamerikapolitik im en-
gen Verbund mit der Europäischen Politischen Zu-
sammenarbeit steht. Ich habe noch einmal nachgele-
sen: Schon 1983 haben wir diese Linie beim Europäi-
schen Rat in Stuttgart festgelegt, und wir haben sie 
konsequent weiterverfolgt. Ich glaube, es ist hier je-
denfalls von unserer Seite auch ein Wort der Anerken-
nung und Dankbarkeit gegenüber unserem Außenmi-
nister auszusprechen, der ungeheuer viel dazu beige-
tragen hat, daß die Gespräche nicht stagniert sind und 
daß nach dem Scheitern der Contadora-Initiative nun 
der neue Weg beschritten werden konnte. Herr Gen-
scher hat auch einen wesentlichen Anteil zur Beförde-
rung, zur Ermutigung und zur Anerkennung des 
Arias-Plans geleistet. Hierfür seitens der FDP ein aus-
drücklicher Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Auch die bevorstehende Präsidentschaft wurde er-
wähnt. Ich glaube, daß das Treffen mit den fünf zen-
tralamerikanischen Außenministern in Hamburg im 
Februar eine wichtige Gelegenheit ist, Nägel mit Köp-
fen zu machen. Herr Wischnewski, wir können nicht 
nur begrüßen, wir müssen nun auch den Worten Taten 
folgen lassen. Wir werden uns einmal im Ausschuß 
genau darüber erkundigen, was da nun eigentlich 
vorgesehen ist. 

Der Friedensprozeß in Zentralamerika muß durch 
finanzielle Hilfe und wirtschaftliche Zusammenar-
beit unterstützt werden, weil er sonst abermals schei- 
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tern könnte. Ich möchte auch betonen, daß keiner der 
an diesem Prozeß beteiligten Staaten von dieser Un-
terstützung ausgeschlossen werden sollte. Die GRÜ-
NEN wollen ihnen mißliebige Staaten ausschließen; 
wir tun uns schwer, die Entwicklungshilfe mit Nicara-
gua wieder in Gang zu bringen. Ich glaube, wir müs-
sen wirklich konsequent sein: Wenn wir diese fünf 
Staaten und ihre Bemühungen ernst nehmen, müssen 
wir allen helfen, wenn die Voraussetzungen dafür 
geschaffen sind. 

Unsere Stiftung zum Beispiel hat ihre Partnerorga-
nisation in Nicaragua gehabt. Deshalb frage ich: 
Weshalb sollen die Gespräche nicht beginnen? Ihre 
Partner können das gleiche tun. Dann werden wir als-
bald sehen, ob wir mit der offiziellen Entwicklungs-
hilfe noch zuwarten sollten, aber ob wir nicht doch 
beginnen sollten, die Zusammenarbeit zwischen den 
Stiftungen und ihren Partnerorganisationen nach ent-
sprechenden Vorgesprächen wieder in Gang zu set-
zen. Meine Damen und Herren, ich glaube nämlich 
nicht, daß unsere Entwicklungshilfe für Guatemala 
und El Salvador auch in total demokratische Länder 
geht. Das können wir doch gar nicht sagen, und folg-
lich bin ich der Meinung, daß hier alle Staaten mit der 
gleichen Elle gemessen werden müssen. Diese Elle 
müssen wir jetzt neu anlegen, und dazu ist die FDP 
entschlossen. 

Meine Damen und Herren, meine Redezeit geht zu 
Ende. Ich glaube doch, zusammenfassend sagen zu 
können — aus den Beiträgen wurde das ja auch deut-
lich — , daß es in den zentralamerikanischen Staaten 
erkennbar Zeichen der Einsicht, der Vernunft und 
damit auch der Hoffnung gibt. Daß der Friedenspro-
zeß in Gang gekommen ist, ist ein großer Fortschritt, 
auf den wir noch vor Jahresfrist kaum zu hoffen wag-
ten. Allen, die daran beteiligt sind und sein werden, 
schulden wir unseren Respekt und unsere Hochach-
tung. 

Meine Damen und Herren, wir kennen die Risiken, 
wir wissen, daß die Gefahr des Scheiterns nicht ge-
bannt ist. Eben deshalb müssen wir von unserer Seite 
aus alles tun, um den in Gang gekommenen Prozeß zu 
unterstützen. Hierbei sollten Regierung und Opposi-
tion, wenn auch sicherlich mit unterschiedlichen Nu-
ancen, doch unbedingt zusammenarbeiten, denn wir 
alle sitzen hier als Europäer und als Weltbürger in 
einem Boot. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Holtz. 

Dr. Holtz (SPD): Herr Präsident! Meine lieben Kol-
leginnen und Kollegen! Gegen die Einflußnahme von 
außen hat es in Mittelamerika immer und immer wie-
der Auflehnungsversuche gegeben, Versuche, auto-
nom über den eigenen Entwicklungsweg entscheiden 
zu können. Das entscheidend Neue beim Friedens-
plan von Esquipulas ist, daß die Regierungen der be-
troffenen Länder auf Anregung und Betreiben des 
Präsidenten von Costa Rica, Oscar A rias, einen Plan 
erarbeitet und unterzeichnet haben, der unüberseh

-

bar für die ganze Welt — nicht nur für die USA — den 
Willen der betroffenen Staaten der Region beweist, 
die Lösung ihrer regionalen Krise und ihrer Konflikte 
selbst in die Hand zu nehmen. 

Die Sicherheitsinteressen der Vereinigten Staaten 
werden dadurch nicht negativ berührt. Im Gegenteil, 
eine Lösung der sozialen und politischen Konflikte in 
Mittelamerika wäre mittel- und langfristig für die Ver-
einigten Staaten eine Entlastung. 

Der Friedensplan hat allerdings keine Chance, 
wenn die USA ihre Unterstützung verweigern. Zu 
Recht hat sich deshalb der SPD-Partei- und -Frak-
tionsvorsitzende Hans-Jochen Vogel an Präsident 
Reagan mit der dreifachen Bitte gewandt, den Frie-
densplan mitzutragen, die regierungsfeindlichen 
Contras zur Einstellung der Kriegshandlungen aufzu-
fordern und die finanzielle Hilfe für die Contras zu 
beenden. Bitte, schließen Sie von der CDU/CSU-Frak-
tion sich doch dieser Bitte an! Das wäre ein Beitrag 
auch zum Friedensprozeß. 

(Beifall  bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Offensichtlich stehen die Mehrheit der US-Bevölke-
rung und auch eine Mehrheit im US-Kongreß nicht 
mehr hinter der Zentralamerika-Politik des Präsiden-
ten und seiner Administration. Besonders diese Tatsa-
che scheint Reagan in den letzten Tagen zum Einlen-
ken bewogen zu haben. Auch wir begrüßen dies. 

Der Antrag der GRÜNEN enthält zwar Bedenkens-
wertes, berücksichtigt allerdings nicht die neuesten 
Entwicklungen. Es wird etwa formuliert, der Regie-
rung der Vereinigten Staaten sei die Friedensinitiative 
zuwider. In einigen zentralen Fragen weist der Antrag 
in die falsche Richtung. So wird gefordert, die wirt-
schaftliche Zusammenarbeit beispielsweise mit Hon-
duras einzustellen, solange bestimmte Voraussetzun-
gen nicht gegeben sind. Gerade im Falle Honduras ist 
die finanzielle Abhängigkeit von den USA besonders 
groß. Wer den außenpolitischen Handlungsspielraum 
für Honduras im Sinne von Esquipulas erweitern will, 
darf auch Honduras nicht isolieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Direkt oder indirekt sind die fünf Staaten Zentral-
amerikas mit revolutionären Befreiungsbewegungen 
konfrontiert, die zunehmend gewalttätig — der 
Christdemokrat Napoleon Duarte spricht von der 
„cultura de la violencia ", von der Kultur der Gewalt in 
der Region — die bestehenden verkrusteten Herr-
schafts- und Besitzstrukturen aufbrechen wollen. 
Diese Strukturen sind das Ergebnis eines langwieri-
gen Entkolonialisierungsprozesses, der trotz großer 
Unterschiede in einigen Grundzügen in diesen Län-
dern ähnlich verlaufen ist. In der gesamten Region ist 
es nach der Unabhängigkeit der Staaten von der spa-
nischen Kolonialmacht nicht zu einer breitenwirksa-
men, sozial ausgewogenen Entwicklung gekommen. 
Das sind in der Tat die eigentlichen Ursachen. Es ist 
nicht etwa sowje tisches Eingreifen oder Steuern von 
Moskau aus, sondern es liegt an den ungerechten 
Strukturen in den Ländern selbst, daß es zu diesen 
Bewegungen gekommen ist. 
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Einige knappe Anmerkungen zu einigen Staaten in 
bezug auf Esquipulas. 

Unsere besondere Sympathie gehört dem Land Co-
sta Rica. Allerdings fühlt sich Costa Rica durch die 
enorme Verschuldung, durch enorme wirtschaft liche, 
soziale Schwierigkeiten auch sehr in der politischen 
Stabilität bedroht. Aber dennoch hat Costa Rica die 
wenigsten Schwierigkeiten, die Vereinbarungen von 
Esquipulas zu erfüllen. 

Ganz anders in El Salvador, wo sich übrigens seit 
dem Präsidentschaftsantritt Duartes nicht viel grund-
legend geändert hat. Dort muß noch vieles getan wer-
den, um Esquipulas zu verwirklichen. 

Daß Nicaragua seit 1979 einen unabhängigen Weg 
einzuschlagen versucht hat, der weder kapitalistisch 
noch kommunistisch geprägt ist, paßt nicht in die 
Sichtweise vieler Menschen. Der eigentliche Kern des 
Streites um Nicaragua liegt in der Tatsache, daß die-
ses Modell ansteckend wirken könnte; denn auch in 
den anderen zentralamerikanischen Ländern sind so-
ziale Reformen längst überfällig. Die Gefahr, daß auch 
die sandinistische Revolu tion eines Tages ihre Ziele: 
demokratischer Pluralismus — das nenne ich an erster 
Stelle; wie die Sandinisten übrigens auch —, ge-
mischte Wirtschaftsordnung und Blockfreiheit fressen 
könnte, ist nicht beiseite zu schieben. Aber gerade 
jetzt ist festzustellen: Der Prozeß ist offen. 

Wir wollen, daß Nicaragua frei von Druck von au-
ßen und auf Grund einer autonomen Willensentschei-
dung seinen Weg gehen kann. Wir wollen, daß es die 
Reformen zu Ende führt, die für seine gedeihliche 
demokratische und soziale Entwicklung notwendig 
sind. Fehlentwicklungen der Vergangenheit bedürfen 
der Korrektur bzw. sind bereits korrigiert worden. Ni-
caragua braucht bei der Durchsetzung und Fortfüh-
rung seiner Reformen unsere nachhaltige Unterstüt-
zung. Deshalb darf Nicaragua von den Problemlän-
dern Zentralamerikas nicht isoliert werden. Es darf 
keine Diskriminierung geben. Es muß ermutigt wer-
den und nicht entmutigt werden. Was Esquipulas an-
geht, ist es den weitesten Weg von den Problemlän-
dern Mittelamerikas gegangen. 

Der liberale nicaraguanische Oppositionsführer 
Virgilio Godoy meinte noch im September, die Sandi

-

nisten hätten den Test, ob sie es ernst meinten mit dem 
Friedensabkommen, noch nicht bestanden. So sei „La 
Prensa" weiterhin geschlossen. Ähnlich klang es am 
25. Juni hier im Bundestag anläßlich der Aktuellen 
Stunde zu „La Prensa" , die von Ihnen beantragt wor-
den war. Der Test wäre demnach bestanden. „La 
Prensa" ist jetzt zugelassen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aber zensiert! — 
Dr.  Pinger [CDU/CSU]: Keine Pressefreiheit! 
— Zuruf von der SPD: Die Union sattelt im

-

mer noch einen drauf!) 

„La Prensa" verspritzt eine Menge Gift — das wissen 
Sie auch — , und leider trägt „La Prensa" zuwenig zum 
Frieden bei. Aber dennoch sind wir für die Pressefrei-
heit. Wir sind dafür, daß „La Prensa" weiter erschei-
nen kann, selbstverständlich ohne Zensur. Ich sage 

nur: Damit ist ein wich tiger Test, den Sie damals hier 
angemahnt haben, immerhin erfüllt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber keine Pres

-

sefreiheit!) 

— Haben sie in den anderen Ländern Pressefreiheit? 
Da sind genauso Sender geschlossen. Deshalb sage 
ich nochmals, was auch unsere Kollegin Hamm-Brü-
cher bereits dargestellt hat: Wir wollen nicht mit zwei-
erlei Maß messen. 

(Beifall bei der SPD) 

Bundesminister Klein erklärte in einem Inte rview 
der „Frankfurter Neuen Presse", daß wir in dem Au-
genblick, wo der sogenannte Arias-Plan anerkannt 
und von allen Beteiligten in die Wirk lichkeit umge-
setzt worden sei, sofort in die Lage kommen, auch die 
staatliche Zusammenarbeit mit Nicaragua wieder auf-
zunehmen. Eine vorzeitige Aufnahme der Beziehun-
gen könne der sandinistischen Regierung jedoch das 
Gefühl geben, sie brauche den Plan nicht voll zu erfül-
len. 

Nein! Gerade jetzt, lieber Herr Staatssekretär, liebe 
Bundesregierung, ist es nötig, daß dieser Prozeß un-
terstützt wird. Entwicklungspolitische Zusammenar-
beit ist immer Risikokapital, das gegeben wird. Wir 
wissen, daß Projekte scheitern können, daß sie auch 
gut sein können. Aber im Falle Nicaraguas bitte ich, 
nicht anders zu entscheiden als bei den zentralameri-
kanischen Ländern und als bei den Staaten Latein-
amerikas, die jetzt eine Phase der Redemokratisie-
rung durchlaufen. 

Unterstützen Sie doch auch das demokratische 
Pflänzchen, das in Nicaragua, in den Oppositionspar-
teien und in der sandinistischen Partei vorhanden ist. 
Dies wäre wirklich ein Beitrag zur Festigung der Ziele, 
die sich Nicaragua selbst gesetzt hat, nämlich demo-
kratischen Pluralismus zu verwirklichen. Bitte, stim-
men Sie deshalb auch unserer Forderung zu: Die ent-
wicklungspolitische Zusammenarbeit muß massiv 
wiederaufgenommen werden — jetzt. 

(Beifall bei der SPD) 

Zum Abschluß: Der ehemalige venezolanische Au-
ßenminister Calvani hat gerade zu dem Problem „De-
mokratie in der Dritten Welt" Bedenkenswertes ge-
sagt; ich möchte das zitieren: 

Wir wissen genau, daß man die Demokratie nicht 
innerhalb von 24 Stunden errichten kann, son-
dem daß es dazu zunächst einmal unerläßlich ist, 
die notwendigen ökonomischen, sozialen, kultu-
rellen und, nicht zu vergessen, politischen Vor-
aussetzungen zu schaffen, damit die Demokratie 
schließlich Wirklichkeit werden kann als politi-
sches System, als strukturelles Gebilde, aber 
auch als Lebensform. 

Bitte überdenken Sie in den Regierungsfraktionen 
noch einmal unseren Antrag, unser politisches Wol-
len. Beraten Sie es noch einmal, um sich dann zu 
einem positiven Votum durchzuringen. Dies würde 
auch der Bundesrepublik sehr gut anstehen. 

Besten Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 
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Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Staatsminister Schäfer. 

Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen Amt: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Zum erstenmal 
erscheint in Zentralamerika eine politische Lösung in 
greifbare Nähe gerückt. Der Friedensplan von Guate-
mala tritt in seine Bewährungsphase. Seit August 
— das hat Herr Kollege Wischnewski hier sehr ein-
dringlich dargestellt — ist mehr in Bewegung geraten, 
also noch vor einiger Zeit manche Zweifler hatten 
glauben wollen. Aber wir dürfen andererseits auch 
nicht sagen: Es ist alles schon in bester Ordnung, son-
dern die Dinge sind erst in Bewegung, und eine ganze 
Reihe der Bestecken Ziele ist noch nicht erreicht. 

Noch gibt es keinen Waffenstillstand in Nicaragua 
und in El Salvador. Ich glaube, wir sollten von dieser 
Stelle aus an alle Bürgerkriegsparteien appellieren, 
an die Contras wie an die Sandinisten, an die linke 
Guerilla in Salvador wie an die Regierung, alles zu 
tun, um die Chance zu einem solchen Waffenstillstand 
wirklich zu nutzen. 

Meine Damen und Herren, es geht noch immer 
darum, zu friedlichen Formen der politischen Ausein-
andersetzung in diesen Ländern im Rahmen demo-
kratischer Auseinandersetzung in diesen Ländern im 
Rahmen demokratischer Verfassungen zurückzufin-
den, damit endlich die immensen wirtschaftlichen und 
sozialen Probleme do rt  gelöst werden können, die 
letztlich auch — und das ist hier mehrfach gesagt wor-
den — Grund für die Auseinandersetzungen waren. 

Herr Kollege Volmer, wenn Sie hier — Frau Kolle-
gin Hamm-Brücher hat das dankenswerterweise 
schon kommentiert, besser, als ich das je könnte — 
Ihre Schwarzweißpolemik vortragen, muß ich Ihnen 
sagen: Sie erinnern mich bei Ihrer Schelte der Kritiker 
Nicaraguas ein bißchen spiegelbildlich an diejenigen, 
die die Entwicklung in Nicaragua immer auf die soge-
nannte geopolitische Strategie der Sowjetunion zu-
rückgeführt haben, die nichts anderes vorhabe, als 
von Nicaragua aus über Mexiko die Vereinigten Staa-
ten nun endgültig mit einer Revolution zu überziehen. 
Es klingt genauso naiv. Wir sollten uns doch auf bei-
den Seiten des Spektrums bemühen, ein bißchen 
sachlicher miteinander zu diskutieren. 

(Beifall bei der FDP — Volmer [GRÜNE]: Ich 
habe differenziert zwischen USA und EG!) 

— Was Sie hier zum Kapitalismus gesagt haben, 
kommt mir doch vor wie aus der Frühzeit der Beurtei-
lung des Kapitalismus. Ich glaube nicht, daß das der 
Entwicklung wirklich entspricht. Wenn Sie Nicaragua 
so gut kennen wie auch ich, wissen Sie: Was wollen 
Kapitalisten aus Nicaragua eigentlich viel holen? Ich 
glaube, das ist nun wirklich eine furchtbar hergeholte 
Vorstellung. 

Meine Damen und Herren, es kommt jetzt darauf 
an, den Friedensprozeß zu sichern. Die vom Leid der 
Kriege und wirtschaftlicher Not geplagten Menschen 
der Region haben neue Hoffnung geschöpft. Sie ha-
ben ein Recht darauf, daß endlich Frieden eintritt, daß 
nicht mehr ideologische Auseinandersetzungen ihre 
Existenz bedrohen, von denen sie längst viel weniger 
halten als die GRÜNEN. Fragen Sie mal bitte die Bür-
ger von Nicaragua, welche Begeisterung die über die 

ideologischen Auseinandersetzungen ihrer Spitze 
empfinden. Sie werden keine Begeisterung mehr fin-
den. 

Noch vor Jahresfrist beherrschte Ratlosigkeit die 
Szene. Die Contadora-Initiative stagnierte. In dieser 
Phase, im Februar 1987, fand das dritte Treffen der 
europäischen und zentralamerikanischen Außenmini-
ster in der Reihe der San-José-Konferenzen statt, 
diesmal in Guatemala. Ich glaube, es hat auch eine 
Rolle gespielt, die Zentralamerikaner wieder an einen 
Tisch zu bringen. Das sollten wir nicht geringschät-
zen. Insofern stimmt es, was Herr Wischnewski gesagt 
hat: Man braucht politische Unterstützung Europas. 
— Aber die ist ja geleistet worden. 

Meine Damen und Herren, es ist kein Zufall, daß 
kurz nach diesem Treffen der Präsident von Costa 
Rica mit seiner Friedensinitiative hervorgetreten ist 
und daß er damit einen Weg eingeschlagen hat, den 
wir seit langem für den politisch einzig richtigen ge-
halten haben, nämlich aus der Region heraus den 
Frieden herzustellen und es nicht den Supermächten 
zu überlassen, durch diese oder jene Inte rvention die 
Entscheidung herbeizuführen. Es ist allerdings lange 
Zeit, so meine ich, von vielen nicht erwartet worden, 
daß diese kleinen Staaten in der Lage wären, ihr 
Schicksal selbst in die Hand zu nehmen. Sie haben es 
getan, und sie haben einen erstaunlichen Fortschritt 
erzielt, den wir heute ganz klar feststellen müssen. 

(Zuruf von der SPD: Und unterstützen müs

-

sen!) 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
hat diese Initiative schon sehr früh unterstützt. Schon 
im April, als manche noch zweifelten, hat sich Bundes-
minister Genscher in Zentralamerika für den Plan ein-
gesetzt. Er war der erste, der mit dem damals noch 
zögernden Präsidenten von El Salvador Gespräche 
geführt hat. Ich erinnere mich an mein Gespräch mit 
Herrn Duarte hier, als er noch nicht entschlossen war, 
an der Konferenz der Präsidenten teilzunehmen. Es 
war eine politische Leistung — Herr Wischnewski, Sie 
und die SPD haben mitgewirkt, auch die CDU; das 
wird hier nicht bestritten — , daß Herr Duarte hinging, 
daß es zu dieser Konferenz gekommen ist. 

Meine Damen und Herren, der bisher erreichte Er-
folg bestätigt die Richtigkeit des von Präsident Arias 
gefundenen Konzepts. Der entscheidende Schritt der 
Einigung der fünf Staatspräsidenten am 7. August, 
einen Friedensplan mit konkreten Zeitvorgaben zu 
verabschieden, hat diese ganz entscheidende Ent-
wicklung eingeleitet. Wir müssen hier auch feststel-
len: Es sind beachtliche Schritte in Richtung dieses 
Friedensplans geleistet worden, von allen Seiten. 

Wenn Sie, Herr Volmer — Sie schütteln schon wie-
der den Kopf — , El Salvador vorwerfen, die täten 
nichts: Ich bekomme in diesem Augenblick eine Tik-
ker-Meldung, aus der hervorgeht: In El Salvador sind 
gerade 427 politische Gefangene freigelassen wor-
den. In Anwesenheit der Versöhnungskommission, 
des Komitees für politisch Gefangene in El Salvador 
und des Justizministers haben die Angehörigen diese 
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fast fünfhundert freigelassenen Gefangenen be-
grüßt. 

(Volmer [GRÜNE]: Was ist mit dem Waffen

-

stillstand? Der Waffenstillstand ist gebrochen 
worden!) 

Auch das ist eine entscheidende Leistung. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

— Herr Volmer, wer hat denn den Waffenstillstand in 
El Salvador gebrochen? 

(Volmer [GRÜNE]: Die Feuerpause ist gebro

-

chen worden!) 

Wer hat denn die Ermordung des Menschenrechts

-

kommissionsvorsitzenden zum A libi genommen — so 
fürchte ich — , um den Kampf fortzusetzen? Wir haben 
diese ungeheuerliche Tat verurteilt. Aber wir können 
nicht verstehen, daß die Guerilla diese Tat zum Anlaß 
nimmt, den bewaffneten Kampf fortzusetzen. Die Re-
gierung ist weiterhin bemüht, den Waffenstillstand zu 
halten. Das müssen Sie Ihren Freunden in Salvador 
sagen. Im übrigen müssen Sie wissen, daß wir im 
Augenblick sehr bemüht sind — die Verhandlungen 
laufen — , sowohl Ungo wie Zamora ins Land zurück-
zubekommen. Auch hier sind politische Bemühungen 
im Gange. Wir hoffen, daß sie erfolgreich sein wer-
den. 

Meine Damen und Herren, kommen wir zu Nicara-
gua. Hier möchte ich sagen: Natürlich kann kein 
Mensch bestreiten, daß die Regierung von Nicaragua 
einige ganz beachtliche Schritte unternommen hat. 
Einige wurden bereits aufgezählt. Es wäre Unsinn, 
das hier zu leugnen. 

Besonders wichtig erscheint mir die Einrichtung der 
Versöhnungskommission, und zwar nicht nur einer 
nationalen Versöhnungskommission, sondern regio-
naler Versöhnungskommissionen, an deren Spitze 
Priester der katholischen Kirche stehen, und zwar 
nicht der etwas umstrittenen Form von Kirche, wie es 
sie in Nicaragua gibt. 

Meine Damen und Herren, es ist sicher richtig, daß 
die neuesten Vorschläge des Präsidenten Ortega 
dazu geführt haben, daß die amerikanische Regie-
rung nunmehr bereit ist, darauf zu verzichten, ihren 
Antrag im Kongreß auf mehr als 200 Millionen Dollar 
Unterstützung für die Contras zu stellen, und zwar bis 
Januar. Das heißt, sie gibt dem Prozeß eine Chance. 
Also: Auch in den Vereinigten Staaten ist Bewegung 
eingetreten. Man kann nicht davon sprechen, daß hier 
gar nichts geschehe, sondern wir können froh sein, 
daß man gerade in Washington erkannt hat: Es gibt 
hier eine echte Chance. 

Aber wir dürfen natürlich nicht vergessen, daß es in 
Nicaragua auch eine innere Opposition gibt, die uns 
vor einigen Monaten eine Sieben-Punkte-Forderung 
überreicht hat und die vor allen Dingen auf freie Wah-
len als Test setzt. Nun ist das im Esquipulas-Plan nicht 
vorgesehen. Aber 1988 stehen Gemeindewahlen in 
Nicaragua an und die bereits von Herrn Wischnewski 
dargestellte Wahl zu einem Zentralamerikanischen 
Parlament. Das heißt mit anderen Worten: Diese bei-
den Wahlen sind Testfälle auch für die nicaraguani-
sche Regierung, ihrer inneren Opposition die gleichen 

Chancen zu geben, die die Sandinisten für sich bean-
spruchen. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, wir sollten 
auch diesen Prozeß nachhaltig unterstützen. Die 
nächsten nationalen Wahlen finden dann 1990 statt. 
Hier ist es vielleicht gar nicht mehr nötig, daß interna-
tionale Beobachter hinfahren, wenn bis dahin der 
Friedensprozeß sinnvoll abgeschlossen wird. 

Es ist richtig, wenn hier gesagt worden ist, die Euro-
päische Gemeinschaft muß angesichts dieser Ent-
wicklung noch mehr tun. Es ist darauf hingewiesen 
worden, daß schon jetzt bei der Sitzung, die Ende 
Februar 1988 in Hamburg stattfinden wird — der 
nächsten Konferenz, die sich mit diesem Thema befas-
sen wird — , im Rahmen der deutschen Präsident-
schaft weitere Maßnahmen überlegt werden müssen, 
Herr Kollege Wischneswki, wirtschaftliche Maßnah-
men der Europäer, die kein Land in Zentralamerika 
ausschließen dürfen. Wir haben immer gesagt: die 
Europäische Gemeinschaft wird die gesamte Region 
unterstützen. Wir haben dabei auch Nicaragua seitens 
der Europäischen Gemeinschaft nicht außer acht ge-
lassen. 

(Bindig [SPD]: Bilateral!) 

Ihre Forderung nach bilateraler Entwicklungshilfe ist 
mir natürlich bewußt. Es ist ja ganz klar geworden 
— selbst der Bundesminister für wi rtschaftliche Zu-
sammenarbeit, den Sie in diesem Zusammenhang ge-
legentlich besonders heftig attackieren, hat das in ei-
nem Interview angedeutet; ich kann das nur bestäti-
gen — : In dem Augenblick, in dem die Bewertung des 
bis zum Fristenablauf Erreichten durch die Verifizie-
rungskommission, die von Esquipulas II eingesetzte 
vorliegt, und damit das Urteil der Region feststeht, 
haben wir den Maßstab für unsere eigenen Schritte. 
Wir können im Augenblick nicht, mitten in einem Pro-
zeß, der überhaupt noch nicht abgeschlossen ist, be-
reits eine Maßnahme beschließen, die ja erst sinnvoll 
unternommen werden kann, wenn der Prozeß zu 
Ende geführt ist und wenn feststeht, daß das, was im 
Plan vorgesehen ist, auch restlos ausgeführt worden 
ist. Das ist die zeitliche Abfolge. Eine frühere Auf-
nahme von Entwicklungshilfe wäre angesichts des 
bisher Erreichten noch nicht zu vertreten. Aber es 
geht ja nur noch um wenige Monate. Ich glaube, es 
kommt jetzt entscheidend darauf an, daß diese Mo-
nate von der Regierung Nicaraguas, aber auch von 
den anderen genutzt werden, damit wir in die Lage 
versetzt werden, selbstverständlich auch die bilate-
rale Entwicklungshilfe wiederaufzunehmen. Das ist 
die Zielsetzung. Wir haben keine Veranlassung, ein 
System, das uns in vielem nicht gefällt und das wahr-
scheinlich am Ende dieses Prozesses auch nicht ver-
schwinden wird, nicht zu unterstützen, wenn es die 
demokratischen Prinzipien einhält. Die Pluralität, 
freie Wahlen, die gemischte Wirtschaft, all diese Fra-
gen 

(Volmer [GRÜNE]: Warum gilt das nicht für 
Salvador und auch Guatemala?) 

— entschuldigen Sie bitte -- werden von uns in Rech-
nung gestellt. Ich glaube aber, Herr Volmer, Sie wis-
sen ganz genau — ich empfehle Ihnen immer wieder: 
Sprechen Sie doch bitte einmal mit der demokrati- 
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schen Opposition in Nicaragua, statt sich ständig mit 
den Amerikanern auseinanderzusetzen — , was die 
Opposition von den von Ihnen so ungeheuer gelobten 
Herren dort  hält. Wir warten darauf, daß der Friede in 
der Region hergestellt wird. Wir warten darauf, daß 
die sandinistische Regierung nicht nur bei ihren bis-
herigen Schritten bleibt, sondern daß sie die Aufga-
ben erfüllt, die ihr vorgegeben sind. Dann sehe ich 
keinen Hinderungsgrund mehr, Entwicklungshilfe zu 
geben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort  hat der Abge-
ordnete Dr. Müller. 

Dr. Müller (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich glaube, es gibt gewisse Gemein-
samkeiten, die alle im Bundestag vertretenen Parteien 
wohl akzeptieren. Zu diesen Gemeinsamkeiten ge-
hört, daß in Mittelamerika eine besondere Situa tion 
vorhanden ist, daß diese Situa tion, die sich aus inne-
ren Entwicklungsfragen, z. B. der vorherrschenden 
Armut, ergeben hat, dabei eine Rolle spielt, daß dar-
über hinaus geopolitisch und geostrategisch eine 
Überlagerung von Interessen vorhanden ist, bei de-
nen auch Großmächte eine Rolle spielen. 

Es besteht wahrscheinlich weiter Einigkeit darüber, 
daß man davon ausgeht, daß sich die fünf Länder, 
besser: die sechs Länder — nehmen wir noch Panama 
dazu, weil ja die Situation dort in Bewegung geraten 
ist — , bemühen, aus sich selbst heraus Frieden zu 
schaffen. Die Zeiten sind ja vorbei, wo mit dem „big 
stick" , wie es Teddy Roosevelt formuliert hat, vor vie-
len Jahrzehnten im Hinterhof der Vereinigten Staaten 
sozusagen für Ordnung gesorgt werden konnte. Das 
Weltbild, das z. B. ein Mann wie Herr Volmer vertritt, 
ist immer noch das Weltbild des sogenannten Com-
pradoren-Kapitalismus, den schon Karl Marx als weit-
gehend überwunden betrachtet hat. 

Nach dem, was Herr Volmer heute gesagt hat, hat 
man immer wieder den Eindruck — das klingt auch 
ein bißchen bei sozialdemokratischen Äußerungen 
mit —, daß man in erster Linie z. B. zwar über Nicara-
gua diskutiert, sich aber an den Vereinigten Staaten 
reiben will. Die Vorwürfe gegen die Vereinigten Staa-
ten und gegen den Internationalen Währungsfonds, 
um darauf hinzuweisen, daß in Nicaragua eine kata-
strophale Lage vorhanden ist und daß diese interna-
tionalen Institutionen, die EG oder die Vereinigten 
Staaten schuld sind, sind lediglich ein Versuch, von 
den inneren Problemen Nicaraguas abzulenken; 

(Volmer [GRÜNE]: Den IWF habe ich gar 
nicht erwähnt!) 

denn die wirklichen Ursachen, lieber Herr Volmer, 
bestehen doch darin, daß die Repression des Somoza

-

Regimes durch eine Repression der Sandinisten er-
setzt wurde, obwohl ein großer Teil der Bevölkerung 
etwas anderes erwartet hat. 

(Volmer [GRÜNE]: Herr Müller, ich weiß, 
warum Sie übergelaufen sind!) 

— Nein, nein. Ich will  Ihnen sagen, warum ich Ihnen 
das gesagt habe. Es steht in einer Zeitung der K-Grup

-

pen. Da haben Sie große, erfahrene Leute in Ihrer 
Fraktion. Das ist kein Organ des ,,Bayern-Kuriers". 
Das heißt, Sie können es lesen. Subversion ist ein 
Gebiet, auf dem Sie Erfahrung haben. 

(Volmer [GRÜNE]: Welche Gruppe ist das?) 

Hier war es eine der vielen K-Gruppen. Da hat man 
die Übersicht schon verloren. Bei Ihnen in der Frak-
tion hat man gar nicht mehr die Übersicht, welcher der 
verschiedenen Gruppen Sie hier im einzelnen ange-
hören oder woher Sie gekommen sind. Die schrei-
ben, 

(Volmer [GRÜNE]: Belehren Sie mich doch 
einmal!) 

daß es für die heute herrschenden Kräfte in Managua 
nur eine Ausrede ist, auf die Vereinigten Staaten und 
andere zu zeigen, während sie selbst schuld sind, daß 
sie diese Verhältnisse dort  heute haben. 

Wenn ich Ihre beiden Anträge in die Hand nehme, 
so bin ich schon sehr verwundert, was da im einzelnen 
drinsteht. Da sollte man zuhören, weil das auch innen-
politisch interessant ist. Die GRÜNEN finden ein Be-
harren auf einem Dialog als friedensgefährdend. Das 
ist eine interessante Formulierung. 

(Volmer [GRÜNE]: Wo steht das?) 

Verharren auf Dialog ist friedensgefährdend. Sie müs-
sen die letzte Zeile Ihres Antrags lesen! 

Oder: Unter A, Punkt 3 — ich sage es Ihnen genau, 
damit Sie das finden können; Sie müssen das grüne 
Papier nehmen, Sie haben das falsche Papier, Herr 
Volmer — steht z. B.: Der Deutsche Bundestag fordert 
die Bundesregierung auf — das ist Ihr Antrag — , daß 
Propaganda für die Contras in Wo rt  und Tat in der 
Bundesrepublik verhindert werden sollen. 

(Volmer [GRÜNE]: Sie haben das Zitat vor

-

hin verfälscht!) 

Sie wollen Verbote, Sie wollen Zensur. Sie wollen das, 
was Totalitäre in anderen Ländern durchführen, auch 
in unserem Land einführen. 

(Volmer [GRÜNE]: Sie sind ein Quatsch

-

kopf!) 

Lieber Herr Volmer, in Ihrem Antrag — jetzt kom-
men wir wieder zum weißen Papier — steht d rin: Die 
Bundesregierung wird aufgefordert, 

die wirtschaftliche Zusammenarbeit mit Nicara-
gua umgehend und bedingungslos wieder auf-
zunehmen, weil in diesem Land ein hoher Stan-
dard in der Wahrung der Menschenrechte 
herrscht .. . 

Herr Volmer, es wären 200 000 politische Gefangene 
bei uns in der Bundesrepublik, wenn man die Größen-
ordnungen Nicaraguas auf die Bundesrepublik über-
tragen würde; 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

denn 9 000 entsprechen bei unserer Größenordnung 
200 000. Stellen Sie sich das einmal vor! Diese Zahl 
von politischen Gefangenen gibt es in Nicaragua noch 
heute. 

(Volmer [GRÜNE]: Mit der Rechnung hätten 
Sie kein Examen bestanden!) 
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Es gibt in Nicaragua Volksgerichte. Es gibt in Nica-
ragua ein Blockwartsystem. Es gibt die sogenannten 
Turbas devinas; Sie würden es vielleicht Turbas ver

-

des nennen. Man könnte sie im einzelnen als grüne 
Schlägerkommandos darstellen; ähnlich den 
schwarzen Blocks, die wir aus den Demonstra tionen 
auch in der Bundesrepublik kennen. 

(Volmer [GRÜNE]: Herr Präsident, das müs

-

sen Sie auch rügen!) 

Das ist ein Tatbestand in diesem Lande. 

Wenn man sagt, die Regierung in Managua hat 
Fortschritte gemacht, dann begrüße ich das. 

(Volmer [GRÜNE]: Herr Müller, die Faust 
paßt nicht zu Ihrer Friedenspose!) 

Ich begrüße, daß z. B. die Zeitung „La Prensa" wieder 
erscheint. Nur weiß ich, daß 92 Rundfunksender und 
Magazine geschlossen worden sind. Zwei sind wieder 
geöffnet worden: „La Prensa" und Radio Catolica. Es 
heißt, die Priester dürfen wieder zurückkehren. 20 
sind ausgewiesen worden, 3 durften wieder zurück-
kehren. Es sind halbe Handlungen, die hier vorge-
nommen werden. Es sind richtige Schritte in die rich-
tige Richtung. 

Zu einem Zeitpunkt, wo solche Schritte unternom-
men werden, muß es unser Interesse sein, diese Be-
strebungen zu stärken. Die stärken wir aber nur dann, 
wenn wir sagen: Ihr dort in Managua müßt bereit sein, 
den rechten Weg zur Demokratisierung weiterzuge-
hen, ihr müßt bereit sein, das Gespräch auch mit den 
Contras zu führen; dann ist der Zeitpunkt gekommen, 
wo wir euch auch im Bereich der Entwicklungshilfe 
helfen können. — Das hat übrigens auch Präsident 
Arias gesagt. Ich bitte, das also nicht zu vergessen. 

(Abg. Dr. Holtz [SPD] und Abg. Volmer 
[GRÜNE] melden sich zu Zwischenfragen) 

Er war der Meinung, daß z. B. das, was manche Sozial-
demokraten hier in Europa getan haben, nämlich sich 
so sehr für die Sandinisten in Managua einzusetzen, 
fast so etwas wie ein Ehebruch gegenüber den wirk-
lichen demokratischen Sozialdemokraten etwa in Co-
sta Rica darstellt. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, Sie 
gestatten? — Bitte schön, Herr Abgeordneter 
Dr. Holtz. 

Dr. Holtz (SPD): Danke schön, Herr Kollege Mül-
ler. 

Meinen Sie nicht, daß man im Falle Nicaraguas die 
ersten richtigen Schritte genauso begrüßen, fördern 
und unterstützen sollte, wie das im Falle der Türkei in 
den letzten Monaten, ja Jahren durch die Bundesre-
publik geschehen ist? 

Dr. Müller (CDU/CSU): Lieber Herr Kollege Holtz, 
ich glaube, wir sind uns alle darüber klar, daß die 
Türkei nicht mit Nicaragua zu vergleichen ist. Die 
Türkei war nie in einem Zustand, wie er in Nicaragua 
vorhanden ist. Sie kennen die Debatten aus der Par-
lamentarischen Versammlung des Europarates sehr  

gut. Ich glaube, wenn Sie darüber nachdenken, wer-
den Sie mir zustimmen. 

(Dr. Holtz [SPD]: Viele Menschenrechtsver

-

letzungen!) 

Vizepräsident Cronenberg: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Volmer? 

Dr. Müller (CDU/CSU): Ja. 

Vizepräsident Cronenberg: Bitte schön, Herr Abge-
ordneter Volmer. 

Volmer (GRÜNE): Herr Müller, ist Ihnen bekannt, 
daß der Dialog mit den Contras, den Sie fordern, in 
dem Abkommen Esquipulas II ausdrücklich nicht vor-
gesehen ist und daß der Dialog, den Sie vorhin zitiert 
haben und den wir angeblich nicht wollen, genau der 
Dialog ist, der von den Contras illegitimerweise ein-
gefordert wird? 

Dr. Müller (CDU/CSU): Ich kann Ihnen nur eines 
dazu sagen: Wenn Sie tatsächlich den Frieden in Mit-
telamerika wollen — vielleicht wollen Sie ja auch et-
was anderes — 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 
— Frau Wieczorek, Sie waren nicht gemeint, aber 
wenn Sie sich anschließen wollen, dann liegt das bei 
Ihnen; ich rede jetzt mit den GRÜNEN —, Herr Vol-
mer, dann ist doch völlig klar, daß ein Dialog auch mit 
den Contras möglich sein muß, wer immer darunter zu 
verstehen ist. Sie wissen ganz genau, daß dazu ver-
schiedene Gruppen gehören, u. a. viele, die hohe Po-
sitionen bei den Sandinisten hatten und über den Ver-
rat der Revolution enttäuscht sind. Das wissen Sie 
ganz genau. 

(Volmer [GRÜNE]: Das ist nicht der A rias

-

Plan gewesen, was Sie befürworten! Sie ste

-

hen nicht auf der Basis des Arias-Planes!) 
— Ich stehe natürlich auf der Basis des Arias-Planes. 
Arias  selbst hat gesagt — Sie werden ihn doch nicht 
widerlegen wollen; ich kann Ihnen die Zitate vorle-
sen — , daß dieser Dialog notwendig ist, wenn wir 
wirklich Frieden in Mittelamerika haben wollen. 
Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 

Schluß kommen. 

(Beifall bei der SPD) 
Ich bin der Meinung, daß das, was unangenehm ist, 
natürlich bei einigen, wie der Beifall beweist, nicht 
gern gehört wird. Aber trotzdem muß es ausgespro-
chen werden, weil die Einseitigkeit in der Beurteilung 
der Situation in Mittelamerika uns tatsächlich zu den-
ken geben muß. 

Ich habe viele Gespräche mit Mitgliedern der spa-
nischen Regierung geführt, die ja in der Sozialisti-
schen Internationale eine gewisse Rolle spielt und die 
sich große Sorgen gerade über die deutschen Sozial-
demokraten macht, daß sie zu sehr auf Berührung mit 
den Sandinisten gegangen sind. Es hätte dem Prozeß 
wahrscheinlich mehr gedient, wenn man in diesem 
Fall mehr Distanz gehalten hätte. 
Ich will  etwas Versöhnendes zum Schluß sagen. Ich 

hoffe, daß da alle zustimmen können. Unsere Posi tion 



2588 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 39. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 12. November 1987 

Dr. Müller 

sollte die Position sein, die unser Bundespräsident 
vertreten hat, als Herr Präsident A rias bei uns in der 
Bundesrepublik zu Besuch war. Er sagte in seiner 
Rede: 

Wir haben ein elementares Interesse daran, daß 
die Region zum Frieden zurückfindet und wirt-
schaftlich und sozial gesundet. 

Das soll unser Ziel sein. Über den richtigen Weg dort-
hin mögen wir als Demokraten streiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Bevor ich der Abgeord-
neten Frau Wieczorek-Zeul das Wort gebe, möchte ich 
den Ausdruck, Herr Abgeordneter Volmer, den Sie 
benutzt haben, als unparlamenta risch zurückwei-
sen. 

Frau Abgeordnete, Sie haben das Wort. 

Frau Wieczorek-Zeul (SPD): Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Den Friedensprozeß in Mittelamerika un-
terstützen wir am besten, wenn wir — so hat es das 
Europäische Parlament in einer Resolu tion in seiner 
letzten Sitzungswoche zu Esquipulas ausgedrückt — 
„die  einzige nichtmilitärische Alterna tive, die die ge-
samte Region umfaßt" , stabilisieren. Wir unterstützen 
sie am besten dadurch, daß wir jedem militärischen 
Ansatz eine Absage erteilen, wie es in der gleichen 
Resolution geschehen ist. Wir unterstützen den Frie-
densprozeß am besten dadurch, daß wir die amerika-
nische Regierung auffordern, die Unterstützung der 
Contras einzustellen. Dazu fordern wir sie heute auf. 
„Nichtmilitärische Alterna tive" heißt wirtschaftliche 
Hilfe. Von sofort an, im kommenden Haushaltsjahr 
1988, muß die wirtschaftliche Zusammenarbeit mit 
Nicaragua ohne jede Vorbedingung wieder aufge-
nommen werden. 

Herr Staatsminister Schäfer, nach allem, was Sie 
gesagt haben, habe ich eigentlich gedacht, daß Sie, da 
ja nun auch der Bericht der Kommission bereits am 
5. Dezember ansteht, jetzt hier stehen und sagen: Wir 
nehmen die entsprechende Entwicklungshilfe und 
wirtschaftliche Zusammenarbeit wieder auf. Aber 
vielleicht kommt ja eine entsprechende Äußerung 
noch. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Sehr gut! 
Das war jetzt gut!) 

Im übrigen fordert  meine Fraktion in dem Antrag, 
den sie vorgelegt hat, wirtschaft liche Hilfe für Nicara-
gua von 100 Millionen DM; denn das Land hat einen 
ungeheuren Nachholbedarf. In den letzten Jahren ist 
die Finanzhilfe von der Bundesregierung ja gestri-
chen worden. 100 Millionen DM für wirtschaftliche 
friedliche Zusammenarbeit — das ist die eigentliche 
Alternative zu den vom amerikanischen Präsidenten 
geforderten und vorerst nur aufgeschobenen 270 Mil-
lionen US-Dollar für militärische Aktionen der Con-
tras. 

Hans-Jürgen Wischnewski hat zu Recht darauf hin-
gewiesen, daß die sandinistische Regierung mehr als 
jede andere mittelamerikanische Regierung die Be-
dingungen von Esquipulas erfüllt. Dennoch werden 
von der US-Regierung — und es wird auch hier immer 
wieder getan  — neue Forderungen nachgeschoben. 

Es ist darauf hinzuweisen, daß es z. B. kein Teil des 
Arias-Planes war, einen direkten Dialog zwischen 
Sandinisten und Contras durchzuführen. 

(Volmer [GRÜNE]: So ist es!) 

Dennoch sind die Sandinisten darauf eingegangen. 
Wie viele Forderungen wollen Sie noch stellen, bevor 
Sie jetzt wirklich Konsequenzen ziehen? 

(Volmer [GRÜNE]: Herr Müller versteht das 
immer noch nicht!) 

Es ist im übrigen erschreckend zu sehen, wie die 
amerikanische Regierung — unabhängig von dem, 
was sie nach außen sagt — unterschiedliche Kriterien 
bei der Bewertung der Einhaltung des Friedensplans 
in den einzelnen mittelamerikanischen Ländern an-
legt. Wann hat es denn eine wirk liche Äußerung des 
Bedauerns und der Erschütterung über die Ermord-
nung des Vertreters der unabhängigen Menschen-
rechtskommission El Salvadors, Herbert  Anaya, von 
der US-Regierung gegeben? Wo bleibt der Appell zur 
Respektierung von Menschenrechten in El Salvador? 
Statt dessen — darauf ist hinzuweisen, weil das Praxis 
ist — sind wieder 9,5 Millionen US-Dollar zusätzlich 
für die Ausrüstung „der Sicherheitskräfte" nach El 
Salvador von der amerikanischen Regierung geflos-
sen. Das ist ein Teil der Ausrüstung, mit der „Sicher-
heitskräfte" foltern und andere Menschenrechtsver-
letzungen begehen. 

Ich möchte an dieser Stelle derjenigen gedenken 
— ich habe sie gekannt — , die ihres humanitären En-
gagements wegen in El Salvador ermordert wurden: 
Herbert  Anayas und auch seiner Vorgängerin Maria-
nella Garcia. Sie ist im März 1983 von den Sicherheits-
kräften umgebracht worden, nachdem sie wieder ins 
Land eingereist war. Sie waren beide mutige Men-
schen. Wir sind es ihnen schuldig, mitzuhelfen, daß in 
El Salvador ihre Ideale der Demokratie endlich eine 
Chance erhalten. 

In Honduras unterstützt die amerikanische Regie-
rung den militärischen Teil gegen den zivilen Teil der 
Regierung. Das Land ist zu einem Flugzeugträger der 
USA in der Region und als Aufmarschgebiet der Con-
tras ausgebaut worden. Zwar sind Schließungen von 
Büros der Contras angekündigt worden, aber nie-
mand hat bisher gehört, daß Honduras die Con tra

-

Aktionen gegen Nicaragua unterbunden hätte. 

Alle diese Länder erhalten Finanzhilfen aus dem 
Bundeshaushalt, nur Nicaragua nicht. Hier wird mit 
einem erschütternd unterschiedlichen Maß gemes-
sen, liebe Kollegen und Kolleginnen. 

(Zuruf von der SPD: Leider wahr!) 

Erschütternd unterschiedlich! 

Dabei hat die Bundesregierung — ich merke, m an
-che, und zwar von verschiedenen Seiten, haben sehr 

wenig Information über das, was nun wirk lich in der 
Europäischen Gemeinschaft passiert — hinter dem 
„Schutzschild" der Europäischen Gemeinschaft 
längst akzeptiert, daß Nicaragua unterstützt wird. 
Von 1979 bis heute sind über 600 Millionen EG-Gel-
der nach Mittelamerika geflossen, davon ein Drittel 
nach Nicaragua. Darüber wird ja im Ministerrat abge-
stimmt. Ich will, weil Unkenntnis bei manchen vor-
liegt, auch darauf hinweisen: In diesen Jahren, seit 
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1979, hat die EG-Hilfe in Nicaragua dazu beigetra-
gen, Herr Volmer, daß die Alphabetisierung möglich 
war. Der Umstand, daß die Europäische Gemeinschaft 
ihre Politik so gemacht hat — Kooperationsabkom-
men — , hat z. B. für die Region die Chance bedeutet, 
eigenständiger zu werden. 

(Volmer [GRÜNE]: Das sage ich ja!) 

Deshalb, denke ich, ist es wichtig, das differenziert 
zu betrachten. An die anderen Kollegen richte ich die 
Bitte und den Appell, aufmerksam die Tatsache zu 
registrieren, daß z. B. die Europäische Gemeinschaft 
bisher, bis zum letzten Jahr, nur Projekte in Nicara-
gua, Costa Rica und Honduras finanziert hat. In El 
Salvador und in Guatemala sind überhaupt nur die 
Nichtregierungsorganisationen finanziert worden. 
Der Grund: Die Menschenrechtsverletzungen in die-
sen Ländern. Es ist wichtig, auch das deutlich zu ma-
chen. 

(Volmer [GRÜNE]: Wichtig und richtig!) 

Im übrigen — das darf ich anmerken — sind die Mittel 
dort in Nicaragua etwa für Landreformen und für die 
vorhin angesprochene Alphabetisierungskampagne 
eingesetzt worden. 

Die Bundesregierung hat im Ministerrat zuge-
stimmt, daß im Rahmen des 1986 abgeschlossenen 
Kooperationsabkommens zwischen der EG und den 
Staaten Mittelamerikas die Mittel drastisch aufge-
stockt wurden. Auch in diesem Rahmen — darauf ist 
hinzuweisen — fließt ein Drittel der Mittel nach Nica-
ragua. Warum verweigert die Bundesregierung na tio-
nal und öffentlich in der Bundesrepublik das, was sie 
unter Ausschluß der deutschen Öffentlichkeit im EG-
Rahmen längst akzeptiert hat? Sie befindet sich jeden-
falls mit ihrer Position in der europäischen Isolation. 

(Dr. Holtz [SPD]: Mit sich selbst im Wider

-

spruch! — Bindig [SPD]: Gespaltenes Be

-

wußtsein der Bundesregierung!) 

— Sie steht auch im Widerspruch mit sich selbst. Wenn 
sie diese Position durchhält, bleibt sie jedenfalls auch 
weit hinter der im US-Repräsentantenhaus vertrete-
nen Position zurück. 

Wir fordern von der Bundesregierung: Nehmen Sie 
die wirtschaftliche Zusammenarbeit mit Nicaragua 
wieder auf. Wenn der Bundesaußenminister als EG-
Ratspräsident am 28. Februar und am 1. März 1988 
das Treffen der mittelamerikanischen Augenminister 
mit den EG-Augenministern in Hamburg eröffnet, 
sollte er mitteilen können, daß die Bundesregierung 
keines der beteiligten Länder diskriminiert und daß 
Nicaragua finanziert wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Setzen Sie sich während der EG-Ratspräsident-
schaft für eine drastische Aufstockung der Mittel im 
Rahmen des Kooperationsabkommens ein. Es ist 
nicht so, daß etwas Neues zu beschließen wäre, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. 1984 wurde von den EG-
Außenministern den mittelamerikanischen Ländern 
die Verdoppelung der bisherigen Finanzhilfe von 
90 Millionen DM jährlich versprochen. Diese Verdop-
pelung hat bisher nicht stattgefunden. Meine Forde-
rung ist, daß die deutsche EG-Ratspräsidentschaft 
dies einlöst, was sie selbst mit versprochen hat. 

Folgen Sie der jüngsten Resolu tion des Europäi-
schen Parlaments zum Arias-Plan. Darin wird der EG-
Ministerrat aufgefordert, end lich die 240 Millionen 
DM, die den mittelamerikanischen Ländern für das 
Jahr 1987 versprochen wurden, zur Verfügung zu stel-
len. So wird der Friedensprozeß am besten gefördert. 
Im übrigen hat auch gerade der Haushaltssprecher 
der christdemokratischen Fraktion im Europäischen 
Parlament diese Forderung vertreten. 

Die Bundesregierung hat jedenfalls die Chance, 
während des Mittelamerikatreffens Ende Februar in 
Hamburg ein Signal während der EG-Ratspräsident-
schaft zu setzen. 

Letztlich, liebe Kolleginnen und liebe Kollegen, 
bleibt festzustellen, daß die Gewalt in Mittelamerika 
— das ist hier mehrfach gesagt worden — strukturelle 
Ursachen hat: Unterentwicklung, durch die USA mit 
verhinderten Reformen, militärische, politische und 
soziale Unterdrückung, schreiende Ungerechtigkeit 
in der Folge kolonialer Abhängigkeit und der kolonia-
len Vergangenheit sind die Ursachen in Mittelame-
rika, die fortbestehen. Die bisherige Politik der ameri-
kanischen Regierung hat diese Ursachen verschärft, 
und die Bundesregierung hat sich an dieser außenpo-
litischen Orientierung der US-Regierung orientiert. 
Unsere Politik muß — davon bin ich überzeugt — dar-
auf zielen, diese Ursachen als allererstes zu beseiti-
gen, und deshalb alle Reformen zu unterstützen, die 
auf grundlegende Veränderungen, auf Landreformen 
und gerechte Eigentumsverhältnisse in den Ländern 
Mittelamerikas abzielen. 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, der FDP und den GRÜ

-

NEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Hedrich. 

Hedrich (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Es ist hier schon mehr-
mals zum Ausdruck gekommen, daß in den Vereinba-
rungen zwischen den fünf Präsidenten in Zentralame-
rika diese sich jeweils gegenseitig als Vertreter der 
legitimen Regierungen ihrer einzelnen Länder re-
spektieren. Wenn wir dieses für die Regierungen zu-
grunde legen, dann müssen wir, wenn wir den Frie-
densprozeß in Zentralamerika wirklich fördern wol-
len, dies auch im Gegenzug für diejenigen gelten las-
sen, die in einer unbewaffneten und in einer bewaff-
neten Opposition zu ihren jeweiligen Regierungen 
stehen. Das heißt, wir dürfen keine Unterschiede z. B. 
zwischen der Guerilla in Guatemala, in El Salvador 
und in Nicaragua machen. 

(Volmer [GRÜNE]: Das ist nicht der Arias

-

Plan! Das ist ein Verstoß gegen den Arias

-

Plan! — Zuruf der Abg. Frau Luuk [SPD]) 

Das heißt auf deutsch: Es gilt auch für die Contras, daß 
sie in den Friedensprozeß einbezogen werden müs-
sen. Weil die geschätzte Frau Kollegin Luuk gerade 
diese Zwischenbemerkung macht: Sie wird bestäti-
gen können, daß in einem Gespräch, das wir selber 
vor knapp 14 Tagen mit dem Präsidenten Arias in San 
José hatten, Arias nachhaltig die Forde rung erhoben 
hat, daß es nach seiner Einschätzung ohne eine di- 
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rekte Verständigung zwischen den Sandinisten und 
den Contras keine friedliche Lösung geben wird, und 
daß er den Vermittler, der jetzt eingeschaltet wurde, 
und damit den indirekten Weg zwar als eine wich tige 
Maßnahme, aber auch nur als einen ersten Schritt in 
dieser Hinsicht bewertet. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, hier ist in 
einer besonderen Weise die entwicklungspolitische 
Zusammenarbeit in den Vordergrund der Diskussion 
gerückt worden. Ich glaube, daß der Arias-Plan jeden 
einzelnen Staat, jede einzelne Regierung in die Pflicht 
nimmt, ob sie wirklich gewillt ist, den Friedensprozeß 
zu unterstützen. Ich bitte, mir hier die Bemerkung zu 
erlauben, daß ich die Verleihung des Friedensnobel-
preises an Arias in diesem Zusammenhang für eine 
hilfreiche Maßnahme halte, weil nämlich damit auch 
deutlich gemacht wurde, daß der Versuch, den Staat 
mit der längsten demokratischen Tradi tion in Zentral-
amerika ständig zu diskreditieren und zu desavou-
ieren, international abgeblockt worden ist. Das heißt, 
durch den Arias-Plan und durch den Friedensnobel-
preis ist meines Erachtens auch die demokratische 
Tradition des Landes Costa Rica nachhaltig gewürdigt 
worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich bin der festen Überzeugung, daß jetzt doch ein 
wenig auch die Frente Sandinista in die Beweispflicht 
geraten ist; sie muß nämlich wirk lich deutlich ma-
chen, ob sie den Prozeß, der jetzt eingeleitet ist, auch 
unterstützen will. Wir bestreiten doch gar nicht, daß 
eine Reihe von sehr begrüßenswerten Maßnahmen 
eingeleitet worden sind. Ich mache aber darauf auf-
merksam: Zur Pressefreiheit gehört nicht nur das 
Drucken einer Zeitung; es gehört auch dazu, daß eine 
Zeitung verteilt werden kann. Das ist nicht in allen 
Teilen Nicaraguas von vornherein so sichergestellt, 
wie es wünschenswert wäre. Das gehört dazu. Radio 
„Catolica" ist beschränkt auf religiöse Nachrichten 
und auf Musik. Politische Nachrichten dürfen nur mit 
der Zustimmung des Innenministeriums veröffentlicht 
werden. Dies ist noch kein entscheidender Durch-
bruch für eine Meinungsfreiheit, was diesen Radio-
sender anbetrifft, ganz davon abgesehen, wie viele 
Radiostationen und Zeitungen es vorher gegeben 
hat. 

(Wischnewski (SPD]: Alle in El Salvador!) 

Ich wiederhole: Wir begrüßen diesen Schritt, es ist 
aber erst der erste Schritt in die richtige Richtung, wie 
wir überhaupt jede Anstrengung begrüßen, die die 
Kontrahenten an einen Tisch bringt. 

Ich möchte hier ausdrücklich unseren Respekt und 
unsere Anerkennung auch für die Bemühungen von 
Hans-Jürgen Wischnewski zum Ausdruck bringen, 
auf den es nach meiner Einschätzung mit zurückzu-
führen ist, daß letzten Endes O rtega bereit war, diesen 
indirekten Vermittler zu akzeptieren. Wir möchten 
Ihnen gegenüber hier unseren Dank zum Ausdruck 
bringen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
möchte auch für uns noch einmal deutlich machen, 
daß wir die Initiative zu einem zentralamerikanischen 
Parlament nachhaltigst unterstützen, weil jede Maß-
nahme, die die Möglichkeit für die Bevölkerung in 

allen fünf Ländern eröffnet, sich demokratisch zu äu-
ßern, eine begrüßenswerte Maßnahme ist. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 
Wenn Cerezo uns bittet, daß die Europäische Gemein-
schaft, daß das Europäische Parlament — Herr Kol-
lege Wischnewski, Sie haben auf das Europäische 
Parlament aufmerksam gemacht — finanzielle und 
technische Hilfe bei der Durchführung der Wahlen 
zum zentralamerikanischen Parlament gewähren, 
dann sollten wir als Europäer auf jeden Fall diese 
Maßnahme nachhaltigst unterstützen. 
Frau Kollegin Wieczorek-Zeul, Sie haben die EG in 

die Debatte gebracht. Man kann natürlich Ihre Argu-
mentation umkehren; denn der Tatbestand, daß soviel 
Mittel seitens der EG gegeben worden sind, hat ja 
bisher leider nicht verhindern können, daß gerade am 
Anfang der 80er Jahre, als der große Pulk der Mittel 
geflossen ist, der Weg zu mehr Totalitarität in Nicara-
gua beschritten wurde. Das heißt: Geld allein macht 
es ja wohl nicht. Wir müssen schon darauf bestehen, 
daß sich die einzelnen Regierungen — ich sage: alle 
Regierungen, d. h. auch die Regierung in Managua — 
nachhaltig daran halten, nun auch demokratische 
Rechte zu gewähren. Die EG hat ja in den letzten Jah-
ren, gerade in diesem Jahr, auch wieder sehr nachhal-
tig die Gewichte etwas verschoben. Wenn wir uns mit-
telfristig wieder dazu entschließen sollten, die bilate-
rale nationale Hilfe aufzunehmen, dann heißt das na-
türlich auch, daß sie ausgewogen sein muß. Die haus-
haltsmäßigen Voraussetzungen dafür haben wir ge-
schaffen. Der Ausschuß für wirtschaft liche Zusam-
menarbeit hat seine Lateinamerikareserve von 
80 Millionen DM auf 130 Millionen DM, also um 
50 Millionen DM, aufgestockt. Das kann aber natür-
lich nicht heißen, daß alle diese Mittel nun möglicher-
weise nach Nicaragua fließen. Einige andere Länder 
haben Hilfe noch viel nötiger. Diese Länder haben 
sehr nachhaltig dokumentiert, daß sie gewillt sind, 
einen Demokratisierungsprozeß einzuleiten. Ein be-
sonders positives Beispiel in diesem Zusammenhang 
ist für mich immer Guatemala gewesen. 

Vizepräsident Cronenberg: Erlauben Sie eine Zwi-
schenfrage der Abgeordneten Wieczorek-Zeul? 

Hedrich (CDU/CSU): Ja, bitte. 

Vizepräsident Cronenberg: Bitte schön, Frau Abge-
ordnete. 

Frau Wieczorek-Zeul (SPD): Da Sie die Finanzmittel 
im EG-Rahmen angesprochen haben und auch klar 
ist, daß diese Mittel nur mit Zustimmung der Bundes-
regierung fließen können, will ich Sie nur fragen, ob 
Sie nicht einen Widerspruch zwischen dem sehen, 
was von seiten der Bundesregierung im EG-Rahmen 
getan  wird, und dem, was auf nationaler Ebene getan 
wird. 

Hedrich (CDU/CSU): Ich wi ll  mich ganz freimütig 
dazu äußern. Ich glaube, es besteht in der Tat ein 
Unterschied, ob wir uns im Rahmen der EG für be-
stimmte Maßnahmen entscheiden oder ob wir ent-
scheiden, bestimmte Dinge bilateral durchzuführen. 
Ich glaube, die Entscheidung innerhalb der EG kann 
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uns nicht daran hinde rn , bilateral auch durchaus an-
dere Entscheidungen zu treffen. 

(Dr. Holtz [SPD]: Besondes wenn die CSU so 
stark ist in dieser Frage!) 

— Ach, ich möchte hier mit großem Nachdruck zu-
rückweisen, daß für alle Dinge, bei denen man meint, 
wir hätten Schwierigkeiten, die CSU verantwortlich 
gemacht wird. Wir haben sehr einheitlich darüber ent-
schieden, und ich glaube, die damalige Entscheidung, 
die Maßnahme abzubrechen, war vernünftig. Diese 
Entscheidung ist ein Mosaiksteinchen neben vielen 
anderen gewesen, das dazu geführt hat, daß die San-
dinisten bereit sind, einzulenken. 

Ich möchte mit folgender Bemerkung schließen. Wir 
sollten dort , wo es geht, auch wirklich unsere eigenen 
Möglichkeiten nutzen. Ich begrüße es außerordent-
lich, daß sich die Stiftungen der Parteien in Nicaragua 
engagieren. Deshalb möchte ich hier noch einmal eine 
Bitte an die Kollegen der FDP richten. Ich halte es für 
falsch, daß die Friedrich-Naumann-Stiftung aus Nica-
ragua herausgehen will. Ich meine, wir sollten dort, 
wo wir die Möglichkeit dazu haben, auf den inneren 
Demokratisierungsprozeß in Nicaragua einwirken, 
und wir sollten alle Möglichkeiten nutzen, die 
Freunde, die unseren demokratischen Vorstellungen 
entsprechen, zu unterstützen und ihnen zu helfen. 
Denn ich bin der festen Überzeugung, daß wir damit 
auch als Deutsche einen Beitrag zum Versöhnungs-
prozeß in Nicaragua und in Zentralamerika leisten 
können. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort  hat der Parla-
mentarische Staatssekretär Dr. Köhler. 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
habe während dieser Debatte an erste Gespräche ge-
dacht, die ich im frühen April 1986 mit Oscar Arias 
geführt habe, und zwar etwa fünf Wochen, bevor er in 
sein Amt eingeführt wurde. Gerade diese Erinnerung 
ist für mich G rund, mit tiefem Respekt an die Leistung 
zu denken, die mit seinem Namen verbunden ist. Ich 
habe in dieser Stunde auch — Kollege Holtz, Sie ha-
ben mich daran erinnert — an meinen persönlichen 
Freund, der leider nicht mehr lebt, Aristides Galvani, 
gedacht. Der Gedankenaustausch mit ihm war die 
Grundlage des Antrages, den meine Fraktion als erste 
1981 eingebracht hat, um zu einer zusammenhängen-
den entwicklungspolitischen Strategie für Zentral-
amerika und das karibische Becken zu kommen. 

Wir haben den Aufruf der fünf zentralamerikani-
schen Präsidenten, den politischen Friedensprozeß 
durch wirtschaft liche Hilfsprogramme zu unterstüt-
zen, klar und deutlich vernommen. Wir werden in 
dem Zeitpunkt darüber sprechen, der nach unserer 
Ansicht durch die Bewertung der Verifizierungskom-
mission markiert wird, 

(Wischneweski [SPD]: Also der 5. Dezem

-

ber!) 

weil wir authentische, nicht reversible Beweise für 
den Vollzug der Vereinbarungen für ganz wesentlich 
halten und glauben, unsere Argumente vorher nicht 
aus der Hand geben zu sollen. 

Die Planung der Bundesregierung, unterstützt vom 
Parlament, für das kommende Jahr sieht nicht um-
sonst eine größere Lateinamerikareserve vor, um ent-
sprechend reagieren zu können. Allerdings verweise 
ich darauf, daß wir uns bereits bisher im mittelameri-
kanischen Raum in einer Weise engagiert haben, die 
wesentliche Erhöhungen des deutschen Hilfebeitrags 
ohne Reduzierung der Programme in anderen Teilen 
der Welt kaum zuläßt. Ich warne damit lediglich vor 
überzogenen Erwartungen. 

Wir haben im Laufe der Jahre etliches get an, um 
Fortschritte in der Gleichbehandlung dieser Länder zu 
machen. Es hat uns dabei, Herr Kollege Holtz, nicht 
am Mut zur Risikoinvestition gefehlt. Wir haben, Frau 
Kollegin Wieczorek-Zeul — Ihre Zahlen endeten mit 
dem vorigen Jahr — , in der Zwischenzeit eine ganze 
Menge getan, um auch im EG-Rahmen zu einer 
Gleichbehandlung zu kommen. Wir werden das ent-
sprechend fortsetzen. Im übrigen ist die von Ihnen 
genannte Zahl von EG-Leistungen für Nicaragua fast 
exakt die Zahl der deutschen bilateralen Hilfe für 
Nicaragua seit 1979. Auch bei der EG lag übrigens 
das Hauptvolumen auf der Unterstützung der An-
fänge, 

(Frau Wieczorek-Zeul [SPD]: Völlig falsch!) 

und dies bei wachsender Skepsis. 

Ich bitte Sie übrigens, nicht zu übersehen, daß ge-
rade in Mittelamerika die Wirksamkeit von Hilfepro-
grammen nicht nur eine Frage der Erhöhung finan-
zieller Volumina ist, sondern es geht letzten Endes um 
die Schaffung neuer Grundlagen für eine gesunde 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung. Hier den-
ken wir in erster Linie daran, daß die regionale wirt-
schaftliche Zusammenarbeit in Zentralamerika wie-
der funktionsfähig gemacht werden muß, insbeson-
dere der zentralamerikanische gemeinsame Markt. 

Ich glaube, wir müssen bei jedem Land sehr genau 
analysieren, wie es aus der Kriegswirtschaftssituation 
— so muß man das doch wohl nennen — auf eine 
solide und soziale Grundlage gestellt werden kann. 

Ich erläutere das kurz am Fa ll  Nicaragua, verehrter 
Kollege Wischnewski, weil ich glaube, daß Sie mir 
auch zustimmen, wenn ich sage, daß es hier nicht nur 
darum gehen kann, mit einer Finanzsumme ein poli-
tisches Zeichen zu geben, sondern daß es auch darum 
gehen wird, die ganz konkreten und bitterbösen Pro-
bleme anzugehen und zu lösen. 

Nicaragua bietet heute nach acht Jahren der beste-
henden Herrschaft ein Bild der sozialen Katastro-
phe. 

(Dr. Holtz [SPD]: Das hat viele Ursachen!) 

— Lieber Herr Kollege Holtz, darf ich einmal die Fak-
ten nennen. Die Bewe rtung können wir dann vorneh-
men. — Die Löhne sind in den letzten vier Jahren um 
ca. 70 % gefallen. Die Auslandsverschuldung ist von 
1979, dem Jahr der Revolu tion, an bis Ende 1986 von 
1,6 Milliarden Dollar auf mindestens 6,7 Milliarden 
Dollar gestiegen, hat sich also mehr als vervierfacht. 
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Nicaragua ist damit, vergleicht man die Auslandsver-
schuldung mit dem Bruttosozialprodukt — und das ist 
wohl die einzige richtige Vergleichsmöglichkeit —, 
das in der Welt mit Abstand am höchsten verschuldete 
Land. Es hat eine Hyperinflation, die in Zahlen kaum 
noch auszudrücken ist. Manche sprechen von 800 % 
pro Jahr, andere von 1 000 und mehr Prozent. Die Ver-
sorgung mit den einfachsten Gütern des technischen 
Bedarfs liegt im argen. Die Schwarzmarktpreise sind 
für die einfache Bevölkerung unerschwinglich gewor-
den. Im Land ist heute in weiten Bevölkerungskreisen 
Hunger festzustellen, eine Erscheinung, die Nicara-
gua in frühren Zeiten nicht kannte, nicht einmal wäh-
rend der skrupellosen Ausbeutung durch den Diktator 
Somoza. 

Wie katastrophal die Lage ist, zeigt nicht zuletzt der 
große Flüchtlingsstrom. Mindestens 10 % der Bevöl-
kerung haben inzwischen das Land verlassen, weil sie 
den Glauben an eine Zukunftsperspektive verloren 
haben. 

Der frühere sozialdemokratische Staatspräsident 
von Costa Rica, Jimenez, hat erst vor wenigen Tagen 
hier in Bonn darauf hingewiesen, daß selbst zur 
Schreckenszeit Somozas kaum nicaraguanische 
Flüchtlinge im Ausland festzustellen waren und daß 
der gewaltige Flüchtlingsstrom jedem zeige, daß es 
den Nicaraguanern heute politisch und wirtschaftlich 
weit schlechter als vor der Revolu tion ergehe. Das ist 
nach acht Jahren einer, wie ich immer wieder höre, 
vielversprechenden Reformpolitik wirklich ein er-
schütterndes Fazit. Diese Katastrophe ist nicht auf den 
Mangel an ausländischer und schon gar nicht auf den 
Mangel an deutscher Hilfe zurückzuführen. Die Hilfe 
ist übrigens im Bereich der Nichtregierungsorganisa-
tionen und Kirchen immer weitergelaufen, auch bei 
den Stiftungen und im Vollzug der bestehenden Ver-
träge. 

Wenngleich Zahlen im einzelnen schwierig zu er-
halten sind, dürfte die Auslandshilfe an Nicaragua 
jährlich doch bei rund 500 Millionen Dollar, mögli-
cherweise sogar höher, im Schnitt der letzten Jahre 
liegen. Die Militärhilfe, die die gleiche Größenord-
nung erreichen dürfte, habe ich dabei nicht mit einge-
rechnet. Jedenfalls erhält Nicaragua bei einer Bevöl-
kerung von gut drei Millionen nach wie vor eine wirt-
schaftliche Unterstützung von außen, wie kein ande-
res Land in der Welt sie in vergleichbarer Größenord-
nung erhält. 

Ich bin der letzte, der den blutigen Bürgerkrieg mit 
den Contras und die dadurch verursachten erhebli-
chen wirtschaftlichen Verluste des L andes unter-
schätzt. Aber den sozialen Abstieg Nicaraguas allein 
darauf zurückzuführen, das geht an der Wirklichkeit 
weit vorbei. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Sehr 
wahr!) 

Die Zerstörung der Produktionskapazitäten im nicht-
staatlichen Sektor, eine untragbare staatliche Preis-
und Absatzpolitik, die beschleunigte Geldentwertung 
mit allen dazugehörenden Spekulationen, die Ab-
wanderung qualifizierter Fachkräfte und H andwerker 
in breiter Front, der Abzug vieler Berufstätiger aus 
dem Arbeitsprozeß zu Ernteeinsätzen, Solidaritäts

-

kundgebungen und anderen immer wiederkehren-
den politischen Aktionen und vieles andere tragen 
dazu auch ein gerüttelt Maß bei. Und letztlich liegt 
hier eine verfehlte Finanz-, Wirtschafts- und Sozialpo-
litik zugrunde, ohne deren grundlegende Änderung 
auch die Auslandshilfe in ihrem Sinn abgeschwächt, 
ja, sinnlos gemacht wird. Wer es also mit einer wirkli-
chen Hilfe für das nicaraguanische Volk ernst meint, 
der darf hier nicht nur eine Zahl in den Raum stellen, 
sondern der muß an einer grundlegenden Verände-
rung der gesamten Verhältnisse interessie rt  sein. 

Ich habe das deshalb so deutlich hervorgehoben, 
weil die Unterstützung des Friedensprozesses durch 
sinnvolle entwicklungspolitische Zusammenarbeit 
nur möglich ist, wenn wir uns diese Ausgangsvoraus-
setzungen, die schwierig genug sind, klar vor Augen 
führen. Jedes Vorpreschen, nur um sich ein politisches 
Alibi zu sichern, wäre nach meiner Ansicht falsch. 

Seitens der Bundesregierung werden wir deshalb 
sorgfältig beobachten, wie das Abkommen von Esqui-
pulas von den Beteiligten — und hier insbesondere 
auch von der Regierung von Nicaragua — erfüllt wird 
und wie die störenden Aktivitäten in der Region auf-
gegeben werden. Pluralistische Demokratie und 
echte Blockfreiheit sind dabei ebenso Orientierungs-
punkte wie die Absage an jede Form von Gewalt und 
deren Unterstützung. 

Ich würde mich nach bitteren Diskussionen vieler 
Jahre sehr freuen, wenn der durch das Abkommen 
von Esquipulas und den Arias-Plan eingeleitete Frie-
densprozeß in Mittelamerika auch zu einer Entkramp-
fung der politischen Fronten in der Bundesrepublik 
mit Blick auf Mittelamerika führen könnte. Dies sollte 
uns eigentlich nicht zu schwer fallen, wenn wir uns an 
die politischen Grundpositionen erinnern, die wir 
auch nach unserem Selbstverständnis in der Bundes-
republik als verbindlich und unerläßlich betrachten, 
nämlich die Unterstützung jeglicher Friedensbemü-
hungen, den Glauben an Freiheit und Demokratie 
und die Absage an jegliche Form politischer Ge-
walt. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, es wird vorgeschlagen, den Antrag der Fraktion 
der SPD und den Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN 
an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse 
zu überweisen. Ich gehe davon aus, daß Sie damit 
einverstanden sind. — Dies ist so beschlossen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den 
inzwischen vorgelegten Entschließungsantrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/1172. Wer 
stimmt diesem Entschließungsantrag zu? — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Dann ist dieser 
Entschließungsantrag abgelehnt. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 15 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau 
Brahmst-Rock, Frau Hensel, Sellin, Weiss 
(München) und der Fraktion DIE GRÜNEN 
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— Drucksache 11/512 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen (federführend) 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Verkehr 
Haushaltsausschuß 

Im Ältestenrat ist eine Beratungszeit von 40 Minu-
ten, von zehn Minuten pro Fraktion vereinbart wor-
den. — Widerspruch erhebt sich nicht. 

Ich erteile damit dem Abgeordneten Sellin das 
Wort . Herr Abgeordneter, Sie haben das Wort. 

Sellin (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die GRÜNEN legen mit diesem Antrag eine 
Konzeption zur Netzmodernisierung der Eisenbahn-
strecken zwischen Berlin und dem Bundesgebiet vor. 
Unserer Auffassung nach soll dieses Konzept wesent-
liche Grundlage für die bevorstehenden Verhandlun-
gen mit der DDR über den Ausbau und die Elektrifi-
zierung aller fünf Eisenbahnstrecken zwischen Ber-
lin und dem Bundesgebiet sein. Ich habe Ihnen zur 
Veranschaulichung der katastrophalen Zustände im 
Eisenbahnverkehr zwischen Berlin und dem Bundes-
gebiet eine Skizze mitgebracht, die die verkehrspoli-
tischen Versäumnisse der Vergangenheit dokumen-
tiert. Aus den dokumentierten Einzelheiten — einglei-
sige Streckenteile, Elektrifizierungslücken, eine Viel-
zahl von Lokomotivwechseln an den Grenzen und 
teilweise unterwegs in der DDR — wird deutlich, daß 
in Berlin, im Bundesgebiet und auch in der DDR nie-
mandem damit gedient ist, wenn ausschließlich die 
Strecke Hannover—Berlin Gegenstand dieser Debatte 
wird. 

Die Attraktivität der Bahnverbindungen ist gegen-
über dem Pkw nur dann zu steigern, wenn aus allen 
Himmelsrichtungen Berlin und das Gebiet der DDR 
erreicht werden kann. Wer deutsch-deutsche Politik 
offensiv gestalten will, kann kein Interesse daran ha-
ben, daß auch nur eine der heute in Bet rieb befindli-
chen Eisenbahnlinien durch zukünftig noch geringere 
Fahrgastzahlen ausgetrocknet wird. 

Die Präferenz von CDU, SPD und FDP für eine 
Hochgeschwindigkeitsstrecke zwischen Paris und 
Warschau verletzt die deutschlandpolitische Präfe-
renz, daß alle fünf Eisenbahnstrecken zwischen Berlin 
und dem Bundesgebiet in Betrieb bleiben. 

Der Intercity-Knotenpunkt Hannover, der sich in 
Folge des bis zu 300 km/h schnellen Hochgeschwin-
digkeitszuges ergibt, bewirkt durch das verständliche 
Verhalten der Reisenden eine Stillegung bei den an-
deren Eisenbahnstrecken. Die Folge kann niemand 
wollen, wenn an die Utopie gedacht wird, daß eines 
Tages das Ein- und Aussteigen der Fahrgäste aus der 
Bundesrepublik und der DDR in der DDR zum A lltags-
bild gehören kann. Interzonenzüge — natürlich in An-
führungszeichen gesagt — bzw. Transitzüge sollten 
politisch zum Bild der Vergangenheit gehören. 

Unsere Konzeption geht auf ein dreistufiges Pro-
gramm, das alle fünf Strecken berücksichtigt und in 
fünf Jahren zu verwirklichen ist. 

Die erste Stufe dieses Konzepts sieht die Elektrifi-
zierung der Lücken auf der Südrelation über 
Probstzella vor; das sind zirka 90 km. Dazu gehört in 
der Stufe drei — zeitlich also erst später — die Elek-
trifizierung der Rela tion Berlin—Gutenfürst/Hof. Zu 
der ersten Stufe gehört weiterhin der zweigleisige 
Ausbau der Relation Hannover—Oebisfelde—Wolfs-
burg für eine Streckengeschwindigkeit von 160 km/h. 
Diese Strecke ist um 30 km kürzer als die Alterna tive 
über Magdeburg. 

In der Stufe zwei soll die Elektrifizierung der Rela-
tion Oebisfelde für eine Streckengeschwindigkeit von 
200 km/h, d. h. im heutigen IC-Niveau, aufgenom-
men werden. Weiterhin soll in der Stufe zwei der 
zweigleisige Ausbau der Lücken zwischen Berlin und 
Hamburg für 160 km/h erfolgen. 

In der Stufe drei erfolgt der Ausbau des Schienen-
netzes, insbesondere die Besei tigung von eingleisigen 
Streckenabschnitten und weitere Elektrifizierungen, 
Umbau des gesamten vorhandenen Netzes in dem 
Gebiet zwischen Berlin (West) und dem Bundesge-
biet, in einen Stand der Technik, so wie ihn die Deut-
sche Bundesbahn heute im Durchschnitt betreibt. 

Das Programm beginnt also bewußt mit der Nord-
Süd-Strecke, weil diese in der Wahrnehmung der bis-
herigen öffentlichen Äußerungen vernachlässigt 
wird, und zwar mit der Strecke Berlin—Probstzella in 
Bayern. Diese Eisenbahnstrecke ist heute wegen 
mehrerer Lokwechsel eine der schwerfälligsten Ver-
bindungen in das Bundesgebiet. Elektrifizierungslük-
ken und eingleisige Verbindungsstücke sowie unzu-
mutbare Zeitaufwendungen für die Reisenden ver-
ringern die Fahrgastzahlen. Hinzu kommen im Fahr-
plan Taktzeiten, die der IC-Verkehr nicht kennt. Auf 
der Strecke von Berlin nach München verlassen mor-
gens im Abstand von zwei Stunden zwei Züge Ber lin 
(West); der dritte und letzte am Tag fährt dann erst 
zwölf Stunden später. Die Reisezeit beträgt neun 
Stunden; vor 50 Jahren reichten für diese Strecke 
6,5 Stunden. Ähnliches gilt für die Strecke Berlin—
Frankfurt: heute sieben Stunden, früher fünf Stun-
den. 

Die lange Reisezeit ist auch durch die Fahrpläne der 
Deutschen Bundesbahn mit verursacht. Die Züge aus 
Berlin halten in Süddeutschland wegen des do rt  feh-
lenden regionalen Schienenverkehrs in vielen klei-
neren Städten. Dieser Zustand gilt auch für die Züge 
von Ost nach West und umgekehrt. 

Der Antrag der GRÜNEN enthält deshalb auch ein 
Sofortprogramm. Hier werden insbesondere kurzfri-
stige Fahrplankorrekturen und Taktzeiten gefordert. 
In dem Antrag heißt es im Abschnitt „Sofortpro-
gramm" : 

1. Behandlung der Berlin-Zugverbindung analog 
der IC-Verbindung im Bundesgebiet .. . 

Das heißt: Vorrang für IC-Verkehr, kein D-Zug-Ver-
kehr. Weiter heißt es: 

2. Verzicht auf überlange Halte, 

z. B. in den Grenzbahnhöfen, 

3. Taktverkehr zwischen Berlin und Hannover 
(2stündig), 
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4. Taktverkehr zwischen Berlin und Hamburg 
(3stündig), 

5. Taktverkehr zwischen Berlin und Fr ankfurt 
(5stündig), 

6. Taktverkehr zwischen Berlin und München 
(6stündig). 

Nach dieser Vorstellung des Konzepts wi ll  ich auf 
die Schienenverbindung Hannover—Berlin sowie auf 
die öffentlich bekannten Argumentationsgegensätze 
eingehen. Frau Ministe rin Wilms hat in Berlin im Ok-
tober 1987 von einer Modernisierung der Strecken-
führung und einer Elektrifizierung der Strecke ge-
sprochen. Senator Scholz vom Berliner Senat hat laut 
„FAZ" vom 25. Juli dieses Jahres vor allem die Grund-
erneuerung der Strecke Helmstedt—Berlin gefordert. 
Laut „Hannoversche Allgemeine Zeitung" vom 
24. Juli wünscht Senator Scholz — und das ist eben 
ein Gegensatz — eine neue Trasse entweder über 
Magdeburg oder über Wolfsburg/Oebisfelde, auf der 
moderne Hochgeschwindigkeitszüge verkehren kön-
nen; gedacht ist an eine Reisegeschwindigkeit von 
250 km/h. 

Diese Geschwindigkeitsträume stehen im Gegen-
satz zu den Möglichkeiten und zum politischen Wol-
len der DDR. Die DDR hat bisher die Höchstgeschwin-
digkeit für den Schienenverkehr gesetzlich auf 
120 km/h begrenzt. Die DDR hat bisher nur die tech-
nischen und baulichen Möglichkeiten für eine Moder-
nisierung und Elektrifizierung von Strecken für ein 
Tempo bis zu 200 km/h. Die DDR hat bisher nicht das 
Know-how, Hochgeschwindigkeitstrassen und Hoch-
geschwindigkeitszüge selber zu bauen. Geht man da-
von aus, daß die DDR ein Interesse daran hat, Arbeits-
kräfte und das meiste Mate rial für die Modernisierung 
der Strecke von Hannover nach Berlin zu stellen, ist 
die Option für Tempo 250 oder Tempo 300 politisch 
bereits gestorben. Außerdem ist diese Option nur 
langfristig zu realisieren, und sie ist viel, viel teurer. 

Die Bundesregierung sollte vielmehr den Gedan-
ken der Zweckbindung der Devisenzahlungen für er-
brachte DDR-Leistungen im Rahmen des Schienen-
verkehrsausbaus politisch in die Verhandlungen mit 
einbringen. Es spricht viel für den Vorschlag aus dem 
Deutschen Ins titut für Wirtschaftsforschung, der vor-
sieht, daß die mehreren Milliarden DM der Bundesre-
publik für den Ausbau der Eisenbahnstrecken durch 
die DDR zweckgebunden für Investitionen in Ener-
giespartechnologien sowie für Entschwefelungs- und 
Entstickungsanlagen in DDR-Braunkohlekraftwer-
ken verwendet werden. Luftverschmutzungen sind 
international und grenzüberschreitend. Kosten lassen 
sich volkswirtschaftlich auch sparen, wenn man dem 
Nachbarstaat ökonomisch und politisch Hilfestellung 
anbietet. Schienenverkehr und Energieanlagenmo-
dernisierung miteinander zu kombinieren, das ist eine 
Vision für bessere Lebensverhältnisse in und um Ber-
lin und in der DDR. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort  hat der Abge-
ordnete Schulze. 

Schulze (Berlin) (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Deutsche Bundestag hat in 

seiner 253. Sitzung am 4. Dezember 1986 einstimmig 
auf Grund einer im innerdeutschen Ausschuß eben-
falls einstimmig verabschiedeten Beschlußempfeh-
lung den folgenden Beschluß gefaßt, den ich hier in 
Erinnerung rufen möchte. Ich zitiere: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, die Ge-
spräche mit der DDR über Verbesserungen des 
Eisenbahnverkehrs von und nach Ber lin fortzu-
führen und auf der Grundlage dieser Gespräche 
über ihre Vorstellungen alsbald dem Deutschen 
Bundestag zu berichten. Das Ziel solcher Bemü-
hungen sollte es sein, 

— Berlin mit einem Eisenbahnbetrieb nach dem 
Stand der Technik an das Netz der Deutschen 
Bundesbahn anzubinden und damit die 
Grundlage für einen modernen europäischen 
Eisenbahnschnellverkehr im internationalen 
West-Ost-Streckenverbund Pa ris—Köln—Han-
nover—Berlin—Warschau—Moskau zu schaffen 
und 

— schrittweise substantielle und wirtschaftlich 
vertretbare Verbesserungen im Personen- und 
Güterverkehr auf allen Eisenbahntransitstrek-
ken anzustreben. 

Diesem Antrag haben, Herr Kollege Sellin, alle zu-
gestimmt. 

(Sellin [GRÜNE]: Er ist unpräzise! Das ist das 
Problem!)  

— Alle einschließlich der GRÜNEN haben ihm im 
Deutschen Bundestag zugestimmt. 

(Sellin [GRÜNE]: Das ist richtig! — Zuruf von 
der FDP: Das hat er vergessen! — Sellin 
[GRÜNE]: Das habe ich nicht vergessen!) 

Der heute als Gegenstand der Beratungen vorlie-
gende Antrag widersp richt dem Beschluß vom De-
zember 1986, und er ist im übrigen auch nicht sehr 
hilfreich für die Gespräche, die gegenwärtig schon mit 
der DDR geführt werden; aber darauf will ich noch zu 
sprechen kommen. 

Was ich im Februar 1986 zu dem ursprünglichen 
Antrag der SPD-Fraktion vor diesem Hohen Hause 
gesagt habe, gilt hier in besonderem Maße. Der An-
trag weist eine Anzahl grundsätzlich wünschbarer 
Verbesserungen für den Eisenbahnverkehr zwischen 
dem Bundesgebiet und Berlin auf. Doch hilft das Wün-
schen allein nicht; es ist mit den realen Möglichkeiten 
und Notwendigkeiten kaum in Übereinstimmung zu 
bringen. 

Für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion möchte ich 
erklären, daß der vom Bundestag einstimmig gefaßte 
Beschluß vom 4. Dezember 1986 für uns uneinge-
schränkt bindend ist. Wir sehen keinen Grund, der 
eine Änderung erforderlich macht. Dieser Beschluß 
war und ist meines Wissens auch Grundlage für Ge-
spräche mit der DDR über die Verbesserung des 
Schienenverkehrs. 

(Sellin [GRÜNE]: Es ist kein Konzept enthal

-

ten!) 

— Ich komme darauf noch zu sprechen. 

Die in dem vorliegenden Antrag dargelegten 
Gründe für eine andere Konzeption zur Verwirkli- 
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chung eines dem technischen Standard der Deut-
schen Bundesbahn angepaßten Schienenverkehrs 
zwischen Berlin und dem übrigen Bundesgebiet ver-
mögen nicht zu überzeugen. Das in dem Antrag gefor-
derte Sofortprogramm wiederholt in mehreren Punk-
ten bereits eingeleitete Maßnahmen, z. B. kürzere 
Halte, der Einsatz moderner Wagenmodelle und 
schnellere Zugverbindungen. Alle diese Themen sind 
Gegenstand von Gesprächen und Verhandlungen auf 
verschiedenen Ebenen. 

Ich muß hinzufügen: Die Komplexität des Antrags 
der Fraktion DIE GRÜNEN ist wenig hilfreich und 
behindert eher die laufenden Gespräche, die mit der 
DDR zu einzelnen Fragen auf der Grundlage des Be-
schlusses des Deutschen Bundestages vom 4. Dezem-
ber 1986 geführt werden. 

Was die Forderung nach einer Verbilligung der 
Reisen nach Berlin angeht — das ist auch in Ihrem 
Antrag enthalten — , so ist zu sagen, daß diese Forde-
rung bereits überholt ist. Wer z. B. von Frankfurt am 
Main nach Frankfurt an der Oder reisen möchte, be-
kommt unter Vorlage des entsprechenden Bahnpas-
ses die gesamte Reise zum halben Preis. 

Im Rahmen der weiteren Verbesserung des Schie-
nenverkehrs zwischen Berlin und dem übrigen Bun-
desgebiet nimmt die Verwirklichung einer ICE-Ver-
bindung Hannover—Berlin eine vorrangige Stellung 
ein. Dies kommt in dem Beschluß vom Dezember auch 
eindeutig zum Ausdruck. Das hat verschiedene 
Gründe. Die Entwicklung einer modernen West-Ost-
Verbindung von Pa ris über Köln und Hannover nach 
Berlin und von dort  nach Warschau und weiter nach 
Moskau setzt voraus, daß Berlin an das im Bau befind-
liche Streckennetz des ICE-Systems angeschlossen 
wird. 

Ich kann nur sagen: Es wäre ein fataler Rückschlag 
für die Bemühungen der Bundesregierung und des 
Senats von Berlin, wenn man nicht von Anfang an 
Berlin in diese Entwicklung mit einbezöge, sondern 
wenn man später dem technischen und verkehrspoli-
tischen Fortschritt hinterherführe. Daher darf der Ber-
lin-Verkehr der Deutschen Bundesbahn von der 
Schnellbahnplanung nicht abgekoppelt werden. 

Aus innerdeutscher Sicht muß noch hinzugefügt 
werden, daß die Qualität für die Bahnreisen sowohl 
von und nach Berlin als auch innerhalb des übrigen 
Bundesgebiets gleich sein muß — da stimmen wir 
überein — , um die diesem Verkehrsmittel zustehende 
Bedeutung zu sichern. 

(Sellin [GRÜNE]: Was sagen Sie denn dazu, 
daß da dann kein Fahrgast mehr fährt?) 

Für einen attraktiven Anschluß von Ber lin bedeutet 
das, daß der ICE von vornherein berücksichtigt und 
mit eingeplant werden muß. 

Die Schnellverbindung — dazu gehört selbstver-
ständlich auch der Güterverkehr — hat nicht zuletzt 
auch eine wirtschaftliche Dimension, die nicht ver-
nachlässigt werden darf. Gerade für Berlin, das auch 
aus heutiger Sicht ein moderner Standort für verschie-
dene Wirtschaftszweige ist, ist der Anschluß an ein 
gesamteuropäisches West-Ost-Schienensystem auch 
wirtschaftlich von besonderem Gewicht. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Schulze, Sie gestatten eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Sellin? 

Schulze (Berlin) (CDU/CSU): Nein, ich gestatte die 
Zwischenfrage nicht, weil ich wenig Zeit habe. Ich 
bitte um Entschuldigung. 

Selbstverständlich dürfen dabei die übrigen Schie-
nenwege nicht vergessen werden. Auch da stimme 
ich mit Ihnen überein. Dies macht aber auch der Be-
schluß vom 4. Dezember 1986 ganz deutlich. Die 
CDU/CSU wird die Forderung nach gleichwertigen 
Zugverbindungen aus allen Himmelsrichtungen nach 
Berlin dabei nicht vergessen oder vernachlässigen. 

Aber bei all  dem muß man auch ein vernünftiges 
Augenmaß für das finanziell Machbare haben. Das, 
was Sie hier anregen, daß in fünf Jahren ein Pro-
gramm durchgeführt werden soll, ist, wie ich nur sa-
gen kann, utopisch. 

Der Besuch Erich Honeckers hat auch hier ein posi-
tives Zeichen gesetzt. Im gemeinsamen Kommuniqué 
vom 10. September 1987 haben Bundeskanzler Kohl 
und Erich Honecker erklärt, daß beide Seiten darin 
übereinstimmen, „zur weiteren Verbesserung der 
Verkehrsverbindungen einschließlich von und nach 
Berlin (West) Regelungen, Vereinbarungen zum ge-
genseitigen Nutzen, vor allem auf dem Gebiet des 
Eisenbahnverkehrs, anzustreben und Gespräche dar-
über mit dem Ziel deutlich kürzerer Reisezeiten" 
— daran ist uns gelegen — „und höherer Zugfrequen-
zen aufzunehmen" . Auch diese Verlautbarung macht 
deutlich, daß Taktverkehr und insgesamt häufige 
Zugverbindungen nicht erst jetzt Gesprächsthema 
sind. Insofern nichts Neues im vorliegenden Antrag. 

Die finanzielle Unterstützung für den Flugverkehr 
von und nach Berlin, von dem Sie ebenfalls reden, darf 
durch die Verbesserung des Eisenbahnverkehrs in 
keiner Weise leiden. Das gleiche gilt auch für die 
Transitwege nach Berlin. Deren Verbesserung und 
Ausbau darf ebenfalls nicht vernachlässigt werden. 
Berlin ist auf alle Verkehrswege angewiesen, soll der 
Kontakt zum übrigen Bundesgebiet erhalten bleiben 
und die Anbindung Berlins daran langfristig gesichert 
sein. 

Ich kann nur noch einmal sagen: Wir brauchen zur 
Erhaltung der Lebensfähigkeit der Stadt nicht nur 
enge Bindungen zum übrigen Bundesgebiet und zu 
den europäischen Nachbarländern, sondern auch 
gute und schnellere Verbindungen dahin. Daher ist 
der mit dem Beschluß vom 4. Dezember 1986 einge-
schlagene Weg die richtige Maßnahme, um die ver-
kehrsgerechte Eisenbahnanschließung mittelfristig 
und auch längerfristig zu erreichen und sicherzustel-
len. Aus heutiger Sicht, so möchte ich sagen, soll die 
Beratung einzelner Probleme und aktueller Verbesse-
rungen im Ausschuß erfolgen, der zu gegebener Zeit 
dem Plenum Ergebnisse vorlegen wird. Ich bin sicher, 
daß wir in dieser oder jener Frage zu einem Konsens 
kommen werden. Herr Kollege Sellin, Konsens ist 
ganz wichtig, gerade auch im Interesse Berlins. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
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Vizepräsident Cronenberg: Das Wort  hat der Abge-
ordnete Professor Heimann. 

Heimann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! In einem ganz wichtigen Punkt stimmen wir 
Sozialdemokraten mit der Fraktion der GRÜNEN 
überein. Es ist vollkommen richtig: „Die Eisenbahn ist 
die grundlegend umweltschonende Alternative zu 
Flugzeug und  Auto."  Das war ja auch der Grund, wes-
halb wir Sozialdemokraten vor zwei Jahren unseren 
Antrag über ein Konzept für den Schienenverkehr von 
und nach Berlin eingebracht haben, in dem wir gefor-
dert haben, daß end lich die Prioritäten beim Ausbau 
der Verkehrsverbindungen von der Straße auf die 
Bahn verlagert werden müssen. 

Diese Forderung ist in der Tat heute noch sehr viel 
aktueller als vor zwei Jahren. Nach wie vor hält die 
Zunahme des Transitverkehrs auf den Straßen weiter 
an, während der Anteil der Bahn am Transitverkehr 
immer noch abnimmt. Im neuesten Bericht des Bun-
desministers für innerdeutsche Beziehungen vom Ok-
tober 1987 heißt es: 

Trotz der erheblichen Zunahme des Transitver-
kehrs nach Inkrafttreten des Transitabkommens 
sind im Bereich der Eisenbahn Rückgänge zu ver-
zeichnen ... Mit der Eisenbahn fahren heute we-
niger Menschen nach Berlin als mit dem Flug-
zeug oder gar dem Omnibus. 

Man muß einmal den Vergleich sehen: Flugzeug und 
Omnibus. 

Auch im Güterverkehr mußte die Eisenbahn Ein-
bußen hinnehmen. Güter werden überwiegend 
im Binnenschiffsverkehr und zum großen Teil auf 
der Straße transportiert. 

Jeder, der häufiger die Transitautobahn benutzt, weiß 
ein Lied davon zu singen. Eigentlich günstige Tage in 
der Woche oder Stunden am Tag gibt es kaum noch. 
Von Jahr zu Jahr steigt die Dichte, wird es schwieriger 
und nervenaufreibender, die Autobahn zu benutzen. 
Wenn man bedenkt, daß der Motorisierungsgrad in 
der DDR noch lange nicht die bundesrepublikanische 
Spitze erreicht hat, ist der Tag wirklich absehbar, 
wann der Verkehr von und nach Berlin auf den Auto-
bahnen buchstäblich ins Stocken kommt. 

Nun wird mancher einwenden: Genau das ist heute 
schon eine treffende Zustandsbeschreibung für viele 
westdeutsche Ballungszentren und hauptbelastete 
Autobahnabschnitte. Dieser Einwand ist richtig, aber 
unvollständig. Neben der massiven Unbequemlich-
keit für den einzelnen Bürger und der steigenden 
Umweltbelastung kommt in bezug auf Ber lin (West) 
die außerordentliche politische Bedeutung hinzu, die 
die Verkehrsverbindungen in die Bundesrepublik ha-
ben. In Helmstedt hat der Ber liner erst einen Punkt 
erreicht, an dem der westdeutsche Bürger seine Reise 
anzutreten pflegt. Das wird so lange bleiben, solange 
die DDR als das natürliche Umland Berlins nicht wirk-
lich für den Bürger aus Berlin (West) offensteht. 

Was ich sagen will: Es ist allerhöchste Zeit, im Tran-
sitverkehr neben Straße und Luftweg die Eisenbahn 
als wirkliche Alternative auszubauen. Wirkliche Al-
ternative kann die Eisenbahn aber nur sein, wenn sie 
so bequem und schnell ist, daß sich der Bürger für sie 

und nicht ausschließlich für Straße und Luftweg ent-
scheidet. 

Deshalb ist es eine der wichtigsten Feststellungen 
im gemeinsamen Kommunique fiber den Besuch von 
Generalsekretär Erich Honecker in der Bundesrepu-
blik , daß „zur weiteren Verbesserung der Verkehrs-
verbindungen — einschließlich von und nach Berlin 
(West) — Regelungen und Vereinbarungen zum ge-
genseitigen Nutzen vor allem auf dem Gebiet des Ei-
senbahnverkehrs anzustreben" sind und daß „Ge-
spräche darüber mit dem Ziel deutlich kürzerer Reise-
zeiten und höherer Zugfrequenzen" aufgenommen 
werden sollen. Geld, das dafür ausgegeben wird, 
schafft außerdem einen ganz wichtigen deutschland-
politischen Nebeneffekt: Es verleiht den politischen 
und den Handelsbeziehungen zwischen den beiden 
deutschen Staaten Stabilität und einen auf Jahre fest 
einkalkulierbaren Spielraum. 

So weit, so einig. Es wäre gut, wenn alle Fraktionen 
in diesen Punkten wirklich übereinstimmten. Denn 
man hört, daß der Bundesminister der Finanzen, der 
jetzt die Grundentscheidungen zu fällen hat, zögert 
— ich sage einmal: zögert, die richtigen Entscheidun-
gen zu treffen. 

(Büchler [Hof] [SPD]: Hört! Hört!) 

Der Antrag der GRÜNEN ist daher eine gute Gele-
genheit für den Bundestag, dies an einer entscheiden-
den Stelle des Entscheidungsprozesses innerhalb der 
Bundesregierung noch einmal mit allem Nachdruck 
festzustellen. Wir sollten diese Chance alle gemein-
sam wirklich nutzen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

In der Sache selbst, Herr Sellin, kommt der Antrag 
der GRÜNEN zwei Jahre zu spät, finde ich. Wenn er 
besagen will , daß es neben der Strecke Berlin—Han-
nover noch andere wichtige Strecken von Berlin in das 
Bundesgebiet gibt, dann rennt er offene Türen ein und 
ist insoweit im Beschluß des Bundestages vom 4. De-
zember 1986 enthalten. 

(Büchler [Hof] [SPD]: Zum Beispiel über 
Hof!)  

Allerdings setzt der Beschluß vom 4. Dezember 1986 
— das wird der eigentliche Streitpunkt sein — eine 
deutliche Priorität zugunsten einer Schnellbahnver-
bindung Berlin—Hannover, die im Antrag der GRÜ-
NEN zugunsten eines Bündels gleichzei tiger und 
gleichgewich tiger Maßnahmen für mehrere Strecken 
aufgelöst wird. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, Sie 
gestatten eine Zwischenfrage des Abgeordneten Sel-
lin? 

Heimann (SPD): Bitte. 

Vizepräsident Cronenberg: Bitte schön. 

Sellin (GRÜNE): Im Prinzip ist es dieselbe Frage, die 
ich vorhin an den anderen Kollegen aus Berlin stellen 
wollte. Es gibt mehrere Studien, die nachweisen, daß 
sich die Fahrgastzahlen auf den Knotenpunkt Hanno-
ver verlagern werden. Wie wollen Sie erreichen, daß 
die anderen Strecken von der Nutzerzahl, von der 
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Fahrgastzahl her nicht so gering werden, daß sie be-
triebswirtschaftlich nicht mehr gehalten werden kön-
nen? 

Heimann (SPD): Ich werde mit dem, was ich gleich 
sage, darauf eine Antwort geben. Deshalb brauche ich 
nicht gesondert zu antworten. Wenn Sie finden, daß 
ich das nicht getan habe, dann können Sie das anmah-
nen. 

Ich meine, der Unterschied ist, daß Sie ein Bündel 
gleichzeitiger und gleichgewichtiger Maßnahmen für 
mehrere Strecken vorschlagen. Herr Sellin, jeder hat 
schon einmal die Erfahrung gemacht, daß, alles auf 
einmal erreichen zu wollen, meistens damit endet, daß 
man gar nichts erreicht. 

(Sellin [GRÜNE]: Es sind mehrere Stufen!) 

— Das weiß ich. Deshalb haben Sie wahrscheinlich 
eine Rechnung aufgemacht, die von einer Summe 
zwischen 750 Millionen DM und 1 Milliarde DM aus-
geht, während das Konzept der Bundesregierung von 
Ihnen mit 3 bis 4 Milliarden DM angesetzt wird. Nun 
weiß ich nicht — Herr Sellin, ganz ernsthaft —, wie 
diese Rechnung aufgehen soll. Aus der Begründung 
habe ich das nicht erkannt. Von Fachleuten habe ich 
immer gehört, daß allein die Elektrifizierung der 
Strecke fiber Magdeburg — einmal angenommen; 
das steht ja nicht fest — ungefähr die Summe kosten 
würde, die Sie für das gesamte Bündel Ihrer Maßnah-
men vorschlagen, also einschließlich all der anderen, 
etwa Ausbau der Strecke über Oebisfelde bis zu einer 
Geschwindigkeit von 200 km/h. 

Ich finde, auch in anderer Hinsicht ist Ihr Konzept 
nicht schlüssig. In der Begründung machen Sie verbal 
mächtig gegen das geplante westeuropäische Hoch-
geschwindigkeitsnetz Front. Nun will ich einmal un-
geprüft lassen, ob diese Auffassung richtig oder falsch 
ist. Aber ich finde, daß eines wirk lich gewiß ist: Wenn 
überhaupt irgendwo eine Schnellbahn einen Sinn 
macht, dann auf der Strecke Berlin—Hannover, weil 
Berlin (West) geographisch von den Ballungszentren 
in Westdeutschland und Westeuropa so fernab liegt, 
daß mindestens auf einer Strecke, nämlich der kürze-
sten, auf die schnellste Weise Anschluß an das west-
europäische Eisenbahnnetz gefunden werden muß, 
wenn die Eisenbahn für Berlin (West) überhaupt wie-
der interessant werden soll. Das scheint mir der ei-
gentliche Punkt zu sein und auch die eigentliche Ant-
wort auf Ihre Frage. Natürlich heißt das, daß damit der 
Knotenpunkt Hannover noch mehr belastet wird. 
Aber aus der Sicht Berlins kommt es darauf an , den 
Anschluß an das westeuropäische Netz zu finden. 
Sonst werden wir viele, viele einzelne Maßnahmen 
machen können, 

(Sellin [GRÜNE]: Was ist mit dem Anschluß 
an Bayern und Hessen?) 

aber wir werden nicht den eigentlichen Durchbruch 
erreichen. 

Nun haben Sie, Herr Sellin, etwas ganz Bedenkens-
wertes gesagt: Man kann natürlich die Rechnung 
nicht ohne den Wirt machen. Das finde auch ich, das 
ist richtig. Der Wirt heißt in diesem Fall auch DDR. 
Sicherlich hören wir, daß die DDR Schwierigkeiten 
mit unserer Konzeption einer Schnellbahn hat. Das 

wissen wir. Aber heißt das für uns, daß wir, weil die 
DDR Schwierigkeiten dieser Art formuliert und äu-
ßert, das Konzept in diesem Stadium der Verhandlun-
gen in Frage stellen, das — ich sage es noch einmal — 
den  entscheidenden Durchbruch bringen muß, näm-
lich den Anschluß an das westeuropäische Netz? Ich 
frage mich natürlich auch, ob die DDR, gerade wenn 
Hochtechnologie auf dieser Strecke gebaut wird und 
zur Anwendung kommt, davon nicht auch ihren Nut-
zen haben könnte, nämlich in ihrem Bestreben, An-
schluß an Hochtechnologie zu finden. 

Weil Sie, Herr Sellin, weil die GRÜNEN im Grunde 
wohl auch erkennen, daß zumindest auf einer Strecke 
der schnellstmögliche Anschluß an das westeuropäi-
sche Netz gefunden werden muß, schlagen Sie ja 
selbst den Kompromiß vor, indem Sie sagen: Oebis-
felde, 200 km/h; zwar keine Hochgeschwindigkeit, 
aber immerhin doch 200 km/h; aber Sie schlagen das 
leider erst für die zweite Stufe vor. 

Wenn ich Kritik an dem Antrag der GRÜNEN äu-
ßere, dann möchte ich sie noch einmal in einem 
Punkte zusammenfassen. 

Überall ein bißchen auszubauen, an einer Stelle 
auch ein bißchen mehr, wird dazu führen, an keiner 
Stelle einen wirk lichen Durchbruch zu erreichen. Das 
ist unsere Sorge. Der wirkliche Durchbruch ist erst 
erreicht, wenn die Eisenbahn im Berlin-Verkehr so 
attraktiv wird, daß quantitativ genug Bürger von der 
Straße und vom Luftverkehr auf die Eisenbahn um-
steigen. Nur eine solche Veränderung, die wirk lich 
quantitativ ins Gewicht fällt, ermöglicht vor allem 
auch den gewünschten Taktverkehr zwischen Berlin 
und Hannover, weil weder Bundes- noch Reichsbahn 
im Zweistundentakt leere Züge rollen lassen wer-
den. 

Deshalb ist meine Fraktion dafür, sich nicht irritie-
ren zu lassen, sondern, wie wir beschlossen haben, in 
der ersten Phase die klare Priorität zugunsten der 
Strecke Berlin—Hannover beizubehalten, sie weiter-
hin so zu setzen und diese Strecke als wirk liche 
Schnellbahn nach dem Stand der Technik auszu-
bauen, um dadurch, wie gesagt, das gesamte westeu-
ropäische Eisenbahnnetz für Berlin (West) zu erschlie-
ßen. 

Meine Antwort noch einmal auf Ihre Frage: Gelingt 
an dieser Stelle der Durchbruch — wir müssen doch 
erst einmal den Durchbruch zugunsten der Eisenbahn 
erreichen, auch im Verhalten der Bürger — und wird 
die Eisenbahn wenigstens an dieser Stelle wieder 
attraktiv, dann wird das auch posi tive Auswirkungen 
auf die anderen Strecken haben. 

(Sellin [GRÜNE]: Das ist nicht die Folge!) 

— Doch, weil man die dann politisch nicht weiter links 
liegen lassen kann, wenn überhaupt die Attraktivität 
der Eisenbahn an einer Stelle erst einmal wieder 
nachgewiesen ist. 

Ein letztes wichtiges Argument fehlt noch. Die Tei-
lung Deutschlands hat zur Folge, daß beide deutschen 
Staaten ihre größte Ausdehnung in Nord-Süd-Rich-
tung haben, daß die ehemals vorherrschenden West-
Ost-Verkehrsströme heute jeweils in Nord-Süd-Rich-
tung verlaufen. Bleibt es bei diesen beiden parallelen 
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Nord-Süd-Verkehrsströmen, dann hat Berlin (West) 
darin überhaupt keine Funktion mehr, allenfalls noch 
Berlin (Ost) im internen Verkehr der DDR. 

Was allgemein politisch gilt, gilt verkehrspolitisch 
im besonderen: Eine europäische Rolle wird Berlin 
(West) nur dann gewinnen können, wenn die alte 
europäische West-Ost-Achse von Paris über Ber lin 
nach Moskau wiederhergestellt wird. Das kommt 
nicht von selbst, sondern muß politisch gewollt sein. 

Das Europäische Parlament hat dazu Beschlüsse ge-
faßt. In seiner Entschließung über ein „europäisches 
Netz für Hochgeschwindigkeitszüge" ist der west- 
und mitteleuropäische Teil bis Berlin vorgesehen. Der 
Bundestag sollte, wenn es um Berlin geht, nicht weni-
ger europäisch denken als das Europäische Parla-
ment. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort  hat der Abge-
ordnete Lüder. 

Lüder (FDP): Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Heute vor einem Jahr, auf den 
Tag genau am 12. November letzten Jahres, hat der 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen die Be-
schlußempfehlung an den Deutschen Bundestag ver-
abschiedet, auf die der Kollege Schulze schon einge-
gangen war. Diese Beschlußempfehlung, die kon-
krete Aussagen und Forderungen zur Verbesserung 
des Eisenbahnverkehrs von und nach Berlin enthielt, 
hat noch heute Gültigkeit. Wir — d. h. unsere Vorgän-
ger — sind ja dieser Beschlußempfehlung im Plenum 
auch gefolgt. Nicht erst seit diesem Zeitpunkt, seit 
dieser Beschlußfassung aber verstärkt, ist die Bundes-
regierung gefordert, konkrete Verbesserungen für 
den Eisenbahnverkehr von und nach Ber lin durchzu-
führen. 

Der Eisenbahnverkehr ist in den letzten Jahren zu-
nehmend zum Stiefkind des Berlin-Verkehrs gewor-
den. Die Klagen darüber, insbesondere aus Ber lin, 
sind bekannt. Reisequalität, technischer Standard des 
Wagenparks, Zugfolge, Service — eigentlich alles, 
was den Unterschied zwischen Transpo rt  und Reisen 
ausmacht, bleibt weit hinter dem St andard der Deut-
schen Bundesbahn zurück. Uns kann es kein Trost 
sein, daß es in der DDR zum Teil noch schlechter aus-
sieht. 

Insoweit bietet uns der heute gestellte Antrag der 
Fraktion der GRÜNEN Gelegenheit und Ansatzpunkt, 
die von allen Fraktionen erhobene Forderung nach 
Verbesserung der Eisenbahnverbindungen und nach 
Anhebung des Standards des Schienenverkehrs er-
neut zu unterstreichen. Der Antrag bietet auch Gele-
genheit, über die Zielsetzung des Bundestages vom 
letzten Jahr hinausgehend die Aufforderung und die 
Bitte an den Verkehrsminister und an  die Deutsche 
Bundesbahn auszusprechen, nicht auf das Ergebnis 
von möglicherweise langwierigen Verhandlungen 
zwischen Ost und West zu warten, bis erste spürbare 
Verbesserungen eingeführt werden. 

(Sellin [GRÜNE]: Ein Hochgeschwindig

-

keitszug dauert ca. zehn Jahre!) 

— Ich sage ja: Wir können mit Verbesserungen anfan-
gen. Wir müssen nicht warten, bis die Verhandlungen 
abgeschlossen sind. 

Wir dürfen über das große Ziel die kleinen Schmer-
zen der Realität nicht übersehen. Ich habe z. B. nach 
wie vor kein Verständnis dafür, warum die Deutsche 
Bundesbahn nicht unabhängig von Lauf und Ergebnis 
der Verkehrsverhandlungen wenigstens an die Ta-
gesverbindungen von Berlin nach Frankfu rt  oder von 
Berlin nach München einen Speisewagen anhängt. Es 
muß sich doch niemand wundern, daß es immer weni-
ger Fahrgäste gibt, die die Strapaze einer siebenstün-
digen Reise von Berlin nach Frankfu rt  oder einer fast 
zehnstündigen Reise von Berlin nach München auf 
sich nehmen, wenn noch nicht einmal ein Speisewa-
gen mitgeführt wird. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich habe auch kein Verständnis dafür, wenn Eisen-
bahndirektionen bei uns im Westen schlampen und, 
wie ich an einigen Bahnhöfen hier und in unserer 
Umgebung feststellen mußte, noch nicht einmal prä-
zise Fahrplanauskünfte für den Berlin-Verkehr ge-
ben. Was nützt es, wenn wir im Deutschen Bundestag 
die Forderung nach einem modernen europäischen 
Eisenbahnschnellverkehr im internationalen West-
Ost-Streckenverbund von Pa ris über Köln, Hannover, 
Berlin und Warschau nach Moskau fordern, wenn z. B. 
auf dem Kölner Bahnhof beim Zug nach Warschau 
über Berlin der Bahnhof Zoo verschwiegen wird? Der 
Ost-Berliner Bahnhof zumindest wird in Köln er-
wähnt. Für den gleichen Zug werden in Düsseldorf 
zwar die Bahnhöfe von Berlin (West) erwähnt, aber 
nicht der Stopp in Berlin-Friedrichstraße. Im Duisbur-
ger Bahnhof wird völlig verschwiegen, daß man in 
Berlin (West) aussteigen kann; da wird nur Berlin

-

Friedrichstraße erwähnt. Dies halte ich für eine solche 
Schlamperei, daß ich meine, der Antrag bietet Gele-
genheit, das auch hier öffentlich anzuprangern. Hier 
ist der Verkehrsminister gefordert, mit notwendiger 
Härte und Konsequenz gegen jede Schlamperei bei 
der Information über Berlin vorzugehen. 

(Beifall bei der FDP) 

Oder ein anderes. Für uns alle ist es wohl selbstver-
ständlich geworden, daß auch Rollstuhlfahrer mit der 
Eisenbahn fahren können müssen. Man kann ja auch 
als Behinderter mit seinem Rollstuhl von und nach 
Berlin verreisen. Aber welch menschenverachtender 
Zynismus hat eigentlich die Praktiker des Bahnver-
kehrs daran gehindert, darüber nachzudenken, wie 
menschenwürdiges Reisen für behinderte Mitbürger 
möglich wird? Wer kann eigentlich schweigen, wenn 
in Zügen von und nach Berlin Behinderte mit ihrem 
Rollstuhl — deutlicher: in ihrem Rollstuhl — im Ge-
päckwagen verstaut werden, der im Winter noch nicht 
einmal beheizbar ist? 

(Sellin [GRÜNE]: Das ist ein Skandal!) 

Es sind die kleinen Dinge, die die große Verärgerung 
auslösen. 

Auf diese kleinen Dinge geht der Antrag der GRÜ-
NEN nach meiner Auffassung nicht hinreichend ein. 
Aber er hat zwei große Fehler. 
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Erstens. Hinter dem plankativen Vorhang mit dem 
Ja zur Eisenbahn — zu dem wir uns alle bekennen 
können — steht allzu deutlich das Nein zu anderen 
Verkehrsmitteln. 

(Sellin [GRÜNE]: Vorrang für die Eisenbahn! 
Gegen den Pkw, allerdings!) 

Dabei will ich gar nicht vertiefen, daß die antragstel-
lende Fraktion den Reisebusverkehr mit Schweigen 
übergeht. Ich weise nur darauf hin, daß gerade im 
Berlin-Verkehr der Reisebus das für die vielen älteren 
Mitbürger wich tigste Verkehrsmittel ist, um ohne viel 
Strapazen zugleich schnell und preiswert den Ur-
laubsort im Harz und anderswo zu erreichen. Ber lin-
Politik und Verkehrspolitik erfordern eben auch die 
Rücksichtnahme auf das Alter und die Anerkennung 
der Reisebedürfnisse auch unserer Rentner. 

(Abg. Sellin [GRÜNE] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Entschuldigung, ich habe zu knappe Zeit. 

Ich halte es für Berlin-politisch verkehrt und ver-
kehrspolitisch für falsch, daß der Antrag der Fraktion 
der GRÜNEN sowohl dem Individualverkehr als auch 
dem Flugverkehr eine Absage erteilt. 

Meine Damen und Herren, Ber lin braucht die 
schnellen Verbindungen mit den Flugzeug. Wir soll-
ten stolz darauf sein, daß es Berlin gelungen ist, die 
Zahl der Flugverbindungen von der Stadt ins In- und 
Ausland stetig zu erhöhen. 

(Sellin [GRÜNE]: Luftverschmutzung!) 

Der Standortnachteil der Stadt und die Randlage 
zum westlichen Europa können als lebensnotwendige 
politische Vorteile nur dann genutzt werden, wenn 
mit schnellen und leichten Verbindungen in häufiger 
Frequenz diese Stadt von Ost und West, von Nord und 
Süd schneller und besser erreicht werden kann als so 
manche andere Metropole Europas. Von diesem Ziel 
lassen wir uns übrigens auch nicht durch den man-
gelnden Komfort mancher alliierter Fluggesellschaft 
abbringen. 

Meine Damen und Herren, auch der Individualver-
kehr mit dem Auto bleibt notwendig. Wir sollten kei-
nen verkehrspolitischen Ideologienstreit auf dem 
Rücken Berlins austragen. 

(Sellin [GRÜNE]: Drehen sie doch die Prio ri

-

täten um! Dann sind wir doch schon zufrie

-

den!)  

Der zweite Fehler des Antrages: Er befaßt sich nur 
und ausschließlich, von einem kurzen Absatz abgese-
hen, mit dem Personenverkehr. Für die Wirtschafts-
kraft Berlins, für die wirtschaftliche Einbindung der 
Industriemetropole in das Wirtschaftssystem des Bun-
des und der Europäischen Gemeinschaft ebenso wie 
für die Versorgung der Stadt erfordert der Güterver-
kehr besondere Aufmerksamkeit. 

(Sellin [GRÜNE]: Wir sind für Huckepack

-

verkehr!) 

Die Probleme des Güterverkehrs kann man nicht ein

-

fach mit dem Hinweis auf die Schiene abtun. Wasser

-

weg und Luftstraße, Autobahn und Schienenstrang 
sind hierfür gleichermaßen wich tig. 

(Sellin [GRÜNE]: Es geht um die vernachläs

-

sigten Teile des Verkehrs!) 

Wir Freien Demokraten nehmen diesen Antrag des-
wegen zum Anlaß, auf die Bedeutung des Eisenbahn-
verkehrs hinzuweisen, die Forderung des Bundesta-
ges vom vorigen Jahr zum Eisenbahnverkehr von und 
nach Berlin zu unterstreichen und an die Verantwort-
lichen für die Bahn zu appellieren, mehr Berlin-Enga-
gement in der täglichen Praxis zu zeigen. 

(Beifall bei der FDP — Sellin [GRÜNE]: Das 
müssen Sie mal Ihrem Finanzminister erklä

-

ren!) 

Meine Damen und Herren, dem vorgelegten Antrag 
können wir in dieser Form, wie er bisher vorliegt, 
jedenfalls nicht zustimmen, da er falsche Alternativen 
aufbaut und der Berlin-politischen Bedeutung des 
Themas nach unserer Auffassung nicht gerecht 
wird. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine Damen und Her-
ren, interfraktionell ist abweichend vom Überwei-
sungsvorschlag des Ältestenrates vereinbart worden, 
den Antrag federführend zur Beratung an den Aus-
schuß für innerdeutsche Beziehungen zu überweisen. 
Der Ausschuß für Verkehr, der Finanzausschuß und 
der Haushaltsausschuß sollen mitberatend beteiligt 
werden. — Widerspruch erhebt sich nicht. Somit ist 
dies beschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich wäre Ihnen dankbar, 
wenn Sie noch ein paar Minuten Geduld hätten. Wir 
müssen noch einige Abstimmungen durchführen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 5 und die Zusatz-
tagesordnungspunkte 3 und 4 auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
4. November 1985 zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Schweizerischen Eid-
genossenschaft über den Verzicht auf die Be-
glaubigung und über den Austausch von Per-
sonenstandsurkunden/Zivilstandsurkunden 
sowie über die Beschaffung von Ehefähigkeits-
zeugnissen 
—Drucksache 11/354 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Innen-
ausschusses (4. Ausschuß) 
—Drucksache 11/980 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Nöbel 
Frau Dr. Vollmer 
Dr. Hüsch 
Dr. Hirsch 

(Erste Beratung 20. Sitzung) 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Zusatzabkommen 
vom 2. Oktober 1986 zum Abkommen vom 
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7. Januar 1976 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Vereinigten Staaten von 
Amerika über Soziale Sicherheit und zu der 
Zusatzvereinbarung vom 2. Oktober 1986 zur 
Vereinbarung vom 21. Juni 1978 zur Durch-
führung des Abkommens 

—Drucksache 11/588 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) 

—Drucksache 11/1150 — 

Berichterstatter: Abgeordnete Frau Unruh 

(Erste Beratung 30. Sitzung) 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
14. November 1985 zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und Kanada über Soziale 
Sicherheit und der Vereinbarung zur Durch-
führung des Abkommens sowie zu der Verein-
barung vom 14. Mai 1987 zwischen der Regie-
rung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung von Quebec über Soziale Sicher-
heit und der Durchführungsvereinbarung 
hierzu 

—Drucksache 11/1001 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) 

—Drucksache 11/1149 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter von der Wiesche 

(Erste Beratung 36. Sitzung) 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar zunächst 
über den Gesetzentwurf zu dem Vertrag mit der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft. 

Ich rufe den Gesetzentwurf mit seinen Artikeln 1 bis 
3, Einleitung und Überschrift auf. Wer dem Gesetzent-
wurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte ich, 
sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — 

(Frau Weyel [SPD]: Ich habe nichts darüber! 
Tut mir leid!) 

— Es ist, glaube ich, mit Verlaub gesagt, unproblema-
tisch. Ich gehe einmal davon aus, daß Sie sich enthal-
ten. — Somit ist das Gesetz angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzent-
wurf zu dem internationalen Übereinkommen mit den 
Vereinigten Staaten von Amerika über Soziale Sicher-
heit. 

Ich rufe das Gesetz mit seinen Artikeln 1 bis 3, Ein-
leitung und Überschrift auf. Wer dem Gesetz als Gan-
zem zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu erhe-
ben. — Wer stimmt dagegen? — Wer enthält sich? — 
Somit ist das Gesetz angenommen. 

Wir stimmen jetzt über den Gesetzentwurf zu dem 
internationalen Übereinkommen mit Kanada und der 
Regierung von Quebec über Soziale Sicherheit ab. 

Ich rufe das Gesetz mit seinen Artikeln 1 bis 4, Ein-
leitung und Überschrift auf. Wer dem Gesetz als Gan-
zem zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu erhe-
ben. — Wer stimmt dagegen? — Wer enthält sich? — 
Damit ist das Gesetz angenommen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 6 bis 8 und den 
Zusatztagesordnungspunkt 5 auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Vertrag vom 20. Oktober 1986 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem König-
reich Nepal über die Förderung und den ge-
genseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

—Drucksache 11/998 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Wi rtschaft (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Ausschuß für wirtschaft liche Zusammenarbeit 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Vertrag vom 23. März 1987 zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Republik Bo-
livien über die Förderung und den gegenseiti-
gen Schutz von Kapitalanlagen 

—Drucksache 11/999 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Ausschuß für wirtschaft liche Zusammenarbeit 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem 
Vertrag vom 4. Mai 1987 zwischen der Bundes-
repub lik Deutschland und der Republik Östlich 
des Uruguay über die Förderung und den ge-
genseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

—Drucksache 11/1002 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Wi rtschaft (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 
Ausschuß für wirtschaft liche Zusammenarbeit 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP eingebrachten Entwurfs ei-
nes Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur 
Errichtung einer Stiftung „Mutter und Kind  — 
Schutz  des ungeborenen Lebens" 

—Drucksache 11/1136 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Jugend, Familie Frauen und 
Gesundheit (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Eine Aussprache ist auch hier nicht vorgesehen. 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, die Gesetzent-
würfe an  die in der gedruckten Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse zu überweisen. — Andere Vor-
schläge werden nicht gemacht. So ist die Überwei-
sung beschlossen. 
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Ich rufe Tagesordnungspunkt 9 auf: 
Beratung der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses für Wahlprüfung, Immunität und Ge-
schäftsordnung (1. Ausschuß) 
Aufhebung der Immunität eines Mitgliedes 
des Deutschen Bundestages 
—Drucksache 11/1117 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Wernitz 
Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Wer stimmt der Beschlußempfehlung des Ausschus-
ses zu? — Enthaltungen? — Gegenstimmen? — Die 
Beschlußempfehlung ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 10 auf: 

Beratung der Sammelübersicht 29 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
—Drucksache 11/1084 — 

Eine Aussprache ist auch hier nicht vorgesehen. 

Wer stimmt der Beschlußempfehlung des Pe titions-
ausschusses zu? — Wer enthält sich? — Bei einigen 
Enthaltungen ist die Beschlußempfehlung angenom-
men. 

Somit sind wir am Ende unserer Tagesordnung vor 
der Mittagspause. 

Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, daß die 
Fragestunde voraussichtlich nur 45 Minuten dauert. 
Somit wird der Tagesordnungspunkt 4 schon gegen 
14.45 Uhr, also eine Viertelstunde eher, als ursprüng-
lich vorgesehen, aufgerufen. Ich wäre den Geschäfts-
führern dankbar, wenn sie dafür Sorge trügen, daß die 
entsprechenden Redner bzw. Rednerinnen dann hier 
sein werden. 

Wir treten in die Mittagspause ein. Die Sitzung wird 
um 14 Uhr mit der Fragestunde fortgesetzt. Ich danke 
Ihnen für Ihre Geduld. 

(Unterbrechung von 13.15 bis 14.00 Uhr) 

Vizepräsident Frau Renger: Wir fahren in den Bera-
tungen fort . 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
—Drucksache 11/1109 — 

Wir haben nur noch den Geschäftsbereich des Bun-
desministers des Auswärtigen zu erledigen. Herr 
Staatsminister Schäfer steht zur Beantwortung der 
Fragen zur Verfügung. 

Die Fragen 49 und 50 der Abgeordneten Frau 
Schoppe sowie die Fragen 51 und 52 der Abgeordne-
ten Frau Kelly werden auf Wunsch der Fragestellerin-
nen schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe Frage 53 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Mechtersheimer auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Fraktion DIE 
GRÜNEN, daß durch die Operationen der Kriegsmarinen von 
WEU-Ländern im Persischen Golf und im Mittelmeer die West-
Ost-Abschreckung um eine Nord-Süd-Dimension erweitert 
wird? 

Bitte sehr, Herr Staatsminister. 

Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen Amt: Herr 
Kollege, ich beantworte Ihre Frage mit Nein. Fünf Mit-
gliedstaaten der WEU haben zum Schutz der unter 
ihrer Flagge fahrenden Handelsschiffe und zur Räu-
mung von Minen Schiffe in den Persischen Golf ent-
sandt. Sie leisten damit einen Beitag zur Sicherung 
der freien Schiffahrt in internationalen Gewässern. 
Es handelt sich um na tionale Maßnahmen der jewei-
ligen Länder. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter, bitte. 

Dr. Mechtersheimer (GRÜNE): Ist der Bundesregie-
rung bewußt, daß damit eine neue Qualität ihrer bis-
herigen militärischen Sicherheitspolitik erreicht 
wird? 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, wir sehen 
und beurteilen diese Maßnahmen nicht so, wie Sie sie 
eben qualifiziert haben. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter. 

Dr. Mechtersheimer (GRÜNE): Wie beurteilt die 
Bundesregierung den Vorschlag, im WEU-Rahmen 
ein Europa-Korps als schnelle Eingreiftruppe für Ope-
rationen außerhalb der NATO-Zuständigkeiten zu 
schaffen? 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege Mechtershei-
mer, diese Frage geht sicher etwas über das hinaus — 
wenn ich so sagen darf — , was Sie in Ihrer eingereich-
ten Frage angesprochen haben. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich muß das bestätigen, 
Herr Staatsminister. 

Schäfer, Staatsminister: Ich muß Ihnen sagen: Dazu 
hätten Sie vielleicht eine eigene Frage einbringen sol-
len. 
Zu diesen Plänen — wer immer sie gemacht hat — 

kann ich nur sagen: Dazu gibt es ja überhaupt noch 
keine Entscheidungen. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 54 
des Herrn Abgeordneten Dr. Mechtersheimer auf: 

Trifft es zu, daß die Zustimmung der Bundesregierung zur 
„Plattform : Europäische Sicherheitsinteressen" des WEU-Mini-
sterrats vom 26./27. Oktober 1987 unter Ausschluß jedweder 
parlamentarischen Mitwirkung erfolgt ist? 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, es handelt 
sich um eine Darstellung der Sicherheitspolitik der 
Bundesregierung und ihrer der WEU angehörenden 
Partner. Diese bringen ihre Übereinstimmenden Auf-
fassungen über die sicherheitspolitische Lage in Eu-
ropa und die daraus abzuleitenden Folgerungen zum 
Ausdruck auf der Grundlage der im Atlantischen 
Bündnis 1967 festgelegten Harmel-Konzeption unter 
Berücksichtigung zwischenzeitlich eingetretener Ent-
wicklungen. 
Der Inhalt der Plattform entspricht voll den sicher-

heitspolitischen Leitlinien der Regierungserklärun-
gen vom 18. März, 7. Mai und 5. Juni 1987, die alle 
Gegenstand ausführlicher Beratungen im Parlament 
waren. 
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Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Mechtersheimer. 

Dr. Mechtersheimer (GRÜNE): Halten Sie es nicht 
grundsätzlich für richtig, derartige, doch auch von der 
Bundesregierung und den anderen beteiligten Regie-
rungen als wichtig eingeschätzte Dokumente einem 
parlamentarischen Beratungsprozeß zu überlassen, so 
wie das auf nationaler Ebene ja auch geschieht, ob-
wohl da vorher auch jeweils Entscheidungen vorla-
gen? 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, ich habe Ih-
nen gerade gesagt, daß das, was als Plattform im Rah-
men des WEU-Ministerrats beschlossen worden ist, 
bereits Gegenstand von Diskussionen im Deutschen 
Bundestag im Zusammenhang mit Ankündigungen 
der Bundesregierung war. Einer Diskussion dieser 
Plattform in den Ausschüssen steht nichts entgegen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter. 

Dr. Mechtersheimer (GRÜNE): Könnten Sie sich 
vorstellen, daß künftig ein solches Dokument in einer 
vorläufigen Fassung grundsätzlich der Beratenden 
Versammlung der Westeuropäischen Union zur Ver-
fügung gestellt, d. h. dort  eingebracht wird? 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege Mechtershei-
mer, ich gehe doch recht in der Annahme, daß Sie als 
WEU-Parlamentarier auch die Möglichkeit haben, in 
diesem Sinne auf den Ministerrat einzuwirken, daß 
das in Zukunft möglicherweise anders gemacht wird? 
Aber ich kann für die Bundesregierung schlecht Anre-
gungen übernehmen, die Sie hier machen, aber im 
Rahmen Ihrer Tätigkeit als WEU-Parlamentarier ei-
gentlich besser anbringen könnten. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Dr. Klejdzinski, Sie haben eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatsminister, Sie ha-
ben vorhin die Plattform angesprochen. Kann ich da-
von ausgehen, daß Sie dies uneingeschränkt teilen, 
wenn es dort  in Ziffer 3 auf Seite 2 heißt: „Bisher ha-
ben wir noch kein Nachlassen in den von der Sowjet-
union seit vielen Jahren unternommenen Rüstungsan-
strengungen feststellen können?" Stimmt diese Fest-
stellung mit den Aussagen des Außenministers über-
ein, oder ist das Meinung der Bundesregierung allge-
mein? 

Schäfer, Staatsminister: Ich habe dieses Zitat jetzt 
nicht im Zusammenhang zur Verfügung. Aber, Herr 
Kollege, Sie können sicher sein, daß sich solche Au-
ßerungen vor allem auf den Bereich der konventionel-

len Bewaffnung, möglicherweise auch der nuklearen 
Bewaffnung bezieht. Selbstverständlich — das kann 
ich Ihnen nur bestätigen — gibt es durch das vorgese-
hene INF-Abkommen eine erhebliche Verminderung 
von Mittelstreckenwaffen. Aber in allen anderen Be-
reichen stehen Reduzierungen noch aus. Insofern 
glaube ich nicht, daß Sie diesen Text hier besonders 
kritisch beurteilen sollten. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Soell. 

Dr. Soell (SPD): Herr Staatsminister, kann ich Ihren 
Äußerungen entnehmen, daß Sie bereit sind, auch 
innerhalb des Auswärtigen Amts und innerhalb der 
Beratungen des Ministerrates darauf hinzuwirken, 
daß nicht nur die nationalen Parlamente, sondern 
auch die Parlamentarische Versammlung der Westeu-
ropäischen Union frühzeitig, auch schon im Vorfeld 
der Beratungen, Gelegenheit bekommen, über Ent-
würfe zu diskutieren, die sich mit der Sicherheits- und 
Abrüstungspolitik der Westeuropäischen Union be-
schäftigen? 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, ich habe ge-
stern bei dem Mittagessen, das wir gemeinsam hatten, 
bei dem ich meine Bereitschaft bekundet habe, mich 
halbjährlich mit den Parlamentariern der Westeuro-
päischen Union zu treffen, um bevorstehende Mini-
sterratssitzungen mit ihnen zu diskutieren, angekün-
digt, daß wir dieses Instrumentarium der Beratung 
und der gegenseitigen Information ausbauen sollten. 
Sie können sicher sein, daß ich entschlossen bin, in 
diesem Sinne weiterhin tätig zu werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. 
Ich rufe die Frage 55 des Herrn Abgeordneten 

Dr. Lippelt (Hannover) auf: 
Wie ist der Verzicht der Bundesregierung auf Atomwaffen in 

Übereinstimmung zu bringen mit ihrem ausdrücklichen Be-
kenntnis zur „nuklearen Komponente" im WEU-Abschrek-
kungskonzept in der „Plattform : Europäische Sicherheitsinter-
essen" (v. a. II 2 und II 4) vom 26./27. Oktober 1987? 

Bitte schön, Herr Staatsminister. 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, die in der 
Plattform für europäische Sicherheitsinteressen in II 
Abschnitt 2 getroffene Aussage: „Unter den gegen-
wärtigen Umständen gibt es keine Alternative zur 
westlichen Strategie der Kriegsverhütung; die Strate-
gie der Abschreckung und Verteidigung muß, um 
glaubwürdig und wirksam zu bleiben, weiterhin auf 
einer geeigneten Zusammensetzung angemessener 
nuklearer und konventioneller Streitkräfte beruhen", 
entspricht der S trategie des Nordatlantischen Bünd-
nisses. Diese ist seit Jahrzehnten Teil der Sicherheits-
politik der Bundesrepublik. Ein Widerspruch gegen-
über dem von der Bundesrepublik Deutschland ver-
traglich eingegangenen Verzicht auf Atomwaffen be-
steht daher nicht. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Lippelt. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE):: Herr Staatsmini-
ster, wäre es nicht angebracht, in einem Moment, wo 
die WEU aus Gründen, über die wir hier nicht zu dis-
kutieren brauchen, gewissermaßen wiederbelebt 
wird, zur nuklearen Komponente, wie es hier heißt, 
eine etwas andere Doktrin, die derzeit angemessener 
wäre, zu finden, als hier einen Eindruck zu erwecken, 
der vielleicht zu Mißverständnissen Anlaß gibt? 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, auch das ha-
ben wir gestern sehr ausführlich diskutiert. Ich darf 
wiederholen, daß selbstverständlich strategische 
Überlegungen auf Grund von Abrüstungsmaßnah-
men immer angebracht sind und immer wieder von 
neuem Platz greifen müssen. Ich bin der festen Über- 
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zeugung, daß im Verlauf der kommenden Jahre die 
Diskussionen über mögliche neue S trategien im Zu-
sammenhang mit möglichen Abrüstungsmaßnahmen 
intensiv geführt werden müssen. Im Augenblick se-
hen wir aber zu der bestehenden Strategie noch keine 
ausreichende Alternative. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Herr Staatsmini-
ster, würden Sie dann, um dort Mißverständnissen 
vorzubeugen, unserer Forderung, einen Verzicht auf 
nukleare Bewaffnung auch ins Grundgesetz aufzu-
nehmen, zustimmen? 

Schäfer, Staatsminister: Wir haben, Herr Kollege, 
unseren Verzicht nicht nur auf den Besitz, sondern 
auch auf die Herstellung, die Produktion von A-, B-
und C-Waffen deutlich gemacht. Weder irgendeine 
Fraktion hier im Hause noch die Bundesregierung 
würden einer Veränderung dieses Grundsatzes zu-
stimmen. Insofern halte ich eine Aufnahme ins Grund-
gesetz nicht für notwendig. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Dr. Soell. 

Dr. Soell (SPD): Herr Staatsminister, hat die Bundes-
regierung mit ihrem ausdrücklichen Bekenntnis zur 
nuklearen Komponente — insoweit greife ich das Zitat 
in der Frage des Kollegen Lippelt auf — nicht auch 
verhindert, daß bei weiteren Ost-West-Verhandlun-
gen über die Kurzstreckenwaffen im Reichweiten

-

band unter 500 km tatsächlich Fortschritte erzielt wer-
den können? Ist insoweit dieses Bekenntnis zur nu-
klearen Komponente nicht ein Hindernis für den Er-
folg solcher Verhandlungen? 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, aus Ihrer 
langjährigen Tätigkeit mit französischen und briti-
schen Parlamentariern ist Ihnen bewußt, daß wir, 
selbst wenn die Bundesregierung der Meinung wäre, 
wir könnten diese vorhandenen nuklearen Waffen bei 
diesen unseren Verbündeten in Zweifel ziehen oder 
zur Diskussion stellen, keine Chance hätten, daß wir 
zu einer gemeinsamen Lösung kämen. 
Die Bundesregierung aber ist ja auch nicht der Auf-

fassung, daß diese Waffen zur Diskussion gestellt wer-
den sollten, sondern vertritt im westlichen Bündnis 
nachhaltig die Meinung, daß auch sowjetische und 
amerikanische Nuklearwaffen mit einer Reichweite 
unter 500 km in irgendeinem Gremium und möglichst 
parallel zu Verhandlungen, die in Wien im kommen-
den Jahr zur konventionellen Abrüstung beginnen 
werden, im Interesse unserer besonderen deutschen 
Situation behandelt werden müssen. Das ist wieder-
holt zum Ausdruck gekommen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Dr. Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatsminister, was ver-
anlaßt die Bundesregierung, diesen Satz, so wie er in 
dieser Erklärung steht, zu übernehmen oder ohne An-
merkungen zu vertreten: 

Die Überlegenheit des Warschauer Paktes im 
konventionellen Bereich und seine Fähigkeit zu 
Überraschungsangriffen und raumgreifenden 
Offensiven sind in diesem Zusammenhang 

— also, was die Sicherheit Europas anbetrifft — 

ein Anlaß zu besonderer Sorge. 

Schäfer, Staatsminister: Ich glaube, daß es Ihnen als 
Verteidigungspolitiker bekannt sein dürfte, Herr Kol-
lege, daß es nach wie vor eine Überlegenheit des War-
schauer Paktes gibt, die uns Sorge bereitet. Über diese 
Überlegenheit wollen wir ja auch in den Verhandlun-
gen der nächsten Jahre sprechen und einen Abbau 
herbeiführen, der natürlich beide Seiten betreffen 
wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Gibt es noch ein Be-
dürfnis nach Zusatzfragen? — Das ist nicht der Fa ll . 
Ich rufe die Frage 56 des Herrn Abgeordneten 

Dr. Lippelt (Hannover) auf: 
Mit welchen Daten ist auf der WEU-Ministerratstagung vom 

26./27. Oktober 1987 in Den Haag die in der Plattform behaup-
tete Überlegenheit des Warschauer Paktes im Bereich konven-
tioneller, chemischer und nuklearer Streitkräfte belegt wor-
den? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, als Daten lie-
gen die zahlreichen und teilweise auch veröffentlich-
ten Bewertungen des Bündnisses, u. a. die Streitkräf-
tevergleiche, und nationale Bewertungen des Bun-
desministers der Verteidigung zugrunde. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Dr. Lip-
pelt. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE):: Herr Staatsmini-
ster, ich habe soeben noch einmal in der „Sicherheits-
plattform" nachgelesen. In der Tat heißt es da dann: 

wobei nur 
— ich unterstreiche „nur" — 

deren nukleare Komponente einen potentiellen 
Angreifer einem unannehmbaren Risiko ausset-
zen kann. 

Warum halten Sie an dieser These fest, die doch in 
letzter Konsequenz eine selbstmörderische ist? 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, das bezieht 
sich eigentlich auf die vorangegangene Frage, von der 
ich geglaubt habe, sie bereits beantwortet zu haben. 
Hier fragen Sie ja nach der behaupteten Überlegen-
heit des Warschauer Pakts. Ich darf wiederholen, was 
ich gesagt habe: Wir sehen bei unserer Strategie nach 
wie vor die Notwendigkeit, auf eine nukleare Ab-
schreckung so lange zu bestehen, wie auch die andere 
Seite eine immense Zahl von nuklearen Waffen hat. 
Gleichzeitig aber sehen wir — das war die letzte 

Frage, die Sie gestellt haben — eine Überlegenheit 
auch in den Bereichen konventioneller und chemi-
scher Waffen. Auch hier bemühen wir uns um eine 
Abrüstung. Wir müssen uns auf die uns vorliegenden 
Zahlen stützen, nach denen Sie soeben gefragt haben. 
Ich habe Ihnen ja gesagt, worauf diese Zahlen beru-
hen. 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Lippelt. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Herr Staatsmini-
ster, ist Ihnen das Buch des langjährigen amerikani-
schen Verhandlungsleiters bei den Wiener MBFR- 
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Verhandlungen bekannt, in dem diese These sehr 
deutlich mit dem Argument bestritten wird, daß man 
letztlich nur vergleichen kann, was bei einem Überra-
schungsangriff sofort zur Verfügung steht, so daß 
dann dieses Argument praktisch an Wert verliert? 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, dieses Buch, 
dessen Autor und dessen Titel Sie mir jetzt nicht nen-
nen konnten, ist mir nicht bekannt. Ich bin gerne be-
reit nachzulesen. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Ich werde 
es Ihnen danken!) 

Sie wissen aber, Herr Kollege, daß es zu all diesen 
Fragen sehr unterschiedliche Interpretationen und 
Meinungen gibt und daß ich mich hier nicht auf eine 
Meinung festlegen kann, die Sie in einem Buch fest-
gestellt haben. 

Vizepräsident Frau Renger: Dr. Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatsminister, teilen Sie 
meine Auffassung, daß Streitkräftevergleiche nur 
dann vorgenommen werden können, wenn man wirk-
lich Gleiches mit Gleichem vergleicht, d. h. daß es 
nicht darauf ankommt, Panzer mit Panzer zu verglei-
chen, weil die Kampfkraft eines Panzers vom Typ 
Leo II anders einzuschätzen ist als beispielsweise die 
Kampfkraft eines T 34? 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, ich fürchte, 
wir geraten jetzt in eine sophistische Diskussion über 
die Qualität von Waffen, die eigentlich in den Bereich 
des Bundesministers der Verteidigung gehören. Ich 
selber bemühe mich ja nach Kräften, für das Bundes-
ministerium des Auswärtigen über Abrüstung, aber 
nicht über die Qualität von Waffen zu sprechen. Ich 
möchte hier gern über die Qualität unserer Abrü-
stungsbemühungen reden. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Ich habe natürlich die 
Bundesregierung gefragt, und Sie stellen für 
mich gegenwärtig die Bundesregierung 

dar!)  

Vizepräsident Frau Renger: Ja, aber der Herr 
Staatsminister hat durchaus recht, wenn er sagt, daß 
er hier ein anderes Ressort vertritt und daß Ihre Frage 
in diesem Umfang von ihm hier also nicht beantwortet 
werden kann. — Herr Dr. Soell. 

Dr. Soell (SPD): Herr Staatsminister, hat die Bundes-
regierung bei den Verhandlungen über die Sicher-
heitsplattform den intensiven Versuch gemacht, zwi-
schen den westeuropäischen Ländern, die an der For-
mulierung dieser Plattform beteiligt waren, einen 
Konsensus über Vorschläge herbeizuführen, die ge-
eignet sind, in den Verhandlungen vor allen Dingen 
die Ungleichgewichte zwischen Ost und West im kon-
ventionellen Bereich zu reduzieren, d. h. hat sie hier 
ein Interesse der Westeuropäer, das vorrangig ist, vor-
getragen? 

Schäfer, Staatsminister: Soweit mir bekannt ist, hat 
die Bundesregierung das getan. Sie wissen, daß ur-
sprünglich ein ganz anderer Entwurf vorlag, der aus-
schließlich sicherheitspolitisch formuliert war. Es war 
wesentlich die Bundesregierung, die dazu beigetra

-

gen hat, daß diese Plattform alle Aspekte oder zumin-
dest mehr Aspekte als den rein sicherheitspolitischen 
Aspekt enthält. Wir haben uns in diesem Zusammen-
hang natürlich auch in dem Sinne bemüht, wie Sie 
gerade gefragt haben. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Dr. Mechtershei-
mer. 

Dr. Mechtersheimer (GRÜNE): Herr Staatsminister, 
teilen Sie meine Einschätzung dieses Papiers, daß es 
sich eigentlich um ein Dokument handelt, das West-
europa angesichts der bevorstehenden Fortsetzung 
der Abrüstungsdebatte wieder einmal eine ausge-
sprochen ungünstige Posi tion verleiht, weil es wie ein 
Papier des alten Denkens erscheint und es nicht eine 
auf Abrüstung und Friedenskooperation zielende For-
mulierung ist? 

Schäfer, Staatsminister: Ich teile diese Auffassung 
nicht, weil ich das Papier auch nicht so einschätze wie 
Sie. Ich glaube auch nicht, daß dieses Papier in ir-
gendeiner Weise die bestehenden Bemühungen, zu 
weiteren Abrüstungsverhandlungen zu kommen, ne-
gativ beeinträchtigt. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe Frage 57 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Daniels (Regensburg) auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Meldungen von ap 
vom 1. November 1987 über die Sendung des Londoner TV-
Lokalsenders 20-20 Vision, daß Sud an  als i llegaler Umschlag-
platz für mindestens sechs Uran- und Plutoniumlieferungen seit 
1980 gedient hat sowie, daß Iran, Irak und Israel im August 1987 
eine solche Lieferung angereicherten Urans erhalten haben, 
und kann die Bundesregierung die Gerüchte des Senders völlig 
ausschließen, daß das angereiche rte Uran in den Sudan aus bun-
desrepublikanischen Quellen gelangte? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Schäfer, Staatsminister: Über den angeblichen ille-
galen Umschlag von Uran und Plutonium im Sudan 
liegen der Bundesregierung keine Beweise vor. Zu 
Gerüchten kann die Bundesregierung keine Stellung 
nehmen. 

Eine Meldung vom August 1987, wonach hochan-
gereichertes Uran aus Zaire in den Sudan einge-
schmuggelt worden sein soll, hat sich als falsch erwie-
sen. Wie die deutsche Botschaft in Karthum hierzu 
berichtete, hat es sich um eine harmlose Uranitazetat-
substanz gehandelt. Das ist das Ergebnis der Untersu-
chungen eines ministe riellen sudanesischen Untersu-
chungsausschusses, das am 24. September 1984 be-
kanntgegeben wurde. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Dr. Daniels. 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE): Herr Staatsmi-
nister, ist Ihnen die Pressemitteilung vom 1. Novem-
ber in dieser Angelegenheit bekannt? Das ist eine 
andere. 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, ich bin nicht 
in der Lage, alle Pressemitteilungen von allen Daten 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 39. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 12. November 1987 	2605 

Staatsminister Schäfer 

hier sofort zu kennen, aber ich habe meine 
Frage — — 

(Dr. Daniels [Regensburg] [GRÜNE]: Darauf 
bezog sich meine eigentliche Frage, nicht auf 

den  August!)  
— Ich kenne diese Presseerklärung nicht. Ich bedaure 
das. — Entschuldigung, Moment, doch. Frau Präsi-
dentin, ich darf mich entschuldigen. Es handelt sich 
um die Meldung vom 1. November, doch. Sie haben, 
wenn ich recht verstehe, gefragt — ich darf das viel-
leicht wiederholen — , daß Sie diese Meldung aus der 
Sendung des Londoner TV-Lokalsenders 20 — 20 Vi-
sion entnommen haben, und wir haben Ihnen gesagt, 
daß wir diese Meldung nicht bestätigen können. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
Herr Kollege. 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE): Ist der Bundes-
regierung bekannt, wieviel Uran oder Plutonium in 
der Bundesrepublik in den letzten Jahren entwendet 
worden ist? Gibt es darüber Zahlen? 

Vizepräsident Frau Renger: Auch das steht aller-
dings in gar keinem Zusammenhang mit der ersten 
Frage. 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE): Doch; weil da-
durch die Frage entsteht, ob ein solcher Transport hin 
zu diesem Schwarzmarkt möglich ist und damit an-
dere Länder in den Besitz dieser — — 

Vizepräsident Frau Renger: Tut mir leid, Herr Kol-
lege. Da hätten Sie anders fragen müssen. Tut mir 
leid. Das steht wirklich nicht im Zusammenhang 

(Dr. Daniels [Regensburg] [GRÜNE]: 
Doch!) 

mit dem, was Sie gefragt haben. Es bleibt Ihnen nichts 
weiter übrig, als meine Meinung zur Kenntnis zu neh-
men. Tut mir leid. 

Herr Dr. Lippelt als Zusatzfrager, bitte. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Herr Staatssekre-
tär, hier ist ja ein Aspekt angesprochen, nach dem 
vielleicht in allgemeinerer Weise ohne Bezugnahme 
auf einzelne Meldungen noch mal gefragt werden 
kann. Kann denn die Bundesregierung die Existenz 
nuklearen Schwarzmarktes ausschließen? 

Schäfer, Staatsminister: Ich möchte, damit zumin-
dest ein Teil Ihrer Frage, die an sich nicht mehr in den 
Rahmen paßte, beantwortet wird, und zu der Frage 
des Kollegen Lippelt sagen, daß die Wiener Interna-
tionale Atomenergiekommission festgestellt hat, daß 
Entnahmen solcher Stoffe aus Anlagen in der Bundes-
republik Deutschland, die der Kontrolle und den Si-
cherungsmaßnahmen dieser Organisa tion unterlie-
gen, nicht erfolgt sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Dr. Mechtershei-
mer, bitte. 

Dr. Mechtersheimer (GRÜNE): Herr Staatsminister, 
hat die Bundesregierung Kontakte zur US-Admini-
stration hergestellt, die dem Zweck dienen, dieses 

auch in den USA als neues Problem begriffene Thema 
„Gefährdung und Kontrolle von Nukleartransporten 
im Hinblick auf einen Schwarzmarkt und anderes" 
abzustimmen, zu besprechen und einzuschränken? 

Schäfer, Staatsminister: Auch dieses Thema, Herr 
Kollege — ich bitte um Verständnis — , ist eigentlich 
nicht ein außenpolitisches Thema, sondern mehr 
Thema der die betreffenden Ministe rien berührenden 
Beziehungen, also nicht Sache des Auswärtigen Amts. 
Aber ich rege an, daß wir diese Frage durchaus einmal 
in den entsprechenden Ausschüssen diskutieren soll-
ten, wenn sie Ihnen Sorge macht. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 58 
des Abgeordneten Dr. Daniels auf: 

Haben oder finden Untersuchungen über mögliche Endlager-
standorte für radioaktiven Müll in Tibet durch deutsche Geolo-
gen statt, und wie beurteilt die Bundesregierung die Befürch-
tung des Dalai-Lamas, daß Tibet internationales Atommüllager 
werden soll, die er am 21. September 1987 vor dem amerikani-
schen Kongreß äußerte? 

Schäfer, Staatsminister: Der Bundesregierung lie-
gen keine Informationen darüber vor, daß im Gebiet 
der autonomen Region Tibet Untersuchungen über 
mögliche Endlagerstandorte für radioaktiven Abfall 
durchgeführt werden. Geologen der Bundesanstalt 
für Geowissenschaften und Rohstoffe nehmen an  der-
artigen Untersuchungen — sofern sie von den Behör-
den der Volksrepublik China tatsächlich durchgeführt 
werden sollten — nicht teil. Ob andere deutsche Geo-
logen an derartigen Untersuchungen in China teil-
nehmen, entzieht sich der Kenntnis der Bundesregie-
rung. 

Im übrigen ist die Bundesregierung der Auffassung, 
daß es sich bei einer möglichen Standortentscheidung 
der chinesischen Regierung für die Einrichtung eines 
Endlagers für radioaktiven Abfall um eine souveräne 
Entscheidung handeln würde, zu der eine Stellung-
nahme nicht angebracht wäre. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Dr. Daniels. 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE): Sind der Bun-
desregierung die Ergebnisse der Geologenkonferenz 
vom 5. und 6. November dieses Jahres hier in Bonn 
bekannt, und wie stehen Sie zu den Planungen dieser 
Konferenz, die sich ja mit dem Thema Tibet befaßt 
hat? 

Schäfer, Staatsminister: Es mag sein, daß der Bun-
desregierung die Geologenkonferenz von Bonn be-
kannt ist. Mir ist sie im Augenblick nicht bekannt. Ich 
kann nur wieder sagen, daß wir von uns aus nicht 
bestätigen können, daß deutsche Geologen in Tibet 
an solchen Forschungen beteiligt sind, die mit irgend-
welchen Endlagerstandorten für radioaktiven Abfall 
in Zusammenhang stehen. Ich weiß nun nicht, welche 
Behauptungen dagegenstehen oder welche Vorstel-
lungen bei dieser Geologenkonferenz zum Ausdruck 
gekommen sind. 

(Dr. Daniels [Regensburg] [GRÜNE]: Es ist 
darüber gesprochen worden!) 
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Vizepräsident Frau Renger: Haben Sie noch eine 
Zusatzfrage, Herr Dr. Daniels? 

Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNE): Herr Staatsmi-
nister, wie stehen Sie zu der Äußerung Ihres Kollegen 
aus dem Wirtschaftsministe rium, der zugegeben hat, 
daß die Bundesregierung auch die Endlagerung von 
Brennelementen in China akzeptieren würde; gilt 
diese Akzeptanz auch für das Auswärtige Amt; und 
wie beurteilen Sie die außenpolitischen Konsequen-
zen? 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, die Bundes-
regierung hat zu dera rtigen Meldungen wiederholt 
Stellung genommen. Die Meldungen waren auch Ge-
genstand der Kleinen Anfrage zur nuklearen Zusam-
menarbeit zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und China, die Sie zusammen mit Ihrer Fraktion im 
Juli der Bundesregierung vorgelegt hatten. Die Ant-
wort der Bundesregierung ist am 5. November dieses 
Jahres erfolgt (Drucksache 11/1102). Der Antwort ist 
meinerseits nichts hinzuzufügen. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 59 
der Frau Abgeordneten Schmidt (Nürnberg) auf: 

Wie viele männliche und weibliche Antragsteller sind (nach 
Monaten differenziert) seit 1. Januar 1986 in den Konsulaten 
bzw. in der Botschaft der Bundesrepublik Deutschland in der 
Türkei zwecks Beantragung eines Visums erschienen? 

Bitte schön, Herr Staatsminister. 

Schäfer, Staatsminister: Frau Kollegin, vom 1. Ja-
nuar 1986 bis einschließlich September 1987 wurden 
in der Botschaft Ankara und in den Generalkonsula-
ten Istanbul und Izmir insgesamt 215 786 Sichtver-
merksanträge bearbeitet. Eine Aufschlüsselung nach 
Monaten liegt mir vor. Ich bin gern bereit, sie Ihnen zu 
überlassen. 
Die Auslandsvertretungen differenzieren bei der 

Zählung nicht nach dem Geschlecht der Sichtver-
merksbewerber. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Kol-
legin. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Staatsmini-
ster, welche Fragen müssen von den Antragstellern 
zur Erteilung eines solchen Sichtvermerks — ich be-
ziehe mich da ausschließlich auf Besuchsvisa — be-
antwortet werden? 

Schäfer, Staatsminister: Also, Frau Kollegin, ich 
kann Ihnen jetzt aus dem Gedächtnis nicht beantwor-
ten, welche Fragen Sie beantworten, d. h. welche Fra-
gebögen Sie ausfüllen müssen, um einen Sichtver-
merk zu bekommen. 

(Frau Schmidt [Nü rnberg] [SPD]: Sie sagen 
es!) 

Ich bin gerne bereit, Ihnen das entsprechende Formu-
lar zur Verfügung zu stellen. Aber Sie werden bitte 
Verständnis dafür haben, daß ich nicht in der Lage 
bin, den Inhalt sämtlicher Fragebögen, die die Bun-
desregierung in irgendeinem Zusammenhang her-
stellen läßt, hier auswendig zu beherrschen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
bitte. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Staatsmini-
ster, trifft es zu, daß es für die Antragsteller erhebliche 
Schwierigkeiten gibt, diese Bögen auszufüllen, und 
trifft es in diesem Zusammenhang weiterhin zu, daß es 
„Helferorganisationen " gibt, die den Antragstellern 
gegen hohe Geldbeträge helfen, solche Sichtver-
merksanträge auszufüllen, und dabei Beträge in der 
Größenordnung von 120 DM verlangen, was für die 
Antragsteller eine ganz erhebliche Summe ist? 

Schäfer, Staatsminister: Frau Kollegin, Sie haben in 
Ihrer Frage nur danach gefragt, wie viele männliche 
und weibliche Antragsteller in einem bestimmten 
Zeitraum erfaßt werden konnten. Hätten Sie in einer 
zweiten Frage nach dem völlig neuen Sachverhalt, 
den Sie jetzt vortragen, gefragt, dann hätte ich darauf 
gern geantwortet. Aber Sie hatten nach statistischen 
Werten und nicht nach solchen Dingen gefragt. Ich 
gehe der Sache gern nach und bin gern bereit — auch 
unabhängig von einer neuen Frage —, diese Frage zu 
beantworten, wenn wir nachher noch einen Moment 
sprechen können. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Gerne!) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Dr. Klejdzinski, 
Zusatzfrage. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatsminister, wieviel 
Zeit vergeht durchschnittlich von der Antragstellung 
bis zur Erteilung des Besuchsvisums? 

Schäfer, Staatsminister: Darüber gibt es sicher kei-
nen durchschnittlichen Wert. Das hängt natürlich von 
sehr vielen Faktoren ab: Das hängt von Nachfragen 
der Ausländerbehörden ab — wie Sie wissen, gibt es 
die in einzelnen Fällen; das ist Sache der Länder — , es 
hängt von der Zahl derer ab, die Visa beantragen 
— Sie haben hier soeben die sehr hohe Zahl von einer 
viertel Million gehört — , und vom Personal der deut-
schen Botschaft. Es ist natürlich auch einmal eine 
Frage, die ich gern zurückgebe, inwieweit man bei 
diesen ungeheuren Anforderungen an unser Bot-
schaftspersonal im Parlament nicht möglicherweise 
einmal überlegen muß, ein Personal zu entlasten. 
Also, die Dauer der Bearbeitung wird immer damit 
zusammenhängen, wie sie kräftemäßig zu bewäl tigen 
ist. Aber sie hängt natürlich auch noch von einer Reihe 
anderer Faktoren ab, auf die ich ja im Anschluß bei 
Ihrer nächsten Frage noch zu sprechen kommen 
werde. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe nun die 
Frage 60 der Abgeordneten Frau Schmidt (Nürnberg) 
auf: 

Wird den Antragstellerinnen auf Erteilung eines Visums bei 
den Konsulaten bzw. der Botschaft der Bundesrepublik 
Deutschland in der Türkei ein Schwangerschaftstest abver-
langt? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Schäfer, Staatsminister: Unsere Auslandsvertretun-
gen, Frau Kollegin, in der Türkei verlangen von sich 
aus keinen Schwangerschaftstest, d. h. einen Test 
über das Vorliegen einer Schwangerschaft. Allerdings 
verlangen die Ausländerbehörden der Länder gele-
gentlich einen solchen Test. 
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Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau 
Schmidt. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Staatsmini-
ster, ist es denn in einem einzigen anderen Land, in 
dem wir Visa brauchen, um einreisen zu dürfen, üb-
lich, daß wir gefragt werden, ob wir schwanger sind 

(Zuruf des Abg. Dr. Klejdzinski [SPD]) 
— nein, mein Lieber, Du wirst natürlich nicht ge-
fragt — und ist es bei Besuchsvisa überhaupt eine 
Angelegenheit, die uns interessieren darf — egal, ob 
über eine Ausländerbehörde oder übers Konsulat —, 
ob eine Frau schwanger ist oder nicht? 

Schäfer, Staatsminister: Frau Kollegin, vor Ertei-
lung eines Besuchervisums haben die Auslandsver-
tretungen in jedem Einzelfall die Absicht der Bewer-
bers oder der Bewerbe rin, innerhalb der dreimonati-
gen Gültigkeit des Visums rechtzeitig wieder auszu-
reisen, zu prüfen. In diesem Zusammenhang kann der 
Nachweis über den voraussichtlichen Termin einer 
Entbindung wichtig sein und verlangt werden. 
Ich darf aber gleich hinzufügen: Wir haben uns Ih-

rer Frage wegen mit unserem Generalkonsulat und 
mit der Botschaft in Ankara in Verbindung gesetzt. Es 
ist uns bekannt, daß von Ausländerbehörden einiger 
Bundesländer wiederholt gebeten worden ist, bei Be-
suchersichtvermerken entsprechend vorzugehen, 
d. h. die Frage der Schwangerschaft zu prüfen. Das ist 
in einigen Fällen geschehen. Aber ich muß dazusa-
gen: Es handelt sich nicht um eine große Zahl. Ande-
rerseits hat die Botschaft, hat das Generalkonsulat bei 
den betreffenden Ausländerbehörden gegen derar-
tige Stellungnahmen inzwischen remonstriert. Sofern 
uns die Ausländerbehörden der Länder nicht andere 
Gründe nennen, die eine Visumsverweigerung recht-
fertigen, wird sich in Zukunft das Generalkonsulat 
über die Äußerung der Ausländerbehörde hinwegset-
zen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, 
bitte. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Staatsmini-
ster, ist die lange Dauer der Visaerteilungen — nach 
meinen Informationen bis zu acht Monaten — viel-
leicht auch darauf zurückzuführen, daß so umfangrei-
che Fragestellungen für Besuchsvisa erforderlich sind, 
und sehen Sie eventuell eine Möglichkeit, durch eine 
Reduzierung dieser Fragebögen zu einer kürzeren 
Bearbeitungszeit zu kommen? 

Schäfer, Staatsminister: Frau Kollegin, ich hatte 
schon darauf hingewiesen, daß sicher eine ganze 
Reihe von Gründen dazu geführt hat, daß die Ertei-
lung von Visa sehr lange dauert; auch ich halte das 
nicht für glücklich. Selbstverständlich sollten wir 
— ich hatte Ihnen schon angeboten, die Fragebogen 
zur Verfügung zu stellen — gemeinsam überlegen, ob 
wir hier etwas verbessern und straffen können. Ich 
darf aber auch noch einmal auf den wichtigen Punkt 
hinweisen, daß häufig Rückfragen der Ausländerbe-
hörden zu mühsamen Überprüfungen führen, bevor 
jemand ein Visum erteilt bekommen kann. Hier ist es 
Sache der Länder, ein schnelleres Vorgehen unserer 
Auslandsvertretungen zu erleichtern. 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her-
ren, damit ist die Fragestunde beendet. Ich danke 
Ihnen, Herr Staatsminister. 

Die Fragen 61 und 62 der Abgeordneten Frau Eid 
werden auf Wunsch der Fragestellerin schriftlich be-
antwortet. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung setzen 
wir die Beratungen um 14.45 Uhr fo rt . 

Ich unterbreche die Sitzung bis 14.45 Uhr. 

(Unterbrechung von 14.31 bis 14.45 Uhr) 

Wir fahren in den Beratungen fort. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 auf: 

a) Beratung der Sammelübersicht 27 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
—Drucksache 11/967 — 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau 
Schmidt-Bott und der Fraktion DIE GRÜNEN 
Beendigung der Volkszählung 1987 
—Drucksache 11/925 — 

Zur Sammelübersicht 27 liegt ein Änderungsantrag 
der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/1120 
vor. 

Im Ältestenrat ist für die gemeinsame Beratung die-
ser Tagesordnungspunkte ein Beitrag von bis zu zehn 
Minuten je Fraktion vereinbart worden. — Kein Wi-
derspruch des Hauses. Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Schmidt-Bott. 

Frau Schmidt-Bott (GRÜNE): Als „anmaßende Pro-
vokation des Bundestages in seiner Eigenschaft als 
Volksvertretung und Gesetzgebungsorgan" bezeich-
neten die Regierungsparteien eine Petition zur Aus-
setzung der Volkszählung und Vernichtung bereits 
erhobener Daten. Es ist schon bemerkenswert, wie da 
offensichtlich Ehrfurcht vor dem eigenen Amt und 
Selbstbeweihräucherung die vorherrschenden Mo-
tive der Volksvertreter sind, nach dem Motto: Wir sind 
schließlich wer! Erschreckend die mangelnde Bereit-
schaft und die Unfähigkeit, kritische Bürgerinnen und 
Petentinnen ernst zu nehmen. 

Die Humanistische Union und das Komitee für 
Grundrechte und Demokratie, die mit ca. 12 000 ge-
sammelten Unterschriften ihrer Eingabe Nachdruck 
verleihen wollten, erregen nun die Gemüter des Peti-
tionsausschusses, dessen Mitglieder sich scheinbar 
persönlich beleidigt fühlen und nach Maßregelung 
gegenüber den Petentinnen schreien. 

So wurde „eine ausdrückliche deutliche Zurecht-
weisung der Petenten für erforderlich" gehalten we-
gen „der Selbstachtung des Bundestages". Zur weite-
ren Bestrafung für diese unverschämte Peti tion wurde 
auf eine nähere Begründung verzichtet, weil auf diese 
Weise „der Mißbilligung des Verhaltens der Petenten 
besser Rechnung getragen werden" könne. Lehrer 
Lempel läßt grüßen. 

Zusammen mit der Pe tition befassen wir uns mit 
dem Antrag der GRÜNEN, indem wir u. a. wie in der 
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Frau Schmidt-Bott 

Petition die Beendigung der Volkszählung und die 
Vernichtung der bereits erhobenen Daten fordern. 
Wir haben den Antrag nicht nur gestellt, um den Bun-
destag zu provozieren. Wir wollen ihn und uns vor 
dem sogenannten GAD schützen, dem größten anzu-
nehmenden Datendesaster, wie es Herr Professor 
Brunnstein in einem Artikel der Zeitschrift „Frontal" 
vom Oktober 1987 nannte. Die Volkszählung hat 
nämlich nicht zu einer Totalerhebung geführt, son-
dern zu einem erhebenden Chaos. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Ursache dafür sieht die Bundesregierung natür-
lich nicht bei sich und ihren Methoden, sondern aus-
schließlich bei denen, die sich kritisch zum Sinn der 
Totalerfassung geäußert haben. 

Ich will die Kritik noch einmal kurz benennen. Die 
Totalerhebung ist zu einer vernünftigen, demokra-
tisch und sozial gerechten Planung nichts nütze, aber 
wirklich nichts nütze. Bei der Totalerhebung wird 
ohne Not das Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung verletzt; bei der Totalerhebung wird einseitig 
eine Vertrauensvorleistung der Bürgerinnen eingefor-
dert und eingeklagt zu einer höchst vertrauensunwür-
digen und im Zusammenhang mit den Sicherheitsge-
setzen mißbräuchlichen Nutzung. 

Bei der Totalerhebung werden schließlich Millionen 
sinnlos in einer Zeit vergeudet, in der Sozialleistungen 
querbeet abgebaut werden. Der Boykottaufruf appel-
lierte an alle, die, wie wir, diese Kritik teilen. Der Voll-
zug der Volkszählung überzeugte noch einige Unent-
schlossene durch die Erfahrung, wie viele Grund-
rechte vorübergehend einfach außer Kraft gesetzt 
wurden, Meinungsfreiheit, Demonstrationsfreiheit, 
Briefgeheimnis, Parteienprivileg und Pressefreiheit. 

Die Bundesregierung hat mit Drohungen, Diffamie-
rung und Kriminalisierung gearbeitet und trotzdem 
keinen Erfolg gehabt. Der Boykott, die Verweigerung 
dagegen war freiwillig. Wir haben mit unserer Aufklä-
rungskampagne an die Vernunft und den Verstand 
appelliert und nicht mit Zwang gearbeitet. 

Wenn nun die Bundesregierung so scharf auf Infor-
mation ist, dann sollte sie der Verweigerung den In-
formationswert zumessen, der ihr zukommt: nämlich 
daß all die Menschen, die sich nicht beteiligt haben, 
erstens nicht an das Märchen glauben konnten, daß 
nach der Erhebung die Umwelt sauberer, die Woh-
nungen größer, zahlreicher und billiger und die Ar-
beitslosen weniger würden, und daß sie zweitens kein 
Vertrauen zu den datenspeichernden Einrichtungen 
hatten, kein Vertrauen zu Regierungen, staatlichen 
und halbamtlichen Stellen, zu Politikern, die wie in 
Hamburg und in Ber lin in Bestechungsskandale ver-
wickelt sind, die sich Steuerhinterziehungen im Zu-
sammenhang mit dem Parteispendenskandal und Be-
spitzelung der Opposi tion zuschulden kommen las-
sen. 

Einige von uns sehen allerdings heute, fünfeinhalb 
Monate nach dem Stichtag, auch etwas Posi tives an 
dem Mammutprojekt. Der Bewegungsmangel in der 
Bevölkerung — gemeint ist die körperliche Bewe-
gung — wird von den Krankenkassen oft beklagt. Was 
da einmal pro Jahr als Volkswandertag deklariert die 
Leute auf die Beine bringt, schaffte das Unternehmen 

Volkszählung viel gesundheitsbewußter und effekti-
ver, weil Tausende von Zählerinnen über Wochen und 
Monate auf den langen Marsch geschickt wurden, 
treppab, treppauf. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Auch wurden Phantasie und Kreativität der Beam-
ten angeregt. So konnten wir über die Pfiffigkeit der 
Bonner Erhebungsstelle staunen, als wir von ihrem 
nicht so ganz koscheren „Streusalztrick" erfuhren. 
Mit der Absicht, säumigen Bürgerinnen auf die 
Sprünge zu helfen, wurden rund 4 000 B riefe mit 
dem Vermerk „Bitte nicht nachsenden" verschickt. 
Scheinbar wurden die Bürgerinnen darin über die 
Schädlichkeit von Streusalz informiert. Tatsächlich 
wollte die Erhebungsstelle aber — wohl auch mit ei-
nem gewissen Erfolg — säumige Volkszählungsmuf-
fel aufspüren. Soviel Phantasie und Flexibilität hatten 
wir von den Beamten nicht erwartet. Mein Kompli-
ment! Ich hoffe, daß das ein Aha-Erlebnis war und 
diese Flexibilität und Kreativität dann auch auf den 
positiven Umgang z. B. mit Sozialhilfeempfängern 
und Arbeitslosen übertragen wird. 

Bei der Sitzung des Innenausschusses am 7. Okto-
ber 1987 wurde über den angeblichen Erfolg der 
Volksaushorchung berichtet. In der regierungsamtli-
chen Stellungnahme war die Rede von einer 95 %igen 
Beteiligung und einem Anteil von nur 1 % Boykotteu-
rinnen. Auf unsere Nachfrage, wo denn die rest lichen 
4 To  blieben, hieß es lapidar: weggezogen oder ver-
storben. Diese Aussage grenzt schon ans Komische, 
wenn wir glauben sollen, daß es in unserer Republik 
irgendwo zirka eine Mil lion Leichen und ebenso viele 
Verschollene gibt. 

Aber auch über das Bayreuther Amtsgericht haben 
wir gelacht. In einem Beschluß vom 11. April dieses 
Jahres wird begründet, weshalb gleich 80 Broschüren 
einer Bürgerinformation gegen die Volkszählung be-
schlagnahmt wurden, als es um den Verdacht einer 
Ordnungswidrigkeit ging: Eine Beschränkung auf 
eine geringe Anzahl könnte die Beweisführung über 
den Inhalt gefährden. — Also die Masse war es und 
nicht der Inhalt. 

Außer Kuriositäten gibt es auch Vernünftiges zu 
berichten. Es gibt einzelne Gemeinden wie Wettrin-
gen im Münsterland, die auf Zwangsmaßnahmen ge-
gen Boykotteurinnen verzichten, weil sie den guten 
Kontakt zu den Bürgerinnen nicht durch Streitereien 
gefährden wollen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Der SPD-Bürgermeister im Main-Kinzig-Kreis hätte 
die 40 000 DM, die die Volkszählung dort gekostet 
hat, lieber einer Kindergärtnerin gegeben. Damit es 
nicht noch teurer wird, schloß er kurzerhand die Erhe-
bungsstelle und erklärte die Volkszählung für been-
det. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ob er jetzt wohl ein Parteiordnungsverfahren be-
kommt? Er selbst hat nämlich auch keinen Bogen ab-
gegeben. 

Die Regel ist aber leider, daß staatlicherseits an der 
Kraftprobe festgehalten wird. Das geht sogar so weit, 
daß eine Beugehaftandrohung gegenüber einem T rie- 
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rer GRÜNEN verhängt wurde, der sich weige rte, den 
Namen eines Redners bei einer Veranstaltung zu nen-
nen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Obwohl bei dieser Veranstaltung die Staatsschützer 
anwesend waren, konnten sie sich den Namen des 
Boykottaufrufers nicht merken. Für deren Konzentra-
tionsschwäche sollte der besagte GRÜNE aus T rier 
büßen, obwohl sich der Gesuchte längst gemeldet 
hatte. 

(Heiterkeit bei den GRÜNEN) 

Wenn das Schule machen würde, gerade hier in Bonn, 
und alle in Beugehaft kämen, die bestimmte Aussa-
gen verweigern oder so tun, als erinnerten sie sich 
nicht mehr, brauchten wir wohl mit dem Neubau des 
Plenarsaals gar nicht zu beginnen. In diesem Punkt 
sind wir uns ausnahmsweise, wirk lich ausnahms-
weise, mit Franz Josef Strauß einig. Am Montag nach 
der CSU-Landesvorstandssitzung kritisierte er mal 
wieder die CDU, weil sie von Barschel voreilig die 
Niederlegung seines Mandats gefordert hatte. Strauß 
sagt dazu: „Wenn alle, denen Gleiches vorgeworfen 
wird, die Parlamente verlassen müßten, gäbe es keine 
beschlußfähigen Parlamente mehr. " 

(Frau Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSU]: 
Keine GRÜNEN mehr!) 

Das ist zitiert nach der „Süddeutschen Zeitung", 
10. November 1987. 

Bei der Volkszählung geht es schon lange nicht 
mehr um den Gesetzesgehorsam, sondern der Regie-
rungsgehorsam ist gefragt. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Frau Limbach 
[CDU/CSU]: Wer hat denn das Gesetz be

-

schlossen?) 

Frau Noelle-Neumann hat es auf den Punkt gebracht, 
und zwar am 13. Mai 1987 in einem Artikel in der 
„Frankfurter Allgemeinen " : 

Eine Volkszählung ist eine Probe auf die Regier-
barkeit eines Landes. Eine gesetzlich beschlos-
sene Maßnahme mit abstraktem, nicht leicht er-
klärbarem Nutzen, die aber nicht an  der Mehr-
zahl der Bürger vorbeiläuft, sondern von jedem 
einzelnen ein Mitmachen verlangt, ist idealer 
Gradmesser. Sobald die Zahl der Ausfälle die 
etwa übliche Zahl von ungültigen Stimmzetteln 
bei einer Wahl überschreitet, wird daraus ein 
Symptom der Schwäche des Staates, der sich 
nicht durchzusetzen vermag. 

Allein um staatliche Durchsetzung geht es, um eine 
Demonstration der Stärke und Unbeugsamkeit. 

Wir setzen dagegen: Die Volkszählung ist geschei-
tert. Seien Sie vernünftig, hören Sie auf mit der Drang-
salierung, mit der kleinkarierten Rechthaberei gegen-
über kritischen Bürgern! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Göhner. 

Dr. Göhner (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Was Sie, die GRÜNEN, versucht 

haben, war nicht, die Regierbarkeit des Staates in 
Frage zu stellen, sondern zunächst einmal die Rechts-
staatlichkeit in Frage zu stellen. Es ist ein legal zu-
standegekommenes Gesetz, beschlossen von CDU/ 
CSU, FDP und SPD in diesem Hause, mit Zustimmung 
aller Bundesländer im Bundesrat bestätigt, von zahl-
reichen Gerichten, Verwaltungsgerichten, Verfas-
sungsgerichtshöfen und dem Bundesverfassungsge-
richt, überprüft und formell wie materiell für rechtmä-
ßig gehalten. Sie haben versucht — und halten an die-
sem Versuch mit Ihrem heutigen Antrag fest — , eben 
genau diesen einzig möglichen rechtsstaatlichen Weg 
einer parlamentarischen Demokratie dadurch zu wi-
derlegen oder zu durchkreuzen, daß Sie die Bürger 
dazu aufgefordert haben, eben dieses Gesetz zu boy-
kottieren, und damit offen aufgefordert haben, übri-
gens auch von dieser Stelle hier, zu einem offenen 
Rechtsbruch. Das soll Rechtsstaatlichkeit unmög lich 
machen. Das ist das eigentliche Ziel Ihrer Verweige-
rungspolitik. 

Nun bringen Sie hier so einen tollen Antrag ein, 
sozusagen als Ergänzung zu der Pe tition. Dieser An-
trag ist sehr aufschlußreich. Er unterscheidet sich 
nämlich von einem Gesetzentwurf, der vor wenigen 
Monaten in diesem Hause abgelehnt worden ist — ein 
Gesetzentwurf von Ihnen zur Beendigung der Volks-
zählung 1987 — , eigentlich nur in einem wesentlichen 
Punkt, von dem meine Vorrednerin kein einziges Wo rt 

 gesagt hat. Sie fordern nämlich jetzt auf, die Straf-, 
Zwangs- und Bußgeldverfahren einzustellen. Und 
das ist ja nun verständlich, daß Sie das fordern; denn 
es hat sich in der Tat, wie wir wissen, eine verschwin-
dend geringe Minderheit — nach Angaben der stati-
stischen Landesämter bei den Gemeinden, die die 
Bögen bereits abgegeben haben, weniger als 1 % — 
tatsächlich von Ihnen dazu anstiften lassen zu boykot-
tieren, was jetzt zu Zwangsgeld-, Bußgeld- oder in 
einigen Fällen sogar Strafverfahren geführt hat. Nun 
wollen Sie dieser, Ihrer Klientel schnell noch zur Seite 
springen mit einer scheinbar kraftvollen parlamenta-
rischen Initia tive, indem Sie sagen: Guckt mal, wir 
versuchen für euch zu sorgen, daß wir jetzt auch noch 
die Straffreiheit kriegen oder daß die Ordnungswid-
rigkeitenverfahren eingestellt werden. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Das ist doch 
anständig!) 

Ich erinnere mich da übrigens an eine interess ante 
Parallele auch im Zusammenhang mit einer Pe tition. 
Im letzten Jahr gab es hier nämlich eine Pe tition, auch 
stark unterstützt von den GRÜNEN, mit dem Ziel, die 
Strafverfahren im Zusammenhang mit Straftaten etwa 
der Nötigung aus Anlaß von Demonstra tionen gegen 
die Nachrüstung einzustellen, damals kraftvoll vertre-
ten von einem damals rechtspolitischen Sprecher der 
Fraktion der GRÜNEN, der gesagt hat: „... und müs-
sen wir jetzt diese Verfahren einstellen." Der Mann 
war selbst von einem solchen Verfahren be troffen. 
Jetzt spielt sich das hier in ähnlicher Weise ab. 

Was Sie von der Fraktion DIE GRÜNEN uns hier seit 
mehr als einem Jahr vorführen, ist ein klassisches 
Lehrstück für eine gezielte Provokation des Rechts-
staates durch eine Gruppe gewählter Abgeordneter. 

Gerade vor diesem Hintergrund stellen wir wirklich 
mit Genugtuung fest, daß dieser versuchte Anschlag 
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auf unsere parlamentarische Demokratie kläglich ab-
solut gescheitert ist. 

(Dr. Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: Da lügen 
Sie sich aber etwas in die Tasche!) 

Wir können heute eben feststellen, daß die weitere 
Abwicklung der Volkszählung 1987 planmäßig und 
erfolgreich verläuft und daß die große, ganz überwie-
gende Mehrheit unserer Bevölkerung von der Not-
wendigkeit der Volkszählung überzeugt werden 
konnte. 

Ich will dabei durchaus erwähnen, daß eine wich-
tige Voraussetzung dabei war, daß auch die SPD-
Fraktion diesem Vorhaben und auch dem Gesetz zu-
gestimmt hat. Das war eine von Bundesminister Zim-
mermann von vornherein gemachte Bedingung für 
den Erfolg dieses Projektes. Es zeigt im besten Sinne 
das Stück Gemeinsamkeit von demokratischen Par-
teien, das notwendig ist, um solche Vorhaben erfolg-
reich durchzuführen. 

Ich denke, wir sollten allen Bürgerinnen und Bür-
gern, vor allem den Volkszählern, den freiwilligen 
Helfern, den Kommunen und den Statistischen Am-
tern des Bundes und der Länder für ihre Arbeit auf 
diesem Gebiet ausdrücklich danken. 

Die Petition, die hier auch zur Debatte steht, und der 
Antrag der GRÜNEN sind inhaltlich natürlich weitge-
hend identisch. Auch die Petentin — meine Vorredne-
rin hat die Organisa tion vorhin genannt — hat in be-
kannter Manier in der Tat zum Boykott aufgerufen. 
Wenn wir solche Ang riffe zurückweisen, handeln wir 
nicht nach dem Motto „Wir sind doch schließlich wer", 
sondern wir sehen die Notwendigkeit, daß wir das 
verfassungsmäßige Recht der Pe tition bitte nicht dazu 
mißbrauchen lassen, offen zum Rechtsbruch aufzufor-
dern. Die Petition bestand unter anderem aus einer 
detaillierten Anleitung zum Boykott. Es war dringend 
notwendig, in dieser Weise diesen Versuch der Peten-
tin zurückzuweisen. Ich habe bedauert, daß sich die 
SPD-Fraktion nicht dazu verstehen konnte, dies auch 
in die Begründung unseres Petitionsbescheides mit 
aufzunehmen. Wir haben diese Diffamierung — bei-
spielsweise wird in der Peti tion die Bundesrepublik 
als „Verfassungsstaat" diffamiert — zurückgewiesen. 
Wir werden das auch künftig so halten. Das Pe titions-
recht steht nicht zur Diffamierung unseres Staates und 
unserer Verfassung zur Verfügung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Jedermann weiß, daß wir 17 Jahre nach der letzten 
Volkszählung und nach den großen Strukturverände-
rungen in unserer Gesellschaft und unserer Wirtschaft 
eine neue Erfassung unserer Wirklichkeit wirklich 
brauchen. Darauf kann nur verzichten, wer diese 
Wirklichkeit nicht politisch gestalten wi ll . Das ist na-
türlich auch Gegenstand der Verweigerungspolitik 
der GRÜNEN, 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Es geht um die 
Frage, wie man das erfaßt, Herr Dr. 

Göhner!) 

streng nach dem dogmatischen Motto: Was interes

-

siert mich die Wirklichkeit, wenn sie nicht in meine 
Theorie paßt. — Das ist Inhalt Ihrer Verweigerungs

-

ideologie, mit der Sie auch heute wieder operiert ha-
ben. 

Jenen Leuten, die zum Rechtsbruch aufgerufen und 
zu Ordnungswidrigkeiten angestiftet haben, ging es 
nicht um Datenschutz, Persönlichkeitsschutz, sondern 
darum, die Funktionsfähigkeit des demokratischen 
Staates in Frage zu stellen. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Das stimmt doch 
überhaupt nicht! — Dr. Lippelt [Hannover] 

[GRÜNE]: Das ist wohl Ihre Ideologie!) 

Das Volkszählungsgesetz ist von der großen Mehr-
heit des Volkes getragen worden. Jetzt, nachdem die 
Volkszählung sich ganz offensichtlich als Erfolg ab-
zeichnet, ist Ihr Problem: Wie können wir angesichts 
unseres gescheiterten Versuchs, gerade dies als Test-
fall gegen die parlamentarische Demokratie, gegen 
Rechtsstaat anzuführen, nun doch noch irgend etwas 
demonstrieren, um wenigstens noch recht zu haben? 
— Daß Sie jetzt versuchen, den Erfolg durch einen 
Antrag auf Einstellung der Volkszählung, Vernich-
tung der Unterlagen, Nichtverwendung der Ergeb-
nisse hier im Bundestag zu vereiteln, das ist, wie ich 
zugebe, von einer gewissen Konsequenz, denn es ist 
die einzige Chance, von der Sie wissen, daß man den 
Erfolg noch verhindern könnte. Aber Sie geben sich ja 
keinen Illusionen hin. Was wir für notwendig gehalten 
haben, was vom Bundestag und vom Bundesrat be-
schlossen worden ist, was nach strengsten Maßstäben, 
die peinlich genau eingehalten worden sind, die in-
haltliche Billigung durch das Bundesverfassungsge-
richt erfahren hat, was durch das Verfassungsgericht 
bestätigt worden ist, das werden wir auch erfolgreich 
zu Ende führen. 

Danke sehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Peter (Kassel). 

Peter (Kassel) (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Der Vorteil einer Debatte über eine 
Pe tition ist, daß man eng am Anliegen der Petenten 
diskutieren kann. Das ist sogar unser Auftrag, und im 
Petitionsausschuß legen wir uns immer selbst den Zü-
gel an, die Behandlung von Pe titionen nicht zu allge-
meinpolitischen Erörterungen zu machen. 

Deshalb rufe ich in Erinnerung: Hier geht es tat-
sächlich um eine Pe tition, die Petition der Humanisti-
schen Union und des Komitees für Grundrechte und 
Demokratie, durch cirka 12 000 Unterschriften ge-
stützt, also 12 000 Mitmenschen in der Bundesrepu-
blik, die von ihrem Grundrecht auf Peti tion Gebrauch 
gemacht haben. Das Anliegen der Peti tion ist: Ausset-
zung der Volkszählung 1987, gegebenenfalls Ver-
nichtung bereits erhobener Daten. Die Begründung 
lautet: Verfassungswidrigkeit des Volkszählungsge-
setzes oder Unruhe in der Bevölkerung über die 
Volkszählung und die Vorgänge um die Volkszäh-
lung. Dazu ist gekommen ein Antrag der GRÜNEN 
mit dem gleichen Ziel, jedoch mit dem neuen Argu-
ment, die Volkszählung sei gescheitert. 

Ich halte es bei diesem Tagesordnungspunkt für 
sinnvoll, sich zunächst am Anliegen der Petenten zu 
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orientieren. Da im Petitionsausschuß die Debatte, sehr 
verkürzt, nur um die Begründung ging, hat die SPD-
Fraktion eine interne Debatte geführt, die zu dem 
Ergebnis kommt: Die Volkszählung ist sowohl formell 
als auch materiell verfassungsgemäß. 

Zweitens: „Unruhe in der Bevölkerung" kann kein 
Argument sein, vom Vollzug des Gesetzes über die 
Volkszählung abzusehen. 

Die gleiche Methode, mich mit der Begründung 
auseinanderzusetzen, ist auch auf den Antrag der 
GRÜNEN anzuwenden. Ich gehe einmal davon aus, 
daß die Aussage des Präsidenten des Statistischen 
Bundesamtes, Herr Hölder, dabei Grundlage sein 
muß. Er redet von 95 % Rücklauf und von 2 bis 3 
bewußter Mogelei, von unterschiedlichen Ergebnis-
sen in verschiedenen Städten — Stuttga rt  97 % Rück-
lauf und Tübingen etwa 80 % Rücklauf — , von einer 
unterschiedlichen Praxis von Kommunen bei der 
Durchführung des Gesetzes und kommt zu dem Er-
gebnis, daß es keine größere Abweichung bei den 
Ergebnissen der Volkszählung geben wird als 1970. 
So weit, so gut. Da mag an der einen oder anderen 
Stelle an diesen Daten herumgedeutet werden. 

Aber für das, was nach unserer Auffassung wesent-
liche Aufgabe der Volkszählung ist, nämlich der Ge-
sellschaft eine Grundlage zu geben, sich ein relativ 
genaues Bild über sich selbst zu machen, und Statistik 
als öffentliches Gut und damit Arbeitsgrundlage für 
die gesamte Gesellschaft herzustellen, genügen uns 
die Aussagen, die der Präsident des Statistischen Bun-
desamtes gemacht hat, durchaus. 

Nur, durch die Zuspitzung von beiden Seiten, näm-
lich man müßte diese Daten alle hundertprozentig 
erhebungssicher haben, um z. B. eine Umweltmaß-
nahme zu begründen oder um Verkehrspolitik zu be-
gründen, ist eigentlich dieses Ziel, öffentliche Statistik 
herzustellen, aus dem Blickfeld geraten. Dadurch ist 
dann auch aus dem Blickfeld geraten, daß es ja zusätz-
lich zu den Grundlagen der Volkszählungsdaten noch 
andere Erhebungsmethoden gibt wie z. B. Mikrozen-
sus und anderes. Ich glaube, das sollte dabei berück-
sichtigt werden, wenn man versucht, sich ra tional aus-
einanderzusetzen. 

Wenn diese ra tionale Auseinandersetzung erfolgt, 
komme ich mit der SPD-Fraktion zu dem Ergebnis, 
daß der grüne Antrag genauso abgelehnt werden 
muß, wie die erwähnte und in Rede stehende Pe tition 
als erledigt zu betrachten ist. 

Aus dem Ablauf der Volkszählung ist allerdings 
auch deutlich geworden, daß der Deutsche Bundestag 
eine erhebliche Fehleinschätzung der durch die 
Volkszählung entstehenden Kosten gehabt hat. 

(Frau Teubner [GRÜNE]: Das haben wir 
schon vorher gesagt!) 

Deshalb bleibt die Forderung der SPD-Fraktion, die 
Kosten, die den Gemeinden zusätzlich entstanden 
sind, voll zu übernehmen, natürlich bestehen. Das ist 
ein Ergebnis — obiter dictum gewissermaßen — die-
ser Auseinandersetzung mit dem Antrag der GRÜ-
NEN. 

Nun hat die Debatte über die Peti tion allerdings 
eine zweite Seite, die Seite nämlich, wie der Pe titions

-

ausschuß in seiner Mehrheit — exakt: mit den Stim-
men der CDU/CSU und FDP — mit dem Anliegen der 
Petenten umgegangen ist, die sich das Recht genom-
men haben, eine Pe tition einzubringen. Hier liegt eine 
für das Parlament unsichtbare Seite. Sie gilt es in die-
ser Debatte auch zu erhellen. 

Es gab im Ausschuß eine Abstimmung über zwei 
dem Ausschuß vorliegende Begründungen: eine von 
der SPD gestützte Begründung der Ablehnung, die 
ich eben im Kern dargestellt habe, und eine CDU/ 
CSU-FDP-gestützte Begründung, in der es wichtiger 
war festzustellen, daß die Petenten ihr Grundrecht 
mißbrauchen, als sich mit dem Anliegen der Pe tition 
auseinanderzusetzen. 

Herr Dr. Göhner, Sie als Ju rist und Ausschußvorsit-
zender: Der Petitionsausschuß hat nicht die Aufgabe 
festzustellen, daß Petenten ihr Grundrecht der Peti-
tion mißbrauchen. Dazu gibt es tatsächlich andere 
Einrichtungen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

In der Begründung der CDU/CSU und FDP spielt 
die „Bürgerinformation zur Volkszählung " des 
Grundrechtekomitees offenbar eine wich tigere Rolle 
als die ganze Pe tition und das Anliegen selbst. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Das ist aber auch 
wichtig!) 

Ich will  nur die entscheidenden Stellen aus der Be-
gründung zitieren, damit sich die Öffentlichkeit davon 
ein Bild machen kann: 

Die „Bürgerinformation" enthält unverhüllte de-
taillierte Anleitungen zum Boykott der Volkszäh-
lung. Sie kann deshalb als Aufruf zum Boykott 
verstanden werden. 

Das ist das eine Zitat. Ich warne dabei vor der durch-
aus differenzierten Rechtsprechung, was alles Aufruf 
zum Boykott ist. 

Daraus wird die Schlußfolgerung gezogen — wie-
der Zitat — : 

Die Bezugnahme auf die „Bürgerinformation" 
gibt der Pe tition den Charakter einer anmaßen-
den Provokation des Bundestages in seiner Ei-
genschaft als Volksvertretung und Gesetzge-
bungsorgan. 

Ich frage, wer hier anmaßender ist: die Petenten oder 
diejenigen, die dieser Formulierung der Begründung 
zugestimmt haben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — Dr. 
Göhner [CDU/CSU]: Aufruf zum Rechts

-

bruch!) 

Und dann am Schluß: 

Unter den gegebenen Umständen versteht es sich 
von selbst, daß das weitere Anliegen der Peten-
ten, bereits erhobene Daten zu vernichten, ernst-
lich nicht in Betracht gezogen werden kann. 

Sachauseinandersetzung findet in dieser Begründung 
nicht statt. 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: Aber sicher!) 

Vielmehr drängt sich, wenn man diese Begründung 
liest, Herr Göhner, der Eindruck auf: Es gibt Kräfte in 
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diesem Hause, die meinen, daß Volkszählung ein 
Synonym für Untertanenzählung sei. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Natürlich! — Dr. 
Göhner [CDU/CSU]: Dann lesen Sie die Be

-

gründung ganz vor!) 

Anders kann man es nicht interpre tieren, daß hier 
Petenten wegen der Wahrnehmung eines Grund-
rechtes beschimpft werden. Offensichtlich ist das ge-
nau die Situation, in der sich auf beiden Seiten unserer 
Gesellschaft Volkszählungswiderstand und Volks-
zählungsdemagogie gegenseitig hochgeschaukelt 
haben. In einer Gesellschaft, in der es bei Gott im 
Moment wichtiger wäre, sich gegenseitig die Angst zu 
nehmen, wird Angst erzeugt. 

Vertrauensbildende Maßnahmen, auch am Beispiel 
der Volkszählung, wären im Moment die richtige Al-
ternative zu gegenseitiger Eskalation; denn an  gegen-
seitiger Eskalation kann sicherlich keiner ein Inter-
esse haben. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Dr. Segall. 

Frau Dr. Segall (FDP): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Ein weiteres Mal müssen wir uns 
hier mit der Volkszählung befassen. Anlaß ist diesmal 
eine Entscheidung des Petitionsausschusses und ein 
Antrag der GRÜNEN zur Beendigung der Volkszäh-
lung 1987. Obwohl es mir angesichts der zum Teil 
aggressiven Diktion der Petenten schwerfällt, möchte 
ich im ersten Teil meiner Rede inhaltlich auf die Argu-
mente der Volkszählungsgegner eingehen. In einem 
zweiten Teil werde ich versuchen klarzustellen, wel-
ches Staatsverständnis bei den Petenten vor-
herrscht. 

Im wesentlichen sind es drei Argumente, die von 
den Gegnern des Volkszählungsgesetzes vorgetragen 
werden. Erstens sei das Volkszählungsgesetz selbst 
nicht verfassungsgemäß. Zweitens sei die Ausführung 
des Gesetzes nicht verfassungskonform. Schließlich 
sei die Unruhe in der Bevölkerung über die Volkszäh-
lung so groß, daß die Pflicht eines demokratischen 
Parlaments bestehe, die Durchführung des Volkszäh-
lungsverfahrens zu beenden. 

Zur Frage der Verfassungsmäßigkeit des Volkszäh-
lungsgesetzes und auch zur zweiten Frage der Aus-
führung des Gesetzes liegt inzwischen eine Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts vor. Nur am 
Rande sei bemerkt, daß die Verfassungsbeschwerde 
mangels hinreichender Erfolgsaussicht nicht zur Ent-
scheidung angenommen wurde. 

Doch nun möchte ich kurz die wesentlichen Argu-
mente des Bundesverfassungsgerichts nennen, die 
die Ansicht der Petenten, das Gesetz sei nicht verfas-
sungsgemäß, entkräften. Im Gegensatz zur Meinung 
der Petenten vertritt das Bundesverfassungsgericht 
die Auffassung, daß das Volkszählungsgesetz ausrei-
chende Vorkehrungen gegen eine von Verfassungs 
wegen verbotene Reidentifizierung trifft. Dies sei 
selbst dadurch nicht in Frage gestellt, daß es auch 
nach der Entfernung von Identifizierungsmerkmalen 

die theore tische Möglichkeit gibt, eine Reidentifizie-
rung vorzunehmen. Zum einen könne dieser Umstand 
unberücksichtigt bleiben, weil diese Möglichkeit nur 
bei Nichtbeachtung der Maßnahmen zur Datensiche-
rung und bei einem entsprechenden Zusatzwissen in 
Betracht gezogen werden kann. Wichtiger ist aber ein 
anderes Argument: Das Gericht führt aus, daß das ver-
bleibende geringe Reidentifizierungsrisiko als not-
wendige Folge einer im überwiegenden Allgemein-
interesse angeordneten Statistik hinzunehmen sei, 
wenn und soweit innerhalb der statistischen Ämter 
ausreichende organisatorische Vorkehrungen zur 
Wahrung des Reidentifizierungsverbotes getroffen 
würden. 

Meine Damen und Herren von den GRÜNEN, diese 
Überlegung scheint bei Ihnen keinen Eingang gefun-
den zu haben. Wie anders könnte man sich sonst Ihren 
Antrag erklären? 

Andere Argumente des Gerichts zur Frage der Ver-
fassungsmäßigkeit des Gesetzes möchte ich vernach-
lässigen und Gründe nennen, warum auch das zweite 
Argument der Petenten, die Ausführung des Volks-
zählungsgesetzes sei verfassungswidrig, unzutref-
fend ist. Entsprechend der Ansicht der Petenten 
machten auch die Beschwerdeführer geltend, daß die 
derzeitige Durchführung des Volkszählungsgesetzes 
durch die statistischen Landesämter mangelhaft sei, 
insbesondere deshalb weil Löschungs-, Anonymisie-
rungs- und Abschottungsregeln mangelhaft eingehal-
ten würden. 

Zu Recht weist das Gericht in diesem Zusammen-
hang auf die unabhängigen Datenschutzbeauftragten 
hin, die jederzeit schützend und rechtswahrend die 
Durchführung des Gesetzes überwachen. Neben die-
ser staatlichen Kontrolle steht es jedem Bürger frei, die 
Durchführung des Gesetzes vor den Fachgerichten 
überprüfen zu lassen. Mängel bei der Ausführung des 
Gesetzes berühren also nicht, wie dies den Petenten 
offensichtlich vorschwebt, die Verfassungsmäßigkeit 
des Volkszählungsgesetzes. Ausführungsdefizite im 
Einzelfall müssen durch die Fachgerichte verhindert 
werden. Die Verfassungsmäßigkeit des Volkszäh-
lungsgesetzes bleibt davon aber unberührt. 

Das dritte Argument der Petenten schließlich, wo-
nach eine entsprechend große Unruhe in der Bevöl-
kerung die Pflicht des demokratischen Parlaments 
auslöse, ein Gesetz zurückzuziehen, wird nur ver-
ständlich, wenn man das Staatsverständnis der Peten-
ten berücksichtigt. Die Petenten meinen, daß große 
Unruhe in der Bevölkerung gleichsam eine plebiszi-
täre Bindung des Parlamentariers auslöse, der Stimme 
des Volkes zu gehorchen. Einmal ganz abgesehen 
davon, daß einige durch Agitation lauthals geäußerte 
Stimmen mit der Stimmung der Bevölkerung nichts zu 
tun haben, halte ich diesem plebiszitären Verfas-
sungsverständnis meine Weisungsfreiheit als Abge-
ordnete entgegen. 

Meine Damen und Herren, das eigentlich Bedenk-
liche an der Pe tition ist nicht darin zu sehen, daß die 
Petenten offensichtlich eine plebiszitär ausgerichtete 
Demokratie wollen — darüber kann man sachlich 
streiten — , bedenklich ist es aber, wenn die Petenten 
eine zwangsweise Durchsetzung des Volkszählungs-
gesetzes als staatliche Disziplinierungsmaßnahme be- 
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zeichnen und die Bundesrepublik Deutschl and als Er-
fassungsstaat, der seine Bürgerinnen und Bürger zu 
Puppen an unsichtbaren Drähten der Politik mit den 
Mitteln der modernen Datenverarbeitung machen 
will , diffamieren. 

Kolleginnen und Kollegen, was haben wir Parla-
mentarier falsch gemacht, daß, wenn auch nur bei 
einer Minderheit, dieses völlig realitätsfremde Staats-
verständnis von der Bundesrepublik Deutschland auf-
kommen konnte? Wie ist es zu erklären, daß bei jun-
gen Menschen die zwangsweise Durchsetzung eines 
demokratisch beschlossenen Gesetzes nicht als Pflicht 
der Exekutive und damit als Garant der Realisierung 
demokratisch gefaßter Beschlüsse verstanden wird? 
Ich meine, daß eine Entwicklung, die mit einer reali-
tätsfremden Staatsauffassung beginnt und sich in den 
Worten „Sicherheitsapparat" und „Repressionsappa-
rat" niederschlägt, tragisch für andere in einem Wald-
stück an  der Frankfurter Startbahn West enden 
kann. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Oh! Oh!) 

Wir Parlamentarier sollten uns alle in die Pflicht 
nehmen — wir sind verpflichtet — , diesem falschen 
Staatsverständnis überzeugend entgegenzutreten. 
Wir sind aber auch verpflichtet — dafür trete ich mit 
aller Entschiedenheit ein — , demokratisch beschlos-
sene Gesetze mit den rechtsstaatlichen Mitteln der 
Zwangsvollstreckung durchzusetzen. Die schwei-
gende Mehrheit der Bevölkerung verlangt dies von 
uns. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Kleinert  [Marburg] [GRÜNE]: Das war aber 
liberaler Geist, den Sie hier versprüht ha

-

ben!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär Herr Spranger. 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Auch der jetzt diskutierte Antrag 
der GRÜNEN geht völlig an  der Realität vorbei. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Natürlich — 
Dr.  Lippelt [Hannover] [GRÜNE]: An Ihrer 

Realität!) 

Sie wollen einfach nicht zur Kenntnis nehmen, daß die 
Volkszählung erfolgreich war und daß der von Ihnen 
mit großem Aufwand bet riebene Boykott der Volks-
zählung kläglich gescheitert ist. Ich muß auch sagen: 
Die abstrusen Äußerungen von Frau Schmidt-Bott zei-
gen zusätzlich, wie sehr Sie auch die Vernunft der 
Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschl and in die-
sem Zusammenhang unterschätzt haben; 

(Dr. Göhner [CDU/CSU]: So ist es!) 

denn die ganz überwältigende Mehrheit der Bevölke-
rung hat die Volkszählung als das empfunden, was sie 
seit eh und je sowohl bei uns als auch weltweit ist, eine 
notwendige Inventur, die die unentbehrlichen Hand-
lungsgrundlagen für eine dem Sozialstaatsprinzip 
verpflichtete staatliche Politik liefert. 
So hat es auch das Bundesverfassungsgericht in sei-

ner Entscheidung im Jahre 1983 festgestellt. Mit die

-

ser Zielsetzung hat der Deutsche Bundestag mit ganz 
überwältigender Mehrheit im Jahre 1985 das Volks-
zählungsgesetz 1987 beschlossen. 

Die von den GRÜNEN aufgestellten Behauptungen 
für eine Beendigung der Volkszählung sind falsch. Sie 
stehen im Widerspruch zu dem tatsächlichen Ablauf 
und auch zu dem Ergebnis der Arbeiten bei der 
Durchführung der Volkszählung. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Ihre Behaup

-

tungen sind alle richtig?!) 

Nach den uns vorliegenden Berichten der statisti-
schen Ämter ergibt sich folgendes Bild: Das Verteilen 
und Einsammeln der Erhebungsunterlagen durch die 
Zähler ist beendet. Soweit Haushalte bzw. Personen 
durch die Zähler nicht erreicht wurden, haben die 
Erhebungsstellen die Unterlagen per Post zugesandt. 
Dieses Verfahren ist, von wenigen Ausnahmen abge-
sehen, ebenfalls abgeschlossen. 

Ein verhältnismäßig großer Anteil der Befragten hat 
den Postweg für die Rückgabe der ausgefüllten Fra-
gebögen gewählt. Von dieser Möglichkeit haben 
mehr Bürger Gebrauch gemacht, als ursprünglich er-
wartet wurde. Bundesweit dürfte dieser Anteil etwa 
30 % betragen. 

Nach den Feststellungen der statistischen Ämter 
des Bundes und der L ander sowie der kommunalen 
Spitzenverbände ist in ländlichen Regionen und klei-
neren Städten die Zählung nahezu abgeschlossen. In 
größeren Städten sind im Durchschnitt 95 % der Un-
terlagen in den Erhebungsstellen eingegangen. 

(Frau Schmidt-Bott [GRÜNE]: Ich habe noch 
nicht einmal eine Mahnung!) 

Die Erhebungsstellen haben bei den Statistischen 
Landesämtern, die die Fragebögen auswerten, durch-
schnittlich über die Hälfte der Volkszählungsunterla-
gen abgeliefert, in Bayern sind es bereits drei Viertel 
der Fragebögen, die dem Statistischen Landesamt 
vorliegen. Aus diesen Zahlen wird deutlich, daß die 
Erhebungsstellen konzentriert und zügig gearbeitet 
haben. 

Verweigerungen fielen insgesamt nicht ins Ge-
wicht. In fast allen Gemeinden, die ihre Volkszäh-
lungsunterlagen bereits dem Statistischen Landesamt 
zugeleitet haben, lagen die Verweigerungen weit un-
ter einem Prozent. 

(Frau Schmidt-Bott [GRÜNE]: Das haben Sie 
aber schon einmal anders gesagt!) 

Die Qualität der Daten ist gut. Sie entspricht dem 
Standard früherer Zählungen. Das haben Ende Okto-
ber auch die Vertreter der kommunalen statistischen 
Ämter in einer Presseerklärung sehr deutlich und ein-
drucksvoll zum Ausdruck gebracht. Dies gilt grund-
sätzlich auch für die postalisch zurückgesandten Er-
hebungsunterlagen, wenngleich hier naturgemäß in 
größerem Umfang Nachbearbeitungen und Rückfra-
gen bei den Bürgern erforderlich waren. 

Die von den statistischen Ämtern des Bundes und 
der Länder für die Durchführung der Zählung aufge-
stellten Zeitpläne konnten bei anfänglichen Verzöge-
rungen im wesentlichen eingehalten werden. Soweit 
Arbeitsrückstände aufgetreten sind, sind sie auf den 
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höheren Berarbeitungsaufwand zurückzuführen, der 
durch die Rückgabe der Fragebögen auf dem Postweg 
entstanden ist. 

Schließlich, die Rechtsprechung der Oberverwal-
tungsgerichte, der Verwaltungsgerichtshöfe, des 
Bundesverfassungsgerichts hat ausnahmslos die Ver-
fassungsmäßigkeit des Volkszählungsgesetzes und 
seiner Durchführung bestätigt. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat durch die Erste Kammer des Ersten 
Senats in jüngster Zeit mehrere Entscheidungen zum 
Volkszählungsgesetz 1987 getroffen. Das Bundesver-
fassungsgericht hat in diesen Entscheidungen eben-
falls die Verfassungsmäßigkeit der von einigen Ver-
fassungsbeschwerdeführern beanstandeten Regelun-
gen des Volkszählungsgesetzes und seines Vollzuges 
mit eingehender Begründung herausgestellt. Die Ver-
fassungsbeschwerdeführer hatten nahezu alle gegen 
die Volkszählung geltend gemachten Einwände vor-
getragen. Die Entscheidungen des Bundesverfas-
sungsgerichts haben deshalb grundsätzliche und weit 
über die Klärung der Einzelfälle hinausreichende Be-
deutung. 

Nach den Feststellungen der Bundesregierung 
kann am Erfolg der Volkszählung überhaupt nicht 
gezweifelt werden. Die bisherigen Ergebnisse bestäti-
gen, daß der Versuch der GRÜNEN und anderer, un-
sere Bevölkerung über die Volkszählung in die Irre zu 
führen, jämmerlich mißlungen ist. 

Aus der Sicht der Bundesregierung ist deshalb der 
vorliegende Antrag der GRÜNEN abzulehnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksa-
che 11/1120. Wer diesem Antrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Der Antrag ist abge-
lehnt. 

Wer der Beschlußempfehlung des Petitionsaus-
schusses auf Drucksache 11/967 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Gegen einige Stim-
men der GRÜNEN ist das so angenommen. 

Wir stimmen jetzt über den Antrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN — Beendigung der Volkszählung 1987 — 
auf Drucksache 11/925 ab. Wer diesem Antrag zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Die Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Antrag 
ist abgelehnt. 

Ich rufe Punkt 11 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Sammelübersicht 28 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
— Drucksache 11/968 — 

Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion der 
SPD auf Drucksache 11/1138 vor. 

Im Ältestenrat ist für die Beratung ein Beitrag bis zu 
fünf Minuten für jede Fraktion vereinbart worden. — 

Es erhebt sich kein Widerspruch. Dann ist das so be-
schlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge-
ordnete Reuter. 

Reuter (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Beide hier vorliegende Peti-
tionen fordern die Anerkennung des Berufs der Un-
terrichtsschwester oder des Unterrichtspflegers als 
Mangelberuf und somit die zuschußweise statt darle-
hensweise Förderung der Fortbildung zur Unterrichts-
schwester oder zum Unterrichtspfleger gemäß § 44 
Abs. 2 Nr. 4 des Arbeitsförderungsgesetzes durch die 
Arbeitsverwaltung in Nürnberg. 

Meine Damen und Herren, der Arbeits- und Sozial-
minister, der heute morgen so vollmundig wiederum 
erklärt hat, daß wir doch die berufliche Qualifikation 
brauchen, um das Phänomen Arbeitslosigkeit zu be-
kämpfen, bringt es in seinem Ministe rium nicht fertig, 
hier dem Antrag der Petenten zu entsprechen. Er be-
gründet seine These, bundesweit für die Berufs

-

klasse 8531 Kräftemangel zu attestieren damit, daß er 
eine Statistik heranzieht, die für die Bewertung dieses 
Vorganges völlig untauglich ist. Die Petenten belegen 
glaubhaft, daß Stellenvermittlungen im Bereich der 
Berufsklasse — das sind die von mir genannten Aus-
bildungskräfte für Krankenpflege — nicht über die 
Arbeitsämter vorgenommen werden, sondern durch 
Inserate in Fachzeitschriften, betriebsinterne Aus-
schreibungen und ähnliches. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Daher werden offene Stellen den Arbeitsämtern sel-
ten gemeldet. Deshalb kann man eine Statistik, die 
auf falschen Daten basiert, nicht heranziehen, um hier 
eine sachgerechte Entscheidung zu treffen. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Frau Nik

-

kels [GRÜNE]) 

Das Landessozialgericht Rheinland-Pfalz hat zu 
dieser Streitfrage der Anerkennung als Mangelberuf 
umfassende Untersuchungen jenseits der Arbeitsver-
waltungsstatistik durchgeführt und ist in seinem Ur-
teil zu der Auffassung gelangt, daß der Beruf der 
Unterrichtsschwester oder des Unterrichtspflegers 
regional und bundesweit als Mangelberuf anzusehen 
ist. Von 1983 bis 1985 waren im Bundesgebiet ca. 10 % 
der Unterrichtspfleger- oder Unterrichtsschwestern

-s tellen unbesetzt. Im selben Zeitraum waren unter 
den Unterrichtskräften ca. 10 % nicht als Lehrpersonal 
ausgebildet. Ich könnte die Begründungen aus Rhein-
land-Pfalz ellenlang fortsetzen. 

Ich verweise auf einen anderen Aspekt. Das Euro-
päische Übereinkommen vom 25. Oktober 1985 emp-
fiehlt eine Verhältniszahl zwischen Schülern und 
Ausbildern von 15 : 1. Diese Norm wird zwar im Wort-
laut des Krankenpflegegesetzes nicht übernommen. 
Doch kann oder muß sogar angenommen werden, daß 
im Interesse einer effizienten Ausbildung und einer 
einheitlichen europaweiten Angleichung auch vom 
bundesdeutschen Gesetzgeber ein entsprechendes 
Verhältnis angestrebt wird. Aber die Schüler-Lehrer-
Relation beträgt derzeit durchschnittlich 30 : 1. Mittel-
fristig werden bis 2 500 Unterrichtskräfte zusätzlich 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 39. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 12. November 1987 	2615 

Reuter 

benötigt. Daher ist mit einer erheblichen Verschär-
fung der Mangellage zu rechnen. 

Deshalb bitte ich Sie herzlich, unserem Antrag zu-
zustimmen, den Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les aufzufordern, diese Berufsbereiche als Mangelbe-
reiche auszuweisen, damit hier eine Förderung erfol-
gen kann. Es kann doch keinen Sinn machen, daß die 
Bundesregierung permanent von beruflicher Qualifi-
kation spricht, aber den Bürgern, die willens und be-
reit sind, das zu tun, die finanzielle Grundlage nicht 
bereitstellen will. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Die Leidtragenden sind wieder die Frauen, die es sich 
nicht leisten können, sich beruflich zu qualifizieren, 
wenn sie nachher mit 30 000 DM Schulden daste-
hen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Ich trage Ihnen noch ein kurzes Zitat vor: 

Der Schwerpunkt unserer offensiven Arbeits-
marktpolitik liegt bei beruflicher Qualifizierung 
und Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen. Aus- und 
Weiterbildung sind ein Schlüssel für mehr Be-
schäftigung. 

Das sind die Worte unseres Bundeskanzlers Helmut 
Kohl vom 18. März 1987. 

Meine Damen und Herren, tragen Sie dazu bei, daß 
die Aussagen Ihres Bundeskanzlers nicht leere Wort-
hülsen bleiben! Stimmen Sie unserem Antrag zu! Sie 
retten damit ein Stück Glaubwürdigkeit Ihrer Regie-
rung. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort  hat der Abge-
ordnete Fuchtel. 

Fuchtel (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Die eigentliche Ursache, Herr Kol-
lege Reuter, für die heute behandelte Pe tition ist nicht 
die Frage, ob ein Mangelberuf vorliegt. Den Unter-
richtsschwestern geht es einfach darum, daß sie künf-
tig die Kosten für ihre Weiterbildung nicht mehr als 
Darlehen, sondern als Zuschuß erhalten. Das sollten 
wir hier deutlich aussprechen. 

(Frau Limbach [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Zugegebenermaßen ist deren Weiterbildung nicht bil-
lig und der Mehrverdienst anschließend nicht über-
wältigend. Insoweit verstehe ich das Anliegen der 
Betroffenen. Sie suchen jetzt Hilfe in einem Paragra-
phen des Arbeitsförderungsgesetzes. Auch das ver-
stehe ich. 

Aber der genannte § 44 des Arbeitsförderungsge-
setzes kann hier nicht helfen. Voraussetzung wäre 
nämlich ein tatsächlicher Mangel an Unterrichts-
schwestern. Die nackten Fakten sehen aber anders 
aus: Im September 1986 gab es nicht weniger als 589 
arbeitslose Unterrichtsschwestern. Dagegen standen 
ganze 83 offene Stellen. Das heißt: Auf eine offene 
Stelle kommen 7 Arbeitslose. Und dies soll nach Mei-
nung der SPD ein Mangel sein! Der SPD und den 
GRÜNEN muß ich entgegenhalten: Hier liegt kein 

Mangel an Kräften, sondern ein Mangel an politischer 
Vernunft vor. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Reuter? 

Fuchtel (CDU/CSU): Nein, die Zeit ist mir zu kurz. 
— Nun kann man sagen — wie das vorhin der Herr 
Reuter gemacht hat — : Dies alles interessiert uns ei-
gentlich nicht. — Mich wundert, daß die SPD auf ein-
mal nichts mehr von Statistiken wissen wi ll . Wenn wir 
beim Arbeitsmarkt auf die steigende Zahl der Er-
werbstätigen hinweisen, halten Sie uns die Quote ent-
gegen. Hier ist die Quote mindestens 14 % Arbeitslo-
sigkeit, und trotzdem argumentieren Sie umgekehrt. 
Sie müssen uns schon sagen, Herr Kollege Reuter, wie 
Sie es künftig halten wollen. 

Sicher kann nicht ausgeschlossen werden, daß es 
hin und wieder regionale Engpässe gibt. Deswegen 
können wir aber doch nicht das Arbeitsförderungsge-
setz an dieser Stelle öffnen. Wir sollten auch an die 
Folgen denken. Die Nachfrage nach dieser Weiterbil-
dung wird dann steigen; also wird es eine noch höhere 
Quote von Arbeitslosen geben. Das können doch auch 
Sie eigentlich gar nicht wollen. 

Ich möchte auch daran erinnern, daß diese Sache 
Präzedenzwirkung hätte. Angesichts einer Quote von 
14 % Arbeitslosen wäre es ein Bärendienst, wenn wir 
mit einer solchen begünstigenden Regelung die Zahl 
der Arbeitslosen auf bis vielleicht 20 % herauf schrau-
ben  würden. Die Bundesanstalt für Arbeit würde so 
mit ihrem eigenen Geld weitere Arbeitslosigkeit pro-
duzieren. Das kann doch nicht Sinn der Bundesanstalt 
für Arbeit und der Gesetzgebung unseres Landes 
sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Reuter [SPD]: 
Ihr Argument ist doch völlig falsch, stimmt 

doch statistisch nicht!) 

Meine Damen und Herren, Sie müssen schon eine 
ganz besondere Art von Interessenvertrete rn  der Ar-
beitnehmer sein, wenn Sie dies für richtig halten. 

(Reuter [SPD]: Sie begreifen ja die einfach

-

sten Dinge nicht! — Weitere Zurufe von der 
SPD) 

Wir müssen auch gegenüber Regelungen im Ar-
beitsförderungsgesetz Zurückhaltung üben, die eine 
notwendige Mobilitätsbereitschaft von Arbeitneh-
mern schwächen. Was wir brauchen, ist nicht weniger 
Mobilität, sondern Bereitschaft zu mehr Mobilität. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Und es gibt nun eben für Unterrichtsschwestern nicht 
an jedem Ort eine Arbeitsstätte. Wer nur begrenzt 
zum Ortswechsel bereit ist, kann doch diese Tatsache 
nicht grenzenlos der Allgemeinheit anlasten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau!) 

Ich spreche hier als jemand, der aus dem Süden unse-
res Landes kommt. Und da muß ich feststellen, daß wir 
um Arbeitskräfte werben und daß dies äußerst müh-
sam ist. Das darf doch durch Öffnung des Arbeitsför-
derungsgesetzes nicht noch schwieriger werden. 
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Aus diesem Grund möchte ich darum bitten, daß 
diese Petition für erledigt erklärt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Nickels. 

Frau Nickels (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Wie Sie wissen, bin ich gelernte 
Krankenschwester und kenne das Problem ein biß-
chen aus der Praxis. 

Zunächst einmal muß man hier feststellen, daß die 
Bundesregierung es bei der Änderung des Kranken-
pflegergesetzes — wobei auch die Empfehlungen des 
Europäischen Übereinkommens einfließen und dem 
Sinn nach erfüllt werden sollten — für wünschenswert 
erklärt hat, ein Verhältnis von 1 : 15 von Unterrichts-
schwester zu Krankenpflegeschülerinnen herzustel-
len. Die Realität sieht so aus, wie der Kollege von der 
SPD es gesagt hat: 1 : 30. 

Was das bedeutet, kann ich Ihnen aus der Praxis 
schildern: Es gibt sehr viele kleinere Häuser, in denen 
eine einzige ausgebildete Unterrichtsschwester für 
60 Schülerinnen zuständig ist. Und diese arme Frau 
ersäuft in Verwaltungskram und hat ganz wenig Zeit, 
wirklich selber Unterricht zu erteilen oder — was im 
Sinne der Zusammengehörigkeit von praktischer und 
theoretischer Ausbildung nötig wäre — die Schülerin-
nen auch auf der Station in Pflegetechniken, im Um-
gang mit Patienten zu unterweisen. Dazu kommt eine 
Unterrichtsschwester aber in aller Regel überhaupt 
nicht. Ich habe noch keine gesehen, die das kann, 
ohne sich wirklich dumm und dusselig zu arbeiten. 

Von daher gesehen: Nach meiner praktischen Er-
fahrung und nach den Zahlen, die die Bundesregie-
rung selber empfohlen hat, ist hier ein Mehrbedarf 
unabdingbar gegeben. Der ist von der ÖTV in Höhe 
von 2 000 Unterrichtsschwestern errechnet. 

Nun haben Sie gesagt, daß es mehr als 500 arbeits-
lose Unterrichtsschwestern gebe. Hier ist schon ein-
mal darauf hingewiesen worden, daß die Statistiken 
nicht in Ordnung sind, weil die Vermittlung von 
Schwestern, auch von Unterrichtsschwestern, in aller 
Regel über die Fachzeitschriften und nicht über die 
Arbeitsämter läuft. Das muß m an  hier noch einmal 
sagen. 

(von der Wiesche [SPD]: Das ist der Punkt!) 

Sie können nicht an der Wirklichkeit vorbei reden, 
Herr Fuchtel, das geht einfach nicht. 

Ein Problem ist auch, daß die Zahl der Unterrichts-
stunden für die Ausbildung auf 1 800 Stunden erhöht 
worden ist. 

Ich will  ein weiteres Problem einführen, das in der 
Petition nicht zum Ausdruck kommt, aber damit im 
Zusammenhang gesehen werden muß: Es gibt eine 
unabdingbare Verknüpfung von fiskalischen Ge-
sichtspunkten und Krankenpflegeerfordernissen. Ich 
habe den Eindruck, daß der Krankenpflege und der 
Krankenversorgung generell das Diktat des Geizes 
aufgezwungen wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Meine Kolleginnen auf den Stationen — also auch die 
Unterrichtsschwestern —, müssen unglaublich arbei-
ten, weil in den Krankenhäusern Personal eingespart 
wird. Mittlerweile werden ehrenamtliche Kräfte, kari-
tativ engagierte Menschen in den Krankenhäusern 
benötigt, um die psychische Betreuungsarbeit zu lei-
sten, die aus Arbeitsüberlastung in der Krankenpflege 
zwangsläufig oft zu kurz kommen muß. Die Schwester 
kann das nicht mehr. Eine Schulschwester kann 
— wie ich eben schon ausführte — von ihrem Zeitbud-
get her die Schülerinnen auf den Stationen nicht ver-
nünftig anweisen. Das ist ein Skandal. 
Man muß sich wirklich überlegen, ob man auf lange 

Sicht gesehen eine qualifizierte Schwesternausbil-
dung haben will, ob man eine qualifizierte, vernünf-
tige Krankenbetreuung haben will  oder ob hier das 
Diktat des Geizes herrschen soll. Das ist ein Problem, 
das in der Petition nicht angesprochen ist, das ich aber 
der Regierung wirklich noch einmal auf den Tisch 
legen will. 
Das Haus, in dem ich gelernt und gearbeitet habe, 

ist ein kleines kirchliches Haus. Do rt  konnte man es 
sich nicht leisten, eine zweite Unterrichtsschwester 
einzustellen. Sie haben viele Jahre im Verbund mit 
anderen kirchlichen Häusern eine Schulschwester 
als Leiterin gehabt, weil es sonst zu teuer geworden 
wäre, und haben den Unterricht von Ärzten machen 
lassen, damit sie nicht die ganzen Nebenabgaben lei-
sten mußten. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage, Frau Kollegin? 

Frau Nickels (GRÜNE): Ja, bitte. 

Frau Limbach (CDU/CSU): Frau Nickels, ich ver-
stehe Ihre Argumentation für die Krankenschwestern 
sehr gut. Aber können Sie mir einmal erklären, wie 
das Problem durch Erledigung der Petitionen im Sinne 
der Petenten gelöst werden kann? Ich meine, Sie müß-
ten die Lösung dieses Problems auf einem ganz ande-
ren Gebiet suchen. 

Frau Nickels (GRÜNE): Frau Kollegin, erst einmal 
muß ich das Problem ernst nehmen. Ich habe hier 
gesagt, es sind zwei Dinge wichtig: erstens eine ver-
nünftige, ordentliche Ausbildung und zweitens: 
Wenn die Regierung die Gesetze, die sie selber macht, 
wirklich ernst nimmt — der Schlüssel muß also 1 : 15 
sein, Bedarf: 2 000 Kräfte — , dann müssen Sie hier 
unabdingbar das Arbeitsförderungsgesetz ändern, 
damit Sie auch eine angemessene Anzahl von Unter-
richtskräften bekommen. Das ist eine ganz klare Sa-
che. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 
Drittens. Selbst wenn man das Arbeitsförderungs-

gesetz ändert — in diese Richtung zielt die Frage von 
Frau Limbach — , aber von den politisch Verantwort-
lichen dieses Diktat des Geizes, dem die Kranken-
pflege ausgesetzt ist und dem die Personalpolitik in 
den Krankenhäusern unterliegt, nicht aufhebt, kann 
man natürlich diese Schwestern nicht einstellen, ob-
wohl man sie dringend braucht, weil man sie eben 
nicht bezahlen kann. Das Diktat des Geizes steht dann 
über den gesetzlich angestrebten Zielvorgaben und 
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über dem Anspruch einer vernünftigen Versorgung 
der Pa tienten. Ich finde, das ist ein Skandal, und 
darum unterstützen wir den Antrag der SPD. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort  hat die Abge-
ordnete Frau Dr. Sega ll . 

Frau Dr. Segall (FDP): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Anlaß der Aussprache bilden zwei 
nahezu inhaltsgleiche Pe titionen, mit denen erreicht 
werden soll, den Beruf der Unterrichtsschwester bzw. 
des Unterrichtspflegers als Mangelberuf anzuerken-
nen und damit dieser Berufsgruppe ein nicht rück-
zahlbares Unterhaltsgeld zu gewähren. 

Die Petenten sind der Ansicht, daß infolge der Aus-
wirkungen des Krankenpflegegesetzes ein erhöhter 
Bedarf an Unterrichtsschwestern bzw. -pflegern be-
steht. So sei eine Mindeststundenzahl für das auszu-
bildende Krankenpflegepersonal von 1 600 theoreti-
schen und praktischen Stunden — also nicht 1 800; 
ich meine, es wären nur 1 600 — vorgeschrieben. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Das stimmt nicht!) 

Das sind etwa 400 Stunden mehr als vor der Novellie-
rung. Bedenke man fe rner, daß eine Reihe von Prü-
fungs- und Ausbildungsfächern neu hinzugekommen 
seien, die eine weitere Qualifizierung der Unterrichts-
schwestern/-pfleger nötig mache, so werde um so kla-
rer, daß eine Mangelsituation bestehe. 

Auch das Zahlenverhältnis von Auszubildenden 
und Unterrichtsschwestern gebe Anlaß, einen Man-
gel anzunehmen. Schließlich weisen die Petenten auf 
ein Europäisches Übereinkommen hin, in dem emp-
fohlen wird, die Zahl der Lehrkräfte zur Schülerzahl in 
ein Verhältnis zu stellen, das eine angemessene Aus-
bildung und Überwachung gewährleistet. Dabei ist 
als Ideal eine Lehrkraft für 15 Schüler oder Schülerin-
nen vorgesehen. 

Der Bundesgesetzgeber hat bewußt davon abgese-
hen, dieses zweite Erfordernis zu übernehmen, um 
den bestehenden Schwierigkeiten in den Ländern 
Rechnung zu tragen. Sie wären nämlich mit der Rea-
lisierung dieses Zahlenverhältnisses überfordert. 

Was die konkrete Mangelsituation betrifft, halte ich 
die Stellungnahme des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung für überzeugend. Danach ist die 
Frage der Mangelsituation eine Einzelfallfrage. Das 
heißt, es muß unter Einbeziehung regionaler und 
zeitlicher Aspekte konkret entschieden werden, ob 
eine Mangelsituation vorliegt oder nicht. Eine globale 
Beurteilung — wie vom Petenten vorgeschlagen — ist 
abzulehnen. Ein entsprechendes Urteil des Landesso-
zialgerichts Bayern liegt ebenfalls vor. 

Wieder einmal stehen wir — wie so häufig im Peti-
tionsausschuß — vor einem, so möchte ich beinahe 
sagen, klassischen Konflikt: Während der Bürger die 
Ausweitung einer sozialen Leistung verlangt, sieht 
sich der Staat gezwungen, diese Leistung im Interesse 
der Gemeinschaft zu begrenzen. Uns allen ist doch 
bekannt, wie sehr wir uns — und mit „uns " meine ich 
nicht den Staat, sondern alle Bürger — durch eine 
immer weitere Inanspruchnahme sozialer Sicherungs-
systeme selbst gefährden. Die Interpreta tion des § 44 

Abs. 2 Nr. 4 des Arbeitsförderungsgesetzes dahin ge-
hend, daß ein Einzelfall nachgewiesen sein muß, trägt 
diesem Umstand Rechnung. 

Dennoch meine ich, daß man in diesem konkreten 
Fall einen gerechten Ausgleich zwischen dem Anlie-
gen der Petenten und dem Anliegen des Staates, fi-
nanzielle Mittel im Bereich der sozialen Sicherung zu 
schonen, finden kann. Bei regionalen Mängeln — die 
ja auch vom Bundesministerium für Arbeit einge-
räumt werden — muß im konkreten Einzelfall unter 
Berücksichtigung regionaler und zeitlicher Aspekte 
geprüft werden, ob ein Mangelberuf vorliegt oder 
nicht. Im Falle der beiden Petenten ist die regionale 
Mangelsituation nicht gegeben. 

Die FDP schließt sich dem ablehnenden Votum des 
Petitionsausschusses an. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Reuter  [SPD]: Das ist sehr bedauerlich!) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
11/1138. Wer ihm zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Der Antrag ist abgelehnt. 

Wer nun der Beschlußempfehlung des Petitionsaus-
schusses auf Drucksache 11/968 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Die 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die Beschlußemp-
fehlung ist angenommen. 

Ich rufe Punkt 12 und Zusatzpunkt 6 der Tagesord-
nung auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion DIE GRÜ-
NEN Erlaß einer Überprüfungsordnung für 
Heilpraktiker 
—Drucksache 11/469 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 

Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/ 
CSU und FDP Überprüfungsordnung für Heil-
praktiker 
—Drucksache 11/1133 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 

Interfraktionell ist für die gemeinsame Beratung 
dieser Tagesordnungspunkte ein Beitrag bis zu fünf 
Minuten für jede Fraktion vereinbart worden. — Es 
erhebt sich kein Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Wilms-Kegel. 

Frau Wilms-Kegel (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Seit Jahren bemüht sich 
die Heilpraktikerschaft darum, eine einheitliche 
Überprüfungsordnung zu erreichen. Seit Jahren wird 
die Zuständigkeit dafür jedoch sowohl vom Bundes-
minister als auch von den Landesministerien wechsel-
seitig zurückgewiesen. Dabei besagen eindeutige ju- 



2618 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlpe riode — 39. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 12. November 1987 

Frau Wilms-Kegel 

ristische Gutachten, daß nach § 7 des Heilpraktiker-
gesetzes der zuständige Bundesminister die erf order

-

lichen  Rechts- und Verwaltungsvorschriften zu erlas-
sen hat. Ich denke, daß wir die dringend nötige Ver-
einheitlichung der Überprüfungen jetzt nicht durch 
juristische Spitzfindigkeiten weiter hinauszögern dür-
fen. 

Millionen Menschen suchen jährlich Heilpraktiker 
auf, weil sie sich von ihnen die richtige Hilfe verspre-
chen. Im Gegensatz zur klassisch naturwissenschaftli-
chen Medizin haben Heilpraktiker ein ganzheitliches 
Menschenbild als Grundlage der Ausübung ihrer 
Heilkunde, und genau diese Art  von Behandlung, die 
den ganzen Menschen einbezieht, wünschen sich im-
mer mehr Menschen als Gegensatz zur rein techni-
schen Medizin. Aus diesem Grunde muß die Möglich-
keit der naturheilkundlichen Behandlung als Alter-
native erhalten und gesichert werden. 

Doch im Gegensatz zu Ärztinnen und Ärzten müs-
sen Heilpraktiker und Heilpraktikerinnen heute kei-
nerlei Ausbildung absolvieren und müssen auch nicht 
in Prüfungen ihre Befähigung zur Ausübung der Heil-
kunde angemessen nachweisen. Das hat Heilprakti-
kerinnen und Heilpraktiker immer wieder in Verruf 
gebracht; ihnen ist die Bezeichnung „Quacksalber" 
angehängt worden. Aber die Heilpraktiker sind doch 
nicht daran schuld, daß von ihnen lediglich verlangt 
wird, daß sie in einer Prüfung nachweisen, daß sie 
genaue Kenntnisse darüber haben, was sie nicht tun 
dürfen und was sie nicht wissen müssen. Gerade die 
Heilpraktikerschaft verlangt ja eine Überprüfungs-
ordnung, nach der umfangreiches Wissen über die 
körperlichen, medizinischen, physiologischen, anato-
mischen und pathologischen Zusammenhänge nach-
gewiesen werden muß. Eine solche Überprüfungs-
ordnung, die auch Kenntnisse über Krankheiten und 
Behandlungsmöglichkeiten zum Inhalt hat, ist auch 
im Sinne eines Schutzes der beim Heilpraktiker hilf e-
suchenden Menschen dringend erforderlich. 

Die jetzige Uneinheitlichkeit der Überprüfung bei 
den einzelnen Gesundheitsämtern hat dazu geführt, 
daß Institute dies unse riös einsetzen, um Menschen 
mit dem Versprechen auf leichte Prüfungen und viel 
Verdienst als Heilpraktiker oder Heilpraktikerinnen 
das Geld aus der Tasche zu ziehen. Wir GRÜNEN 
haben immer betont, daß wir naturheilkundliche Me-
dizin, wie Heilpraktiker sie ausüben, als festen Be-
standteil in unser Gesundheitswesen integriert haben 
wollen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Gerade deswegen legen wir großen Wert darauf, daß 
der Heilpraktikerstand erhalten bleibt und durch eine 
zeitgemäße einheitliche Überprüfungsordnung als 
Heilberuf akzeptiert wird. 

Jetzt, meine Damen und Herren, stehen wir vor der 
bemerkenswerten Situation, daß mir bis hierhin alle 
meine Nachredner recht geben werden und dennoch 
unser grüner Antrag keine Zustimmung finden wird; 
denn um einem grünen Antrag nicht zustimmen zu 
müssen, haben sich die Damen und Herren der Koali-
tionsfraktionen dazu entschlossen, erneut das Ping-
pongspiel zwischen Bundes- und Landeskompeten-
zen anzupfeifen. Damit drücken sie sich davor, end

-

lich dafür zu srgen, daß ein in unserem Gesundheits-
wesen allgemein anerkannter Berufsstand einen an-
gemessenen Platz erhält; denn Sie wissen ja: Ein Be-
ruf ohne Ausbildungs- oder Prüfungsordnung wird 
allgemein für minderwertig gehalten. 

Wir fordern Sie auf, dafür zu sorgen, daß die Ma-
chenschaften unseriöser Ausbildungsinstitute been-
det werden. Wir fordern Sie auf, die Ausübung der 
Naturheilkunde nicht länger zu diskriminieren. Wir 
fordern Sie auf, dafür zu sorgen, daß kranke Men-
schen die Sicherheit haben, von gut ausgebildeten 
und hochqualifizierten Heilpraktikern behandelt zu 
werden. Wir fordern Sie auf, dem Berufsstand der 
Heilpraktiker die ihm zustehende Anerkennung nicht 
länger zu verweigern. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Wir fordern Sie auf, dies sofort zu tun und nicht mittels 
juristischer Spitzfindigkeiten auf die lange Bank zu 
schieben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren von den Koalitionsfrak-
tionen, unterstützen Sie diesen Antrag, auch wenn es 
ein grüner ist, zum Wohle der kranken Menschen und 
der Heilpraktiker, und ziehen Sie Ihren Antrag zu-
rück. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Kossendey. 

Kossendey (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Liebe Frau Wilms-Kegel, jedes 
Pingpongspiel — das wissen Sie aus Erfahrung — hat 
irgendwann ein Ende, spätestens nach dem dritten 
Satz. Wir wollen dazu mit unserem Antrag beitragen, 
daß dieses Spiel möglichst schnell zu Ende geht, das 
wir für die Vergangenheit auch bedauern. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Wieviel Sätze wol

-

len Sie denn noch?) 

Beide Anträge, die hier im Plenum vorliegen, haben 
ein gemeinsames Ziel — das wissen Sie wie wir — : 
Wir wollen eine einheitliche, nach vernünftigen 
Grundsätzen formulierte Überprüfungsordnung 
schaffen, damit der Zugang zur Heilpraktikerschaft 
besser als in der Vergangenheit kontrolliert werden 
kann. Auf dem Weg zu diesem Ziel — das haben Sie 
angedeutet — unterscheiden wir uns in einigen Punk-
ten. Diese Punkte sind meines Erachtens jedoch nicht 
so schwergewichtig, daß wir uns darüber so zerstrei-
ten sollten, daß wir zu keinem Ergebnis kommen. 

Ich will kurz beschreiben, wie sich die Situa tion im 
Augenblick darstellt. Die Heilpraktiker arbeiten in 
der Bundesrepublik im Augenblick auf Grund eines 
Gesetzes aus dem Jahre 1939, das ursprünglich — das 
dürfen wir nicht vergessen — die Heilpraktiker zum 
Aussterben verurteilen wollte und das Monopol der 
Ärzteschaft sichern sollte. Erst nach dem Krieg hat 
sich durch die Rechtsprechung und die damit verbun-
dene Umwandlung dieses Gesetzes herausgestellt, 
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daß die Heilpraktiker auf Grund dieses alten Gesetzes 
wieder zugelassen werden können. 

Ich glaube, in diesem Zusammenhang stellt sich für 
uns die Frage: Wie bewerten wir eigentlich die Arbeit 
der Heilpraktiker? Wo sehen wir ihren Stellenwert im 
Gesundheitswesen? Dazu sage ich — das haben wir 
auch auf dem letzten Heilpraktikertag deutlich zum 
Ausdruck gebracht — : Für uns sind die Heilpraktiker 
ein wichtiger Bestandteil des Gesundheitswesens. 
Wir wissen ja nur zu genau, daß die Ärzte, deren Kunst 
wir damit überhaupt nicht abwerten wollen, in eini-
gen Bereichen, gerade in den hochtechnisierten Be-
reichen der Behandlungsmethoden, überhaupt nicht 
mehr in der Lage sind, allen Bedürfnissen der Patien-
ten entgegenzukommen. Die zunehmende Zahl der 
Besuche bei den Heilpraktikern zeigt ja auch deutlich, 
daß sich das ratsuchende Publikum in einigen Fä llen 
dort besser aufgehoben fühlt als bei den Schulmedizi-
nern. 

Gerade weil wir die Heilpraktiker so ernst nehmen, 
müssen wir darauf achten, daß wir ihre Zukunft lang-
fristig sichern. Wir müssen sie aus der juristischen 
Grauzone herausholen. Nun werden Sie uns fragen: 
Warum stimmen Sie dann nicht unserem Antrag zu? 

Ich will einmal zwei Punkte des Bedenkens sagen, 
die wir bei Ihrem Antrag haben. Zunächst einmal 
— das haben wir in unserem Antrag auch formu-
liert — gibt es juristische Bedenken, ob dieses Gesetz, 
das eigentlich den Beruf der Heilpraktiker abschaffen 
will, eine ausreichende juristische Grundlage dafür 
darstellt, eine Überprüfungsordnung in der Differen-
ziertheit, wie Sie sie vorschlagen, überhaupt zu erlas-
sen. 

Zum zweiten sollten wir Parlamentarier uns bei der 
Ausarbeitung von Verordnungen und Verwaltungs-
vorschriften etwas Zurückhaltung auferlegen, weil 
das nicht unbedingt unsere Aufgabe ist. Das heißt 
nicht, daß wir nicht den politischen Rahmen für diese 
Verwaltungsanordnungen und Rechtsverordnungen 
geben sollten. Wir müssen da aber deutlich Exekutive 
und Legislative trennen. 

Ein dritter Punkt, den ich Ihnen sagen wi ll : Wir 
haben sehr große Sorgen, ob nicht durch eine so dif-
ferenzierte Überprüfungsordnung, wie Sie sie vor-
schlagen, beim Rat suchenden Publikum der Eindruck 
entstehen kann, Heilpraktiker seien letztlich Ärzte mit 
einer etwas geringeren Ausbildung. Wir müssen uns 
davor hüten, daß da Unklarheiten aufkommen. Ich 
sage das insbesondere im Hinblick auf die Heilprak-
tiker selbst, die ja sehr wohl ein Interesse daran ha-
ben, nicht mit den Ärzten verwechselt zu werden. 

Unser Antrag hat die Schwachpunkte, die ich ge-
rade erwähnt habe, nicht. Wir wollen — lassen Sie 
mich das abschließend sagen — erstens den Zugang 
zur Heilpraktikerschaft vereinheitlichen, und wir 
wollen insbesondere die Frage der Wiederholbarkeit 
der Prüfungen regeln, damit der Prüfungstourismus 
aufhört. Zweitens. Wir wollen das gegebenenfalls mit 
einer Überprüfungsordnung erreichen, wenn sie denn 
rechtlich zulässig ist. Sollte das nicht der Fall sein 
— dafür haben wir in unserem Antrag Vorsorge ge-
troffen — , soll die Bundesregierung mit den Ländern 

einen anderen Weg finden, um die Prüfungsordnung 
zu vereinheitlichen. 

Drittens. Wir wollen mit unserem Antrag erreichen, 
daß der falsche Eindruck einer wissenschaftlichen 
Qualifikation der Heilpraktiker vermieden wird. Wir 
sollten kein Interesse daran haben, daß eine Überprü-
fungsordnung sozusagen als kleine Approba tion an-
gesehen wird. 

Ein vierter Punkt — da unterscheiden wir uns von 
Ihnen und Ihrem Antrag —: Wir wollen darauf achten, 
daß die Bundesregierung diesem Wunsch, den wir ja 
offensichtlich alle haben, fristgerecht nachkommt. 

(V o r s i t z : Vizepräsident Stücklen) 

Deswegen haben wir in unserem Antrag einen Ter-
min, nämlich Ende 1988, eingesetzt, an dem wir ein 
Ergebnis sehen wollen. 

Wenn ich Sie bitten darf: Überprüfen Sie das in 
Ruhe. Ich meine, wir sollten uns spätestens im Aus-
schuß darüber einigen, welchen Weg wir gemeinsam 
gehen. 

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Jaunich. 

Jaunich (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es geht ja nicht darum, etwas anzunehmen, 
sondern es geht heute um Überweisung, damit dieses 
Thema sachgerecht beraten werden kann. Beide Vor-
lagen werden dabei überwiesen, denn beide Vorla-
gen — lassen Sie mich das aus meiner Sicht sagen — 
haben ihre Schwächen. 

Zunächst einmal, Frau Wilms-Kegel, hätte ich es für 
redlich gehalten, wenn Sie — zumindest was die Ur-
heberschaft anbelangt — das gesagt hätten, was Ihr 
Mann auf dem letzten Heilpraktikertag gesagt hat, 
daß dieser Antrag von den Heilpraktikern stammt. 
Das macht ihn dadurch nicht schlecht, aber es charak-
terisiert die intellektuelle Leistung der Fraktion, nur 
den Kopf oben draufzuschreiben. 

(Zuruf der Abg. Frau Nickels [GRÜNE]) 

— Ich kann das im Moment akustisch nicht aufneh-
men. 

Es gibt zwei Dinge, die man dazu sagen muß. Es ist 
höchstwahrscheinlich nicht nur eine Frage des Ge-
schmacks, inwieweit das Parlament unter Beachtung 
der Gewaltenteilung durch einen Antrag eine Bun-
desregierung, wer immer sie auch stellen mag, so im 
Detail zwingen soll, ihre Schularbeiten zu machen. 

Der andere Punkt: Es sind in der Tat zumindest 
Zweifel vorhanden, ob die Rechtsgrundlage im Heil-
praktikergesetz von 1939 in § 7 hierzu langt. Wir wer-
den dies zu ergründen haben. Deswegen ist es gut, 
daß wir zu einer parlamentarischen Beratung dieses 
Themas kommen. Ob das dann auf der Grundlage des 
einen oder auf der Grundlage des anderen Antrages 
geschieht, ist zumindest mir egal, weil ich für meine 
Fraktion das gleiche hinsichtlich der Stellung der 
Heilpraktiker in unserem Gesundheitswesen erklären 
kann. 
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Millionenfache Patientenkontakte finden in jedem 
Jahr statt. Wir haben ein legi times Interesse daran, die 
Menschen vor Scharlatanen zu schützen, Scharlatane, 
die sich auf diesem Sektor umtun, die nicht zu den 
organisierten Verbanden der großen Heilpraktiker 
gehören. Es gibt nämlich auch kleine und unse riöse 
Schulangebote und ähnliches. Wenn wir zur Eindäm-
mung des Mißbrauchs einen Beitrag leisten können, 
ist das gut. Das wollen wir. 

Ich komme jetzt zum Antrag der Koalitionsfraktio-
nen. Wenn Sie den Fall  im Auge haben, daß die 
Rechtsgrundlage im Heilpraktikergesetz nicht ausrei-
chen kann, gehen Sie aus unserer Sicht einen falschen 
Weg, wenn Sie sagen: Dann muß ein anderer Weg 
gesucht werden. Wir müssen uns dann auf den Weg 
machen und das Heilpraktikergesetz ändern. Ich 
hätte vor Jahren nicht gewagt, einen solchen Vorstoß 
zu machen. Heute scheint mir die Situa tion in diesem 
Parlament so zu sein, daß wir das ohne Schaden für 
den Berufsstand der Heilpraktiker zuwege bringen. 
Denn wenn ich die Erklärungen aller Fraktionen vor 
den Heilpraktikertagen richtig im Gedächtnis habe, 
denkt heute niemand daran, diesen Berufsstand abzu-
schaffen. 

Ich würde dann nicht auf eine Pflicht der Bundesre-
gierung zur Vorlage eines Berichts 1988 und ähnli-
ches abfahren. Wenn wir bei den Beratungen feststel-
len, die Rechtsgrundlage im § 7 reicht nicht aus, eine 
Rechtsverordnung zu erlassen, die das regelt, was wir 
alle miteinander wollen, dann gehen wir mit dem Aus-
schußbericht hier an das Plenum. Dann haben es die 
Fraktionen in der Hand. Oder aber: Es gibt schließlich 
noch eine Bundesregierung. Sie sollte sich zu diesem 
Thema äußern. Wenn sie es heute nicht in a ller Um-
fänglichkeit tut, wird sie das in den Ausschußberatun-
gen tun müssen. 

Kurzum: Wir stimmen der Überweisung beider Vor-
lagen an den Ausschuß für Jugend, Fami lie, Frauen 
und Gesundheit zu. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Würfel. 

Frau Würfel (FDP): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Die Berufsverbände 
der Heilpraktiker bemühen sich in vorbildlicher 
Weise um die Qualität der Ausbildung zum Heilprak-
tikerberuf und um regelmäßige Fortbildungsveran-
staltungen für die im Beruf stehenden Kollegen. Das 
ist zu begrüßen. Was die Berufsverbände eigenverant-
wortlich regeln können, braucht nicht durch den Staat 
geregelt zu werden. So hat z. B. die Kooperation deut-
scher Heilpraktiker bereits vor Jahren eine detaillie rte 
Darstellung zur Überprüfungspraxis erarbeitet. Den-
noch sind der Selbstverwaltung durch Heilpraktiker-
berufsverbände naturgemäß Grenzen gesetzt. 

Es steht außer Frage, daß ohne eine bundeseinheit-
liche Praxis der Überprüfung von Heilpraktikeran-
wärtern ein bundeseinheitlicher Qualitätsstandard 
nicht erreicht werden kann. Wir haben vorhin schon 
gehört, daß die Prüfungen für die Zulassung zum Heil-
praktikerberuf, die von den Gesundheitsämtern abge-
nommen werden, von Bundesland zu Bundesland  

höchst unterschiedlich geregelt werden. Es gibt Bun-
desländer, in denen allem Anschein nach fast jeder 
Prüfling das Prüfungsziel erreicht. Dann gibt es wie-
der andere, bei denen die Prüfung beliebig oft wieder-
holt werden kann. Wie wir gehört haben, kann der 
Heilpraktikeranwärter, wenn es an einem Ort partout 
nicht klappt, sogar ins nächste Bundesland überwech-
seln und sich dort  prüfen lassen. Allerdings gibt es 
auch Bundesländer, in denen ein sehr strenger Maß-
stab an die Kenntnisse der Heilpraktikeranwärter ge-
legt wird. Dieses Kuddelmuddel ist natürlich auch in 
unseren Augen ein unhaltbarer Zustand. Der ratsu-
chende Kranke muß sicher sein, daß der Heilprakti-
ker, den er aufgesucht hat, nicht unzureichend quali-
fiziert ist. 

Auf der anderen Seite kann es natürlich auch nicht 
im Sinne der gut ausgebildeten, der qualifizierten 
Heilpraktiker sein, sich von einer Anzahl schwarzer 
Schafe im Ansehen diskreditieren zu lassen. Wir ha-
ben es ja gehört: Zirka fünf Millionen Menschen su-
chen pro Jahr inzwischen Rat beim Heilpraktiker. 
Diese Patienten wollen — wie das Wort Heilpraktiker 
schon sagt — praktische Heilung, praktische Hilfe 
durch die Anwendung von Naturheilverfahren. Die 
ins Auge gefaßte Überprüfungsordnung bietet die Ge-
währ, die Qualifikation der Heilpraktiker insgesamt 
anzuheben. 

Mit einer solchen Überprüfungsordnung wäre we-
nigstens ein Mindeststandard an Qualifikation si-
chergestellt, eine Qualifikation, die den Ratsuchen-
den davor bewahrt , beim Heilpraktiker unter Umstän-
den gesundheitlich Schaden zu nehmen. 

Wenn wir uns nun den Antrag von Ihnen meine 
Damen und Herren von den GRÜNEN, ansehen, so 
stellen wir fest: Er schießt weit über das Ziel hinaus. In 
diesem Antrag werden Inhalte und Verfahren der 
Überprüfung so detailliert vorgegeben, daß m an  nicht 
von einer Überprüfungsordnung, sondern von einer 
Prüfungsordnung sprechen muß. Der Erlaß einer Prü-
fungsordnung aber würde eine staatliche Regelung 
der Ausbildungsinhalte für den Heilpraktikerberuf er-
fordern, was dann allerdings wiederum bedeuten 
würde, daß die Therapie festgelegt wäre. Nun ist aber 
Naturheilkunde Erfahrungsmedizin, was eine staatli-
che Regelung der Ausbildung in unseren Augen viel 
zu starr machen würde. Heilpraktiker haben uns ge-
sagt, sie lehnten diese detai llierte Ausgestaltung einer 
Prüfungsordnung aus den von mir genannten 
Gründen ab. 

Wir halten zur Erreichung einheitlicher Zulassungs-
anforderungen in allen Bundesländern eine Überprü-
fungsordnung durch die Bundesregierung in Form ei-
nes Erlasses für den idealen Weg. Allerdings — das ist 
schon angeklungen — ist es fraglich, ob der § 7 des 
Heilpraktikergesetzes eine ausreichende Ermächti-
gung für eine solche Verordnung hergibt. Auf der 
anderen Seite, Frau Wilms-Kegel, steht aber auch fest, 
daß die Ermächtigung für den Erlaß einer Prüfungs-
ordnung, wie sie dem Antrag von Ihnen ja entspricht, 
durch das Heilpraktikergesetz in keiner Weise ge-
deckt ist. Wir schlagen deshalb vor, daß die Bundes-
regierung bis spätestens Ende nächsten Jahres prüft, 
ob § 7 des Heilpraktikergesetzes eine ausreichende 
Ermächtigung für den Erlaß einer bundeseinheitli- 
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chen Überprüfungsordnung beinhaltet. Sollte das der 
Fall sein, so sollte — Herr Jaunich hat das ja auch 
angeregt — die Bundesregierung die Ini tiative für 
eine einheitliche Überprüfungsordnung ergreifen. 
Stellt sich heraus, daß dies nicht möglich ist, so bieten 
sich zwei weitere Möglichkeiten an. Zum einen muß 
man in der Tat, wie Herr Jaunich es auch gesagt hat, 
an eine Änderung des Heilpraktikergesetzes denken; 
zweitens käme es auf eine Verständigung der Länder 
untereinander an. Natürlich geben wir einer Verstän-
digung der Länder untereinander in jedem Fa ll  den 
Vorzug, weil man damit diese Überprüfungsordnung 
für den Heilpraktikerberuf kurzfristig erreichen 
könnte. Eine Gesetzesänderung schließen wir aber als 
Ultima ratio nicht aus. 

Ich bitte Sie um Zustimmung zu dem Antrag der 
Koalition. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Par-
lamentarische Staatssekretär Pfeifer. 

Pfeifer, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Da ich davon 
ausgehe, daß wir über beide Anträge im zuständigen 
Ausschuß eine ausführliche und sorgfältige Diskus-
sion führen werden, und zwar nicht in Form eines 
Pingpongspiels, Frau Wilms-Kegel, sondern durchaus 
im Sinne einer Beratung, die zu konstruktiven Ergeb-
nissen führen soll, möchte ich mich auf drei kurze 
Bemerkungen beschränken. 

Zunächst: In unserer Bevölkerung besteht in der Tat 
ein zunehmendes Bedürfnis nach naturheilkundli-
cher und erfahrungsmedizinischer Heilbehandlung, 
die von Ärzten und Heilpraktikern angeboten wird. 
Dem müssen und wollen wir Rechnung tragen. Dar-
über gibt es wohl keine Meinungsverschiedenheiten. 

Zweitens. Das Heilpraktikergesetz eröffnet Men-
schen mit besonderen Begabungen und Fähigkeiten 
die Möglichkeit, die Heilkunde eigenverantwortlich 
auszuüben. Heilpraktiker müssen keine staatlich ge-
regelte Ausbildung durchlaufen, sie müssen nicht an

-erkannte schulmedizinische Kenntnisse in einer ge-
sonderten Prüfung nachweisen, müssen also keine 
Prüfung über ein in einem bestimmten Ausbildungs-
gang erworbenes Wissen ablegen, sondern sich einer 
Überprüfung unterziehen, durch die festgestellt wer-
den soll, daß es keine Anhaltspunkte dafür gibt, daß 
das Handeln und Praktizieren des einzelnen Heil-
praktikers eine Gefahr für die Volksgesundheit be-
deuten würde. 

Diese Überprüfung ist kein Examen im herkömmli-
chen Sinne, und auf dieser Grundlage hat sich ein 
Berufsbild des Heilpraktikers entwickelt, das offen-
sichtlich den Bedürfnissen vieler Menschen in unse-
rem Land entspricht. Frau Würfel hat dazu eine Zahl 
genannt. Ich weiß nun nicht — und das ist eine der 
Fragen, die wir im Ausschuß, wie ich meine, sorgfältig 
erörtern müssen — , ob wir klug beraten wären und ob 
es wirklich im Interesse auch der Heilpraktiker läge, 

wenn wir dieses Berufsbild durch staatliche Prüfungs-
oder Ausbildungsregelungen verändern würden. 

Die dritte Bemerkung. Auch ich verkenne nicht, 
Frau Kollegin Wilms-Kegel, daß die bisherige Praxis 
bei der Heilpraktikerüberprüfung — ich möchte ein-
mal vorsichtig sagen — zu Schwierigkeiten und Unsi-
cherheiten geführt hat. Es ist in der Tat beispielsweise 
unbefriedigend, wenn die Durchführung dieser Heil-
praktikerüberprüfung in den einzelnen Bundeslän-
dern zum Teil völlig unterschiedlich erfolgt, ja wenn 
zum Teil innerhalb eines einzelnen Bundeslandes die 
Praxis der Überprüfung uneinheitlich ist. Hier wäre 
eine stärkere Vereinheitlichung dringend notwen-
dig, und die Bundesregierung unterstützt deshalb 
jede Entwicklung, welche die Überprüfungspraxis 
verbessert. Ich habe allerdings — das kann ich hier 
nicht verschweigen — erhebliche Zweifel, ob dies 
durch eine Rechtsverordnung des Bundes geschehen 
kann, weil ich bezweifle, daß die im vorliegenden 
Antrag der GRÜNEN genannte Ermächtigungsnorm 
für den Erlaß einer entsprechenden Rechtsverord-
nung ausreichen würde. Auch darüber wird in den 
Ausschußberatungen im einzelnen zu sprechen 
sein. 

Aber um so wichtiger ist es — das ist in meinen 
Augen die eigentliche Zielsetzung des Antrags der 
beiden Koalitionsfraktionen — , daß die Länder den 
Informationsaustausch über die Durchführung der 
Heilpraktikerüberprüfung verbessern und aus den 
dabei gewonnenen Erkenntnissen in ihrem jeweiligen 
Verantwortungsbereich und in möglichst enger Ko-
operation mit den Heilpraktikern einheitliche Schluß-
folgerungen ziehen. 

Meine Damen und Herren, ich denke, daß wir über 
die Beratung der vorliegenden Anträge auch in den 
Ausschüssen dazu vielleicht einen entscheidenden 
Beitrag leisten können und auch sollten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, den Antrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/469 und 
den Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und FDP auf 
Drucksache 11/1133 an den Ausschuß für Jugend, Fa-
milie, Frauen und Gesundheit zu überweisen. Sind Sie 
damit einverstanden? — Ich höre und sehe keinen 
Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 13 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Raumordnung, Bau-
wesen und Städtebau (16. Ausschuß) zu der 
Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Städtebaulicher Bericht — Umwelt und Ge-
werbe in der Städtebaupolitik 
— Drucksachen 10/5999, 11/997 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Reschke 
Dörflinger 
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Hierzu liegen Änderungsanträge der Fraktion der 
SPD und der Fraktion DIE GRÜNEN auf den Druck-
sachen 11/1139 und 11/1141 vor. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind für die 
Beratung 90 Minuten vorgesehen. Ist das Haus damit 
einverstanden? — Ich höre keinen Widerspruch. Es ist 
so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Der Wohnungsbaumini-
ster hat zwar die Absicht gehabt, zu sprechen — — 

(Bohl [CDU/CSU]: Der steckt noch im Stau! 
Der kommt noch!) 

— Es ist ganz gut, den Verkehr in den Städten so zu 
entflechten, daß er rechtzeitig zu den Debatten dasein 
kann. 

(Conradi [SPD]: Das kommt davon, wenn 
man so wenig für den öffentlichen Nahver

-

kehr tut!)  

Das Wort  hat der Abgeordnete Dörflinger. 

Dörflinger (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wer h andeln, gestalten 
und auch Signale für Initiativen setzen wi ll , braucht 
zunächst einmal eine eingehende Analyse, er braucht 
realistische Konzepte, und er braucht sicherlich auch 
den Mut, auf neue Herausforderungen angemessen 
zu reagieren. 

Der Städtebauliche Bericht der Bundesregierung 
„Umwelt und Gewerbe in der Städtebaupolitik" der 
Bundesregierung entspricht diesem Anforderungs-
profil. Wir von der CDU/CSU-Fraktion begrüßen die-
sen Bericht. Er macht das an über 100 Fallbeispielen 
aus 12 verschiedenen Themenfeldern deutlich, er lie-
fert eine sorgfältige praxisnahe Darstellung der Pro-
bleme, der Aufgaben und auch der Lösungsansätze. 
Er unterstreicht den Rang des Städtebaus für die Ent-
wicklung von Umwelt und Gewerbe und zeigt auf, 
daß die konsequent betriebene Umweltpolitik der 
Bundesregierung tatsächlich vorhandene Besorgnisse 
der Bevölkerung berücksichtigt. Er zeigt aber auch, 
daß die kommunale Selbstverwaltung in der Lage ist, 
mit Mut, Phantasie und auch Dynamik auf neue Her-
ausforderungen angemessen zu reagieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der Bericht macht deutlich, daß Umwelt und Ge-
werbe einander bedingen. Er zeigt auch im Detail, daß 
unser Grundsatz, den wir verfolgen, richtig ist, näm-
lich Ökonomie und Ökologie nicht als Gegensätze zu 
verstehen, sondern zusammenzuspannen und be-
währte marktwirtschaftliche Instrumente zur Lösung 
der Probleme einzusetzen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Der Bericht dokumentiert auch, was kommunale 
Praktiker längst wissen und auch praktizieren, näm-
lich daß sich die Struktur kommunaler Aufgaben ver-
ändert hat und weiter verändern wird. Bei einer ins-
gesamt zu großer Leistungsfähigkeit entwickelten In-
frastruktur findet der Wechsel von der Quantität zur 
Qualität statt. Das heißt auch, daß sich Stadtentwick-
lung sehr stark auf die Innenbereiche, auf die Erhal-
tung und Erneuerung des Vorhandenen einschließ-
lich der Versorgungs- und Entsorgungseinrichtungen 
zu konzentrieren hat. 

Ich warme allerdings vor zu schema tischem Vorge-
hen oder zu uniformen Vorgaben. Der Bundeskanzler, 
der Bauminister und z. B. auch mein Landesminister 
Dietmar Schlee haben in jüngster Zeit nach meinem 
Dafürhalten zu Recht davor gewarnt, Stadt- und Dorf-
erneuerung quasi als Konfektionsware von der Stange 
zu betrachten. Die unverwechselbare Individualität 
unserer Dörfer und Städte darf, durch welche Vorga-
ben auch immer, nicht verlorengehen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Deswegen ist Vorsicht gegenüber dem Anliegen 
der SPD am Platz, das städtebauliche Leitbild der 
Innenentwicklung, was man darunter auch immer 
verstehen mag, gar vom Bund her zu präzisieren. Die 
gleiche Vorsicht ist gegenüber der Forderung der So-
zialdemokraten geboten, angesichts — das wird von 
uns auch so gesehen — unbest ritten großer Probleme 
im Umweltschutz neue Mischfinanzierungstatbe-
stände zu schaffen. Natürlich ist es richtig, daß wir 
beispielsweise die Dimension der Herausforderung 
aus der Altlastenproblematik nur erahnen können. 
Aber wer ohne Rücksichtnahme auf Zuständigkeiten, 
räumliche Nähe zur Problematik und die beschränk-
ten finanziellen Möglichkeiten des Bundes das Enga-
gement des Bundes auf breiter Front forde rt , riskiert 

 nicht nur ein beträchtliches Mehr an Bürokratie, son-
dern womöglich auch, daß das Verursacherprinzip, 
das nach unserer übereinstimmenden Meinung ei-
gentlich im Umweltschutz gilt, ausgehöhlt werden 
könnte. 

Wir verschließen uns der Diskussion über die Fi-
nanzbeziehungen zwischen den verschiedenen politi-
schen Ebenen nicht. Aber zunächst einmal sind auch 
die Länder bei ihrem kommunalen Finanzausgleich 
gefragt. Vielleicht hätte manches Bundesland mehr 
Mittel, wenn es sie nicht für den nach unserer Ansicht 
eben unsinnigen Ankauf von Wohnungen der Neuen 
Heimat eingesetzt hätte. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Wider

-

spruch bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir haben über diese 
Punkte in den zuständigen Ausschüssen kontrovers 
diskutiert. Ebenso unterschiedlich waren die Antwor-
ten auf die Frage, ob das am 1. Juli 1987 in Kraft getre-
tene neue Baugesetzbuch eine adäquate Antwort des 
Städtebaurechts auf die neuen Herausforderungen 
darstellt. Wir haben diese Frage eindeutig bejaht. 

Ich wiederhole dieses Ja auch hier und begründe 
es. 

Erstens. Das Baugesetzbuch zwingt die Gemein-
den, in der Bauleitplanung, bei der Zulassung von 
Bauvorhaben und bei städtebaulichen Sanierungs-
maßnahmen den Faktor Umwelt besonders zu ge-
wichten. Das geht bis ins Detail, etwa do rt , wo die 
Gemeinden zum sparsamen und schonenden Um-
gang mit Grund und Boden aufgefordert werden. Ich 
möchte in diesem Zusammenhang daran erinnern, 
daß alle Fraktionen dieses Hauses mit Ausnahme der 
GRÜNEN bei der Verabschiedung des Baugesetzbu-
ches, auch in Übereinstimmung mit den kommunalen 
Spitzenverbänden, der Meinung waren, daß die 
neuen gesetzlichen Vorschriften explizit auf eine inte-
grierte Umweltverträglichkeitsprüfung hinausliefen. 
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Zweitens. Das neue Baugesetzbuch verpflichtet die 
Gemeinden, auf eine mittelständisch strukturierte 
Wirtschaft und eine verbrauchernahe Versorgung 
der Bevölkerung zu achten. Meine Damen und Her-
ren, auch das hat mit Stadtentwicklung zu tun. Denn 
wer weite Wege zurücklegen muß, um sich zu versor-
gen, kann dies nur mit dem Auto tun. Das ist eine 
verkehrspolitische Frage von nicht unbedeutendem 
Rang. 

Das neue Baugesetzbuch enthält auch wichtige 
Verbesserungen für die Standortsicherung und die 
Erweiterung von Gewerbebetrieben, natürlich unter 
der Voraussetzung, daß auch im Einzelfall der Faktor 
Umwelt in den Abwägungsprozeß einbezogen wird. 
Es geht nun in den Gemeinden und Städten auch 
darum, das geschaffene Instrumentarium einzuset-
zen. 

Ich war vor wenigen Tagen bei einer Versammlung 
des südbadischen Einzelhandelsverbandes, in der es 
um die Frage der Konzentration im Lebensmittelein-
zelhandel und die Plazierung großflächiger Betriebe 
auf der grünen Wiese ging. Man war do rt  mit dem 
Bundesgesetzgeber einverstanden und hat ihm atte-
stiert, daß er gehandelt hat. Aber man hat gleichzei tig 
festgestellt, daß es Vollzugsdefizite in den Gemein-
den und Städten gibt. Man muß in diesem Zusammen-
hang sagen, daß Märkte auf der grünen Wiese wohl 
kaum ein geeignetes Vehikel für kommunales Pre-
stige sein können und daß wir die Frage der räumli-
chen Wirkung großflächiger Einkaufszentren viel-
leicht auch als Thema für die ohnehin anstehende 
Novellierung des Raumordnungsgesetzes vormerken 
sollten. 

Der Bericht weist auf ein ganz spezielles Problem 
hin, nämlich auf die teilweise problematische Ent-
wicklung in den Innenstädten, wo zum Teil wegen 
steigender Mieten und Pachten das traditionelle Ge-
werbe verdrängt und durch nicht erwünschte Nutzun-
gen ersetzt wird. Das neue Baugesetzbuch verbessert 
zwar entscheidend das Instrumentarium zur Abwehr 
derartiger Entwicklungen, doch sollten wir uns ge-
meinsam überlegen, ob wir bei der anstehenden No-
vellierung der Baunutzungsverordnung nicht noch 
das eine oder andere zusätzlich tun können. 

(Reschke [SPD]: Oder reparieren, nicht?) 

— Oder reparieren, wie Sie es immer nennen wollen. 
Ich habe ja von der Baunutzungsverordnung gespro-
chen. Da ist es schon möglich, daß zusätzliche Er-
kenntnisse gewonnen werden und daß man darauf 
reagiert . Im übrigen hat der Bundesbauminister die 
Initiative dazu längst ergriffen. Er hat Arbeitsgruppen 
eingesetzt. Wir anerkennen das und ermutigen ihn, 
auf diesem Wege konsequent fortzufahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Zeitlich parallel zu den Beratungen dieses Berichtes 
in den zuständigen Ausschüssen fiel die von unserer 
Fraktion nachhaltig geforderte und begrüßte Ent-
scheidung der Bundesregierung, das finanzielle En-
gagement des Bundes in der Städtebauförderung auf 
beachtlich hohem Niveau weiterzuführen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Beachtlich hoch? 
Das ist ja wohl ein Witz!) 

— 660 Millionen DM sind kein Pappenstiel angesichts 
der Tatsache, daß die von der SPD-geführte Bundes-
regierung die Städtebauförderung im Jahre 1982 auf 
220 Millionen DM zurückgeführt hatte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Was jetzt offenbleibt, ist, daß sich die Länder einmal 
darüber klarwerden sollten, daß sie einerseits die 
volle Kompetenz in der Städtebauförderung wollen, 
andererseits aber den Bund aus seinen finanziellen 
Verpflichtungen nicht entlassen wollen. Da paßt ir-
gend etwas nicht zusammen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Richtig!) 

Da um Klärung besorgt zu sein, ist aber a p riori  eine 
Aufgabe der Länder. Der Bund hat seine Bereitschaft 
erklärt, diese wich tige Zukunftsaufgabe weiterhin zu 
unterstützen. 

Zählt man also alle Faktoren zusammen — Analyse, 
Rezepte, Geld, Möglichkeiten der Gemeinden, Hilfe-
stellung des Bundes — , die auf das Erreichen der im 
Bericht der Bundesregierung fixierten Ziele einwir-
ken, so kann man feststellen, daß die Lösung der Auf-
gaben, auch wenn man ihre Dimension noch nicht 
immer erkennt, möglich ist, Aufgaben, wie wir sie 
auch im Antrag der Koalitionsfraktionen und in der 
Beschlußempfehlung des Ausschusses aufgeführt ha-
ben. Der Kollege Geis wird nachher noch darauf zu 
sprechen kommen. 

Der Bericht und unsere intensiven Beratungen in 
den Ausschüssen haben aber auch gezeigt, daß wir es 
nicht mit einer statischen Aufgabe zu tun haben, nicht 
mit einer Aufgabe, die vielleicht in zeitlich überschau-
baren Räumen zu erledigen wäre. Vielmehr haben wir 
es mit einer sehr dynamischen Aufgabe zu tun, die 
von uns allen Ini tiative, Phantasie und womöglich 
auch neue Wege — auch was das Durchsetzen neuer 
Prioritäten angeht — erfordert. 

Wir haben sicher auch gemeinsam die Überzeu-
gung gewonnen, daß es wich tig ist, durch städtebau-
liche Wettbewerbe und Vorhaben des experimentel-
len Städtebaues die praktische Anwendbarkeit aller 
für den Städtebau relevanten Gesetze zu erproben. 
Dabei ist das Baugesetzbuch ebenso zu berücksichti-
gen wie das, was aus der Umweltschutzgesetzgebung 
schon da ist und was womöglich durch das Umsetzen 
der Richtlinie über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung noch auf uns zukommen kann oder auch be-
stimmt zukommen wird. 

Die Themen und Aufgaben, die der Bericht aufgreift 
— davon kann man ausgehen — , werden uns dem-
nach nicht nur heute beschäftigen, sondern sie wer-
den uns auf Dauer beschäftigen. Vielleicht kann un-
sere Debatte heute dazu beitragen, das Bewußtsein 
dafür noch weiter zu schärfen, daß sich Umwelt und 
Gewerbe gegenseitig bedingen, daß die unmittelba-
ren Berührungspunkte dieser beiden Faktoren nir-
gendwo deutlicher werden als in unseren Gemeinden 
und in unseren Städten und daß es sicher eine wich-
tige politische Aufgabe für uns alle ist, diesen Bericht 
mit der heutigen Debatte nicht etwa als erledigt anzu-
sehen, sondern ihn in den nächsten Wochen, Monaten 
und Jahren dazu zu benutzen, um uns als Bundestag 
immer wieder das eine oder andere konkret vor Au-
gen zu führen und zu überprüfen, was noch zu reali- 
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sieren ist. Wir sollten diesen Bericht aber auch zum 
Anlaß nehmen, um dort , wo wir Kommunikation mit 
unseren Kommunalpolitikern pflegen, darauf hinzu-
weisen, daß die Berücksichtigung von Umweltfragen 
in den Gemeinden an Bedeutung gewinnt, daß wir 
aber auf der anderen Seite nicht den Fehler machen 
dürfen, uns durch eine sehr extreme Gewichtung ei-
nes Faktors etwa die technischen und die finanziellen 
Möglichkeiten zu entziehen, um die Umweltanforde-
rungen tatsächlich auch bewältigen zu können. Das 
ist das übergreifende Thema dieses Berichts. 

Noch einmal sage ich auch für unsere Fraktion zu, 
daß wir der weiteren Erörterung auch ganz spezieller 
Themen aus diesem Bericht in der Zukunft aufge-
schlossen begegnen werden. Wir bedanken uns noch 
einmal und freuen uns auf eine weiterhin sachliche 
Kooperation sowohl mit der Bundesregierung als auch 
mit der Opposition, auch wenn die nachfolgenden 
Ausführungen womöglich das Gegenteil beweisen 
könnten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Conradi [SPD]: Warten Sie mal, bis Sie un

-

sere Reden gehört haben!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort  hat der Herr Ab-
geordnete Reschke. 

Reschke (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Man kann wieder nur sagen: Scheinbar 
ist alles in Ordnung in unseren Gemeinden. Diesen 
Eindruck hat man nach den Worten der CDU. Wenn 
man bei den CSU-Kollegen genau hinhört, scheint es 
nicht so zu sein, wenn ich die Wertungen aus den 
Großstädten verschiedenster Regionen richtig deute. 
Ich komme aus einer Stadt, die mit diesen Dingen, 
Gewerbe und Umwelt, bis hin zur Gründerzeit, noch 
zu tun hat. Sie verschließen die Augen davor, daß wir 
auf der einen Seite schon einige Tausend Menschen 
im Protest vor den Rathäusern haben, weil wir mit den 
Problemen vor Ort nicht fertig werden. Ich wünsche 
mir, daß diese einigen in Bonn bald die Augen öff-
nen. 

Es ist knapp ein Jahr her, daß sich der Deutsche 
Bundestag mit der Verabschiedung des neuen Bauge-
setzbuchs befaßt hat, mit dem „Baubuch" , wie es der 
Kanzler damals nannte. Die Ziele des neuen Bauge-
setzbuches sollten sich an den Problemen und Aufga-
ben unserer Städte bis zum Ende dieses Jahrhunderts 
orientieren. Die höchste Priorität in der Aufgabenbe-
wältigung unserer Städte haben — so der Deutsche 
Städtetag, das sind nicht meine Worte, das kann man 
nachlesen — Stadterneuerung, Wirtschaftsförderung 
und Gewerbepolitik, Umweltschutz und Stadtökolo-
gie. Das sind dringende Aktivitäten, die unsere Städte 
benötigen, um am Ende dieses Jahrhunderts als 
Städte noch leben zu können oder noch bewohnbar zu 
sein. 

Schon heute, ein Jahr später, merken wir, daß eine 
Reparatur der Baubuchnovelle angesagt ist. Was da 
an  der Seite liegengelassen worden ist, kann man 
nicht über die Baunutzungsverordnung regeln. Wir 
merken, daß ein Jahr ins L and gezogen ist, ohne daß 
konkrete Hilfe für unsere Städte erfolgte, ohne daß die 
Bereitstellung von finanziellen Mitteln zu diesen 

Rechtsintrumentarien vom Parlament gegenüber der 
Regierung durchgesetzt worden ist. 

(Dr.-Ing- Kansy [CDU/CSU]: Sie wissen doch 
genau, daß das falsch ist, was Sie sagen!) 

— Die Praxis der Politik werde ich Ihnen aufzeigen, 
lieber Kollege. Die Praxis der Politik dieser Regie-
rung, unterstützt von der Koalition, sieht so aus: Strei-
chung von Mitteln für die Modernisierung und Ener-
gieeinsparung in unseren Städten, Rückzug aus dem 
sozialen Wohnungsbau, keine Hilfe in der Eigentums-
förderung für mittlere und kleine Einkommen, Kap-
pen der Finanzhilfen für zukunftsträchtige Energie-
versorgungssysteme, wie z. B. Fernwärme, 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Was hat das mit 
dem Baugesetzbuch zu tun?) 

zurückfahren der Städtebauförderungsmittel von 
1 Milliarde DM auf etwas über 600 Millionen DM, 
und dann, wie man auf den Gängen des Bundestages 
hört — dazu kann der Wohnungsbauminister gleich 
sicherlich besser Stellung nehmen —, sollen diese 650 
oder 660 Millionen DM, wenn sie in den Beratungen 
akzeptiert werden, mit einem Sperrvermerk versehen 
werden. Herr Wohnungsbauminister, ich frage Sie, 
warum. Vielleicht geben Sie dem Parlament einmal 
darüber Auskunft, warum man auf einen Sperrver-
merk im Haushalt drängt. 

Die Plafondierung der Mittel für das Gemeindever-
kehrswesen steht an , die Steuerreform setzt einen 
Schlußpunkt hinter die finanzielle Ausblutung unse-
rer Städte und Gemeinden nach jahrelanger gemein-
defeindlicher Politik. Wir sprechen hier nun einmal 
über Umwelt und Gewerbe. Da frage ich mich doch 
zur Umsetzung von solchen Zielen, wie sie in dem 
Bericht stehen: Wo bleibt denn eigentlich die Frage 
der Gewerbesteuer in einer klaren politischen Aus-
sage von den Koalitionsfraktionen im Rahmen dieses 
Berichts? Ich vermisse das. 

Aber nicht nur Streichungen schädigen die Kom-
munen in ihrer Arbeit. Noch viel schwerwiegender 
sind Unterlassungssünden dieser Regierung. Von den 
Entschließungen des Bundestages kann zwar manche 
Stadt und manche Gemeinde in Weisheit und Klug-
heit leben, aber die Hand eines Bauarbeiters bewegt 
sich dadurch nicht, die Abwassersysteme in unseren 
Städten werden dadurch nicht erneuert, die Luft wird 
nicht sauberer, der Lärm an den Bundesstraßen, Bun-
desautobahnen und an den Bundesbahnstrecken wird 
dadurch nicht weniger. Keine Spielhalle ist mit dem 
neuen Baugesetzbuch verhindert worden. Im Gegen-
teil: Die Anträge und Zulassungen steigen weiter 
an. 

(Conradi [SPD]: So ist es!) 

Kein Quadratmeter Boden für die gewerbliche und 
industrielle Nutzung und Erneuerung in den Städten 
ist zusätzlich gekauft worden auf Grund der neuen 
Rechtsinstrumentarien. Was fehlt, dazu will ich gleich 
kommen. 

Es muß doch für jeden — gerade bei diesem Punkt: 
Boden — , der sich mit Raumordnung, Wohnungspoli-
tik und Städtebau befaßt, ein mahnendes Beispiel 
sein, daß nur 5 % des verbrauchten Bodens in unseren 
Städten Recyclingflächen sind bei einem Anteil von 
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40 % Ausweisungen in Flächennutzungsplänen. Es 
muß doch nachdenklich stimmen, warum die Städte 
dies nicht machen. Die Quote ist zu gering — das wis-
sen wir alle — , nicht weil die Städte nicht wollen, son-
dern weil sie kein Geld zum Recyceln haben. 

Jetzt soll durch eine Entschließung darauf hinge-
wiesen werden— liebe Kolleginnen und Kollegen von 
der Koalition — : Wir kennen eure Probleme. Wir wis-
sen um die Vielfalt, geben euch gute Ratschläge, weil 
Ratschläge nichts kosten und zu keiner Verantwor-
tung verpflichten. 

(Conradi [SPD]: So ist es! — Grünbeck [FDP]: 
Eine abenteuerliche Lesart!) 

In der Entschließung der Koalition ist kein Satz von 
konkreter finanzieller Hilfe, nur der verschämte Hin-
weis — ich komme darauf zurück, lieber Herr Kollege; 
ich zitiere Ihre Entschließung — : 

Der Bund wird die Gemeinden bei der Bewälti-
gung der neuen städtebaulichen Aufgaben auch 
in Zukunft finanziell unterstützen. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage? 

Reschke (SPD): Bitte. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte sehr, Herr Kansy. 

Dr.-Ing. Kansy (CDU/CSU): Herr Kollege Reschke, 
wie beurteilen Sie die Tatsache — ich habe das ge-
rade einmal nachprüfen lassen — , daß von allen 
Bundesländern Nordrhein-Westfalen die zugesagte 
Drittel-Gegenfinanzierung unseres letztjährigen 
Städtebauprogramms dahin gehend umgangen hat, 
daß es fast alle landeseigenen Mittel gestrichen hat — 
bis auf einen symbolischen Betrag von 30 Millionen 
DM — und somit, gerade was Arbeitsförderung, was 
kommunale Anliegen bet rifft, bundesweit ganz hin-
ten liegt, obwohl — wir haben beide gemeinsam im 
Ausschuß dafür gefochten — dieses Programm dazu 
gedacht war, daß die Lander ihre entscheidenden Fi-
nanzierungsbeiträge ebenfalls leisten? 

(Müntefering [SPD]: Das ist schlichtweg 
falsch!) 

Reschke (SPD): Dies ist objektiv falsch, Kollege 
Kansy. Richtig ist, daß bis 1986 der Städtebauförde-
rungsanteil des Landes Nordrhein-Westfalen gegen-
über 100, 120 Millionen DM Bundeszuschuß im Nor-
malfall  

(Grünbeck [FDP]: Das ist subjektiv falsch! — 
Zuruf von der SPD: Vorsichtig!) 

bei 600 bis 680 Millionen DM gelegen hat. Auf Grund 
der jahrelangen erhöhten Mittel des Landes Nord-
rhein-Westfalen für Städtebauförderungsmaßnahmen 
ist dieses Bundesland sehr oft und sehr stark für un-
sere Gemeinden in die Kreditfinanzieung gegangen; 
hier liegen Landesfinanzierungen ohne Bundesan-
teile vor. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Sie haben alles 
gestrichen! — Bohl [CDU/CSU]: Das ist doch 

falsch!) 

— Nein, mein lieber Kollege, seit der Verabschiedung 
des Baugesetzbuches — bleiben wir bei der Reali-
tät — vor einem Jahr und der Streichung des Förderin-
strumentariums für unsere Städte aus dem Gesetz 
warten die Gemeinden auf die Konkretisierung der 
Fördermaßnahmen des Bundes in der Zukunft. Selbst-
verständlich haben auch die Länder da ihren Pflicht-
anteil zu. leisten. 

Von einer bloßen Wiederholung von Absichten ha-
ben unsere Städte und Gemeinden nichts. Nicht eine 
einzige Antwort für unsere Gemeinden zur Verbesse-
rung der  regional-wirtschaftlichen  Rahmenbedingun-
gen und Nennung von Förderinstrumenten und kon-
kreten Hilfen des Bundes zur Bewäl tigung der „Krise 
der Arbeit in der Stadt" steht in Ihren Entschließun-
gen. 

Die Städte haben nach meiner Auffassung zur Zeit 
keine Krise beim Wohnen; Sie haben aber zur Zeit zu 
kämpfen mit der Bewältigung der Krise der Arbeit, 
und dies ist keine alleinige Gemeindeaufgabe. Wo 
anders gehört es hin als in eine Auswertung eines 
Berichts „Gewerbe und Umwelt" ? Beide Faktoren, 
gute Umwelt und ökologische Voraussetzungen zum 
Leben, führen hin zu einem Wohlfühlen in einer Stadt. 
Wir sollten Gewerbe und Indust rie unter diesem Ge-
sichtspunkt fördern. Beide Dinge wollen wir in unse-
ren Städten haben. Das können wir aber nicht nur in 
Form von lieben Resolutionen, sondern von Instru-
menten rechtlicher und finanzieller Art erledigen. 

Der Bericht ist gut. Daran lassen wir auch keinen 
Zweifel aufkommen. Er stellt eine nützliche Mate rial-
sammlung dar, aber er muß doch zu Konsequenzen 
führen, er muß doch aufzeigen, wo der zukünftige 
Handlungsrahmen zur Unterstützung der Stadtpolitik 
durch den Bund ist — im Bereich Wohnen, im Bereich 
Umwelt, im Bereich Gewerbe und Handel. Mit einer 
billigen Entschließung wollen sich CDU/CSU und 
FDP aus der Verantwortung für unsere Städte und 
Gemeinden stehlen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Wir alle kennen die Faktoren der zukünftigen Ent-
wicklung — gehen Sie doch einmal darauf ein; das hat 
doch etwas mit der Innenentwicklung zu tun — : 
Bevölkerungsverlust, Wertewandel, Freisetzen von 
Siedlungsräumen sowohl im Wohnbereich als auch im 
Gewerbebereich. Gewerbebrachen kennen wir ja 
schon in großem Umfang, Wohnbrachen sind im Ent-
stehen. 

Wie sonst kommen CDU/CSU-Fraktion und FDP-
Fraktion schon jetzt dazu, dem Bundestag einen An-
trag für eine Resolu tion zur Situation der Großwohn-
siedlungen vorzulegen? 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Weil wir uns der 
Thematik annehmen, Herr Kollege!) 

Warum heißt dieser Antrag nicht: „Finanzielle Hilfe 
zur Bewältigung der Probleme in unseren Großwohn-
siedlungen"? Wir können den Gemeinden von hier 
aus immer Ratschläge geben, warum denn nicht auch 
die finanziellen Mittel, um die Aufgaben erledigen zu 
können? 

(Beifall bei der SPD) 
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Ein weiterer Faktor der Stadtentwicklung ist ein 
geringes Wirtschaftswachstum vor Ort. Das schlägt 
sich insbesondere im Bereich der Bauwirtschaft nie-
der. 

Ein weiterer Faktor: Es droht der finanzielle Kollaps 
der Gemeindehaushalte, weil sich der Bund immer 
mehr aus der Verantwortung stiehlt und den Gemein-
den die Lebensfähigkeit, wie es die Verfassung vor-
schreibt, nicht erhält. Daß einige Gemeinden die Ver-
fassungsfrage mittlerweile auch stellen, ist nach mei-
ner Auffassung durchaus gerechtfertigt und trifft auch 
im Kern die Mangelhaftigkeit Ihrer heutigen Ent-
schließung. 

Wir aber, der Gesetzgeber, haben aus diesen Fak-
toren ein Leitbild zu entwickeln und dieses Leitbild zu 
instrumentalisieren, auch in der konkreten finanziel-
len Förderung. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie noch eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Daniels? 

Reschke (SPD): Bitte schön. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte. 

Dr. Daniels (Bonn) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Reschke, ist Ihnen bekannt, daß allein die Umschich-
tungen bei den nordrhein-westfälischen Städten und 
Gemeinden, die der Landtag und die SPD-geführte 
Landesregierung in den letzten Jahren zu Lasten der 
Gemeinden und zugunsten des Landes Nordrhein-
Westfalen vorgenommen haben, weitaus mehr aus-
machen als alle Folgen der zur Zeit in der Diskussion 
befindlichen Steuerreform, nach der ja das, worauf 
der Bund und auch die Gemeinden verzichten, in die 
Taschen der Bürger wande rt? 

Reschke (SPD): Das Land Nordrhein-Westfalen hat 
nicht zu seinen Gunsten umgeschichtet; das Land 
Nordrhein-Westfalen war vielmehr zu einer Um-
schichtung gezwungen, und zwar aus zwei wesentli-
chen Gründen. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Der erste Grund war die Steuerstreichung, die sich im 
Haushalt von Nordrhein-Westfalen — ich nenne z. B. 
die Vermögensteuersenkung — mittlerweile mit über 
1,5 Milliarden DM niederschlägt. Den zweiten Grund 
konnten Sie, Kollege Daniels, heute im Finanzaus-
schuß erfahren. Do rt  konnten Sie hören, wie Nord-
rhein-Westfalen wieder im Bund-Länder -Finanzaus-
gleich benachteiligt wird. Nordrhein-Westfalen ist 
wieder gezwungen, zum Verfassungsgericht zu mar-
schieren. Das sind die tatsächlichen Gründe. 

(Beifall bei der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, unsere Aufgabe 
ist es, die gleichen Lebenschancen und -vorausset-
zungen in unseren Städten auszurichten und zu för-
dern; so schreibt es unsere Verfassung vor. 

Als Konsequenz aus diesem Bericht bleibt doch nur 
eines übrig: Nachdem die Koalition sturerweise und 
permanent wiederholend das „Baubuch" des Kanz-
lers für gut erklärt hat — nach meiner Auffassung ist 

es nicht gut, aber darüber können wir ja im Parlament 
streiten — — 

(Zuruf des Abg. Dr.-Ing. Kansy [CDU/ 
CSU]) 

— Übrigens, lieber Kollege Kansy, lassen Sie mich frei 
nach Tucholsky sagen: „Durch Wiederholung, durch 
ständige Wiederholung von Unsinn wird dieses nicht 
sinnvoller. " 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Dann müßten 
Sie jetzt aufhören zu reden!) 

Wir kennen Ihre Argumente. — Übrig bleibt nur die 
klare Aussage, die ich heute gerne von Ihnen hören 
möchte, nämlich wo in diesem Bereich die finanzielle 
Hilfe für unsere Gemeinden bleibt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Schreiben Sie Ihre 
Rede um!)  

Deshalb schlagen wir vor, die Bundesregierung auf-
zufordern, die erforderlichen finanziellen und gesetz-
geberischen Maßnahmen einzuleiten: 

Erstens: zur Förderung von Modernisierung und 
ökologischer Erneuerung in unseren Städten und 
Gemeinden, von Abwasser über Lärmbekämpfung, 
Luftreinhaltung und Grün auf Industriebrachen. 

Zweitens: Bei der Beseitigung von Altlasten ist der 
Tatbestand der Mischfinanzierung nicht nur gege-
ben, lieber Kollege, sondern es ist nach meiner Auf-
fassung auch Bundespflicht, Vorsorge zu treffen und 
hier helfend einzugreifen. 

Drittens: Gewerbe-, Indust rie- und Handelsförde-
rung beginnen bei der Verfügbarkeit von Boden. Wir 
haben keine versiegelbaren Flächen mehr in unseren 
Städten. Entweder geschehen Strukturverschiebun-
gen im Bodenbereich durch Austausch, oder aber in 
der Gewerbeansiedlung in unseren Städten bewegt 
sich kaum etwas. Das ist heute die Realität vor O rt . Wir 
kriegen in vielen Bereichen doch kaum noch Grünflä-
chen zu Gewerbeflächen. 

Viertens: Wer von Stadtökologie, von Umwelt und 
Gewerbe spricht, der muß wissen, daß ein Investi-
tionsprogramm zur Verbesserung des Emissions-
schutzes vor Ort entstehen muß. Das kann sich in viel-
fältiger Art  niederschlagen, von der ökologischen 
Nachrüstung von Straßen bis hin zu anderen Fragen 
des Emissionsschutzes. 

Aus all diesen Maßnahmen, aus all  den Ansätzen 
von Problemhinweisen im Bericht „Gewerbe und Um-
welt" haben die Bundesregierung und die Regie-
rungskoalition keine Konsequenzen gezogen. 

Unser Entschließungsantrag geht nicht nur auf 
diese konkrete Problembeschreibung ein — wie ja 
übrigens die Problembeschreibungen in den Fraktio-
nen fast gleich sind — , sondern wir fordern konkretes 
Handeln und finanzielle Ausstattung unserer Städte 
vor Ort zum ökonomischen und ökologischen Um-
bau. 

Wir bitten um Zustimmung zu unserer Entschlie-
ßung im Interesse von Industrie, von Gewerbe, von 
Handel in unseren Städten, im Interesse der künftigen 
Lebensbedingungen vor Ort und im Interesse der 
Menschen, die zur Zeit Strukturwandel vielfältig in 
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den Städten zu ertragen haben, sozial, kulturell und 
ökonomisch. Nur so ist nach unserer Auffassung die 
Krise der Arbeit in der Stadt mittel- und kurzfristig zu 
lösen. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort  hat der Herr Ab-
geordnete Grünbeck. 

Grünbeck (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Darf ich einen einzigen 
Satz wiederholen, den der Herr Kollege Reschke hier 
gesprochen hat: 

(Müntefering [SPD]: Jeden Satz dürfen Sie 
wiederholen! — Reschke [SPD]: Ich schenke 

Ihnen meine ganze Rede!) 

Der Bericht zur Städtebaupolitik ist gut. Das sagten 
Sie. 

Aber wenn man Ihre Rede genau analysiert, zeigt 
sich eigentlich, was Sozialdemokraten gemeinsam mit 
den GRÜNEN landauf, landab, verkünden, nämlich 
daß Gewerbe und Umwelt einander im Weg stehen. 
Das ist ein Horrorgemälde, bei dem man eigentlich 
meinen möchte, die Stadtbevölkerung müßte überall 
auswandern. 

(Frau Weyel [SPD]: Da haben Sie aber nicht 
zugehört!) 

Ich kann Ihnen nur sagen: Der Bericht ist gut; und er 
belegt, daß die ökologische Situa tion bei den Bürgern 
besser als bei Ihnen aufgehoben ist. Das Bewußtsein 
für ökologische Zusammenhänge ist bei den Bürgern 
tief eingedrungen, und es wurde auch von den 
Städten schon viel geleistet, was Sie — für mich un-
verständlich — einfach unterschlagen. 

Aber es muß zugegebenermaßen in der ökologi-
schen Verbesserung unserer Städte noch viel geleistet 
werden. 

(Reschke [SPD]: Und was packen Sie an?) 
Das zweite. Der Strukturwandel in unserer Wirt-

schaft ist eine herausragende Aufgabe. Mich wundert 
manchmal: Wir alle wissen, daß mode rne Technolo-
gien die Unternehmen verändern. Ich bin sogar der 
Auffassung, daß in den nächsten 20, 30 Jahren nicht 
ein einziges Unternehmen noch so wie heute ausse-
hen wird. 

Aber Sie wollen eigentlich die Schaffung der An-
passungsinstrumente des Strukturwandels verhin-
dern. Das hat die Beratung des Bundesbaugesetz-
buchs bewiesen. 

Daß wir die Flexibilität für die Änderungen im In-
nenstadtbereich aufrechterhalten und ausgebaut ha-
ben, war eine ganz wichtige Entscheidung für die 
Weiterentwicklung unserer Städte und die Weiterent-
wicklung unserer Wirtschaft in den Städten, die mit 
der Erhaltung und dem Ausbau von Arbeitsplätzen 
und mit der Belebung der Innenstädte natürlich eine 
große Aufgabe zu erfüllen haben. 

Ich glaube, daß wir besonders die Probleme der 
Baulandplanung richtig kanalisiert haben, daß wir die 
Außenbereiche schonen, aber zum Beispiel die Innen

-

Städte beleben, Baulücken schließen entweder für die 
Gewerbebrachen oder aber für die Wohnumfeldver-
besserung, daß wir durch den Bau von Ortsumgehun-
gen und Lärmschutzmaßnahmen zur Verkehrsberuhi-
gung beitragen. Ich kann nur sagen: Das sollten wir 
ernster nehmen, als es bisher in der öffentlichen Dis-
kussion geschehen ist. 

Ich empfehle jedem Kollegen, das Ifo-Gutachten 
über die Güterbelastung und die Verkehrsbelastung 
im Jahr 2000 zu lesen. Nach den Berechnungen des 
Ifo-Gutachtens werden es 70 % des Güterverkehrs 
mehr als heute sein, und um 30 % wird der Personen-
verkehr auf den Straßen zunehmen. 

Wenn das so ist, muß sich die SPD doch mal fragen, 
warum sie denn eigentlich den Neubau von Güter-
bahnhöfen wie in München verhindern wollen, wenn 
sie gleichzeitig den Güterverkehr von der Straße auf 
die Schiene bringen wollen und müssen. Wir wissen 
doch alle gemeinsam, welche Maßnahmen da not-
wendig sind. Sie verwickeln sich dauernd in mehr 
Widersprüche, weil Sie aus Ihrer theore tischen Orien-
tierungslosigkeit einfach nicht in eine Praktikabilität 
von Verkehrsstrukturen übersetzen können. 

Ich glaube, auch die große Bedeutung des kommu-
nalen Umweltschutzes ist erkannt. Wir sollten gar 
nicht mehr von der Abfallbeseitigung reden, Herr Kol-
lege Reschke; wir sollten von der Abfallverwertung 
reden. Wir wissen längst, daß Müll heute ein Rohstoff 
für die Energieerzeugung sein kann, daß Müll heute 
im Recycling als Wiederverwertung — — 

(Reschke [SPD]: Und warum wollen Sie alles 
verbrennen?) 

—Lassen Sie mich doch einmal etwas sagen, von dem 
ich mit Sicherheit ein bißchen verstehe. — Wir wissen, 
daß Müllverwertung im Recyclingverfahren kein 
Geld kostet, sondern im Gegenteil posi tive Bilanzen 
erbringt. Daß wir bei den Altlasten viel schneller han-
deln müssen, als jemand vorher zu denken vermochte 
oder heute zu denken vermag, wissen wir alle. Ich bin, 
meine Damen und Herren, in großer Sorge über alle 
Deponien; ich habe das im Ausschuß vorgetragen. 

(Reschke [SPD]: Und trotz Ihrer Sorge hat die 
Stadt keine Haushaltsstelle!) 

—Aber Sie haben doch noch weniger eine Haushalts-
stelle. Wir können Altlastenbeseitigung doch nicht 
einseitig auf die Bundesregierung verlagern, sondern 
das muß man schon gemeinsam zwischen Bund, 
Ländern und Kommunen regeln. 

(Reschke [SPD]: Da sind wir uns einig, lassen 
Sie uns hier anfangen!) 

— Also, jetzt habe ich Ihnen so andächtig zugehört, 
und Sie sind so unanständig unruhig. Das ist ja nicht 
zu glauben. — 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Altlastenbeseitigung, meine Damen und Herren, 
muß man ernst nehmen; daran gibt es keinen Zweifel. 
Wir sind in Sorge über die undichten Deponien, die zu 
einer Gefahr für das Grundwasser, für das Oberflä-
chenwasser werden. Das bedeutet natürlich eine ne-
gative Beeinflussung der Trinkwasserversorgung und 
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—langfristig gesehen — auch eine negative Beein-
flussung der Abwasserentsorgung. 

Ich glaube, daß wir in diesem Zusammenhang, 
meine Damen und Herren, gemeinsam zu einer neuen 
Strategie bei der Überprüfung des Einsatzes von 
Großtechnologien und dezentralen Energien kom-
men sollten. Ich glaube, daß m an  die beiden auch 
nicht voneinander trennen sollte — die gehören zu-
sammen — , sondern man sollte sie ergänzen und ver-
zahnen und nicht sturheil allein auf die Großtechnolo-
gien setzen. Es ist ökologisch sinnvoller, dezentrale 
Lösungen zu wählen, d. h., in Ballungsräumen zen-
trale Lösungen anzustreben und in ländlichen Räu-
men schon aus Finanzgründen und aus ökologischen 
Gründen dezentrale Lösungen zu bevorzugen. 

Nun darf ich noch ein Wo rt  zur Finanzierung sagen. 
Also, mir kommen immer die Tränen, wenn ich die 
Sozialdemokraten hier auftreten sehe. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Ja, das ist wahr! 
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU — Ge

-

genrufe von der SPD) 

— Ja, wirklich, da können einem die Tränen kommen. 
—Wir haben ein ERP-Programm mit mehreren Milli-
arden DM aufgelegt. Das ist ausgebucht, die Mittel für 
Umweltschutzmaßnahmen sind für Jahre in Anspruch 
genommen. Wir haben einen § 82 Einkommensteuer-
Durchführungsverordnung geschaffen, in dem die 
Abschreibungsmöglichkeiten für moderne, umwelt-
freundliche, energiesparende Heizungsmaßnahmen 
geregelt sind, und wir haben die Städtebauförderung. 
Addieren Sie doch einmal, wieviel Milliarden DM die 
Bundesregierung aufbringt, um den Kommunen zu 
helfen, ihre Finanzierungsprobleme zu lösen! 

Aber eines finde ich bei Ihnen nicht: einen Gedan-
ken in Richtung auf Privatisierung. Ich empfehle Ih-
nen dringend, die vom Land Niedersachsen erstellte 
Broschüre einmal nachzulesen. Die niedersächsische 
Landesregierung hat noch unter Federführung von 
Frau Breuel — und jetzt unter Federführung meines 
Freundes Hirche — eine Privatisierung von Abfallbe-
seitigungs- und Abwasserentsorgungsanlagen mo-
dellhaft durchexerziert und ist zu dem Ergebnis ge-
kommen, daß das an Investitions- und Bet riebskosten 
30 % weniger ausmacht als etwa bei den öffentlichen 
Anlagen. Wenn das für Sie kein Denkanstoß ist, dann 
weiß ich es nicht mehr. Wissen Sie, was bei Ihnen ist 
—ich hab' mich ja kaputtgelacht — : 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Und er steht immer 
noch dort ! — Weitere Zurufe von den GRÜ

-

NEN und der SPD) 

Sie wollen die Revitalisierung der Gewerbesteuer, ich, 
wir Freien Demokraten wollen die Revitalisierung der 
Städte und nicht der Steuern. Sie wollen nur mehr 
Einnahmen, wissen dann aber im Grunde genommen 
gar nicht, was Sie damit anfangen sollen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir wollen die Modernisierung und die Sanierung 
vorantreiben. Dazu ist alles geschaffen worden, bis 
auf eines: Wir haben vorgestern bei unserer Tagung in 
Berlin festgestellt, daß das Mietrecht einer zügigen, 
wirtschaftlichen und technologisch richtigen Sanie

-

rung möglicherweise im Wege steht. Wir haben ge-
hört, wie schwierig es ist, zu modernisieren und zu 
sanieren, wenn ich das etwa stufenweise von Woh-
nung zu Wohnung machen muß, daß das nicht nur 
Pfusch am Bau bringt, sondern daß das auch wesent-
lich teurer wird und letztendlich nichts bringt. Wir 
sollten uns einmal überlegen, ob wir im Sinne einer 
zügigen Modernisierung und Sanierung nicht zu ei-
nem Sondertatbestand der Mietrechtskündigung 
kommen. Wir werden da nicht lockerlassen; denn das 
ist eine entscheidende Maßnahme im Rahmen der 
Beschäftigungspolitik. 

(Widerspruch der Abg. Frau Flinner 
[GRÜNE]) 

— Natürlich, gucken Sie sich Berlin einmal an, 
schauen Sie sich die Verödung der Städte an! Wenn 
ich höre, daß es in Berlin noch 40 000 Wohnungen mit 
Trockenklosett gibt, dann erfüllt das in unserer mo-
dernen Zeit doch noch nicht einmal den Mindeststan-
dard an Hygiene. Da können Sie doch nicht sagen, es 
ist alles in Ordnung. Also, ich glaube schon, daß die 
Verödung der Städte ein entscheidendes Ausmaß er-
langt hat. 

(Vosen [SPD]: Ganz Deutschland verödet!) 
Vielleicht können wir mit Ihnen über Ladenschluß 
und über Dienstleistungsabende noch einmal reden. 
Wenn Sie die Städte am Abend nicht einschlafen las-
sen wollen, dann werden Sie sich in bezug auf die 
Verkehrsverbindungen, in bezug auf die Belebung 
der Innenstädte durch eine Liberalisierung von Öff-
nungszeiten und ähnlichen Dingen mehr etwas einfal-
len lassen müssen. 

Meine Damen und Herren, ich darf abschließend 
feststellen: Heute finden weltweit Strukturverände-
rungen in der Wirtschaft statt, die überall oder in fast 
allen Ländern zu wesentlichen Veränderungen in der 
Gesetzgebung führen. Bei uns finden diese Struktur-
veränderungen natürlich auch statt; aber die Anpas-
sung wird von Ihnen eigentlich immer blockiert, in-
dem Sie auf das Wahren von Besitzständen mehr Wert 
legen als auf die Anpassung an die eigentliche Struk-
turveränderung. Das wird eines Tages ein böses Er-
wachen geben. 

Wir müssen uns dieser Herausforderung stellen. Ich 
glaube, dieser Städtebaubericht belegt, daß es keine 
Gegensätze zwischen einer harmonisierten Umwelt-
politik und einer richtig angelegten Gewerbepolitik in 
den Städten gibt, daß wir auf die Arbeitsplatzerhal-
tung oder den Arbeitsplatzausbau in den Städten gro-
ßen Wert legen müssen und daß wir die Umweltver-
träglichkeit durchaus mit der Wohnumfeldverbesse-
rung auf einen Nenner bringen können. 
Die FDP wird deshalb Ihren Antrag ablehnen und 

unserem Entschließungsantrag zustimmen. 
(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Teubner. 

Frau Teubner (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Zu-
hörerinnen! Liebe Zuhörer! Ich gestehe, ich war zu-
nächst etwas verwundert angesichts dieser Tagesord-
nung: Nicht eine halbe Stunde, nicht eine ganze 
Stunde, nein, volle 90 Minuten — ohne Ironie: 90 Mi- 
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nuten — läßt bzw. nimmt man sich Zeit, in dieser 
Woche über einen Politikbereich zu reden, der sonst 
— meines Erachtens zu Unrecht — eher ein Schatten-
dasein führt: den Städtebau. 

Aber es geht ja auch um Umweltschutz in dem Be-
richt, der heute zur Debatte steht. Es geht vor allem 
um eine ausnahmsweise einmal posi tive Bilanz, mit 
der sich die Bundesregierung hier schmücken zu kön-
nen glaubt; und so etwas kommt ja sonst bei den 
Umweltbilanzen dieser Regierung nicht oft vor. Ich 
erinnere an die Debatten der letzten Woche: Nordsee-
sterben, Grünsterben usw. Auf die ökologische Ent-
wicklung in den Städten jedoch scheint man wirk lich 
stolz sein zu dürfen, nimmt man die zahllosen Bei-
spiele — 125 Seiten lang — in dem vorliegenden Be-
richt zum Maßstab. Da erlaubt man sich auch einmal 
90 Minuten der Debatte. 

Jedoch: Die Opposition wäre nicht die Opposi tion, 
und vor allem DIE GRÜNEN wären nicht DIE GRÜ-
NEN, wenn sie nicht auch an dieser stolzen Bilanz 
etwas zu meckern hätten. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Genau! — Sehr 
richtig! — Das ist leider wahr!) 

Nun denn! 

Eines will  ich der Kritik vorwegschicken: Ganz un-
zweifelhaft gibt es in vielen Städten und Gemeinden 
sehr vielfältige und zum Teil sehr phantasievolle, 
auch sehr konsequente Ansätze, das Problem des 
quantitativen und qualitativen Verbrauchs von Natur 
und Landschaft durch den Städtebau zu lösen. Oft 
genug — das muß man in diesem Hohen Hause beto-
nen — hat hierbei der Druck der Bevölkerung mitge-
holfen, wie überhaupt Initiativen der Bürgerinnen und 
Bürger das Handeln von Politik und Verwaltung bis-
weilen weit überholen. Insofe rn  ist der Bundesregie-
rung und den Rednern der Koalition der Vorwurf zu 
machen, daß sie sich — zumindest teilweise — hier mit 
fremden Federn schmücken. 

Insgesamt betrachtet ist die Bilanz aber nega tiv. 
Auch im Städtebau der neuesten Zeit — da muß man 
sich nur umgucken — werden schwere Fehler ge-
macht, die massive, nicht oder nur sehr schwer wie-
dergutzumachende Eingriffe in die natürlichen Le-
bensgrundlagen bedeuten. Unsere These lautet — da 
gehen wir mit den Kollegen von der anderen Opposi-
tionsfraktion konform — : Das im neuen Baugesetz-
buch niedergelegte Bauplanungsrecht trägt ganz ent-
scheidend dazu bei, daß solche Fehler weiterhin ge-
macht werden können, ja, daß solche Natur zerstören-
den Eingriffe noch erleichtert werden. Der städtebau-
liche Bericht kommt zu dem Fazit — ich zitiere 
Seite 7 — : 

Deutlich wird auch, daß die Belastung unserer 
Umwelt durch Wirtschafts- und Städtewachstum 
nicht mehr wie in den zurückliegenden Jahren 
fortgesetzt werden kann. 

Ich würde sagen: Sie darf nicht mehr wie in den zu-
rückliegenden Jahren fortgesetzt werden. Der Bericht 
nennt als sein Ziel — Zitat — : 

Er soll Anregungen geben und dazu ermutigen, 
die hiermit zusammenhängenden neuen städte

-

baulichen Aufgaben entschlossen aufzugreifen 
und anzugehen. 

— Seite 5: entschlossen aufzugreifen und anzuge-
hen! 

Wenn diese Aussagen ernstgemeint sind — und das 
unterstelle ich hier einmal — , muß daraus auch die 
Konsequenz gezogen werden, das Baugesetzbuch ei-
ner sehr ernsthaften Prüfung auf seine Umweltver-
träglichkeit hin zu unterziehen. Diese Prüfung aller-
dings sollte man, meine Kolleginnen und Kollegen 
von der SPD, nicht, wie mit Ihrem Antrag gefordert, 
denen überlassen, die das Baugesetzbuch gegen den 
guten Rat kompetenter Fachleute und Verbände 
durchgepowert haben. Glauben Sie denn im Ernst, 
Herr Schneider würde sich nächstes Jahr hier hinstel-
len und zugeben, daß er mit seinem Baugesetzbuch 
den Interessen einer umweltverträglichen Stadtent-
wicklung schwersten Schaden zugefügt hat? 

(Bohl [CDU/CSU]: Wer soll es denn sonst 
prüfen?) 

Das finde ich eigentlich ein bißchen naiv. Nun 
denn! 

(Bohl [CDU/CSU]: Sie mäkeln doch an allem 
herum, haben Sie gesagt!) 

An einem Beispiel will ich den Widerspruch zwi-
schen schönen Worten und häßlicher Realität verdeut-
lichen. Zu den Schwerpunkten des städtebaulichen 
Berichts gehört das Problem des Freilandverbrauchs. 
Die Zahlen sind bekannt: 120 ha werden täglich ver-
siegelt — diese Zahl ist irgendwie kaum vorstellbar —, 
verschwinden also unter Beton oder Asphalt. Lebens-
räume für Tiere und Pflanzen werden gefährdet oder 
zerstört. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Und für uns auch! 
— Frau Flinner [GRÜNE]: Ja, für die Men

-

schen in erster Linie!) 

—Auch für die Menschen, ja. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Wohnen Sie auf 
der Wiese, oder was?) 

Die Versickerung, Filterung und Speicherung von 
Trinkwasser ist nicht mehr möglich, das Stadtklima 
wird nega tiv beeinträchtigt usw. 

Der städtebauliche Bericht stellt hierzu fest: 

Die Funktionsfähigkeit des gesamten ökologi-
schen Systems hängt davon ab, daß genügend 
Freiflächen zur Verfügung stehen. Dabei kommt 
es jedoch nicht allein auf den summierten Um-
fang, sondern genauso auf die richtige Vertei-
lung, die Vernetzung untereinander und eine ge-
nügende Qualität der Freiflächen an. 

Die Bodenschutzkonzeption der Bundesregierung 
—schon etwas älter, schon wieder etwas weiter unten 
in den Schubladen — ebenso wie das Baugesetzbuch 
ziehen daraus konsequent, aber eben nur verbal, aus-
schließlich verbal den Schluß: Mit dem Boden muß 
nicht nur sparsam, sondern schonend — und das ist 
mehr — umgegangen werden, was den Gesetzgeber, 
d. h. die Koalitionsmehrheit des letzten Jahres, aber 
nicht daran hinde rte, in eben dasselbe Baugesetzbuch 
hinten im konkreten Teil Regelungen aufzunehmen, 
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die diesem Ziel des schonenden und sparsamen Um-
gangs mit dem Boden hundertprozentig entgegenste-
hen. 

Die Verkehrspolitik mit ihrem nahezu ungebrem-
sten Straßenbau- und Geschwindigkeitswahn tut ein 
übriges. Wir werden ja morgen noch über die Ge-
meindeverkehrsfinanzierung zu sprechen haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr.-Ing. Kansy 
[CDU/CSU]: Sie sind doch auch gegen U- 

Bahnen!) 

Da hilft es auch nichts, wenn Staatssekretär Maurer 
vom Innenministerium des Landes Baden-Württem

-

berg auf einer Fachtagung vor zwei Wochen feststellte 
—ich zitiere den Staatsanzeiger Baden-Württem-
berg — : 

Stellte man auf den etwa 22 000 km des Lan-
des... 

—auf allen Straßen, auf Autobahnen, Bundesstraßen 
usw. — 

alle 5 142 000 in Baden-Württemberg zugelasse-
nen Kraftfahrzeuge Stoßstange an Stoßstange 
hintereinander, dann wären diese Straßen lük-
kenlos zu. 

Ich meine, man sollte sie wirklich einmal alle hinter-
einander aufstellen! Ob dann die Firma Daimler im-
mer noch an ihrem wahnwitzigen Projekt mitten in der 
Rastatter Rheinaue festhalten würde? 170 Hektar ei-
nes ökologisch hochgradig empfindlichen und gefähr-
deten Geländes werden geopfe rt , um in wenigen Jah-
ren dort  einen täglichen Ausstoß von tausend Luxus-
autos zu produzieren. Dafür wurden bestehende ver-
bindliche Bauleitpläne geändert — auf Ini tiative des 
Hauses Daimler-Benz. Aber Herr Späth kämpft ja, 
und wenn er sich doch noch mit seinem Steuerprotest 
durchsetzt, werden 25 % dieser täglich tausend Autos 
zunächst erst einmal als Jahreswagen auf dem Fir-
menparkplatz stehen — wie bei Daimler-Benz in Bre-
men, wo für 16 000 Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer 8 000 Parkplätze vorgehalten werden. Spar-
samer, schonender Umgang mit dem Boden? Nein, 
immer noch eine rein ökonomische Nutzungsbetrach-
tung von Natur und Landschaft, immer noch der abso-
lute Vorrang von Investorinteressen vor dem Umwelt-
schutz. 

Da schmückt man sich — das gestehe ich ja zu, das 
ist ja nicht zu übersehen — auch gern einmal mit einer 
Grünfläche, wenn sie zum Image einer aufpolierten 
Innenstadt paßt. So etwas wird auch immer mehr zum 
Standortfaktor, und insofern ist es für bestimmte Inter-
essenten dann zu begrüßen. Aber von Grünanlagen 
und Freiflächen als Teil einer Grundversorgung der 
gesamten Bevölkerung sind wir noch weit entfernt. 
Schauen Sie sich nur einmal ein bißchen jenseits die-
ser schönen Innenstadtkerne um. Das Baugesetzbuch 
wird uns davon noch weiter wegbringen. Erst wenn 
Umweltbelange do rt  eine klare Priorität bekommen, 
kann es anders werden. Das ist mehr als ein Abwägen. 
Bisher setzt sich in dem Abwägungsprozeß immer die 
Ökonomie durch, und die Konsequenzen sehen wir. 
Wir sagen, Umweltbelange müssen eine klare P riori

-

tät bekommen, auch und gerade in diesem Abwä-
gungsprozeß mit ökonomischen Belangen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zuruf des Abg. 
Grünbeck [FDP]) 

Erst wenn sich Umweltverträglichkeitsprüfungen 
nicht mehr wie bisher in Ausweichmaßnahmen er-
schöpfen, kommen wir weiter. Sie heißen dann so 
schön Grünordnungsplan oder Landschaftsbegleit-
plan, aber vorher beschließt man halt die Straße, vor-
her beschließt man  das Großprojekt, und dann tut man 
auf den Parkplatz ein paar Bäume pflanzen. Das kann 
mit Umweltverträglichkeitsprüfung nicht gemeint 
sein. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Erst unter der Bedingung, daß diese Belange P riori
-tät bekommen, wird man im nächsten Jahr oder in 

zwei Jahren vielleicht sagen können, daß 90 Minuten 
wie heute mehr bedeuten als ein allseitiges, selbstge-
fälliges Sich-auf-die-Schulter-Klopfen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Ich erteile das Wort  dem 
Herrn Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau. 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Bericht der Bundesregierung 
„Umwelt und Gewerbe in der Städtebaupolitik" 
weist in die Zukunft. Er ist keine Abrechnung mit den 
Fehlern der Vergangenheit, für die die Bundesregie-
rung ohnedies nicht verantwortlich ist. 

Er beschreibt präzise die künftigen Aufgaben, de-
nen sich alle, die am Städtebau beteiligt sind, gegen-
übersehen: die Bürger, die Fachleute und Planer, die 
Bauwirtschaft, besonders aber die Politiker aller Ebe-
nen, die hier Verantwortung tragen. 

Der Bericht zielt auf die Verbesserung der Umwelt-
bedingungen in den Städten und Gemeinden sowie 
auf die städtebaulichen Voraussetzungen für eine 
ökologisch verträgliche, zukunftsorientierte Wirt-
schaft. Dies ist notwendig, weil es gilt, Arbeitsplätze 
zu erhalten und neue zu schaffen. 

Beide Themen gehören zusammen. Sie markieren 
ein Spannungsfeld, in dem viele der Probleme liegen, 
um die Tag für Tag in den Gemeinderäten gerungen 
wird. 

Dieser Bericht ist klar, er macht anschaulich deut-
lich: Die Bundesregierung verfolgt eine Städtebaupo-
litik, die unseren Städten und Gemeinden ihre 
menschlichen Maßstäbe erhalten oder wieder zurück-
geben will. Dies gilt zu allererst für die unmittelbare 
Lebensumwelt der Menschen, für die Gemeinden und 
für die Stadtviertel, in denen unsere Bürger arbeiten 
und wohnen. Der Herr Bundeskanzler hat in seiner 
Regierungserklärung vom 18. März 1987 auf diesen 
Zusammenhang ausdrücklich hingewiesen. 

Ich sage bewußt: arbeiten und wohnen. Viele, die 
sich in Fragen des Städtebaus zu Wort melden, ver-
gessen, daß unsere Städte auch Wirtschaftsmetropo-
len sind, Arbeitsstätten sind und bleiben sollen. 
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Bundesminister Dr. Schneider 

Dieser Bericht räumt auf mit der falschen Alterna-
tive: Technik oder Ökologie? Er weist eine Perspek-
tive für unsere Gemeinden, wie sie auch in einer hoch-
technisierten, arbeitsteiligen, entwickelten Gesell-
schaft ihr menschliches Gesicht bewahren können. 
Das ist eine Aufgabe, die weit über diese Legislatur-
periode hinausreicht. Ich bitte unsere Kommunalpoli-
tiker, von den rechtlichen Instrumenten entschlossen 
und umsichtig Gebrauch zu machen. 

An erster Stelle möchte ich, was die Zusammen-
hänge und unsere Entschlossenheit angeht, für eine 
geordnete Umwelt zu sorgen, das neue Baugesetz-
buch erwähnen. Dieses Baugesetzbuch hat erhebliche 
Verbesserungen für den Umweltschutz gebracht. Die 
Grundsätze der Bauleitplanung wurden um die Ziel-
vorgabe erweitert, die natürlichen Lebensgrundlagen 
zu schützen und zu entwickeln. Sie enthalten darüber 
hinaus die an die Gemeinden gerichtete Verpflich-
tung, mit Grund und Boden sparsam umzugehen. 

Die Gemeinden sind verpflichtet, die wesentlichen 
Auswirkungen der Planung, zu denen auch die Aus-
wirkungen auf die Umwelt gehören, in der Begrün-
dung des Bebauungsplans darzulegen. Die Möglich-
keit, im Bebauungsplan Höchstgrenzen für Wohn-
baugrundstücke festzulegen, dient dem Anliegen des 
flächensparenden Bauens. 

Neu eingeführt wurde die Möglichkeit, in Bebau-
ungsplänen Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Natur und Land-
schaft auszuweisen. Der Umweltschutz wurde als Sa-
nierungsziel anerkannt. Die Vorschriften über die 
Aufstellung der Bauleitpläne enthalten die Elemente 
einer in diesen Verfahren durchzuführenden Umwelt-
verträglichkeitsprüfung. Das ist gänzlich neu. 

(Vosen [SPD]: Hat aber lange gedauert!) 

— Wir regieren erst seit 1982. Sie hätten 13 Jahre lang 
Zeit gehabt, dies zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie stellen sicher, daß die Auswirkungen der Pla-
nung auf die Umwelt ermittelt und bewe rtet und daß 
dabei die Bürger und Träger öffentlicher Belange be-
teiligt werden, bevor die Gemeinde ihre planerische 
Entscheidung trifft. Dies ist nur ein Auszug aus der 
Liste der Verbesserungen. 

Freilich: Die Verantwortung, diese von uns geschaf-
fenen rechtlichen Instrumente richtig, zielstrebig, 
fach- und sachgerecht und vielleicht auch ideenreich 
anzuwenden, liegt nicht bei der Bundesregierung, 
sondern bei den Autoritäten in den Gemeinden. 

Das Baugesetzbuch enthält damit ein umfassendes 
Instrumentarium zum vorsorgenden Umweltschutz 
im Städtebau. Es kommt nun darauf an, daß die neuen 
Instrumente in der Praxis tatsächlich angewendet 
werden. 

Herr Kollege Reschke, Sie haben von der Notwen-
digkeit gesprochen, das Baugesetzbuch schon wieder 
zu novellieren. Ich kenne keinen Kommunalpolitiker, 
der dies gesagt hätte. Richtig ist nur — davon habe ich 
immer gesprochen — : Wir müssen das Baugesetz-
buch durch die Baunutzungsverordnung, die wir 
gänzlich neu fassen — die Vorarbeiten sind bereits 
längst im Gange — , ergänzen. Der Bund hat auch im 

Bereich der Finanzierung sehr viel getan, um die Er-
neuerung in Städten und Gemeinden voranzubrin-
gen. Die Städtebauförderung hat an  vielen Orten 
ganz entscheidend zur Verbesserung der Umweltsi-
tuation beigetragen. 

(Lachen des Abg. Müntefering [SPD]) 
— Herr Müntefering, Sie lachen. Es ist immer gut, 
wenn sich ein Mensch freut. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Der hat gestern, 
am 11. 11., damit angefangen!) 

Ich nehme das mit Sympathie zur Kenntnis, lieber Kol-
lege. Ich darf Ihnen sagen: Als ich das Amt antrat, 
waren es 220 Millionen DM. In diesem Jahr steht fast 
die fünffache Summe d rin. Was Sie kritisieren, bedeu-
tet nicht ein Weniger, sondern das Dreifache. Wir ha-
ben die Ansätze von damals verdreifacht. Ist das 
was? 

(Bohl [CDU/CSU]: Sehr gut! Wer zuletzt 
lacht, lacht am besten!) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Ich gestatte. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte sehr. 

Müntefering (SPD): Herr Minister, Sie wollen aber 
nicht widersprechen, wenn ich sage, daß Sie in den 
Jahren, seit Sie regieren, gleichzei tig die Ansätze für 
den Wohnungsbau so weit reduziert haben, daß die 
Mittel, die Sie insgesamt eingesetzt haben, nicht hö-
her als vorher waren und daß Sie außerdem im Augen-
blick dabei sind, für die Jahre ab 1991 die Städtebau-
förderung auf Null  zu führen? 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Herr Kollege, ich habe 
nicht geglaubt, daß ich Ihnen die Frage noch beant-
worten muß. Nicht die Bundesregierung hat bean-
tragt 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Richtig!) 
und geplant, der Bund solle sich aus der Mischfinan-
zierung zurückziehen, sondern es waren ja gerade 
sozialdemokratische Ministerpräsidenten, allen voran 
Ihr Ministerpräsident Rau, der an dem berühmten Be-
schluß vom 19. Oktober 1984 in Bremerhaven betei-
ligt gewesen ist. 
Was die Wohnungsbauförderung angeht, lieber 

Kollege, muß ich Ihnen sagen: Wir haben nach dem 
Krieg — zumeist in den Jahren, da wir, die Union mit 
der FDP, regiert haben — fast 19 Millionen Wohnun-
gen gebaut. Wir haben heute eine Wohnungsversor-
gung pro Person, pro Einwohner von etwa 35 Quadrat-
metern. Wir sind Weltspitze, was Qualität und Quan-
tität der Wohnungsversorgung angeht. Wir haben kei-
nen generellen, bundesflächendeckenden Bedarf 
mehr. Wo wir noch etwas leisten müssen, handelt es 
sich um Verdichtungsräume. Dafür stehen die Länder 
in der Verantwortung. 

Vizepräsident Stücklen: Gestatten Sie noch eine 
Zusatzfrage des Abgeordneten Müntefering? 
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Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Nein, danke, ich möchte 
mich an die mir vorgegebene Zeit halten. Ich bedaure 
das aus diesen Gründen. 

(Müntefering [SPD]: Kommen Sie in den 
Ausschuß! Dann reden wir darüber!) 

— Ich bin gern bereit, es dort zu sagen. 

Richtig ist: Wir haben die Wohngeldleistungen ver-
doppelt. Wir werden heuer etwa 3,9 Milliarden DM 
ausgeben. Fast eine halbe Milliarde DM der Wohn-
geldleistungen wird in Form von Lastenzuschuß ge-
währt. Das ist also eine individuelle, gezielte Unter-
stützung bei der Eigentumsbildung für den eigenen 
Herd. 

Meine Damen und Herren, im Juli dieses Jahres hat 
die Bundesregierung beschlossen, die Städtebauför-
derung des Bundes fortzuführen. Sie hat damit eine 
lange Phase der Unsicherheit beendet, die durch den 
Beschluß der Ministerpräsidenten der Länder zum 
Abbau der Mischfinanzierung ausgelöst wurde. Es 
werden die nächsten drei Jahre noch 660 Millionen 
DM sein. 

(Müntefering [SPD]: Und dann nichts 
mehr!) 

Rechnet man die Komplementärmittel der Länder und 
Gemeinden hinzu, so werden pro Jahr rund 2 Milliar-
den DM in den öffentlichen Kassen bereitstehen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Das heißt unter dem Strich: Die Städtebauförderung 
wird auf hohem Niveau fortgeführt. 

Die Länder und der Bund sind noch in den Beratun-
gen. Ich darf Ihnen sagen: Die Bundesländer haben 
allein die Verantwortung, daß sich der Bund aus der 
Mischfinanzierung zurückzieht. Es wird eine Frage 
der finanzpolitischen Auseinandersetzung zwischen 
Bund und Ländern sein, hier eine zufriedenstellende 
Lösung zu finden. 

(Abg. Reschke [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie noch eine Zwischenfrage? 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Eine letzte Zwischenfrage, 
Kollege Reschke. 

Reschke (SPD): Herr Minister, Sie sprachen eben 
davon, daß bei einer Förderung des Bundes von 
660 Millionen DM — ein Drittel soll von den Gemein-
den kommen, ein Drittel von Ländern — insgesamt 
fast 2 Milliarden DM zusammenkommen. Ich weiß 
nicht, wie Sie das ausgerechnet haben. Mir ist aus fast 
allen Großstädten bekannt, daß diese Städte ihren 
Anteil in der Städtebauförderung selbst nicht mehr 
erbringen können, daß im Gegenteil viele Gemeinden 
Bewilligungsbescheide für bauliche Maßnahmen vor-
liegen haben, aber auf Grund der Haushaltsschwie-
rigkeiten, die bei den Gemeinden ja nicht hausge-
macht sind, 

(Grünbeck [FDP]: Doch! Die sind hausge

-

macht!) 

nicht mehr in der Lage sind, die örtlichen Zuschüsse in 
den Haushalt einzustellen. Ist Ihnen das bekannt? 

Dr. Schneider, Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau: Herr Kollege Reschke, die 
Verhandlungen mit den Ländern laufen. Wir gehen 
davon aus, daß es bei der früher gegebenen Drittelfi-
nanzierung bleiben wird. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Conradi. 

Conradi (SPD): Der städtebauliche Bericht der Bun-
desregierung, Herr Präsident, Meine Damen und 
Herren, ist ein guter, ein inhaltsreicher, informativer 
Bericht. Die Probleme werden vollständig und mit an-
schaulichen Beispielen dargestellt. 

Ich habe für die sozialdemokratische Bundestags-
fraktion der Bundesregierung für diesen Bericht auf-
richtig zu danken, vor allem deshalb, weil er scho-
nungslos deutlich macht, wie unzureichend die 
Städtebaupolitik der Bundesregierung ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
GRÜNEN) 

Bundesregierung und Parlamentsmehrheit haben aus 
dem Bericht nichts gelernt. Sie haben keine Konse-
quenzen gezogen. Mein Kollege von Bülow hat hier 
einmal zu Ihrer Sicherheitspolitik gesagt, sie sei von 
einer „abgrundtiefen Denkfaulheit" gekennzeichnet. 
Das gilt auch für die Städtebau- und Wohnungspolitik 
dieser Regierung. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will  das an einigen Beispielen deutlich machen. 
Der städtebauliche Bericht sagt, daß aus Gründen 

des Umweltschutzes und des Landschaftsverbrauchs 
zukünftig die Innenentwicklung in den Städten und 
Dörfern Vorrang haben muß. Wir haben das zusam-
men mit dem Bundesrat beim Baugesetzbuch bean-
tragt, aber Sie haben es hier im Plenum abgelehnt, der 
Innenentwicklung der Städte und Dörfer gesetzlichen 
Vorrang einzuräumen. 
Der städtebauliche Bericht sagt, daß die Umweltbe-

lastungen ständig zunehmen. Wir haben — wiederum 
gemeinsam mit dem Bundesrat — beim Baugesetz-
buch beantragt, bei neuen Planungen die Umweltaus-
wirkungen zu prüfen und öffentlich darzulegen. Sie 
waren zwar für die Prüfung, aber nicht für die öffent-
liche Darlegung. Nach Ihrer Meinung soll hier nur 
ganz, ganz heimlich geprüft werden, damit niemand 
erfährt, was bei der Umweltprüfung wirk lich heraus-
gekommen ist. Eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
im Sinne der EG-Richtlinie ist das sicher nicht. 

(Abg. Dörflinger [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

— Herr Dörflinger, bitte. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Con-
radi, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Conradi (SPD): Ja, natürlich. 
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Vizepräsident Stücklen: Bitte sehr. 

Dörflinger (CDU/CSU): Herr Kollege Conradi, wür-
den Sie mir zustimmen, daß Ihre Fraktion und Sie als 
der von mir sehr geschätzte Berichterstatter zum Bau-
gesetzbuch und wir uns in der Einschätzung einig 
waren, daß das, was wir an Umweltinstrumentarium 
in das Baugesetzbuch hineingeschrieben haben, auf 
eine integrierte Umweltverträglichkeitsprüfung hin-
auslaufe und daß es deswegen eines eigenständigen, 
danebenstehenden Stranges einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung nicht bedürfe? Die kommunalen 
Spitzenverbände waren sogar der Meinung, das, was 
wir hineingeschrieben haben, entspreche in der In-
tention bereits der EG-Richtlinie. 

Vizepräsident Stücklen: Wie war die Frage jetzt? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ob er zustimmt!) 

Conradi (SPD): Ich soll irgend etwas bestätigen. 
(Dörflinger [CDU/CSU]: Das Fragezeichen 
überlasse ich der Liebenswürdigkeit des Prä

-

sidenten!) 

Vielen Dank, Herr Präsident. Ich habe das Fragezei-
chen gehört. 

Sie schildern hier, was unstrittig war, Herr Kollege, 
daß nämlich bei der Planung im Sinne einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung auch geprüft wird, welche 
Umweltauswirkungen, welche Umweltbelastungen 
durch diese Planung entstehen. Der Streitpunkt war 
anders: Wir wollten, daß das Ergebnis der Prüfung 
öffentlich dargelegt wird, damit jedermann überprü-
fen kann, was da geschieht. Sie wollten aus gutem 
Grunde nicht, daß die Öffentlichkeit das Ergebnis der 
Prüfung erfährt. 

Aber auch in anderen Fällen ziehen Sie keine Kon-
sequenzen. Der Bericht stellt die Bevölkerungsent-
wicklung dar, er zeigt den veränderten Altersaufbau, 
er zeigt, daß die Zahl der Haushalte und der Woh-
nungsbedarf bis in die Mitte der 90er Jahre zuneh-
men. Das bestätigen uns auch die Städte. 

Stuttgart hat jetzt 3 900 Notfälle in der Wohnungs-
kartei, 3 900 Haushalte — das sind rund 10 000 Men-
schen — , die keine ausreichende Wohnung haben. 
Sie sagen hier global: 35 m2  pro Person sind da. Des-
halb müssen wir als Bund den sozialen Wohnungsbau 
nicht mehr fördern. Sie haben ihn ja auch totgemacht. 
Die Landesregierung von Baden-Württemberg fördert 
in diesem Jahr nur noch 260 Wohnungen im ganzen 
Land bei 3 900 Notfällen allein in Stuttga rt . 

Ich stimme dem Stuttgarter Oberbürgermeister 
Manfred Rommel zu, der diese Politik für unsozial, für 
stadtfeindlich hält. Die hier regierende Mehrheit hat 
eben nichts übrig für die Wohnungsbedürfnisse von 
alten Menschen, von Alleinstehenden, von Alleiner-
ziehenden, von Ausländern, von Arbeitslosen. Sonn-
tags reden Sie von der „Famillje" und montags ma-
chen Sie den sozialen Wohnungsbau kaputt. Das ist 
Ihre Politik. 

(Beifall bei der SPD und den Grünen) 

Der Städtebaubericht weist auf die zunehmenden 
Verkehrsprobleme der Gemeinden hin. Die Städte 
ersticken im Autoverkehr. Morgen werden Sie hier 

das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz zu Lasten 
der Städte und des ÖPNV ändern. Auch hier bin ich 
mit Manfred Rommel völlig einer Meinung: Dies ist 
eine stadtfeindliche Verkehrspolitik. Er hat die Stutt-
garter Bundestagsabgeordneten aufgefordert, sich 
gegen diese Änderungen zu wenden. Ich bin ge-
spannt, wie meine Stuttgarter Kollegen von der Union 
morgen hier abstimmen. 
Der städtebauliche Bericht sagt, daß wir in den 

Städten eine neue umweltfreundliche Energiepolitik 
brauchen. Tatsächlich aber dringt der Strom überall 
vor. Die Energieversorgungsunte rnehmen werben für 
mehr Stromverbrauch. Der Strom drängt mit Macht in 
den Wärmemarkt hinein, und die Bundesregierung 
hat kein Konzept, sie tut nichts für eine Förderung der 
Fernwärme, nichts für eine vernünftige Strompolitik. 

Die Abfallprobleme der Städte wachsen. Uns steht 
der Müll in vielen Städten bis zum Hals. Das ist ja 
schön, was Sie hier sagen, Herr Grünbeck, aber als es 
darum ging, ein Abfallgesetz zu beschließen, das die 
Abfallmenge mindert, haben Sie gegen eine vernünf-
tige Lösung gestimmt, weil Sie fest im Griff der Lobby 
sind, die nicht zulassen will, daß Einwegflaschen und 
Derartiges endlich vorn Markt verschwinden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Dr. -Ing. Kansy [CDU/CSU]: Wer blockiert 
denn Verbrennungsanlagen, Herr Con

-

radi?) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Con-
radi, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Conradi (SPD): Herr Grünbeck, wenn ich Sie so 
angreife, müssen Sie natürlich auch fragen dürfen. 

Grünbeck (FDP): Herr Kollege Conradi, würden Sie 
mir zustimmen, daß eine Reduzierung der Abfall-
menge uns nicht aus der Verantwortung für die Ab-
fallverwertung entläßt? 

Conradi (SPD): Völlig einverstanden, aber wenn wir 
eine geringere Müll-Menge hätten, hätten wir gerin-
gere Probleme, und das haben Sie verhindert. 

Der städtebauliche Bericht macht schließlich die 
neuen Notwendigkeiten der Stadtentwicklung deut-
lich, die Wohnumfelderneuerung, die Reaktivierung 
von Brachflächen, die Nachbesserung von Großwohn-
anlagen, die Erneuerung der städtischen Kanalisa-
tion, die Veränderung der Abfall- und Energiewirt-
schaft. Nur verfolgt die Bundesregierung eine Steuer-
politik zu Lasten der Städte. Zum drittenmal zitiere ich 
den CDU-Oberbürgermeister von Stuttga rt , Manfred 
Rommel, der entschieden sagt, was er von der stadt-
feindlichen Steuerpolitik dieser Regierung hält. Ich 
stimme ihm zu: Sie nehmen den Städten das Geld 
weg, das sie für ihre Investitionen brauchen. 

Das Fazit: Sie geben viele gute Ratschläge, was die 
Städte alles tun sollen, aber Sie lassen sie gesetzlich, 
Sie lassen sie finanziell allein. Diese Koalition ist tief 
verstrickt in ihre Ideologie, es würde alles besser mit 
weniger Planung, mit weniger Gesetz und mit weni-
ger Geld. Das ist Ihre Politik. 

(Grünbeck [FDP]: So ist es! Mehr Privatisie

-

rung!)  
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Conradi 

—Sie glauben, daß der Markt allein menschen- und 
umweltfreundlichere Städte zuwege bringt; aber das 
wird er nicht. 

Der Bauminister macht dabei eine besonders trau-
rige Figur. Ich frage mich, Herr Dr. Schneider: Was 
machen Sie eigentlich den lieben langen Tag in Ihrem 
schönen Ministerium? Den sozialen Wohnungsbau 
haben Sie auftragsgemäß beerdigt; damit haben Sie 
keine Arbeit mehr. Die Städtebauförderung läuft in 
wenigen Jahren aus; auch da haben Sie nichts mehr 
zu tun. Die steuerliche Förderung des Wohneigen-
tums macht der Finanzminister. Mietrecht macht der 
Bundesjustizminister. Bezüglich der Wohnungsge-
meinnützigkeit haben Sie den Verbänden und den 
Mietern versprochen, sie werde nicht angetastet. Nun 
hat der Herr Stoltenberg Sie eiskalt im Regen stehen-
lassen. Auch das wird abgeschafft, auch damit haben 
Sie nichts mehr zu tun. Wohngeld? Das würde besser 
der Sozialminister verteilen. Der würde dann endlich 
die blödsinnige Doppelberechnung von Sozialhilfe 
und Wohngeld beseitigen, die Ihr Ministerium in zehn 
Jahren nicht wegbekommen hat. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Raumordnung macht der Wirtschaftsminister. Ener-
giesparen, Wasserhaushalt, Lärmminderung und Ab-
fallwirtschaft interessieren das Ministe rium nicht. 

Ich frage mich: Was ist da eigentlich noch zu tun? 
Ich finde es schön, Herr Dr. Schneider, und ich sage 
das ohne Ironie — — 

(Bohl [CDU/CSU] und Dr.-Ing. Kansy [CDU/ 
CSU]: Na, na!) 

—Nein, ich sage das ohne Ironie. Hören Sie doch erst 
einmal zu! — Ich finde es schön, daß sich ein Baumi-
nister für Architektur interessiert; das freut mich. Aber 
es genügt doch nicht, ein paar Kamingespräche mit 
Architekturprofessoren zu führen und in der Bundes-
republik ein paar zusätzliche Museen zu bauen, um 
damit ein ganzes Bauministerium zu rechtfertigen. 

Ich frage mich: Warum haben Sie sich nicht so wie 
Ihr Kollege Hans Maier in Bayern gewehrt, als Ihnen 
die Arbeit Stück für Stück weggenommen wurde? 
Hans Maier hat in Bayern dem Ministerpräsidenten 
gesagt: Mach deine Politik alleine, ich lasse mir nicht 
die Kompetenzen wegnehmen! — Wollen Sie der 
letzte Bauminister dieser Republik sein? Wollen Sie 
der Bauminister sein, der Städtebau- und Wohnungs-
politik auf Bundesebene beerdigt? Ich halte das nicht 
für eine ruhmreiche Politik; die Konsequenz ist: Städ-
tebau- und Wohnungspolitik wird mit dieser Koalition 
in Bonn bald nicht mehr stattfinden. 

Wir Sozialdemokraten haben eine andere Vorstel-
lung von Städtebau - und Wohnungspolitik. Wir wol-
len nicht, daß sich der Bund aus der Mitverantwortung 
stiehlt. Wir sehen große Probleme, aber wir sehen 
auch große Chancen der politischen Gestaltung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir sehen bei Ih

-

nen große Widersprüche!) 

Wird die Stadt von morgen wirklich die kalte Compu-
ter-Stadt sein, in der einsame Menschen vor ihrem 
Computer sitzen und do rt  arbeiten, einkaufen und 
miteinander kommunizieren? Wird das Familienleben 
der Zukunft so aussehen, daß jedes Familienmitglied 

in einem Zimmer sitzt und sich eines der zahlreichen 
kommerziellen Unterhaltungsprogramme 'reinzieht, 
die Späth und Schwarz-Schi lling uns bescheren wol-
len? Oder bleibt die Stadt der Ort der vielfältigen 
menschlichen Beziehungen und Erfahrungen, der 
Wahlmöglichkeiten und der Lebensstile? 

Sollen die Ungleichheiten, Herr Dr. Schneider, zwi-
schen den reichen Städten des Südens und den armen 
Städten des Nordens und Westens, die die Last des 
industriellen Strukturwandels allein zu tragen haben, 
zunehmen? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer ist denn 
daran schuld?) 

Notabene: Was heute bei Kohle und Stahl und beim 
Schiffbau passiert, kann morgen auch beim Automo-
bil- und Maschinenbau und sogar in der Computer

-

Industrie im reichen Süden passieren. 

(Bohl [CDU/CSU]: Das sagen gerade Sie, der 
Abriß-Conradi!) 

—Herr Kollege Bohl, das wirtschaft liche Gefälle vom 
Süden zum Norden ist kein Naturgesetz. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da haben Sie 
völlig recht!) 

Darauf sollte man sich auf Dauer nicht verlassen. 

Sollen denn die Ungleichheiten der Lebenschancen 
der Menschen zunehmen, z. B. die Ungleichheiten 
zwischen Arbeitslosen und Arbeitsplatzbesitzern? 
Sollen die Ungleichheiten bei den alten Menschen 
zunehmen? Auf der einen Seite die „jungen" Alten, 
die sich einen erlebnisreichen Lebensabend leisten 
können, und daneben die „alten" Alten, die noch die 
Lasten des Krieges und der Nachkriegszeit tragen? 
Sollen die Ungleichheiten der Gesundheitsrisiken 
bleiben? Wer in der Stadt an der verpesteten Ausf all

-

straße wohnt, hat ein höheres Krebsrisiko als Bürger 
im grünen Stadtumland. 

Das sind doch alles Aufgaben auch der Städtebau-
politik. Da liegen Berge von Arbeit; Berge von Arbeit 
für den Minister, Berge von Arbeit für eine Regierung, 
die etwas tun will. Da liegen Berge von Arbeit auch für 
die Bauwirtschaft, für die Umweltwirtschaft, für die 
Abfallwirtschaft. Nur muß man das wollen. 

Sie haben Geld für kropfunnötiges Zeug. Sie haben 
Milliarden dafür, die Steuerlast der Millionäre zu sen-
ken. Aber dafür, die Lebensbedingungen von Millio-
nen Menschen zu verbessern, haben Sie kein Geld. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Sie haben Milliarden für Prestigeobjekte. 

(Bohl [CDU/CSU]: Drehen Sie einmal die 
Platte um!) 

— Doch. Sie wollen doch Milliarden ausgeben, um 
zehn Leute mit einer Fähre in den Weltraum zu schik-
ken. Aber um zehn Millionen Menschen hier morgens 
auf menschenwürdige Art und Weise im öffentlichen 
Nahverkehr zur Arbeit und abends nach Hause zu 
bringen, haben Sie kein Geld. Da wird gekürzt. 

(Bohl [CDU/CSU]: Das ist doch absurd! — 
Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Das ist 

doch völlig unwahr, was Sie sagen!) 
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—Aber ich bitte Sie! Ich kann Ihnen die Zitate von 
Herrn Rommel und vom Städtetag vorlesen. Das sind 
doch nicht Sozialdemokraten. Morgen wird doch hier 
der Plafond im Gemeindeverkehrfinanzierungsgesetz 
heruntergestrichen. Das heißt, es wird weniger für 
den ÖPNV ausgegeben als bisher. Und vor wenigen 
Tagen haben Sie beschlossen, mit Milliarden in die 
Weltraumforschung zu gehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist selbst unter 
Ihrem Niveau! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU und der FDP) 

—Doch, da wollen Sie Geld ausgeben. Herr Magin, 
was ist Ihnen wichtiger: Städtebaupolitik oder Welt-
raumforschung? 

Wir Sozialdemokraten werden nicht aufhören, eine 
aktive und ideenreiche Politik für die Städte zu for-
dern, so wie es dieser städtebauliche Bericht, über den 
wir hier reden, forde rt . Wenn diese Bundesregierung 
zu einer aktiven Politik für die Städte nicht in der Lage 
ist, werden die Menschen in den Städten, so hoffen 
wir, Ihnen die richtige Antwort geben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Die Stuttgarter 
haben das schon gemacht! Die haben Rom

-mel gewählt und nicht Sie!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort  hat der Herr Ab-
geordnete Geis. 

Geis (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Conradi, Sie haben 
mit Recht ausgeführt, daß es kein Naturgesetz ist, daß 
das Niveau von den süddeutschen Städten zu den 
norddeutschen Städten hin sinkt. Das ist kein Natur-
gesetz, sondern das Ergebnis einer vernünftigen Poli-
tik sowohl in den Städten als auch in den Ländern. 

Sie haben bei Ihren Ausführungen völlig überse-
hen, daß der Bund nur beschränkte Möglichkeiten 
hat. Gerade in der Städtebaupolitik ist sehr viel Kom-
munalpolitik involviert. Da geht es sehr viel darum, 
wie im örtlichen Bereich der jeweilige Stadtrat oder 
Gemeinderat entscheidet. In der Kommunalpolitik ist 
auch viel Landespolitik involviert. Da geht es sehr viel 
darum, wie im Land regiert wird und welche Schwer-
punkte in einem Land gesetzt werden. Wenn Sie mit 
Recht feststellen, daß im Süden unserer Bundesrepu-
blik Deutschland besser gewirtschaftet, besser ge-
haushaltet und bessere Kommunalpolitik betrieben 
wird, weil die Ergebnisse besser sind 

(Conradi [SPD]: Das habe ich gar nicht ge

-

sagt! Jetzt drehen Sie mir nicht das Wort im 
Munde rum! Lesen Sie doch mal den  Be

-

richt!) 

—Herr Conradi, ich ziehe nur die Schlußfolgerungen 
aus Ihren Ausführungen — 

(Conradi [SPD]: Wenn Sie mich zitieren, 
dann richtig!) 

— Lassen Sie mich ausreden; ich habe Sie vorhin auch 
ausreden lassen — , dann beweisen und bezeugen Sie, 
daß dies ein Ergebnis einer vernünftigen Politik vor 
Ort gewesen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die bun-
despolitischen Möglichkeiten sind nach unserer Ver-
fassung mit Recht in diesem Rahmen beschränkt, weil 
wir einfach nicht in die kommunale Selbstverwaltung 
hineinregieren können und auch nicht dürfen. Wir 
wollen den selbständigen Bereich der kommunalen 
Selbstverwaltung natürlich erhalten. Wir wollen auch 
nicht in die Kompetenz der Länder hineinregieren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das können wir 
auch nicht!) 

Das können wir nicht und wollen wir nicht. Deshalb — 
ich wiederhole das — ist dieses Szenario, das Sie auf-
gezeigt haben, und sind diese Vorwürfe, die Sie in 
Richtung Bundesregierung und in Richtung Woh-
nungsbauminister gemacht haben, wider besseres 
Wissen. Das ist ein Stück fehlender Glaubwürdigkeit, 
was Sie hier darzulegen versucht haben. Deshalb sind 
diese Vorwürfe fehl am Platz. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich habe 
gesagt, daß es bei der Städtebauentwicklung ent-
scheidend auf die jeweiligen Kommunen selbst zu-
nächst einmal ankommt. Es ist nun einmal für jede 
gute Kommunalpolitik signifikant, daß sie sich um 
Industrie- und Gewerbestandorte bemüht, einmal 
weil damit die Kassen über die Gewerbesteuer gefüllt 
werden und zum anderen weil es Pflicht der Gemein-
den ist, natürlich dafür Sorge zu tragen, daß ihre Bür-
ger wohnortnah zur Arbeit gehen können. 

(Conradi [SPD]: Die Gewerbesteuer abschaf

-

fen!) 

—Die Gewerbesteuer abschaffen — das ist eine sehr 
fragwürdige Behauptung und eine sehr fragwürdige 
Forderung. 

(Conradi [SPD]: Das hat doch der Bundes

-

kanzler vorgeschlagen!) 

— Ich weiß. Der Bundeskanzler hat die Gewerbe-
steuer als Einnahmequelle der Gemeinden nicht in 
Frage gestellt, sondern er hat immer gleichzei tig ge-
sagt, daß dann, wenn im europäischen Rahmen die 
Gewerbesteuer abgeschafft werden sollte, eine origi-
näre Einnahmequelle für die Gemeinden neu ge-
schaffen werden müßte. Darum geht es. 

Wenn es also Aufgabe der Gemeinden ist, zunächst 
einmal für Standorte der Unternehmen zu sorgen, 
dann ist es natürlich auch Aufgabe der Gemeinden, 
dafür Sorge zu tragen, daß der Konflikt, der zwischen 
dem Industriestandort auf der einen Seite und den 
Belangen des Umweltschutzes auf der anderen Seite 
entstehen mag, gemindert wird. Wir haben in der Ver-
gangenheit — das müssen wir anerkennen — natür-
lich solche Konflikte gehabt, und wir leben in den 
Städten noch in den Folgen dieser Konflikte. Es kann 
überhaupt nicht verschwiegen werden, daß wir noch 
vieles aufzuholen haben und daß natürlich von den 
Betrieben Umweltbelastung in Form von Luftver-
schmutzung und von Lärmbelästigung ausgeht. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Das ist nicht natür

-

lich! Das muß nicht so sein!) 

Aber der vorgelegte Bericht beweist doch, daß die 
Gemeinden und Städte einiges dafür getan haben, 
diese Umweltbelastung zu beseitigen. Daß die Ge-
meinden und Städte zusammen mit den Ländern und 
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dem Bund versuchen, den Gegensatz zwischen Wirt-
schaft auf der einen Seite und Sorge für die Umwelt 
auf der anderen Seite auszugleichen, daß Ökologie 
und Ökonomie in einen Einklang gebracht werden, 
das beweist doch in eindeutiger Weise der vorgelegte 
Bericht. Wir haben immer betont, daß zwischen Öko-
logie und Ökonomie kein Gegensatz bestehen muß. 
Die neuesten Tendenzen gerade auch in den Unter-
nehmen beweisen das ja. Die Unternehmen wählen 
ihren Standort nicht mehr nur allein nach betriebli-
chen Bedürfnissen aus, sondern fragen durchaus auch 
nach einer intakten Umwelt, fragen nach dem Reiz 
der Landschaft und fragen nach dem kulturellen An-
gebot in den Städten. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Da merkt man eben 
den erfahrenen Kommunalpolitiker!) 

Das ist ein Zeichen des Strukturwandels innerhalb 
unserer Wirtschaft. 

Unsere Städte und Dörfer müssen mit diesen neuen 
Entwicklungen Schritt halten. Das gilt nicht nur für 
die Ausweisung attraktiver Wohngebiete mit entspre-
chenden Erschließungsmaßnahmen. Das gilt insbe-
sondere auch für den bereits in vielen Städten und 
Gemeinden gelungenen Versuch, die Stadt- und Orts-
kerne zu sanieren, das Bild der Stadtkerne zu verbes-
sern, zu verschönern. Das gilt für den Versuch, Denk-
mäler zu erhalten. Wir stellen in unserer Bevölkerung 
einen neuen Hang zur Bodenständigkeit fest. Wir stel-
len eine tiefe Sehnsucht nach Verwurzelung, nach 
Identifizierung mit der eigenen Umwelt fest. Das Wort 
Heimat bekommt einen neuen Klang. Das ist das Er-
gebnis einer guten Kommunalpolitik, die draußen im 
Land dort geleistet wird, wo eine gute Landespolitik 
dies möglich macht. Das ist aber auch das Ergebnis 
der Bemühungen des Bundes. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Schönfärberei!) 

— Das ist keine Schönfärberei. Fahren Sie einmal 
durchs Land, gehen Sie einmal in den Kern von 
Städten! Dann werden Sie sehen, wie sich die Stadt-
räte bemüht haben, Architekten zu finden, die ihre 
Stadt von innen heraus erneuern; wie sie versuchen, 
die Städte zu verschönern. Das ist in Wirk lichkeit neue 
Lebensqualität, und das beweist dieser vorgelegte 
Bericht. Deshalb liegt die Schwarzweißmalerei, die 
von seiten des Herrn Conradi versucht worden ist, ein-
fach daneben. Sie trifft nicht den Kern der Sache. 

Natürlich verschweigen wir nicht, daß wir in den 
Gemeinden große Probleme mit dem Müll haben. 
Kein Zweifel. Aber es ist doch interess ant, was Ihre 
Kollegen draußen dann in der Diskussion äußern, 
wenn es um die Frage der Müllbeseitigung geht. 
Natürlich geht es zunächst einmal um Müllver-
minderung. Natürlich geht es, Herr Grünbeck, um 
Recycling. Aber es geht auch — darüber kann es doch 
überhaupt keinen Streit geben — um die Beseitigung 
des Restmülls, der ja immer noch bei 50 To  liegen mag. 
Da kommen wir nicht ohne Müllverbrennungsanla-
gen aus. Jetzt gehen Sie aber einmal hin und hören 
sich an, was Ihre Kollegen draußen in den Länderpar-
lamenten — dort, wo sie in der Opposition sind, wo sie 
nicht die Verantwortung zu tragen haben; dort, wo sie 
die Verantwortung tragen, sind sie mit uns einer Mei-
nung — , in den Stadtparlamenten und in den Gemein

-

deräten dann sagen, wenn eine Müllverbrennungsan-
lage gebaut werden soll. Dann laufen sie dagegen 
Sturm. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist genau das Gegenteil von dem, was Sie hier 
sagen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Leider wahr!) 

Dort  finden wir keine Kooperation zwischen den Ver-
antwortlichen in einem Gemeinderat oder in einem 
Kreistag. 

(Grünbeck [FDP]: St. Florians-Partei!) 

Der Bund — um das noch einmal zu erwähnen — 
hat  Fundamente gelegt für eine gute Entwicklung in 
den Städten und Dörfern. Am 1. Juli 1987 ist das neue 
Baugesetz in Kraft getreten. Die Belange von Umwelt 
und Wirtschaft haben in ausgewogener Weise Ein-
gang in das Städtebaurecht gefunden. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Reschke? 

Geis (CDU/CSU): Bitte sehr. 

Reschke (SPD): Herr Kollege, ist Ihnen bewußt, daß 
der Unterschied zwischen Essen im Ruhrgebiet und 
Neuschwanstein darin besteht, daß es in Essen 
100 mg S02-Niederschlag je Tag gibt und in Neu-
schwanstein 6 mg je Tag? Würden Sie in Neuschwan-
stein eine Müllverbrennungsanlage befürworten? 

(Grünbeck [FDP]: Was hat das miteinander 
zu tun?) 

Geis (CDU/CSU): Der Unterschied zwischen Neu-
schwanstein und Essen besteht in dieser Beziehung 
vor allen Dingen darin, daß wir in Essen eine Landes-
regierung haben, die SPD-geführt ist, und für Neu-
schwanstein die CSU-geführte Landesregierung in 
München zuständig ist. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP — Zurufe von der SPD) 

— Das ist doch so. Mit dieser Frage, Herr Reschke, 
haben Sie erneut bestätigt, wie sehr es darauf an-
kommt, welche Partei in welchem Land regiert. 

Das Sanierungsrecht hat im Städtebaurecht seinen 
festen Platz gefunden. Den Gemeinden ist damit auf 
Dauer 

(Zurufe von der SPD) 

—lassen Sie mich doch ausreden; ich muß ja ständig 
versuchen, Sie zu übertönen — ein bewährtes Ins tru-
ment an  die Hand gegeben, gesunde Lebens- und 
Arbeitsbedingungen für ihre Bürger zu schaffen. Die 
Stadterneuerung wird auch in diesem Jahr mit 1 Mil-
liarde DM gefördert, und die weitere Förderung von 
1988 bis 1990 mit jeweils 660 Millionen DM ist sicher-
gestellt. Wir können nicht jetzt schon über das Jahr 
2000 hinaus diskutieren, 

(Müntefering [SPD]: Über das Jahr 1990 hin

-

aus!) 

auch nicht über das Jahr 1990 hinaus. Wir können nur 
den Finanzrahmen abstecken, den wir übersehen 
können, und das ist zunächst einmal das Jahr 1990. 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 39. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 12. November 1987 	2637 

Geis 

Hier haben wir Entscheidungen getroffen, an denen 
Sie nicht vorbeigehen können und die Sie in Ihrer 
eigenen Regierungszeit nie getroffen haben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, was die 
Bundesregierung im Rahmen der Städtebauförderung 
tun konnte, hat sie getan. Dafür danken wir ihr und 
bitten, so in diesem Sinn weiterzufahren. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Kansy. 

Dr.-Ing. Kansy (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte die letzten fünf Minu-
ten dazu nutzen, unserem verehrten Kollegen Conradi 
zu antworten, der heute hier trotz seines Fachwissens 
mehr Dichtung als Wahrheit vorgetragen hat. 

(Conradi [SPD]: Dichtung und Wahrheit!) 

Zunächst, Herr Conradi, haben Sie gesagt — ich zi-
tiere jetzt — , der Bund ziehe sich aus der Mitverant-
wortung für die Städtebauförderung zurück. Diese 
Mär nach zwei Jahren Diskussion immer noch zu ver-
breiten ist etwas peinlich, Herr Conradi. Die Minister-
präsidenten der Bundesländer, an der Spitze Herr 
Rau, 

(Müntefering [SPD]: Nicht an der Spitze!) 

haben hier in Bonn vom Bundeskanzler verlangt: 
Bitte, Bund, zieh dich aus der Städtebauförderung 
zurück! Dann hat sich der Bundeskanzler damit ein-
verstanden erklärt, und jetzt sagen die Sozialdemo-
kraten in den Ländern, wir würden uns einseitig zu-
rückziehen. Der Fehler ist, daß die Ministerpräsiden-
ten erst mal die finanziellen Aspekte der Städtebau-
förderung regeln sollten, bevor sie mit solchen Anlie-
gen zu uns kommen. 

(Zurufe von der SPD) 

Zweitens, Herr Conradi, sprechen Sie von angeb-
lich unsozialer Wohnungs- und Städtebaupolitik in 
Baden-Württemberg. Als in den Staatskanzleien im 
Jahr 1985 unser Sonderprogramm „Städtebauförde-
rung" diskutiert wurde, wurde vereinbart — ich zi-
tiere, das hat auch die Landesregierung von Nord-
rhein-Westfalen unterschrieben — : „Es besteht Ein-
vernehmen, daß mit den erhöhten Mitteln (Städtebau-
förderung) Einzelvorhaben gefördert werden sollen, 
deren Durchführung bisher für die Jahre 1986 und 
1987 nicht vorgesehen ist." In Baden-Württemberg, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, hat die Lan-
desregierung das Drittel genau so aufgestockt, daß 
zusätzliche Projekte kommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und zusätzliche 
Programme gemacht werden!) 

In Nordrhein-Westfalen wurden die Komplementär

-

mittel bis auf einen Anteil von 30 Millionen DM gestri-
chen. Man hat Mittel, die vorgesehen waren, seitens 
des Landes zurückgezogen und hat die Bundesmittel 
mißbraucht, um Lücken zu füllen. Jetzt fordern Sie 

von dieser Bundesregierung, sie müsse mehr tun für 
Arbeitslose, 

(Müntefering [SPD]: Sie lesen immer die fal

-

sche Spalte!) 

für die Bauwirtschaft, für Städtebauförderung. Das ist 
nämlich die Realität, hier solche Reden zu halten und 
da, wo man Verantwortung hat, genau das Gegenteil 
zu machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Kollege Conradi, Ihren billigen Versuch, die 
Novellierung des Gemeindeverkehrfinanzierungsge-
setzes zu benutzen, um hier die Gegensätze zwischen 
Stadt und Land noch zu verschärfen, müssen wir auf 
das schärfste zurückweisen, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP — Reschke [SPD]: Uns hat doch der 

Städtetag angeschrieben!) 

selbst wenn Sie dabei Herrn Rommel in Anspruch 
nehmen, den Sie fünfmal genannt haben 

(Conradi [SPD]: Dreimal!) 

— dreimal — , der auch zu Recht als Oberbürgermei-
ster gewählt worden ist, als Sie gegen ihn kandidier-
ten. 

(Conradi [SPD]: Deswegen darf ich ihn trotz

-

dem hier zitieren!) 

Insofern habe ich Verständnis, daß Sie ihn hier nen-
nen. 

In Wirklichkeit sind bisher 90 % der Mittel aus dem 
GVFG, die für den öffentlichen Nahverkehr bestimmt 
waren, in die Ballungsräume geflossen und nur 10 % 
dem ländlichen Raum zugute gekommen. Wir haben 
auf dem flachen Land Gegenden, wo Sie von Samstag 
abend bis Montag früh überhaupt kein einziges öf-
fentliches Nahverkehrsmittel mehr bekommen, wäh-
rend die Städte — zu Recht — mit Milliardenaufwand 
ihre U- und S-Bahn gebaut haben. Aber die CDU/CSU 
wird nicht zulassen, daß dieses Auseinanderdriften 
zwischen Stadt und Land weitergeht. Deswegen ste-
hen wir dazu, daß der ländliche Raum in der Novel-
lierung des Städtebauförderungsgesetzes stärker be-
rücksichtigt wird, als das bisher der Fall war. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Als letztes, Herr Conradi — ich habe noch eine Mi-
nute, wenn Sie gestatten — : Sie können eines nicht 
machen. Sie beschwören — zu Recht, sage ich — im-
mer wieder das Gefälle zwischen reicheren Regionen 
in der Bundesrepublik und ärmeren. Wir werden ja 
bei der Diskussion des Raumordnungsberichts darauf 
zurückkommen. Sie können aber nicht am Wochen-
ende Ausstiegsbeschlüsse fassen und am Montag be-
klagen, daß keine Prospe rität in der Gegend ist, wo 
Sie regieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Da hilft uns auch keine Raumordnungspolitik. 

Wenn Sie dies und jenes beherzigen, werden wir 
sicherlich auch wieder zu einer gemeinsamen Städte-
baupolitik zurückkommen. 
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Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Der Ausschuß empfiehlt die Annahme einer Ent-
schließung. Dazu liegen zwei Änderungsanträge 
vor. 

Wir stimmen zunächst über den Änderungsantrag 
der Fraktion der SPD ah. Wer dafür ist, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Bei vier Enthaltungen aus der Fraktion DIE 
GRÜNEN ist der Änderungsantrag mit Mehrheit ab-
gelehnt. 

Wir stimmen jetzt über den Änderungsantrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN ab. Wer stimmt dafür? — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Bei Enthaltungen der 
SPD ist der Änderungsantrag mit großer Mehrheit 
abgelehnt. 

(MÜntefering [SPD]: So groß war die Mehr

-

heit nicht! — Gegenruf des Abg. Dr. Bötsch 
[CDU/CSU]: Ausreichend!) 

— Herr Abgeordneter, ich habe es so gesehen. 

(Heiterkeit) 

Wir stimmen nunmehr über die Beschlußempfeh-
lung des Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau ab. Wer stimmt für die Beschlußemp-
fehlung? — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Keine 
Enthaltungen. Mit Mehrheit ist die Beschlußempfeh-
lung angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 14 auf: 

Beratung der Großen Anfrage der Abgeordne-
ten Dreßler, Andres, Egert, Frau Fuchs (Köln), 
Haack (Extertal), Heyenn, Kirschner, Peter 
(Kassel), Reimann, Schreiner, Sieler (Amberg), 
Frau Steinhauer, Urbaniak, Frau Weiler, von 
der Wiesche, Gilges, Ibrügger, Dr. Vogel und 
der Fraktion der SPD 

Bekämpfung der illegalen Beschäftigung und 
des Mißbrauchs der Arbeitnehmerüberlas-
sung 
— Drucksachen 11/374, 11/869 —

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat ist für diese Beratung eine Stunde 
Aussprache vorgesehen. — Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dreßler. 

Dreßler (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die illegale Beschäftigung, der Mißbrauch 
der Leiharbeit und die Schwarzarbeit haben krimi-
nelle Ausmaße angenommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist richtig!) 

Schon im letzten Jahr nannte der Präsident der Bun-
desanstalt für Arbeit ihren Umfang „besorgniserre-
gend". Jahr für Jahr gehen mindestens 100 000 Ar-
beitsplätze nach seinen Schätzungen verloren, andere 
Experten sprechen von 500 000 verlorengegangenen 
Arbeitsplätzen. 

Die Leiharbeit wird zu einem immer größeren 
Sumpf auf dem Arbeitsmarkt. Leiharbeitnehmer sind 
Arbeitnehmer zweiter Klasse. Praktiken wie im Früh-
kapitalismus sind an der Tagesordnung. Nicht selten 
werden sie zu untertariflichen Löhnen beschäftigt. Ihr 
Arbeitsverhältnis ist meist auf die Dauer der Beschäf-
tigung beim Entleiher befristet. Für den Fall der 
Krankheit lassen sich manche Verleiher zurückda-
tierte Eigenkündigungen geben. Andere verlangen 
Blankoanträge auf unbezahlten Urlaub für den Fall 
fehlender Einsatzmöglichkeiten. Kleinere und klein-
ste Nachlässigkeiten werden häufig mit hohen Ver-
tragsstrafen geahndet. Immer häufiger werden die 
Vorschriften des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes 
durch Scheinwerkverträge oder andere Formen des 
Fremdfirmeneinsatzes umgangen. 

Die öffentliche Entrüstung über diese Mißstände, 
die durch Günther Wallraffs Buch „Ganz unten" vor 
zwei Jahren ausgelöst wurde, hat nicht zu den not-
wendigen politischen Konsequenzen geführt. Die 
Bundesregierung sieht dieser schlimmen Entwick-
lung tatenlos zu. Dabei müßten endlich die überfälli-
gen Konsequenzen gezogen werden. 

(von der Wiesche [SPD]: Sehr richtig!) 

Die kriminellen Machenschaften skrupelloser Men-
schenhändler verlangen nach Auffassung der SPD-
Fraktion endlich durchgreifende gesetzliche Maß-
nahmen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Nach übereinstimmender Meinung auch von Fach-
leuten reichen die vorhandenen rechtlichen Möglich-
keiten nicht aus, um diese Machenschaften in den 
Griff zu bekommen. Weder das Arbeitnehmerüberlas-
sungsgesetz noch die Gesetze zur Bekämpfung der 
Schwarzarbeit und der illegalen Beschäftigung kön-
nen illegale Beschäftigung verhindern, die Arbeitneh-
mer vor Ausbeutung schützen und die Zahlung von 
Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen sicherstel-
len. Der Gesetzgebungsstillstand ist nicht länger hin-
zunehmen. 

Wegen der gesetzlichen Defizite stoßen auch die 
verdienstvollen Bemühungen der Bundesanstalt für 
Arbeit immer mehr an Grenzen. Die Bundesanstalt 
hat die ihr noch von der sozialliberalen Bundesregie-
rung übertragene Aufgabe zielstrebig übernommen. 
Sie hat nämlich in 29 Arbeitsämtern und in den 9 Lan-
desarbeitsämtern nahezu 350 Mitarbeiter konzen-
triert, die sich schwerpunktmäßig mit der Bekämp-
fung der illegalen Beschäftigung befassen. Dieses 
Stützpunktsystem hat sich bewährt und teilweise zu 
beachtlichen Ermittlungserfolgen geführt. Wenn die 
Bundesanstalt bei der Bekämpfung der illegalen Be-
schäftigung dennoch nicht recht weiterkommt, so ist 
das nicht ihr Versagen, sondern ausschließlich auf die 
Tatenlosigkeit der Bundesregierung zurückzufüh-
ren. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, wer den Sumpf, in dem 
die illegale Beschäftigung ihren Nährboden findet, 
trockenlegen will, kommt an gesetzlichen Maßnah-
men nicht vorbei. Deshalb hat die SPD-Bundestags-
fraktion bereits im Herbst 1986 die notwendigen poli-
tischen Konsequenzen in einem Antrag zusammenge- 
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faßt und ihn im Deutschen Bundestag eingebracht. Er 
wurde jedoch von CDU/CSU und FDP abgelehnt. 

(von der Wiesche [SPD]: Sehr bedauerlich!) 

Das gleiche Schicksal hatte der Entwurf eines Geset-
zes zur beschäftigungswirksamen Einschränkung der 
Leiharbeit des Landes Nordrhein-Westfalen. 

Der amtierende Bundesminister für Arbeit und So-
zialordnung erklärte in der Haushaltsdebatte am 
11. September, also vor wenigen Wochen — ich zi-
tiere — : „Was die illegale Beschäftigung angeht, 
warte ich noch auf die Fahndungsgeheimnisse des 
Herrn Dreßler." Diese für ihn typische nichtssagende 
Redefloskel war seine Stellungnahme zu folgendem 
Vorwurf: 

(Kolb [CDU/CSU]: Wollt ihr euch überbie

-

ten?) 

Der ins „Sommerloch" geworfene sogenannte Sozial-
versicherungsausweis macht deutlich, daß Sie das 
ganze Problem — wie fast alles — von hinten aufzäu-
men. Sie machen sich im Zweifelsfa ll  über den ar-
beitslosen Bauarbeiter her, der genötigt wird, sich auf 
illegale Arbeit einzulassen, aber gegen die Verursa-
cher, gegen die kriminellen Organisationen der ille-
galen Leiharbeit, tun Sie nichts. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Meine Damen und Herren, ich wiederhole: Wer ille-
gale Beschäftigung bekämpfen will, der muß gegen 
illegale Verleiher und ihre legalen Auftraggeber vor-
gehen. 

(Beifall bei der SPD und der Abg. Frau Unruh 
[GRÜNE]) 

Und nun will der zuständige Minister meine Fahn-
dungsgeheimnisse wissen. Das heißt also: Ein Bun-
desministerium mit einem Mitarbeiterstab von über 
950 Frauen und Männern, eine dem Ministe rium 
nachgeordnete Behörde, nämlich die Bundesanstalt, 
mit über 60 000 Beschäftigten 

(Heyenn [SPD]: 70 000!) 

haben es bis heute nicht fertiggebracht, diesem Mini-
ster geeignete Vorschläge zu machen, wie man gegen 
illegale Verleiher und ihre legalen Auftraggeber vor-
gehen kann. Das ist natürlich völlig unsinnig. Natür-
lich gibt es Vorschläge. Die richtige Antwort ist näm-
lich eine andere: Dieser Minister ist politisch zu 
schwach, das Übel an der Wurzel zu packen. Es fehlt 
ihm der Mut und die Durchsetzungskraft, bei den Auf-
traggebern anzusetzen. Er wi ll  sich darauf beschrän-
ken, gegen den kleinen Schwarzarbeiter vorzuge-
hen. 

Die Hurrazahlenpolitik des amtierenden Ministers 
hat uns wissen lassen, daß das von der SPD/FDP- 
Regierung damals auf den Weg gebrachte Stütz-
punktsystem, die Einführung schwerpunktmäßiger 
Bekämpfung der illegalen Beschäftigung, 1986 
126 000 Verfahren mit Bußgeldbescheid zur Folge 
hatte. Meine Damen und Herren, diese Zahl nennt 
den Umfang aller Verwarnungen, Geldbußen und 
Strafanzeigen im Zusammenhang mit i llegaler Be-
schäftigung und Schwarzarbeit. 

Fazit: Herr Blüm hat wieder einmal gemogelt, aber 
für seine Verhältnisse ausnahmsweise auf bescheide-
nem Niveau. 

(Kolb [CDU/CSU]: Auf welchem Niveau mo

-

geln Sie?) 

Nun sage ich Ihnen zum wiederholten Male, was 
geboten ist, Herr Kolb. 

Erstens: Aufhebung des sogenannten Beschäfti-
gungsförderungsgesetzes mit der Verdoppelung der 
zulässigen Dauer der Arbeitnehmerüberlassung. 

Zweitens: Der Bet riebsrat muß bei sämtlichen Fäl-
len, in denen Arbeitnehmer von Fremdfirmen im Be-
trieb beschäftigt werden, mitbestimmen können. 

Drittens: Verschärfung der Erlaubnispflicht und der 
Überwachungsmöglichkeiten. 

Viertens: Verschärfung der Haftung des Entleihers. 
Der Entleiher muß bei der Beschäftigung von Fremd-
firmen-Arbeitnehmern in seinem Bet rieb stärker in 
die Verantwortung genommen werden. Mit anderen 
Worten: Für nicht gezahlte Lohnsteuern und für die 
Zahlungspflichten des Verleihers soll er ebenso wie 
für die Sozialversicherungsbeiträge end lich haften. — 
Nicken Sie nicht, machen Sie es doch, Herr Kolb! 

(Beifall bei der SPD) 

Fünftens. Verbesserung des arbeitsrechtlichen 
Schutzes von Leiharbeitnehmern. Von besonderer Be-
deutung ist dabei die Einbeziehung der Leiharbeit-
nehmer in die beim Entleiher bestehende tarifvertrag-
liche Ordnung. 

Sechstens. Verschärfung von Strafvorschriften. Der 
bestehende Straftatbestand, der nur beim Verleiher 
ausländischer Arbeitnehmer eingreift, ist auf sämtli-
che Fälle auszudehnen, in denen Arbeitnehmer ohne 
die notwendige Erlaubnis verliehen und beschäftigt 
werden. 

Siebentens. Die Pflicht zur Abgabe der Meldung zur 
Sozialversicherung muß schon vor Beginn einer Be-
schäftigung einsetzen. Das gleiche muß für die Kon-
trollmeldung durch Entleiher gelten. 

(Kolb [CDU/CSU]: Warum habt ihr das nicht 
gemacht? Sie waren doch mal Staatssekre

-

tär!) 

— Dann machen Sie es doch, Herr Kolb! Nicken Sie 
nicht nur! Hinsetzen, arbeiten, Gesetzentwurf ein-
bringen als Regierung, und endlich handeln! 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie der 
Abg. Frau Unruh [GRÜNE]) 

Achtens. Aufhebung der Geringfügigkeitsgrenze. 

Neuntens. Ausbau des Stützpunktsystems bei der 
Bundesanstalt. 

Zehntens. Bildung von mobilen Einsatzgruppen 
nach dem Beispiel von Nordrhein-Westfalen. 

Das alles sind keine Geheimnisse, wie Herr Blüm 
meint. Wenn diese Regierung wirk lich den Willen und 
den Mut hätte, erfolgreiche Bekämpfung der illegalen 
Beschäftigung zu praktizieren, hätte sie unsere Vor-
schläge längst per Gesetz auf den Weg gebracht. 

Wir werden insoweit die Regierungskoalition durch 
einen neu aufgelegten Antrag zur Entscheidung 
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zwingen, und zwar zur Entscheidung zwingen müs-
sen, weil wenigstens das Nachdenklichkeit — natür-
lich bei Ihnen — erzeugen sollte. 
Der Arbeitsminister von Nordrhein-Westfalen hat 

heute erklärt, als unerträglich und unzumutbar sei die 
Situation auf dem Leiharbeitsmarkt zu bezeichnen, 
und er hat von haarsträubenden Verstößen gespro-
chen. Im einzelnen haben die Beamten der Gewerbe-
aufsicht poröse Gasschläuche, Arbeiten unter elektri-
scher Spannung oder auf instabilen Gerüsten sowie 
den völlig ungeschützten Umgang mit Gefahrstoffen 
entdeckt. 
Wenn das bei Ihnen nicht nur ein Nicken, sondern 

endlich einmal konsequentes politisches Handeln zei-
tigen würde, die SPD-Bundestagsfraktion würde mit 
Ihnen gemeinsam diesen Weg gehen. 
Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Par-
lamentarische Staatssekretär Vogt. 

(Schreiner [SPD]: Uns bleibt nichts erspart!) 

Vogt, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung: Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! In diesem trauten klei-
nen Kreis, Herr Kollege Dreßler, frage ich mich, 
warum Sie so laut und so aufgeregt hier die Ausspra-
che über die Antwort der Bundesregierung auf Ihre 
Große Anfrage beginnen. Möglicherweise wollen Sie 
durch Ihre Lautstärke 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Sonst hören Sie gar 
nicht zu! — Weitere Zurufe von der SPD) 

ein bißchen über die Dürftigkeit Ihrer Argumente oder 
Vorschläge wegtäuschen. 
Meine Damen und Herren, liebe Kollegen, wir sind 

für ehrliche Arbeit. Wir haben mehr ehrliche Arbeit. 
Wir haben seit 1983 eine Dreiviertelmillion neue Er-
werbstätige. 

(Heyenn [SPD]: Wo sind die denn?) 
Wir verabscheuen unehrliche Arbeit. Denn illegale 
Beschäftigung und Schwarzarbeit sind keine Kava-
liersdelikte. Beides ist ungesetzlich und strafbar, und 
beides verursacht Arbeitslosigkeit. Denn durch ille-
gale Beschäftigung werden legale Arbeitsplätze ge-
fährdet. Jeder Auftrag, der durch Illegale ausgeführt 
wird, geht dem Arbeitsmarkt verloren. Er schädigt 
den Staat und die Sozialkassen. Er ist ein Solidaritäts-
verstoß. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, gestatten Sie ein Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Peter? 

Vogt, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung: Aber selbstverständlich. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte sehr. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär Vogt, mei-
nen Sie, wenn Sie von ehrlicher Arbeit sprechen, auch 
die Auskünfte der Bundesregierung über die Ent-
wicklung auf dem Arbeitsmarkt und die Auskunft der 

Bundesregierung über die finanzielle Situa tion der 
Bundesanstalt für Arbeit? 

Vogt, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege Peter, die 
Arbeit, die die Bundesregierung tut, ist eine genauso 
ehrliche Arbeit wie die eines Abgeordneten der Op-
position. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Schreiner  [SPD]: Jetzt hat er es uns aber ge

-

geben!) 

— Nein, Herr Kollege Schreiner, ich wollte es Ihnen 
gar nicht geben, sondern ich wollte Ihnen gegenüber 
ein kleines bißchen fair in dieser trauten Runde 
sein. 

(Heyenn [SPD]: Nur ein kleines bißchen?) 

— Ein kleines bißchen fair; ja. 

Das schwarz verdiente Geld wird an der Steuer und 
an der Sozialversicherung vorbeigeschleust. Die Ehr-
lichen bezahlen die Zeche, und das ist unerträglich. 

(Dreßler [SPD]: Ach nein!) 

Außerdem bedeutet illegale Beschäftigung meist 
auch Ausnutzung und Ausbeutung der so Beschäftig-
ten. Auch das ist unerträglich. 

(Dreßler [SPD]: Das ist ja ein Ding!) 

Wer aber, Herr Kollege Dreßler, Schwarzarbeit und 
illegale Beschäftigung zurückdrängen will, braucht 
eine Doppelstrategie. 

(Zuruf von der SPD: Davon haben die Jusos 
schon gesprochen! — Kolb [CDU/CSU]: 

Dann wären sie ja fähig!) 

Erstens muß er die Belastung durch Steuern und So-
zialversicherungsbeiträge in Schach und Proportion 
halten. Dafür ist Strukturreform in der gesetzlichen 
Krankenversicherung und in der Rentenversicherung 
nötig. Denn steigende Lohnnebenkosten sind eine der 
Ursachen für Arbeitslosigkeit, sie verleiten zur 
Schwarzarbeit. Wir brauchen die Steuerentlastung. 

(Dreßler [SPD]: Ist ja wirklich unfaßbar!) 

In der Größenordnung von 44 Milliarden DM ist sie 
von dieser Koalition auf den Weg gebracht. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Mensch, die Arbeits

-

losen brauchen mehr Geld!) 

Diese Steuerentlastung befreit die Arbeit von Steuer-
lasten und die Kaufkraft. Beides hilft dem Arbeits-
markt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, gestatten Sie eine weitere Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Dreßler? 

Vogt, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung: Aber sehr gern, Herr Prä-
sident, immer mit der Bitte, dies dann nicht auf meine 
Redezeit anzurechnen. 

(Zuruf von der SPD: Gilt das auch für die 
Regierung?) 

Vizepräsident Stücklen: Bitte sehr. 
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Dreßler (SPD): Herr Vogt, habe ich Sie richtig ver-
standen, daß Sie uns hier klarmachen wollen, daß 
einer, der eine Million DM im Jahr verdient und von 
Ihnen noch 40 000 DM Steuererleichterung bekommt 
— das ist der Effekt Ihrer Steuerreform — , damit be-
schäftigungswirksame Maßnahmen praktiziert? Ist 
das wirklich Ihre Meinung? 

(Dr. Solms [FDP]: Ach je, dummes Ge

-

schwätz!) 

Vogt, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege Dreßler, Sie 
mögen es nicht glauben, aber ich versuche weiterhin, 
Ihnen zu sagen, daß eine Ursache für Schwarzarbeit 
natürlich die hohen Lohnnebenkosten, die hohe Bela-
stung der Arbeit durch Steuern sind. 

(Dreßler [SPD]: Was hat denn das mit Lohn

-

nebenkosten zu tun?) 

Deshalb funktioniert eine Strategie zur Bekämpfung 
der Schwarzarbeit und der illegalen Beschäftigung 
nur, wenn wir auch an diesen Ursachen für Schwarz-
arbeit und illegale Beschäftigung ansetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Aber wir werden darüber natürlich noch lange disku-
tieren wollen. Ich halte es hier mit dem Grundsatz, daß 
die Wiederholung die Mutter der Weisheit und des 
Erkenntnisstandes ist. Ich bin gerne bereit, das noch 
verschiedentlich zu wiederholen. 

Also, erstens: Besei tigung, Angehen der Ursachen 
für illegale Beschäftigung und für Schwarzarbeit in 
dem genannten Bereich. 

Zweitens brauchen wir effiziente Methoden im 
Kampf gegen die illegale Beschäftigung. Wir werden 
die Methoden durch den Sozialversicherungsausweis 
weiter verbessern und Leistungsmißbrauch und die 
mißbräuchliche Nutzung der Kleinstarbeitsverhält-
nisse auf diese Weise weiter bekämpfen, einen Miß-
brauch, der von Arbeitnehmern wie von Arbeitgebern 
vorgenommen wird. 

(Kolb [CDU/CSU]: Ich gleichem Maße!) 

Also, eine Doppelstrategie. Wer gegen illegale Be-
schäftigung ist, wer Schwarzarbeit bekämpfen will, 
der darf sich Maßnahmen nicht versagen, durch die 
die Lohnnebenkosten gesenkt werden und durch die 
die Arbeit steuerlich entlastet wird. Wer sich diesen 
Maßnahmen versagt, ist ein Versager beim Kampf 
gegen Schwarzarbeit und illegale Beschäftigung. 

(Sehr richtig! bei der FDP) 

Der Kampf, meine Damen und Herren, gegen die 
illegale Beschäftigung ist erfolgreich. Die Erfolge las-
sen sich in Zahlen messen, die Erfolge verunsichern 
die Szene. Je größer das Risiko, desto geringer der 
vermeintliche Vorteil. Erfolge im Kampf gegen ille-
gale Beschäftigung graben dem Geschäft mit den 
Menschen also das Wasser ab. 

(Dreßler [SPD]: Was machen Sie denn jetzt 
konkret?) 

Wenige Zahlen nur, Herr Kollege Dreßler. Wenn Sie 
die Große Anfrage der Bundesregierung nachgelesen 
hätten, bräuchte ich das hier nicht zu sagen. Aber 
einige Zahlen: Herr Kollege Dreßler, 1982 gab es 

50 Planstellen bei den Arbeitsämtern für besonders 
geschultes Personal zur Bekämpfung illegaler Be-
schäftigung. Die Zahl ist jetzt auf 375 erhöht worden. 
Wie kommen Sie dazu, sich hier hinzustellen und sich 
mit Ihrem Forderungskatalog aufzuplustern, den wir 
ja in dem Punkt längst erfüllt haben? 

(Dreßler [SPD]: Sie haben doch nur unsere 
Planung nachvollzogen! Was soll der 

Quatsch?) 

Seit 1986 wird ein eigens zur Bekämpfung i llegaler 
Beschäftigung entwickeltes elektronisches Datenver-
arbeitungssystem eingesetzt. Seit 1984 kann Lei-
stungsmißbrauch von Arbeitnehmern, die gleichzei tig 
einer Beschäftigung nachgehen und Arbeitslosengeld 
beziehen, durch maschinellen Datenabgleich aufge-
deckt werden. Allein 1986 hat dieses Verfahren über 
72 000 Fälle von Leistungsmißbrauch ergeben. Hier 
hatte es Überzahlungen in Höhe von mehr als 36 Mil-
lionen DM gegeben. 

Im vergangenen Jahr ist die Bundesanstalt für Ar-
beit in über 126 000 Fällen wegen des Verdachts ille-
galer Beschäftigung tätig geworden. In gut 65 000 
Bußgeldbescheiden wurden Bußgelder in Höhe von 
25 Millionen DM verhängt. 

Besonders erfolgreich war die Bundesanstalt für Ar-
beit beim Vorgehen wegen i llegaler Arbeitnehmer-
überlassung. Hier gab es nicht nur die höchsten Buß-
gelder, hier gab es auch mit 44,5 % die größte Steige-
rungsrate verhängter Bußgeldbescheide. 

(Dreßler [SPD] : Schlüsseln Sie uns diese bitte 
einmal auf!) 

Unter dem Strich hat sich die Zahl der rechtskräftigen 
Bußgeldbescheide gegen Schwarzarbeiter und ihre 
Auftraggeber gegenüber 1982 etwa vervierfacht. 

(Heyenn [SPD]: Differenzieren, auch wenn 
es schwerfällt!) 

Das ist der Lohn der Anstrengungen, die wir gemein-
sam mit der Bundesanstalt für Arbeit unternommen 
haben. 

Die Zahlen beweisen: Der Bundesregierung kommt 
es insbesondere auf praktische Erfolge an. Sie sind 
allerdings nur möglich, wenn die Gesetze ausreichen. 
Deshalb sind Lücken im Gesetz geschlossen worden, 
die uns die Rechtsprechung aufgewiesen hat. 

Das Beschäftigungsförderungsgesetz — — 

(von  der Wiesche [SPD]: War das Schlimm

-

ste!) 

— Ach, das war das Schlimmste, was wir getan haben? 
Ich wiederhole, Herr Kollege von der Wiesche: Das 
Beschäftigungsförderungsgesetz hat die Strafvor-
schriften bei illegaler Ausländerbeschäftigung ver-
schärft. Dazu sagen Sie: Das war das Schlimmste. 

Seit Januar 1986 kann die Bundesanstalt für Arbeit 
in allen Betrieben Außenprüfungen zur Aufdeckung 
von Leistungsmißbrauch durchführen. Durch die Ein-
führung der Lohnsteuerhaftung für illegal verliehene 
Arbeitnehmer im Steuerbereinigungsgesetz 1986 ist 
klargestellt, daß der i llegale Entleiher für die Lohn-
steuer der Leiharbeitnehmer haftet. Im August 1986 
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ist das Zweite Gesetz zur Bekämpfung der Wirt-
schaftskriminalität in Kraft getreten. 

Meine Damen und Herren, ich ging bisher davon 
aus, daß wir politisch einer Meinung sind, wenn es um 
die Einschätzung der, illegalen Beschäftigung geht. 
Ich habe etwas Zweifel, ob ich in dieser Annahme, 
nachdem ich Herrn Kollegen Dreßler gehört habe, 
noch richtig liege. Ich hoffe aber, daß sich das nach der 
Debatte wieder einstellt. 

Aber jetzt komme ich zu dem Punkt, bei dem es 
Meinungsverschiedenheiten auch über den Tag hin-
aus geben wird. Es ist unbestreitbar, daß es für legale 
Leiharbeit ein berechtigtes Bedürfnis gibt. Im Alltag 
sind viele Fälle denkbar, in denen ein z. B. durch 
Krankheit oder Kur ausgefallener Arbeitnehmer sinn-
vollerweise nur durch einen Leiharbeitnehmer ersetzt 
werden kann. Denn in diesen Fällen steht eine befri-
stete oder unbefristete Neueinstellung nicht zur De-
batte, und Überstunden der übrigen Beschäftigten ge-
hen am Arbeitsmarkt vorbei. 

Nun ist die Arbeit an wechselnden Arbeitsorten si-
cher nicht für alle Arbeitnehmer erstrebenswert. Wir 
haben aber einen differenzie rten Arbeitsmarkt. Für 
bestimmte Gruppen von Arbeitnehmern ist die Tätig-
keit bei einem Verleihunternehmer geradezu maßge-
schneidert. Im vergangenen Jahr gab es mehr als 
75 000 Arbeitsplätze bei den Verleihunternehmen, 
und die Zahl dieser Plätze ist nicht zuletzt Dank des 
Beschäftigungsförderungsgesetzes angestiegen. Na-
türlich: Wer nur in der Kategorie von Millionen rech-
net, mag diese Zahl geringschätzen. Aber es sind im-
merhin 75 000 Menschen in Arbeit, die damit Tätig-
keiten ausüben, die ansonsten allenfalls durch Ober-
stunden von schon Erwerbstätigen ausgeübt worden 
wären. 

Wenn es also ein Bedürfnis auf dem Arbeitsmarkt 
gibt, wenn es ein Bedürfnis bei bestimmten Arbeit-
nehmergruppen gibt, ist der Gesetzgeber verpflichtet, 
diesen Bedürfnissen einen geordneten Rahmen zur 
Verfügung zu stellen. 

Der Gesetzgeber ist aber auch bereits dadurch in 
der Pflicht, daß die Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts legale Arbeitnehmerüberlassung 
unter den Schutz des Grundrechts der freien Berufs-
wahl gestellt hat. Ein völliges Verbot der Leiharbeit 
wäre verfassungswidrig. 

(Kolb [CDU/CSU]: Es verstieße gegen 
Art . 12!) 

Ich glaube, deshalb erübrigt es sich, hierüber eine 
ernsthafte Debatte in diesem Hause zu führen. 

Das vorhandene gesetzliche Instrumentarium reicht 
aus, um auftretende Mißbräuche im Bereich der ge-
werbsmäßigen Arbeitnehmerüberlassung zu verhin-
dern. All  das, was Sie, Herr Kollege Dreßler, hier am 
Anfang Ihrer Rede an Beispielen gebracht haben, 
kann mit Hilfe des Gesetzes gegriffen werden; es sind 
Mißbräuche, denen bei Aufdeckung als strafwürdi-
gem Unrecht begegnet werden kann. 

(Dreßler [SPD]: Warum tut ihr es dann nicht? 
— Weiterer Zuruf von der SPD: Es wird aber 

nicht gemacht!) 

Meine Damen und Herren, nun zu dem, was Sie hier 
als zusätzliche Maßnahmen genannt haben, wobei ich 
nur zwei Punkte herausgreifen möchte. Sie fordern, 
daß der einfache illegale Verleih, der derzeit als Ord-
nungswidrigkeit mit Geldbuße bis zu 50 000 DM be-
droht wird, zu einer Straftat heraufgestuft wird. Nun, 
bei einer allgemeinen Heraufstufung würden Polizei-
behörden und Staatsanwaltschaften für die Verfol-
gung zuständig. Diese Behörden aber sind schon 
heute bei der Verfolgung mancher Straftatbestände 
überlastet, übrigens auch in Nordrhein-Westfalen. 
Oftmals werden ja Ladendiebstähle überhaupt nicht 
mehr verfolgt. 

(Dreßler [SPD]: Jetzt vergleicht er das mit 
dem Ladendiebstahl!) 

Ich glaube kaum, daß die Polizei in der Lage wäre, 
diesen Nebenstrafrecht für i llegale Beschäftigung die 
erforderliche Aufmerksamkeit zu widmen. 

(Weitere Zurufe des Abg. Dreßler [SPD]) 

— Herr Kollege Dreßler, wenn Sie etwas weniger da-
zwischenrufen würden, wenn Sie einmal etwas an 
sich halten und auf Argumente eingehen würden, 
würden Sie feststellen, daß ich vom einfachen illega-
len Verleih gesprochen habe, der jetzt als Ordnungs-
widrigkeit mit Geldbuße bedroht wird. 

Vizepräsident Westphal: Herr Staatssekretär, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Heyenn? 

Vogt, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung: Ich schaue auf die Uhr, 
Herr Präsident. Könnten Sie mir dann noch vier Minu-
ten dazugeben? 

Vizepräsident Westphal: Ich stoppe die Zeit ab, die 
von der Frage und Ihrer Beantwortung verbraucht 
wird. 

Vogt, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung: Bitte, Herr Kollege 
Heyenn. 

Heyenn (SPD): Herr Staatssekretär, habe ich Sie 
richtig verstanden, daß Sie eben illegale Beschäfti-
gung mit Ladendiebstahl auf eine Stufe gestellt ha-
ben? 

Vogt, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege Heyenn, ich 
habe den einfachen illegalen Verleih, der heute als 
eine Ordnungswidrigkeit geahndet wird, mit dem La-
dendiebstahl moralisch auf die gleiche Stufe gestellt. 
Ich spreche von dem Verleihunternehmen, das zwar 
illegal verleiht, sich aber ansonsten an die gesetzli-
chen Bestimmungen hält. 

(Schreiner [SPD]: Was heißt denn das jetzt 
wieder?) 

— Ein Unternehmen, das ansonsten den Bestimmun-
gen des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes gerecht 
wird! 

(Dreßler [SPD]: Und die kennen Sie?) 
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— Herr Kollege Dreßler, wenn Sie da lächelnd fragen, 
was das soll, zeigt das nur, daß Sie sich mit der Materie 
wohl noch nicht entsprechend beschäftigt haben. 

(Widerspruch bei der SPD — Heyenn [SPD]: 
Aber Sie?) 

— Herr Kollege, es ist eine meiner Aufgaben, daß ich 
mich damit beschäftige. 

(Zurufe von der SPD) 

Herr Präsident, ich darf sagen: Der Sumpf im Be-
reich der illegalen Beschäftigung kann nicht den lega-
len Verleihunternehmen angelastet werden. Das 
wäre der Sache nach unredlich, und es würde auch 
verschiedene voneinander zu unterscheidende Berei-
che völlig miteinander vermischen. 

(Dreßler [SPD]: Das tut doch auch nie

-

mand!) 

Ich sage darüber hinaus: Wünschenswert wäre es, 
wenn die tarifpolitische Begleitung die gesetzlichen 
Schutzvorschriften für die Leiharbeitnehmer verstär-
ken würde. In der Vergangenheit war nur ein Teil der 
Gewerkschaften bereit, mit einem Verleihunterneh-
men Tarifverträge abzuschließen. Die Gewerkschaf-
ten sollten erkennen, daß der Schutz der betroffenen 
Arbeitnehmer am besten dadurch gewahrt bleibt, daß 
man sie nicht länger von den tarifvertraglichen Mög-
lichkeiten ausschließt. 
Meine Damen und Herren, ich empfehle, die Kräfte 

im Kampf gegen die illegale Beschäftigung zu bün-
deln, statt politisch sinnlose und juristisch bereits ver-
lorene Kämpfe um ein Totalverbot der Arbeitnehmer-
überlassung zu führen, denn wer an der falschen 
Front kämpft, wie Sie, Herr Kollege Dreßler, es heute 
getan haben, hat zu wenig Kräfte do rt , wo tatsächlich 
Gefahren für die Arbeitnehmer drohen. 

Vielen Dank! 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dreßler [SPD]: Das war der Offenbarungs

-

eid!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Trenz. 

Frau Trenz (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wie heute schon angeführt, hat 
Günter Wallraff mit seinem Buch „Ganz unten" den 
Alltag der sogenannten I llegalen in der Bundesrepu-
blik, ihre Situation und das Geschäft mit illegaler 
Leiharbeit sehr anschaulich dargestellt und in das Be-
wußtsein der Öffentlichkeit gebracht. 

Das war mehr als notwendig und sollte eigentlich 
dazu führen, daß der Bundestag nun endlich ange-
messen reagiert, indem er die Leiharbeit insgesamt 
gesetzlich verbietet, wie es die GRÜNEN schon 1985 
in ihrem Gesetzentwurf zur Aufhebung des Arbeit-
nehmerüberlassungsgesetzes gefordert haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Kolb [CDU/ 
CSU]: Die legale Leiharbeit läßt sich nicht 

verbieten!) 

Dies wäre die einzige richtige Reaktion auf die men-
schenunwürdige Situation der legalen und insbeson-
dere der illegalen Leiharbeit, anstatt, wie bisher ge-
schehen, die Verfolgung der Betroffenen zu intensi

-

vieren, aber die eigentliche Ursache für diese Situa-
tion nicht zu verändern. 

Schon bei der legalen Leiharbeit handelt es sich um 
einen undurchsich tigen grauen Arbeitsmarkt, auf 
dem Rechtsverstöße und kriminelle Handlungen an 
der Tagesordnung sind. So werden Steuern, Sozialab-
gaben nicht abgeführt, werden unbef ristet abge-
schlossene Arbeitsverträge angeblich einvernehmlich 
aufgelöst, werden Arbeitnehmer zu Subunterneh-
mern deklariert und vieles andere mehr. 

Das führt innerhalb der Bundesrepublik zu einem 
Leiharbeitstourismus von Norden nach Süden. Ar-
beitslose aus strukturschwachen und verarmten Re-
gionen werden skrupellos in andere Regionen ver-
frachtet. 

Noch wichtiger ist jedoch, daß die legale Leiharbeit 
als Deckmantel für illegale Leiharbeit wirkt. Die 
Trennungslinie ist nach außen nicht sichtbar. Schät-
zungen der Bundesanstalt für Arbeit zufolge gibt es in 
der Bundesrepublik zwischen 100 000 und 500 000 
ständig illegal Beschäftigte. Das sind Menschen, die 
nicht nur die gravierenden Lasten der Leiharbeit zu 
tragen haben, sondern darüber hinaus in einem men-
schenunwürdigen Zustand der sozialen Unsicherheit 
und der Angst vor Kriminalisierung leben und arbei-
ten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Illegale Leiharbeit, meine Damen und Herren, das 
ist der Verkauf der Menschenware Arbeitskraft über 
einen Zwischenhändler. Das ist Menschenhandel im 
brutalsten Sinne des Wortes. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Firmen vermieten menschliche Arbeitskraft an Unter-
nehmer und Konzerne, ein Deal, bei dem die Zwi-
schenhändler je nach Einsatzbereich zwischen 40 und 
50 DM pro Mensch und Arbeitsstunde verdienen, weil 
sie Sozialabgaben sparen. Und auch die Arbeitskäufer 
sahnen kräftig mit ab. Denn bei Leiharbeit entfällt der 
Kündigungsschutz. Bei Entlassungen werden Sozial-
pläne überflüssig. 

Auf diese Art  und Weise werden betriebliche Dau-
erarbeitsplätze vernichtet, die Belegschaften auf 
Stammbelegschaften reduziert. Mit einem Wo rt , gesi-
cherte Arbeitsplätze werden zugunsten ungesicherter 
Leiharbeitplätze abgebaut. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Darüber, wie hoch die Anzahl der ausländischen 
Staatsangehörigen unter den illegal Beschäftigten ist, 
liegen der Bundesregierung keine gesicherten Er-
kenntnisse vor. Europaweit wird die Zahl auf bis zu 
5 Millionen Menschen geschätzt. Auch bei uns dürfte 
ihre Anzahl erheblich sein, denn viele befinden sich in 
einer verzweifelten Notlage, weil sie keine Arbeitser-
laubnis besitzen. Ich spreche hier von den Familien-
angehörigen der Immigranten, von ihren Ehefrauen 
und Ehemännern, die erst nach langjährigen Warte-
zeiten eine Arbeitserlaubnis bekommen können, und 
natürlich nur, wenn der deutsche Arbeitsmarkt es er- 
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fordert. Das ist die rassistische Wirkung des § 19 Ar-
beitsförderungsgesetz. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Ich spreche von den Flüchtlingen, die zur illegalen 
Arbeit geradezu gezwungen sind, weil ihnen fünf 
Jahre lang das Recht zu arbeiten verweigert wird. In 
ihrer hoffnungslosen Situation als rechtlose Minder-
heit und durch die „Ausländer raus"-Politik der Bun-
desregierung sind diese Menschen für den organisier-
ten Menschenhandel regelrecht prädestiniert. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Kolb [CDU/ 
CSU]: Sie malen sich da eine Scheinwelt zu

-

sammen!) 

— Wir können gerne noch über Ausländerpolitik re-
den. Dann möchte ich aber gerne länger reden kön-
nen. 

Mit den gerne geäußerten Skrupeln, aber letztend-
lich doch auf der Seite der Unternehmer und ohne 
Rücksicht auf die Auswirkungen für Arbeitsuchende 
verabschiedete die sozialliberale Koalition 1972 das 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz. Die Leiharbeit 
wurde damit staatlich festgeschrieben. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU] : Dreßler, zuhören!) 

Durch mehr Kontrollkompetenz der Bundesanstalt für 
Arbeit sollte die i llegale Leiharbeit bekämpft werden. 
Dies hat sich als ebenso halbherzig wie erfolglos er-
wiesen. Die Wirklichkeit beweist das tagtäglich. 

Diesen Sumpf, Herr Dreßler, den Sie eben ange-
sprochen haben, diesen immer größer werdenden 
Sumpf krimineller Ausnutzung von Mensch auf dem 
Arbeitsmarkt wollen Sie nun trockengelegt sehen. Ich 
hoffe sehr, daß es Ihnen ernst damit ist, daß Sie die 
Schiene von technokratischen Lösungen verlassen 
und daß Sie sich diesmal zusammen mit uns für die 
Rücknahme des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes 
einsetzen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die heutige Regierungskoalition, die ja kaum eine 
Gelegenheit ausläßt, sich als zynische Verächterin der 
sozial Schwachen und Ausgegrenzten zu profilieren, 
die CDU/CSU und FDP, hat vor zwei Jahren unter 
dem harmlos klingenden Titel „Beschäftigungsförde-
rungsgesetz" die Zeit, die ein Mensch gewerblich ver-
liehen werden kann, von drei auf sechs Monate er-
höht. Flexibilisierung der Arbeitsbedingungen ist die 
christlich-freiheitliche Übersetzung für die Aufhe-
bung geschützter Arbeitsverhältnisse zum Wohle der 
Unternehmen. Diese Art  von Flexibilisierung beruht 
einzig auf der Verzweiflung von Hunderttausenden 
Menschen, die, sofern sie Deutsche sind, kaum Chan-
cen haben, jemals gesicherte Arbeitsplätze zu finden, 
oder sogar, sofern sie Ausländer sind, nicht einmal das 
Recht haben, sich irgendeine Arbeit zu suchen. 

Die legale Leiharbeit ist sozial ungesicherte Arbeit. 
Leiharbeit muß verboten werden. Die GRÜNEN wer-
den ihren Gesetzentwurf zur Aufhebung des Arbeit-
nehmerüberlassungsgesetzes und damit die Forde-
rung nach dem generellen Verbot der Leiharbeit er-
neut in den Bundestag einbringen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Heinrich. 

Heinrich (FDP): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Verehrte Kolleginnen und 
Kollegen von der SPD! 

(Heyenn [SPD]: Vielen Dank!) 

Nach dem Vortrag von Herrn Dreßler muß ich, so 
glaube ich, das Bild, das ich seither von der SPD habe, 
revidieren. Die Worte „durchgreifende gesetzliche 
Regelung" in einem Bereich, in dem wir wissen, daß 
schärfere Gesetze nichts bringen - das wissen auch 
Sie — , zeigen mir, daß die SPD hier eine neue Ten-
denz vertritt. 

(Heyenn [SPD]: Die FDP will  weiter schön 
schummeln lassen!) 

Ich halte es vielmehr damit, daß wir keine Gesetzes-
verschärfung und keine Gesetzesänderung brau-
chen. 

(Dreßler [SPD]: „Weiter so" !) 

Wir haben aber einen gewissen Handlungsbedarf. 
Hier ist eine breite Palette, die anzusprechen ist. Ille-
gale Beschäftigung ist nämlich Gift für den Arbeits-
markt. Da sind wir uns einig. Illegale Beschäftigung 
ist auch kein Kavaliersdelikt, sondern gefährdet le-
gale Arbeitsplätze und führt zu erheblichen Beitrags-
ausfällen für die Sozialversicherung. 

(Zuruf von der SPD: Und zu Steuerausfäl

-

len!) 

Wenn skrupellose Geschäftemacher oftmals unter 
Ausbeutung ausländischer Arbeitnehmer tätig wer-
den, müssen alle vorhandenen Maßnahmen ergriffen 
werden, um dies zu verhindern. 

(Dreßler [SPD]: Was sind das denn für Maß

-

nahmen?) 

Darüber besteht Einigkeit. Augenblick, ich habe nur 
sieben Minuten. 

Lassen Sie mich Ihnen das sagen: Die Bundesregie-
rung hat in ihrer Antwort darauf hingewiesen, daß 
sich die Zusammenarbeit der öffentlichen Stellen zur 
Bekämpfung illegaler Beschäftigung verbessert hat. 
Nichts ist aber so gut, daß es nicht noch weiter verbes-
sert werden könnte. Auch sollte im Rahmen des Mög-
lichen die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
mit den zuständigen ausländischen Behörden ge-
pflegt und verbessert werden. 

Zur Bekämpfung illegaler Beschäftigung könnte 
auch der in Aussicht genommene Sozialversiche-
rungsausweis beitragen, wenn er entsprechend aus-
gestaltet wird. Herr Kollege Kolb, wir haben hier noch 
eine Arbeit vor uns. Bei Überlegungen zur Verkür-
zung der Meldefristen müßten jedoch die daraus re-
sultierenden Belastungen insbesondere für kleinere 
und mittlere Unternehmen berücksichtigt werden. 

Einen breiten Raum nimmt in dieser Anfrage das 
Thema Arbeitnehmerüberlassung ein. Bei Durchsicht 
der Fragen hat man den Eindruck, daß die Arbeitneh-
merüberlassung nicht zu den von den Sozialdemokra- 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 39. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 12. November 1987 	2645 

Heinrich 

ten geliebten oder auch nur akzeptierten arbeits-
marktpolitischen Instrumenten zählt. 

(von der Wiesche [SPD]: Das ist sehr rich

-

tig!) 

Die von der SPD schon in der vergangenen Legisla-
turperiode vorgeschlagenen Verschärfungen sollen, 
so scheint es, die Arbeitnehmerüberlassung auf eine 
Kümmerexistenz reduzieren. Weitere Einschränkun-
gen der zulässigen Arbeitnehmerüberlassung sollen 
über das Baugewerbe hinaus erfolgen. Verbot soge-
nannter Mischbetriebe, Verschärfung der Erlaub-
nispflicht sind nur einige der angestrebten Maßnah-
men. Letztlich wird in Übereinstimmung mit den 
GRÜNEN, wie wir soeben hörten, ein generelles Ver-
bot jeglicher Arbeitnehmerüberlassung nicht ausge-
schlossen. 
Zu Ihrem Beitrag, verehrte Kollegin von den GRÜ-

NEN, möchte ich deutlich sagen: Was Sie fordern ist 
entsprechend der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts nicht zulässig. Das ist verfassungs-
widrig. 

(Kolb [CDU/CSU]: Art . 12 des Grundgeset

-

zes kennen die nicht!) 

Im vergangenen Jahr hat eine hochrangige Sach-
verständigengruppe der OECD in ihrem Bericht zur 
Arbeitsmarktflexibilität darauf hingewiesen, daß eine 
Volkswirtschaft nur dann dynamisch sein und dauer-
haft wachsen wird, wenn sie flexibel ist. 

(Dreßler [SPD]: Was hat i llegale Beschäfti

-

gung mit flexibel zu tun? Kommen Sie einmal 
zur Sache!) 

Eine der Voraussetzungen ist die Flexibilität des Ar-
beitsmarktes. Wenn ich in die Runde blicke, sehe ich 
viele Kollegen, die mit mir zusammen in Genf bei der 
ILO waren. Was haben wir dort bei der ILO gehört, 
Herr Kollege Schreiner, Herr Kollege Peter? Daß unser 
Arbeitsmarkt so inflexibel ist. Hier dürfen wir die Fle-
xibilität nicht von vornherein zerstören. 

(Dreßler [SPD]: Sagen Sie etwas zur i llegalen 
Beschäftigung! — Frau Unruh [GRÜNE]: Die 
Familien freuen sich richtig, daß der Vati 

weg ist! Wunderbar!) 

Mit dem Beschäftigungsförderungsgesetz haben 
wir die Möglichkeit für mehr Flexibilität im Arbeitsle-
ben verbessert. Das können Sie wohl nicht bestreiten. 
Insofern halten wir auch weiterhin an der in diesem 
Gesetz beschlossenen Verlängerung der Arbeitneh-
merüberlassung von drei auf sechs Monate fest. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Schreiner? 

Heinrich (FDP): Bitte sehr. 

Schreiner (FDP): Herr Kollege, können Sie bestäti-
gen, daß die Mitarbeiter der ILO mit uns der Auffas-
sung gewesen sind, daß die zunehmende Spaltung 
des Arbeitsmarktes in der Bundesrepublik Deutsch-
land einerseits in noch relativ gesicherte Beschäfti-
gungsverhältnisse und andererseits in ungeschützte 
und ungesicherte Beschäftigungsverhältnisse, mitbe-
wirkt insbesondere durch das sogenannte Beschäfti-

gungsförderungsgesetz, zu größter Sorge Anlaß 
gibt? 

(Dreßler [SPD]: Hört! Hört!) 

Heinrich (FDP): Es ist überhaupt keine Frage, daß 
die soziale Sicherung in vorderster Front stehen muß. 
In diesem Bemühen gehen wir einig. 

(Dreßler [SPD]: Warum stimmt ihr in dem 
Gesetz die soziale Sicherung nieder?) 

Nur müssen wir natürlich auch die Mißstände in den 
Griff bekommen. 

(Dreßler [SPD]: Das können wir nur, wenn 
wir die Regierung absetzen!) 

Hier müssen wir uns dafür einsetzen, daß Tarifver-
träge zwischen den seriösen Zeitarbeitsunternehmen 
und den DGB-Gewerkschaften abgeschlossen wer-
den, wie es mit der DAG schon geschehen ist. Der 
Herr Staatssekretär hat auch darauf hingewiesen. Ich 
glaube, hier liegt eine große Verantwortung im Be-
reich der Gewerkschaften. 

(Dreßler [SPD]: Immer die anderen!) 

Dies würde dem sozialen Schutz der Zeitarbeitnehmer 
dienen. 

Erforderlich ist aber auch, daß Unternehmenslei-
tungen und Bet riebsräte gemeinsam darauf achten, 
daß Zeitarbeitnehmer hinsichtlich des Arbeitsschut-
zes — wie es das Gesetz vorsieht — mit anderen Ar-
beitnehmern gleichbehandelt werden. Insofern ist es 
zu begrüßen, daß der Bundesarbeitsminister bei den 
gewerblichen Berufsgenossenschaften angeregt hat, 
eine Unfallverhütungsvorschrift für diesen Bereich zu 
schaffen. Es wäre wünschenswert, wenn diese Arbei-
ten trotz a ller Schwierigkeiten bald einen positiven 
Abschluß finden könnten. 

Leider Gottes habe ich nur noch eine Minute. 

(Dreßler [SPD]: Wie können wir die i llegale 
Beschäftigung bekämpfen? Die letzte Mi

-

nute!) 

Deshalb möchte ich zusammenfassend der Feststel-
lung der Bundesregierung zustimmen, daß die legale 
Arbeitnehmerüberlassung zwar eine Sonderform des 
üblichen legalen Beschäftigungsverhältnisses dar-
stellt, aber in sozialer oder arbeitsrechtlicher Hinsicht 
kaum schwerwiegende nachteilige Abweichungen 
von einem üblichen Arbeitsverhältnis aufweist. Diese 
Feststellung sollte für alle Anlaß sein, nicht an der 
legalen Arbeitnehmerüberlassung herumzumäkeln, 

(Beifall bei der FDP) 

sondern gemeinsam die zuständigen Stellen im 
Kampf gegen i llegale Beschäftigung zu unterstützen. 
Ich unterstreiche noch einmal: Gemeinsamer Kampf 
gegen die illegale Beschäftigung, das ist die richtige 
Antwort in dieser Frage. 

Ich danke Ihnen schön. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete von der Wiesche. 
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von der Wiesche (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Am 29. Mai 1987 haben wir unsere 
Große Anfrage im Deutschen Bundestag eingebracht. 
Vier Monate hat die Bundesregierung dann ge-
braucht, um unsere Fragen zu beantworten. Dabei 
brennen uns die Probleme auf allen Nägeln. 

(Dreßler [SPD]: So ist es!) 

Seit das Bundesverfassungsgericht mit Urteil vom 
4. April 1987 das Verbot der Arbeitnehmerüberlas-
sung aufgehoben hat, ist die Leiharbeit wirklich zu 
einem Problembereich des Arbeitsmarktes geworden. 
Die unter sozialliberaler Regierung verabschiedeten 
Gesetze, das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz vom 
August 1972 und das Gesetz zur Bekämpfung der ille-
galen Beschäftigung vom Dezember 1981, waren 
zwar Schritte in die richtige Richtung, durch sie ist es 
jedoch nicht gelungen, die Mißstände auf dem Gebiet 
der Arbeitnehmerüberlassung wirkungsvoll zu be-
kämpf en.  

Geändert hat sich allerdings mittlerweile die Situa-
tion auf dem Arbeitsmarkt. Unternehmer schmelzen 
ihre Stammbelegschaften ab. Nur für den Kernbereich 
ihrer Produktion behalten sie fest angestellte Arbeit-
nehmer und Arbeitnehmerinnen. Alle anderen anf al-
lenden Arbeiten werden an Fremdfirmen vergeben. 

(Schreiner [SPD]: Unter den Augen der Bun
-

desregierung!) 

Diese Arbeiten werden dann zwar immer noch auf 
dem Gelände der Firma im Rahmen von Werkverträ-
gen, ob diese nun legale oder illegale Arbeitnehmer-
überlassung darstellen, ausgeführt, aber schon im Be-
reich der legalen Arbeitnehmerüberlassung besteht 
die Tendenz, die sozialen Rechte der Arbeitnehmer 
zu verkürzen und den Kündigungsschutz zu umge-
hen. Die Bundesregierung hat dem noch Vorschub 
geleistet. Das sogenannte Arbeits- und Beschäfti-
gungsförderungsgesetz erlaubt es nun einmal, Arbeit-
nehmer auf sechs Monate zu verleihen. Außerdem ist 
der Abschluß befristeter Arbeitsverhältnisse wesent-
lich erleichtert worden. 

Dieses Gesetz ist von den Verleihfirmen nur zu gut 
verstanden worden. Eines der größten deutschen Un-
ternehmen für Zeitarbeit hat in seinem Werbepro-
spekt ausgeführt: 

Viele der in den vergangenen fetten Jahren ange-
häuften Privilegien für Ihre Mitarbeiter werden 
bei uns ausgeschaltet. Das ebnet Ihnen den Weg, 
Schritt für Schritt eine Annäherung unserer Per-
sonalhandhabung zu erlangen. 

(Dreßler [SPD]: Unerhört!) 

Einige Beispiele: keine zusätzlichen Pausen, 
keine kostenlose Arbeitskleidung, keine kosten-
lose Reinigung der Arbeitskleidung, keine Kanti-
nenzuschüsse, keine Fahrgeldzuschüsse, keine 
Kosten für Gesundheitszeugnisse, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Kein Strahlen

-

schutz ! ) 

keine Kosten für Jubiläen, Hochzeiten und ande-
res. 

(Zuruf von der SPD: Dazu sagt die Regierung 
nichts!) 

Mit unserer Mitwirkung wird Ihren Arbeitneh-
mern bewußt, daß sie ersetzbar sind. Dies senkt 
— das können wir nachweisen — ihre Krank- und 
Fehlzeiten. 

Soweit das Zitat. Damit wird ganz klar, daß die Arbeit-
nehmer als billige Ware auf dem Arbeitsmarkt ange-
boten werden. Dies werden wir Sozialdemokraten nie 
hinnehmen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Sie, meine Damen und Herren von der Regierungs-
koalition, verharmlosen dieses Problem. 

(Schreiner [SPD]: Unter den Augen der  Re

-

gierung!) 

— So ist es leider. 

Die Antworten auf unsere Anfrage lassen sogar die 
Vermutung aufkommen, daß Sie noch nicht einmal 
begriffen haben, worum es hier eigentlich geht. Nur 
ein einziges Mal werden Sie konkret, nämlich in der 
Antwort auf Frage 18: ein Sozialversicherungsaus-
weis soll eingeführt werden. Damit sind dann alle Pro-
bleme gelöst. Wenn es so einfach wäre, meine Damen 
und Herren, dann hätten Sie bei der Einführung die-
ses Ausweises unsere volle Unterstützung. Ich will 
hier allerdings gar nicht weiter auf die Fragen Fäl-
schungssicherheit und Datenschutz eingehen. 

Der Ausweis aber würde keinerlei neue Möglich-
keiten des Zugriffs auf den i llegalen Verleiher brin-
gen. Auch nach der Einführung, Kollege Kolb, eines 
solchen Ausweises könnte der Arbeitgeber, der sich 
der Zahlung von Beiträgen und Steuern entzieht, 
nicht gefaßt werden. Die Einführung des Sozialversi-
cherungsausweises ist wieder einmal ein typisches 
Beispiel für Ihre Art, wie Sie Probleme vernebeln, 
ohne die Probleme anzupacken. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Die schlechten Arbeitsbedingungen der Leiharbeit-
nehmer bleiben aber nicht ohne Folgen für die 
Stammbelegschaften. Ihnen wird nämlich immer 
mehr damit gedroht, wie ersetzbar sie sind. Für die 
SPD-Bundestagsfraktion bleibt deshalb auch die 
Frage des Verbots der erwerbsmäßigen Leiharbeit auf 
der Tagesordnung. Herr Hein rich, das haben Sie 
schon ganz richtig verstanden. 

Das bestehende Teilverbot im Baugewerbe hat sich 
bewährt. Es sollte auf den Bereich der Metallindustrie 
ausgedehnt werden. Die Verfolgung der immer raffi-
nierter werdenden illegalen Praktiken muß erleichtert 
werden. Entgegen der Auffassung der Bundesregie-
rung wird das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz in 
der Praxis immer häufiger durch Scheinverträge un-
terlaufen. Das haben Untersuchungen im Bauge-
werbe ganz eindeutig bewiesen. Die Regierung 
spricht sich allerdings ein Eigenlob aus — ich zi-
tiere — : 

Auf der Grundlage des geltenden Rechts sind al-
lein die Dienststellen der Bundesanstalt für Ar-
beit 1986 in 126 100 Fällen gegen illegale Be-
schäftigung einschließlich illegaler Arbeitsver-
mittlung mit Verwarnungen, Geldbußen sowie 
Strafanzeigen eingeschritten. Die Höhe der Geld-
bußen betrug 25,2 Millionen DM. 
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Aber man muß dabei auch sehen, daß der Bußgeld-
rahmen die Unternehmen keineswegs schreckt. Es 
werden nämlich immer mehr Millionen DM von Ver-
leihern und Entleihern verdient. Auf unsere Anfrage 
sagen Sie nichts anderes, denn die durchschnittliche 
Bußgeldhöhe, und die, Herr Staatssekretär, steht in 
Ihrer Antwort, beträgt 199,84 DM — wirk lich eine sehr 
beeindruckende Zahl. 

(Dreßler [SPD]: Das ist die Wahrheit!) 

Wir aber müssen immer mehr feststellen, daß das 
Strafmaß bei illegaler Beschäftigung in vielen Fällen 
noch durch Beschlüsse von Verwaltungsgerichten er-
heblich reduziert, ja sogar auf Null gedrückt wird. 
Solange der Bußgeldrahmen und der Strafmaßkatalog 
wie gehabt von „0 bis ... " geregelt ist, solange wird 
dies weitergehen. Ein eklatantes Beispiel ist der Fall 
des Münchner Oktoberfestwirts. In diesem Fa ll  kann 
man noch nicht einmal in Erfahrung bringen, wie hoch 
das Strafmaß denn nun wirk lich ist, das durch die 
Arbeitsverwaltung angeordnet und durch Verwal-
tungsgerichtsbeschluß ermäßigt worden ist. Ich 
meine, daß hier noch ein erheblicher Handlungsbe-
darf besteht. 

Das Fazit für uns bleibt: Das Gesetz muß dergestalt 
geändert werden, daß die Strafvorschriften nicht mehr 
von null bis z. B. 100 000 DM, sondern etwa von min-
destens 10 000 bis 100 000 DM geregelt sind. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Damit wüßten alle, die gegen dieses Gesetz verstoßen, 
daß sie mit empfindlichen Strafen rechnen müßten, 
die auch kein Gericht mehr reduzieren kann. 

Meine Damen und Herren, wir werden immer wie-
der die einzelnen Vorschriften aufgreifen, und wir 
werden Ihnen keine Ruhe lassen. 

Neben diesen gesetzlichen Maßnahmen sind aber 
auch administrative Verbesserungen dringend not-
wendig. Wichtig ist vor allen Dingen eine wirksame 
Zusammenarbeit aller beteiligten staatlichen Stellen 
bei der Bekämpfung der illegalen Beschäftigung und 
des Mißbrauchs der Arbeitnehmerüberlassung. Wir 
hier im Parlament dürfen a ll  denen, die mit diesen 
Problemen zu tun haben und die Mißstände bekämp-
fen wollen, nicht das Gefühl geben, alleingelassen zu 
werden. 

Deswegen fordere ich die Bundesregierung auf, 
jetzt endlich aktiv zu werden und nicht wieder — wie 
in der letzten Legislaturpe riode — die Vorschläge der 
SPD-Bundestagsfraktion abzublocken. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Kolb. 

(Zurufe von der SPD: Jetzt kommt der Mittel

-

stand! — Ein bißchen nett, bitte! — Vae vic

-

tis! — In der Ruhe liegt die Kraft!) 

Kolb (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich freue mich auf Ihre 
netten Beiträge, meine Herren von der Opposi tion. 

Lieber Herr Dreßler, ich möchte Ihnen doch ein-
gangs folgendes sagen: Man kann nicht fordern, daß  

eine Krankheit beseitigt wird und ein Mittel gegeben 
wird, welches keine Nebenwirkungen hat, und die 
Ursache der Krankheit völlig außen vorbleibt. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Und mit dem die Ar

-

beitslosigkeit nicht bekämpft wird!) 

—Wissen Sie, man kann ja gerne auch einmal zuhö-
ren. Ich habe heute versucht, einmal dem Herrn Dreß-
ler und dem Herrn von der Wiesche zuzuhören. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

—Man kann immer lernen. 

(Zuruf von der SPD: Ausnahmsweise!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der 
Opposition, es war ja in Ihrer Anfrage nur festgestellt 
worden, welche Krankheiten vorhanden sind; Ursa-
chen waren bei Ihnen nicht gefragt. Nun lassen Sie 
mich doch einmal fragen, ob nicht auch die Ursachen 
von Bedeutung sind. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Massenarbeitslosig

-

keit!) 

— Liebe Frau Kollegin Unruh, als Kauffrau müßten Sie 
sehr schnell die Ursachen dieser Massenarbeitslosig-
keit, wie Sie es nennen, kennen 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Das war die Nach
-

barin!) 

—nein, das war Frau Unruh — , und zwar deswegen, 
weil ja auch, ob das nun gefällt oder nicht, vor allem 
für die kleineren und mittleren Bet riebe das Betriebs-
ergebnis das Entscheidende ist. Rote Zahlen sind auf 
Dauer für einen mittelständischen Betrieb nicht schön. 
Das müßten Sie als Kauffrau — ich sage bewußt „als 
Kauffrau" — sehr gut wissen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist schon 
lange her!) 

Meine Damen und Herren, es ist ja hier angeklun-
gen, und Herr von der Wiesche sagte: die Stammbe-
legschaft wird abgebaut. 

(von der Wiesche [SPD]: So ist es!) 

Weshalb eigentlich? Wenn Sie in einem internationa-
len Wettbewerb gesicherte Arbeits- und auch Absatz-
verhältnisse haben, 

(Frau Steinhauer [SPD]: Jetzt kommen Sie 
doch wieder mit der alten Leier!) 

dann frage ich Sie, Frau Kollegin Steinhauer, warum 
Sie gerade zur Zeit so intensiv für Stahl, Kohle und 
Weilten hier eintreten und sagen: Hier müßt ihr alle 
das, was wir unternehmerisch nicht mehr regeln kön-
nen, mit kräftigen Zuschüssen und ähnlichem ergän-
zen. 

(Frau Steinhauer [SPD]: Schon mal was von 
Europa gehört?) 

—Liebe Frau Steinhauer, wenn wir alle Unternehmen 
in dieser Art  salvieren, dann — da stimme ich Ihnen 
zu — haben wir in Zukunft keine Schwierigkeiten 
mehr; dann ist es sehr einfach, Unternehmer zu sein, 
nämlich nach dem Motto: Die Guten ins Kröpfchen 
und die Schlechten ins Töpfchen. Wenn es nicht funk-
tioniert, hat der Staat zu bezahlen. Ich finde das phan-
tastisch. Ich darf Ihnen nur sagen: Es sind Klein- und 
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Mittelbetriebe, die den Großteil der Arbeitnehmer be-
schäftigen; es sind nicht die Elefanten. 

(Abg. Schreiner [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Lieber Herr Schreiner, einen Augenblick bitte. Die 
Elefanten sind ja diejenigen — da mache ich über-
haupt keine Ausnahme; es ist unerheblich, wie das 
Land regiert ist, ob schwarz oder rot — , die bei ihren 
Ministerpräsidenten sofort ein offenes Ohr finden, 
wenn sie in Schwierigkeiten kommen und geholfen 
werden muß. 

(Dreßler [SPD]: Vorsicht! Die haben die 
Mehrheit!) 

Dann redet man immer von den Arbeitsplätzen. Daß 
dabei gleichzeitig andere Arbeitsplätze in Schwierig-
keiten kommen, ist nicht zu bestreiten. 

Vizepräsident Westphal: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage? 

Kolb (CDU/CSU): Bitte. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön, Herr Schrei-
ner. 

Schreiner (SPD): Herr Kollege Kolb, da Sie ständig 
über rote Zahlen reden, frage ich Sie: Wären Sie im-
stande, mir zu erklären, aus welchen sozialen Schich-
ten sich die Versechsfachung der deutschen Aus-
landsvermögen in den letzten fünf Jahren rekru-
tiert? 

Kolb (CDU/CSU): Lieber Herr Schreiner, soweit mir 
bekannt ist, sind es nicht gerade die kleinen Unter-
nehmen, die stellenweise ihre Auslandserträge dort 
haben stehen lassen. Es soll Unternehmen geben, die 
für sich in Anspruch nehmen, daß sie fast eine B ank 
seien. Das können Sie aber mir und vor allem den 
Kleinbetrieben und den Mittelständlern nicht zum 
Vorwurf machen. 
Ich möchte Sie auf einen weiteren Punkt anspre-

chen. Ich glaube, es war Herr von der Wiesche, der die 
Frage Wallraff angesprochen hat. Wenn Sie sich ein-
mal ein bißchen die Großbetriebe anschauen, dann 
stellen Sie fest, daß man in der Zwischenzeit das Un-
angenehme durch Domestiken erledigen läßt. 
Schmutzige Arbeiten im Bet rieb werden nach außen 
vergeben; Sonntags- und Feiertagswartungsarbeiten 
werden nach außen vergeben. Man schiebt das Unan-
genehme ab und sagt dann: Wir haben a lles in Ord-
nung. 
Nun lassen Sie mich einen zweiten Punkt anspre-

chen, und da wird es schon fast kriminell. Wer erlebt, 
wie rigide Einkäufer von Großunternehmen in der 
Frage von Bedingungen sind, kann sich nur wundern. 
Da kriegt man schon das Grausen: Auftragserteilung 
am Donnerstagnachmittag, Lieferung am Montag um 
12 Uhr im Werk. Ob das funktioniert oder nicht, wird 
nicht gefragt; auch nicht, wie der Transpo rt  ist. 

Das Schlimmste, was ich in diesem Punkt erlebt 
habe — und das bei einem sehr großen Industrieun-
ternehmen — : Auftragserteilung am 23. Dezember, 
Liefertermin am 2. Januar. Und dann frage ich Sie, 
wie die zurechtkommen sollen. Das sind die Ursachen 

dafür, daß sich dann andere verzweifelt Arbeitskräfte, 
stellenweise auch Leiharbeitnehmer holen müssen, 
um damit zurechtzukommen. 

(Dreßler [SPD]: Herr Kolb, unterhalten Sie 
sich doch einmal mit der CDU/CSU-Frak

-

tion!) 

— Lieber Herr Dreßler, wenn ich Ihnen sage, daß das 
mitbestimmte Betriebe mit Arbeitsdirektoren sind, 
daß diese Einkäufer zum Teil aus Ihrem Bereich kom-
men, werden Sie verstehen, wenn ich feststelle: Diese 
Einkäufer sind schlimmer als manche Kolonialherren 
früher. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Deswegen, Herr Dreßler, gehen wir in die Ursa-
chenforschung. Dann können wir weiterkommen. 

(Dreßler [SPD]: Hoffentlich! — Schreiner 
[SPD]: Die Arbeitsdirektoren bestimmen 
doch nicht die Vorstände dieser Unterneh

-

men! — Zuruf von der SPD: Nennen Sie doch 
Roß und  Reiter!)  

— Ich nenne Ihnen ein zweites Roß und einen zweiten 
Reiter. Das bet rifft die Vergabe von Bauleistungen. 
Da können Sie einmal sehen, wie große Städte stellen-
weise vorgehen. Da wird nämlich an den sogenannten 
billigsten Bieter vergeben, nicht an den preiswerte-
sten. Ein großer Teil der Baubehörden ist nicht mehr in 
der Lage zu kalkulieren. Das Bundesbauministerium 
hat jetzt gesagt, § 25 der VOB werde in Zukunft besser 
angewandt. Ein Teil der übrigen Bundesbehörden tut 
das noch nicht. 

Lieber Herr Kollege Peter, eine der korrektesten 
oder unkorrektesten Korrektheiten — wie immer Sie 
es nennen wollen — gab es ja im Lande Hessen, wo 
eine große Baufirma ihren Auftrag mit 10 % Abschlag 
an ein Unternehmen der DDR vergeben hat. Damit ist 
es völlig außerhalb des Tarifrechts und allen übrigen 
Vorschriften tätig geworden. Das sind Dinge, die ich 
beklage und die dazugehören. 

(Peter [Kassel] [SPD]: Deshalb sind Sie gegen 
eine Verschärfung des Gesetzes?!) 

— Nein, deswegen bin ich nicht gegen eine Verschär-
fung des Gesetzes. 

Ich will Ihnen jetzt sagen, wo Sie einen Teil der Pro-
bleme lösen können. Herr Eugen von der Wiesche, mit 
dem Sozialversicherungsausweis wird sicherlich 
auch der Kleine, der unkorrekt handelt, erwischt. 
Aber eines wird der Sozialversicherungsausweis, 
wenn wir wollen, auf jeden Fall unterbinden können: 
Es kann keine sogenannte korrekte illegale Beschäf-
tigung mehr geben, 

(Dreßler [SPD]: Vor allem das!) 

weil der Betreffende nämlich keinen Sozialversiche-
rungsausweis hat. 

Deswegen möchte ich Ihnen sagen, was der Sozial-
versicherungsausweis kann. Bei der Kontrolle ist die 
Identität auch ohne Lichtbild fast hundertprozentig 
festzustellen, weil sich jeder ausweisen können muß, 
so daß gesehen werden kann, ob Geburtsdatum und 
Anfangsbuchstaben übereinstimmen. Das kann mit 
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den Sozialversicherungsträgern exakt nachgeprüft 
werden. 

Das zweite ist: Wir werden die 630 Millionen DM 
Doppeltbezug bei der Bundesanstalt für Arbeit nicht 
mehr haben, weil derjenige, der Arbeitslosengeld, Ar-
beitslosenhilfe oder Sozialhilfe bezieht, seinen Sozial-
versicherungsausweis beim Träger abgegeben hat. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Nur, die Hilfe ist zu 
gering!) 

— Liebe Frau Unruh, das ist eine andere Frage. 

Einer der Punkte, die uns heute doch viel Ärger 
machen, sind die Nebentätigkeiten. 

(von der Wiesche [SPD]: Die Arbeitgeber er

-

wischen wir damit nicht!) 

— Ich komme darauf noch zu sprechen. — Die Neben

-

tätigkeiten werden in Zukunft korrekt durchgeführt 
—nur einmal, nicht mehrfach — , weil sie zu melden 
sind. In Zukunft besteht auf Grund des Sozialversiche-
rungsausweises die phantastische Möglichkeit, daß 
kein Arbeitgeber mehr sagen kann, er habe nicht ge-
wußt, daß er jemanden eingestellt habe, der nicht 
hätte arbeiten dürfen; denn er kann ohne Sozialversi-
cherungsausweis niemanden einstellen. 

(Dreßler [SPD]: Wer wird bestraft, Herr 
Kolb?) 

— Jetzt komme ich zu dem Punkt, Herr Dreßler. 

Ich stimme mit dem Kollegen von der Wiesche über-
ein, 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

daß wir in der Frage des Verstoßes wesentlich härtere 
Strafen brauchen. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Es kann nicht sein, daß diese Strafen kalkulierbar 
sind. 

(Schreiner [SPD]: Sagen Sie das den Regie

-

rungskomikern!) 

— Lieber Herr Schreiner, werden Sie doch seriöser. 
Wenn wir miteinander arbeiten wollen, dann nutzt es 
nichts, wenn Sie von „Regierungskomikern" spre-
chen. Was soll dieser Umgang miteinander? Wir wol-
len ein Problem lösen, und das sollten wir gemeinsam 
tun. Deswegen schlage ich Ihnen vor, daß wir gemein-
sam die Einführung des Sozialversicherungsauswei-
ses vornehmen, seine Wirkungsweise überprüfen und 
dann dort , wo wir feststellen, daß unkorrekt gehandelt 
wird, dies klären. 

Eine letzte Bemerkung. Wir sollten auch, lieber Herr 
Dreßler, einmal überprüfen, ob Arbeitsbedingungen 
auf Grund des Tarifvertrags von 1970 heute noch rich-
tig sind, ob alles als Besitzstand gefeiert werden 
muß. 

(Zuruf von der SPD: Für die Arbeitgeber!) 

—Für beide. Ich habe nämlich den Eindruck, einige 
sitzen auf diesen Besitzständen, und wer auf seinen 
Lorbeeren sitzt, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, der trägt sie an der falschen Stelle. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — von 
der Wiesche [SPD): Das ist Sache der Tarif

- vertragsparteien!) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Zu meiner Überraschung — so leid es mir tut — 
habe ich keine weiteren Tagesordnungspunkte 
mehr. 

(Heiterkeit) 

Wir sind damit am Schluß unserer heutigen Tagesord-
nung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Freitag, den 13. November 1987, 9 Uhr 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 18.46 Uhr) 





Deutscher Bundestag - 11. Wahlpe riode - 39. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 12. November 1987 	2651* 

Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Frau Beck-Oberdorf 13. 11. 
Bernrath 13. 11. 
Böhm (Melsungen) *  13. 11. 
Dr. Briefs 13. 11. 
Duve 13. 11. 
Dr. Ehmke (Bonn) 13. 11. 
Ehrbar 13. 11. 
Frau Fuchs (Köln) 12. 11. 
Hauff 13. 11. 
Frau Dr. Hellwig 13. 11. 
Dr. Holtz 13. 11. 
Hüser 13. 11. 
Huonker 13. 11. 
Ibrügger 13. 11. 
Kretkowski 13. 11. 
Lohmann (Witten) 12. 11. 
Frau Luuk * 13. 11. 
Frau Dr. Martiny 13. 11. 
Möllemann 12. 11. 
Petersen 13. 11. 
Paintner 13. 11. 
Reuschenbach 13. 11. 
Frau Schoppe 12. 11. 
Schröer (Mülheim) 13. 11. 
Spöri 13. 11. 
Dr. Unland 13. 11. 
Voigt (Frankfurt) 13. 11. 
Frau Dr. Vollmer 12. 11. 
Wetzel 13. 11. 
Wieczorek 13. 11. 
Zink 12. 11. 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Versamm-
lung des Europarates 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Vahlberg (SPD) (Drucksache 11/ 
1109 Fragen 30 und 31) : 

Was gedenkt die Bundesregierung gegen die gefährliche 
Überlastung des Münchener Luftraums und die daraus resultie-
renden Verspätungen im Luftverkehr zu tun? 

Wie steht die Bundesregierung zu den Vorwürfen, die in die-
sem Zusammenhang von den Fluglotsen in Riem erhoben wer-
den, daß die schlechten Arbeitsbedingungen angesichts des 
ständig steigenden Flugverkehrs, die vergleichsweise schlechte 
Bezahlung und eine verfehlte Personalpolitik der Bundesregie-
rung mit ursächlich sind für die gegenwärtige Situation auf dem 
Flughafen München-Riem? 

Zu Frage 30: 

Zur Behebung der Überlastung des Münchner Luft-
raumes kommen folgende Maßnahmen in Betracht: 

- Verpflichtung zur rechtzeitigen Koordination der 
An- und Abflugzeiten für alle Flüge am Flughafen 
Riem. 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

- Befes tigung der Grasbahn, die neben der Haupt-
bahn vorhanden ist, damit sie auch nach Regenfäl-
len und im Winter benutzt werden kann. 

- Verlagerung zumindest eines Teils der Allgemei-
nen Luftfahrt auf andere Flugplätze in der Region 
München, um die vorhandene Kapazität für den 
Linien- und Charterverkehr freizuhalten. 

Die Bayerische Staatsregierung hat die beiden erst-
genannten Maßnahmen in diesen Tagen beschlossen; 
sie läßt derzeit noch untersuchen, welche Ausweich-
plätze für die Allgemeine Luftfahrt in Frage kom-
men. 

Der Bundesminister für Verkehr wird diese Maß-
nahmen im Rahmen seiner Zuständigkeiten unterstüt-
zen. 

Zu Frage 31: 

Die Zahlen der kontrollierten Flugbewegungen und 
die betrieblichen Untersuchungen beweisen, daß die 
Fluglotsen mit hohem Einsatz arbeiten, um den Ver-
kehr sicher und zügig abzuwickeln. Die von Ihnen 
erwähnten Vorwürfe sind eine unzulässige Verbin-
dung zwischen den bestehenden Engpässen am Flug-
hafen Riem und den Forderungen der Fluglotsen zur 
Verbesserung ihrer sozialen Situa tion. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage des 
Abgeordneten Schulhoff (CDU/CSU) (Drucksache 
11/1109 Frage 32): 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Standort Düsseldorf 
als Ziel- und Abfahrtsort des neuen Hochgeschwindigkeitszu-
ges TGV unter den Aspekten, daß Düsseldorf zu einem in der 
wirtschaftsgeographischen Mitte zwischen dem Köln/Bonner-
Raum und dem größten Ballungsraum Europas, dem Ruhrge-
biet, liegt sowie als Partner zahlreicher französischer Firmen eng 
mit Frankreich zusammenarbeitet, zum anderen über einen 
Hauptbahnhof verfügt, der nach seinem Umbau für die Auf-
nahme des TGV bereits heute eine geeignete Kapazität und 
Elastizität besitzt, die unter anderem den Bau einer weiteren 
aufwendigen Trasse auf Düsseldorfer Stadtgebiet überflüssig 
macht? 

Zu Frage 32: 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß Düs-
seldorf für den Hochgeschwindigkeitsverkehr eine 
große Bedeutung hat. Bei den Untersuchungen für 
eine Schnellbahnverbindung Paris-Brüssel-Köln-
Amsterdam wurde berücksichtigt, Hochgeschwindig-
keitszüge auch über Köln hinaus in Richtung Düssel-
dorf und Dortmund zu fahren. 

Durch den geplanten Ausbau der Strecke Köln

-

Aachen für mindestens 200 km/h und den bereits mit 
ersten Maßnahmen begonnenen Ausbau der Strecke 
Köln-Düsseldorf-Münster für Geschwindigkeiten 
von 200 km/h sind in Verbindung mit den Maßnah-
men in den Nachbarländern nachhaltige Verbesse-
rungen in den Verkehrsverbindungen nach Belgien 
und Frankreich zu erwarten. 
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Damit wird dem Anliegen von Düsseldorf, in das 
europäische Schnellverkehrsnetz einbezogen zu wer-
den, Rechnung getragen. 

Anlage 4 

Antwort 

des Staatsministers Schäfer auf die Fragen der Abge-
ordneten Frau Schoppe (GRÜNE) (Drucksache 11/ 
1109 Fragen 49 und 50): 

Hat die Bundesregierung auf der Ministerratstagung am 
26./27. Oktober 1987 der WEU in Den Haag auf die verheeren-
den Folgen hingewiesen, die die Atomtests Frankreichs im Süd-
pazifik für die Lebensgrundlagen der Anrainer nach sich ziehen 
(vor allem in bezug auf Fischfang, Wasser-, Luft- und Bodenver-
seuchung)? 

Angesichts der Tatsache, daß die Regierung der Französi-
schen Republik betont, sie unternehme die Atomtests auch im 
europäischen Interesse und sie seien im übrigen völlig unge-
fährlich, ist die Bundesregierung bereit klarzustellen, daß derar-
tige Tests nicht im deutschen Interesse liegen? 

Zu Frage 49: 

Die Frage der französischen Atomtests im Südpazi-
fik war kein Thema der Beratungen zur „Plattform " 
der WEU. 

Zu Frage 50: 

Die Haltung der Bundesregierung zu Nukleartests 
ist eindeutig und unserem französischen Partner be-
kannt: Wir setzen uns für einen umfassenden, zuver-
lässig verifizierbaren nuklearen Teststopp zu einem 
frühestmöglichen Zeitpunkt ein. Zur Erreichung die-
ses Zieles scheinen uns schrittweise Lösungen der 
aussichtsreichste Weg zu sein. 

Anlage 5 

Antwort 

des Staatsministers Schäfer auf die Fragen der Abge-
ordneten Frau Kelly (GRÜNE) (Drucksache 11/1109 
Fragen 51 und 52) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die 
Bundesregierung sich mit der Unterzeichnung der WEU- „Platt-
form : Europäische Sicherheitsinteressen" vom 26./27. Oktober 
1987 auf eine westeuropäische Aufrüstungsdynamik festgelegt 
hat, deren Ergebnis eine westeuropäische Atomstreitmacht sein 
kann? 

Was hat die Bundesregierung auf der WEU-Ministerratsta-
gung am 26./27. Oktober 1987 in Den Haag unternommen, um 
darauf hinzuwirken, daß die atomare Abrüstung über den INF-
Bereich hinaus vorangetrieben und nicht etwa durch eigenstän-
dige atomare Aufrüstung von WEU-Ländern ins Gegenteil ver-
kehrt wird? 

Zu Frage 51: 

Die in dieser Frage enthaltene Unterstellung ist un-
zutreffend. Die Sicherheitspolitik der Bundesregie-
rung umfaßt — wie auch Ziffer III der Plattform, die 
eine einvernehmliche Festlegung europäischer Si-
cherheitsinteressen durch die Regierungen der WEU-
Mitgliedstaaten enthält — neben Verteidigung auch 

Rüstungskontrolle und Abrüstung sowie Dialog und 
Zusammenarbeit als integrale Bestandteile. 

Zu Frage 52: 

Die WEU-Plattform bekräftigt in IIIb 2 die Absicht 
der WEU-Partner, ihr Gesamtkonzept für Rüstungs-
kontrolle und Abrüstung „im Einklang mit der Erklä-
rung des Bündnisses vom 12. Juni 1987 fortzuentwik-
keln und im Rahmen dieses Konzepts, wie es insbe-
sondere in den Absätzen 7 und 8 dieser Erklärung 
dargelegt ist, weiter zu arbeiten". 

Absatz 7 der NATO-Erklärung nennt als Bereiche, 
in denen über ein INF-Abkommen hinaus Abrü-
stungsvereinbarungen anzustreben sind: 

— eine 50%ige Reduzierung der s trategischen nu-
klearen Offensivwaffen der USA und der Sowjet-
union, die während der laufenden Genfer Ver-
handlungen erzielt werden sollte; 

— die weltweite Beseitigung chemischer Waffen; 

— die Herstellung eines stabilen und sicheren Ni-
veaus konventioneller Streitkräfte durch die Besei-
tigung von Ungleichgewichten in ganz Europa; 

— im Zusammenhang mit der Herstellung eines kon-
ventionellen Gleichgewichts und einer weltweiten 
Beseitigung chemischer Waffen deutliche und 
überprüfbare Reduzierungen amerikanischer und 
sowjetischer bodengestützter nuklearer Flugkör-
persysteme kürzerer Reichweite, die zu gleichen 
Obergrenzen führen. 

Anlage 6 

Antwort 

des Staatsministers Schäfer auf die Fragen der Abge-
ordneten Frau Eid (GRÜNE) (Drucksache 11/1109 
Fragen 61 und 62) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Rolle der bundesdeut-
schen Industrie in Südafrika angesichts des Verhaltens führen-
der Firmenvertreter gegenüber dem bundesdeutschen Ge-
schäftsträger Fritz Ziefer, der heftig kritisiert wurde, weil er 
von der Industrie Engagement gegen die Apartheid verlangt 
hatte? 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus der 
gegenüber Herrn Ziefer dokumentierten Unterstützung des 
Apartheidregimes hinsichtlich weiterer Förderung der Investi-
tionen in Südafrika durch Doppelbesteuerungsabkommen und 
der Exportförderung durch HERMES-Bürgschaften? 

Zu Frage 61: 

Die Bundesregierung ist über das Verhalten einiger 
Teilnehmer des Jahresbanketts der deutschsüdafri-
kanischen Kammer für Handel und Indust rie erstaunt. 
Das von dem deutschen Geschäftsträger in Abwesen-
heit des Botschafters vorgetragene, von diesem und 
vom Auswärtigen Amt vorher genehmigte Grußwort 
gibt die politische Haltung der Bundesregierung wie-
der. Ob es sich bei denjenigen, die ihr Mißfallen be-
kundeten, um südafrikanische oder deutsche Staats- 
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angehörige handelte, entzieht sich der Kenntnis der 
Bundesregierung. 

Im übrigen fand auf Bitten des Direktoriums der 
deutsch-südafrikanischen Kammer für Handel und In-
dustrie am 6. November 1987 in der deutschen Bot-
schaft ein Gespräch des Botschafters mit dem Direk-
torium statt. Dabei brachte das Direktorium ausdrück-
lich sein Bedauern über die Art, wie während des Ban

-

ketts auf den Vortrag des Geschäftsträgers reagie rt 
 wurde, zum Ausdruck. 

Zu Frage 62: 

Die Bundesregierung sieht keine Veranlassung, 
von ihrer bewährten und mit ihren europäischen Part-
nern abgestimmten Politik abzugehen. 
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